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Beginn: 9.05 Uhr

Präsident Dr. König:
Meine sehr geehrten Damen und Herren Abge-
ordneten, ich heiße Sie herzlich willkommen zur 
11. Sitzung des Thüringer Landtags, die ich hier-
mit eröffne. Ich begrüße auch die Vertreterinnen 
und Vertreter der Landesregierung, die Besucherin-
nen und Besucher auf der Besuchertribüne, die 
Vertreterinnen und Vertreter der Medien sowie 
die Zuschauerinnen und Zuschauer am Internet-Li-
vestream.

Zu Beginn der Sitzung möchte ich Frau Abgeordne-
ter Katja Wolf, Ministerin für Finanzen, recht herz-
lich zum Geburtstag gratulieren, Gottes Segen, al-
les Gute für das neue Lebensjahr.

(Beifall im Hause)

Schön, dass Sie heute den Tag mit uns verbringen!

(Zuruf Abg. Wolf, BSW: Nichts Schöneres 
könnte ich mir wünschen!)

Mit der Schriftführung sind zu Beginn der Sitzung 
Herr Abgeordneter Hoffmann und Herr Abgeordne-
ter Thomas betraut.

Ihr Fernbleiben von der heutigen Sitzung haben 
mitgeteilt Herr Abgeordneter Henkel, Herr Abgeord-
neter Ramelow, Frau Abgeordnete Schweinsburg, 
Frau Abgeordnete Wirsing, Frau Ministerin Boos-
John und Herr Ministerpräsident Voigt zeitweise.

Ich möchte noch einige Hinweise zur Tagesordnung 
geben:

Elektronisch bereitgestellt bzw. verteilt wurden zu 
Tagesordnungspunkt 3 ein Änderungsantrag der 
Fraktion Die Linke in der Drucksache 8/618, zu 
Tagesordnungspunkt 5 a ein Änderungsantrag der 
Fraktionen der CDU, des BSW und der SPD in der 
Drucksache 8/621 sowie zu den Tagesordnungs-
punkten 5 a und b die Kenntnisnahme 8/39 und zu 
Tagesordnungspunkt 14 ein Änderungsantrag der 
Fraktionen der CDU, des BSW und der SPD in der 
Drucksache 8/619 sowie ein weiterer Änderungsan-
trag derselben Fraktionen in der Drucksache 8/620.

Bei der gestrigen Feststellung der Tagesordnung 
wurde Übereinkunft erzielt, den Tagesordnungs-
punkt 3 in der heutigen Plenarsitzung als vorletz-
ten Punkt vor den Tagesordnungspunkten 5 a und 
5 b zur zweiten Beratung aufzurufen. Die beiden 
Punkte 5 a und b sollen als letzte Punkte aufge-
rufen werden. Ich erinnere auch daran, dass der 
Tagesordnungspunkt 18 heute vor der Mittagspau-
se aufgerufen werden soll. Nach der Mittagspau-
se wird die Fragestunde fortgesetzt. Es sind nicht 
mehr ganz so viele Mündliche Anfragen vorhanden, 

sodass wahrscheinlich die Stunde nicht voll ausge-
reizt werden wird. Von daher, vielleicht können Sie 
das auch in Ihrer Planung, was die Mittagsgestal-
tung angeht, für den einen oder anderen berück-
sichtigen.

Kommen wir nun zur Feststellung der Tagesord-
nung. Wird der Ihnen vorliegenden Tagesordnung 
zuzüglich der von mir genannten Hinweise wider-
sprochen? Frau Abgeordnete Jary.

Abgeordnete Jary, CDU:
Vielen Dank, Herr Präsident. Wir haben gestern 
den Tagesordnungspunkt 30, die Wahl der Mitglie-
der des Kuratoriums der Landeszentrale für poli-
tische Bildung, gehabt und gestern gesagt, wir 
avisieren keine Wahlwiederholung nach gestrigem 
Stand. Für heute würden wir das beantragen wollen 
und auch zum Beginn der heutigen Sitzung abar-
beiten wollen.

Präsident Dr. König:
Vielen Dank, Frau Jary. Gibt es weitere Wortmel-
dungen? Das, sehe ich, ist nicht der Fall. Dann 
lasse ich darüber abstimmen, dass der Tagesord-
nungspunkt 30 – Wahl der Mitglieder des Kuratori-
ums der Landeszentrale für politische Bildung Thü-
ringen –, Wahlvorschlag der Fraktion der CDU, 
als Wiederholungswahl heute als erster Tagesord-
nungspunkt aufgerufen wird. Wer dem zustimmt, 
den bitte ich um das Handzeichen. Das sind die 
Stimmen aus allen Fraktionen. Gegenstimmen? 
Enthaltungen? Nicht der Fall. Damit starten wir heu-
te mit Tagesordnungspunkt 30 und ich sehe keinen 
weiteren Widerspruch zur Tagesordnung, die ich 
hiermit feststelle.

Ich rufe nun auf Tagesordnungspunkt 30

Wahl der Mitglieder des Kura-
toriums der Landeszentrale für 
politische Bildung Thüringen
Wahlvorschlag der Fraktion der 
CDU
- Drucksache 8/564 - Neufas-
sung - 

Im Ergebnis des gestrigen Wahlverfahrens – Frau 
Jary hat es schon angesprochen – wurde ein Sitz 
nicht besetzt. Gewählt ist, wer die Mehrheit der ab-
gegebenen gültigen Stimmen erreicht. Die Fraktion 
der CDU schlägt erneut Frau Abgeordnete Marion 
Rosin vor. Über den Wahlvorschlag wird – wie ges-
tern auch – offen durch Handzeichen abgestimmt. 
Sie haben eine Stimme und können mit Ja, Nein 
oder Enthaltung stimmen. Ich bitte Sie, Ihr Abstim-
mungsverhalten so zu signalisieren, dass es von 
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hier vorn gut erkennbar ist, und eröffne hiermit den 
Wahlgang.

Wer zustimmt, dass Frau Abgeordnete Marion Ro-
sin – Wahlvorschlag der CDU – Mitglied des Kura-
toriums der Landeszentrale für politische Bildung 
Thüringen wird, den bitte ich um das Handzeichen. 
Das sind die Stimmen aus der Fraktion Die Linke, 
der SPD, des BSW, der CDU und der AfD. Gibt es 
Enthaltungen? Gibt es Neinstimmen? Das ist nicht 
der Fall. Damit ist Frau Rosin einstimmig in das Ku-
ratorium der Landeszentrale für politische Bildung 
gewählt.

(Beifall CDU, BSW)

Es ist schön, dass wir im Hohen Haus auch einmal 
so viel Einigkeit nach außen signalisieren. Deswe-
gen: Herzlichen Glückwunsch, Frau Rosin.

Damit schließe ich Tagesordnungspunkt 30 und ru-
fe auf Tagesordnungspunkt 12

Thüringens Zukunft entwi-
ckeln: Mit Investitionen und 
Beteiligungen den Wirtschafts-
standort nachhaltig moderni-
sieren und Unternehmen mit 
ihren Arbeitsplätzen sichern
Antrag der Fraktion Die Linke
- Drucksache 8/328 - 

Ist Begründung gewünscht? Herr Abgeordneter 
Schubert.

Abgeordneter Schubert, Die Linke:
Sehr geehrter Herr Präsident, werte Kolleginnen 
und Kollegen, liebe Zuschauerinnen und Zuschauer 
hier im Hohen Haus und an den Bildschirmen! „Mit 
Investitionen und Beteiligungen den Wirtschafts-
standort nachhaltig modernisieren und Unterneh-
men mit ihren Arbeitsplätzen sichern“ ist das The-
ma unseres Antrags. Es geht um nicht mehr und 
nicht weniger als um die Zukunftsperspektiven der 
Arbeits- und Lebensbedingungen am Wirtschafts-
standort Thüringen. Wie dringend diese Fragen 
sind, ist gestern Abend noch mal beim parlamenta-
rischen Abend des Thüringer Erneuerbare Energien 
Netzwerks unterstrichen worden.

Es ist bedauerlich, dass wir diesen Antrag nicht 
schon im Januar-Plenum aufrufen konnten. Aber es 
hat auch sein Gutes, weil wir ja seit dieser Woche 
mit Blick auf die Entwicklung auf Bundesebene – 
denke ich – in einem völlig neuen Kontext agieren. 
Das können wir hier in Thüringen auch nicht so-
zusagen im luftleeren Raum administrieren. Umso 
wichtiger es, diesen Antrag heute hier im Plenum 
zu diskutieren.

Ich möchte gleich zu Beginn sagen, dass ich nicht 
umhinkomme, den Kollegen der CDU zu gratulie-
ren, und zwar nicht zum Wahlsieg am 23.02., son-
dern zu dem Erkenntnisgewinn Ihres Bundesvorsit-
zenden in der Woche danach, dass wir in Deutsch-
land nämlich Investitionen so dringend benötigen, 
dass sie jetzt auch kreditfinanziert werden müs-
sen. Ich sage mal: Herzlich willkommen im Klub. 
Wir haben auch zur Kenntnis genommen, dass Mi-
nisterpräsident Voigt das jetzt als Chance für ein 
Modernisierungsjahrzehnt lobt. Wie sich das mit 
dem bisherigen Dogmatismus in Bezug auf eine 
schwarze Null glaubwürdig erklären lässt, bleibt Ihr 
Problem. Und ob es verfassungskonform ist, Zu-
kunftsentscheidungen mit abgewählten Mehrheiten 
zu beschließen, wird Die Linke in Karlsruhe über-
prüfen lassen.

Die Linke hat im Unterschied zur Union schon vor 
der Bundestagswahl in Thüringen immer die Not-
wendigkeit kreditfinanzierter Investitionen in die Zu-
kunft unseres Landes, in die Modernisierung der 
Infrastruktur – Stichwort „Verkehrswende“ – oder 
auch in die Dekarbonisierung unserer Wirtschaft 
– Stichwort „Klimaschutz“ – gesehen. Wir standen 
und stehen damit auch nicht allein. Führende Wirt-
schaftsforschungsinstitute im Land inklusive der 
Bundesbank fordern schon längst mindestens eine 
Reform der Schuldenbremse. Wir als Linke haben 
sie schon immer als überflüssig kritisiert.

Warum braucht es allerdings jetzt unseren Antrag? 
Schauen wir auf die Realitäten: Unser Land steht 
industriepolitisch und damit wirtschaftspolitisch an 
einem Scheideweg. Das dritte Rezessionsjahr hat 
nach Einschätzung des Bundesverbands der Deut-
schen Industrie begonnen und Gewerkschaften, die 
Wirtschaftsverbände sowie anerkannte Wirtschafts-
forscher laufen seit Monaten, ja, seit Jahren Sturm 
gegen verpasste bzw. inkonsequente Weichenstel-
lungen, die unsere Zukunft, unsere Arbeitsplätze 
und Existenzen und damit auch Steuereinnahmen 
und Entwicklungsperspektiven auch unseres Bun-
deslandes in wachsendem Maße gefährden. So for-
derte jüngst erst die Thüringer Bauwirtschaft mehr 
öffentliche Investitionen. Der Vorsitzende des DGB 
Hessen-Thüringen, Michael Rudolph, hat vorige 
Woche ebenfalls gefordert: Wir brauchen „Investi-
tionen in […] Dekarbonisierung und öffentliche In-
frastruktur“ und endlich die „Reform der Schulden-
bremse.“

(Beifall Die Linke)

In unserem Antrag geht es genau um diese Fra-
gen, um die Zukunftsgestaltung des Freistaats. Wir 
haben dafür konkrete Maßnahmen formuliert und 
auch von substanziellen Summen gesprochen, die 
dafür auch in Thüringen zur Verfügung gestellt wer-
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den müssen. Durch die Verschiebung unseres An-
trags jetzt auf das März-Plenum passt es beson-
ders gut in die nun völlig neue Debatte, die von der 
Koalition in Gründung auf Bundesebene eröffnet 
wurde, auch die Schuldenbremse für die Bundes-
länder endlich zumindest zu lockern.

Ich möchte hier nur erinnern: Dekarbonisierung, 
der Strukturwandel hin zu einer klimaneutralen 
Wirtschaft, ist kein nice-to-have, sondern eine 
Grundvoraussetzung zur Sicherung unserer Exis-
tenzgrundlagen sowohl im weiteren Sinne für die 
Menschheit als auch im Sinne der Wettbewerbsfä-
higkeit unserer Wirtschaft. Kommt es zu keinem 
Kurswechsel mit einer aktiven Industriepolitik im 
Sinne einer sozial-ökologischen Transformation in-
klusive einer Beteiligungsstrategie, die sich an 
Dekarbonisierung und Kreislaufwirtschaft ausrich-
tet, werden die Risiken aktiviert: Deindustrialisie-
rung, Verfehlen der Klimaschutzziele mit allen Kon-
sequenzen auf unsere Umwelt und den Haushalt.

Der andere Weg führt zu den Chancen dieses 
Strukturwandels. Bezifferbar ist er in Thüringen 
nach einer Analyse, die das damalige Wirtschafts-
ministerium im Jahr 2023 in Auftrag gegeben hat, 
mit 23,5 Milliarden zusätzlichem Wirtschaftswachs-
tum, und zwar bis 2035. Aber genau hier muss 
das Land mit seinen Möglichkeiten jetzt mutig vor-
angehen. Deshalb freuen wir uns heute hier auf 
die Debatte im Plenum und anschließend im Wirt-
schaftsausschuss, wo dieser Themenkomplex un-
bedingt diskutiert werden sollte, um auch zu den 
Vorstellungen der Regierungskoalition ausweislich 
der Ansagen im Koalitionsvertrag in die Diskussi-
on kommen zu können. Ich bedanke mich für die 
Diskussion schon vorab und hoffe, dass wir diese 
auch substanziell zu Ergebnissen führen, und zwar 
in kürzester Frist. Vielen Dank.

(Beifall Die Linke)

Präsident Dr. König:
Vielen Dank, Herr Schubert. Als Nächsten rufe ich 
Herrn Abgeordneten Liebscher für die Fraktion der 
SPD auf.

Abgeordneter Liebscher, SPD:
Herr Präsident, liebe Kolleginnen und Kollegen, gu-
ten Morgen! Die Transformation der Wirtschaft, wie 
sie im vorliegenden Antrag der Linksfraktion ange-
sprochen wird, ist zweifellos eine der größten Her-
ausforderungen unserer Zeit. Sie betrifft uns alle, 
als Unternehmen, die Beschäftigten und natürlich 
auch die Politik, und sie verlangt entschlossenes 
Handeln, um Thüringen weiter zukunftsfähig zu ma-
chen.

Die wirtschaftliche Lage ist angespannt, das ist 
unübersehbar. Noch immer spüren wir die Folgen 
der Coronapandemie, die Auswirkungen des rus-
sischen Angriffskriegs und die Energiekrise sowie 
den grassierenden Mangel an Fachkräften. Nun 
kommt obendrauf auch noch der Zollkonflikt im 
Handel mit den USA. Gleichzeitig erleben wir tief-
greifende strukturelle Veränderungen durch die 
Dekarbonisierung, die Digitalisierung und den de-
mografischen Wandel. Diese Faktoren setzen vor 
allem unsere mittelständischen Unternehmen unter 
Druck. Wie die jüngste Branchenumfrage des Ver-
bands der Wirtschaft Thüringens zeigt, sind 70 Pro-
zent der Unternehmen von Umsatzeinbußen be-
troffen und 61 Prozent melden bereits Beschäfti-
gungsrückgänge. Solche Zahlen sprechen eine kla-
re Sprache: Wir stehen vor einer enormen Aufgabe.

Doch die Herausforderung der Transformation birgt 
auch Chancen für Wachstum, für Innovation und 
für neue zukunftsfähige Arbeitsplätze. Es ist unse-
re Aufgabe, diese Chancen zu nutzen und gleich-
zeitig diejenigen zu unterstützen, die vom Wandel 
besonders betroffen sind. Als SPD-Fraktion setzen 
wir uns dafür ein, die Transformation aktiv zu ge-
stalten, sozial gerecht, ökologisch nachhaltig und 
wirtschaftlich sinnvoll.

Ein zentraler Baustein dafür ist der Transformati-
ons-, Technologie- und Innovationsfonds, den wir 
im Koalitionsvertrag verankert haben und den wir 
auf den Weg bringen wollen. Dieser Fonds bietet 
den Unternehmen die Möglichkeit, in klimafreundli-
che Technologien, neue Produktionsmethoden und 
innovative Geschäftsmodelle zu investieren. Damit 
schaffen wir nicht nur Planungssicherheit, sondern 
auch konkrete Wachstumsimpulse.

Meine sehr geehrten Damen und Herren, es geht 
uns dabei nicht nur um abstrakte Investitionen. 
Es geht darum, die Unternehmen und die Beschäf-
tigten direkt zu unterstützen. Der Fonds kann bei-
spielsweise dabei helfen, emissionsarme Produkti-
onsmethoden einzuführen, die Digitalisierung vor-
anzutreiben oder Forschungsergebnisse schneller 
in die Praxis umzusetzen. Kurz gesagt: Wir geben 
den Unternehmen die Mittel an die Hand, die sie für 
eine erfolgreiche Transformation brauchen.

Die Dekarbonisierung bietet Thüringen enorme 
Wachstumspotenziale, insbesondere in den Berei-
chen Optik und Sensorik, die Schlüsseltechnologi-
en für viele grüne Märkte darstellen. Thüringen ver-
fügt über eine starke industrielle Basis, die sich 
durch Spezialisierungen wie Maschinenbau, Fahr-
zeugbau und erneuerbare Energien auszeichnet – 
Bereiche, die von der Transformation besonders 
profitieren können. Durch gezielte Investitionen in 
Innovationen und die Nutzung grüner Technologien 
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können bis zum Jahr 2035 zusätzlich rund 20 bis 
25 Milliarden Euro an Wertschöpfung generiert wer-
den, vorausgesetzt es gelingt, die Verfügbarkeit er-
neuerbarer Energien sicherzustellen.

Wichtige Impulse zur Transformation kommen aus 
der Wissenschaft. Das ganz neue Forschungsfo-
rum Mobilitätsökonomik, eine Initiative der TU Il-
menau und der TU Cottbus-Senftenberg, unter-
sucht die wirtschaftlichen Auswirkungen der Ver-
kehrswende mit dem Fokus Ostdeutschland. Die-
ses interdisziplinäre Projekt wird nicht nur fundier-
te Analysen liefern, sondern auch konkrete Hand-
lungsempfehlungen, wie wir nachhaltige Mobilitäts-
strategien umsetzen und gleichzeitig die Wettbe-
werbsfähigkeit unserer Automobilindustrie gewähr-
leisten können.

Für uns als Abgeordnete ist es unabdingbar, sol-
che wissenschaftlichen Erkenntnisse aktiv in unse-
re Entscheidungsprozesse einzubinden, um Thürin-
gens Transformation auf eine belastbare Grundlage 
zu stellen. Wir wissen aber auch, dass jede Trans-
formation soziale Verwerfungen mit sich bringen 
kann. Deshalb setzen wir als SPD auf eine enge 
Einbindung der Beschäftigten. Die Transformations- 
und Technologieberatungsstelle, die auf unsere In-
itiative hin eingerichtet wurde, ist ein hervorragen-
des Beispiel dafür. Sie unterstützt Betriebs- und 
Personalräte dabei, Transformationsprozesse aktiv 
zu begleiten und qualifizierungsorientierte Maßnah-
men in den Unternehmen umzusetzen. Die Qualifi-
kation der Mitarbeitenden ist einer der Schlüssel, 
um die vor uns liegenden Aufgaben auch zu meis-
tern. Darüber hinaus halten wir an einer Tarifbin-
dung und an fairen Arbeitsbedingungen fest. Der 
Wandel darf nicht auf dem Rücken der Beschäftig-
ten ausgetragen werden. Es ist unsere Pflicht, gute 
Arbeitsplätze zu sichern und neue Perspektiven zu 
schaffen, auch durch Umschulungen und Weiterbil-
dungsangebote.

Meine sehr geehrten Damen und Herren, der An-
trag der Linksfraktion enthält einige interessante 
Ansätze, aber wir müssen darauf achten, dass die 
Maßnahmen realistisch und finanziell tragbar blei-
ben. Es genügt nicht, nur Forderungen aufzustel-
len, wir müssen auch Prioritäten setzen. Staatliche 
Mittel sind aus unserer Sicht ein wichtiger Motor, 
um private Investitionen anzuschieben. Wichtig da-
bei sind die Leitlinien, die Rahmenbedingungen 
und eine klar definierte Zielstellung. Zusätzliche Be-
teiligungen der öffentlichen Hand über die bereits 
bestehenden Kooperationen hinaus betrachten wir 
allerdings deutlich kritischer. Wir verfügen über ef-
fektive Instrumente mit der Landesentwicklungsge-
sellschaft und der bm-t beteiligungsmanagement 
thüringen GmbH. Als Beteiligungsgesellschaft des 

Freistaats beteiligt sich Letztere schon jetzt an über 
50 innovativen und wachstumsorientierten Unter-
nehmen mit großem Zukunftspotenzial aus den Be-
reichen Automotive, grüne Technologien, IT, Biowis-
senschaften, Maschinenbau, Elektrotechnik sowie 
der Metallindustrie.

Lassen Sie uns also den Blick auf die Chancen 
richten. Thüringen hat nach wie vor großes Poten-
zial, ein Vorreiter der Transformation zu werden. 
Mit unserem starken Mittelstand, unserer Innovati-
onskraft und engagierten Beschäftigten können wir 
neue Märkte erschließen und unsere Wirtschaft auf 
eine klimafreundliche Basis stellen. Die Weiterfüh-
rung des Branchendialogs Automobilindustrie durch 
die neue Landesregierung ist ein gutes Beispiel da-
für, wie wir Politik und Wirtschaft weiter eng verzah-
nen können, um den Wandel gemeinsam zu gestal-
ten. Solche Dialoge sind wichtig, um die Interessen 
aller Beteiligten zu berücksichtigen und konkrete 
Lösungen zu finden.

Ich komme zum Schluss. Wir müssen die Hand-
lungsmöglichkeiten und Maßnahmen priorisieren – 
das haben wir schon gesagt. Wir als SPD haben 
dabei stets ein festes Ziel vor Augen, Thüringen zu 
einem sozialen, nachhaltigen und innovativen Wirt-
schaftsstandort der Zukunft zu machen. Wir schla-
gen vor, den Antrag im Wirtschaftsausschuss weiter 
zu diskutieren. Herzlichen Dank für Ihre Aufmerk-
samkeit.

(Beifall CDU, BSW, SPD)

Präsident Dr. König:
Vielen Dank, Herr Abgeordneter Liebscher. Als 
Nächstem erteile ich für die Fraktion der AfD Herrn 
Abgeordneten Prophet das Wort.

Abgeordneter Prophet, AfD:
Sehr geehrter Herr Präsident, meine sehr geehrten 
Damen und Herren, liebe Zuschauer hier auf den 
Tribünen und draußen an den Geräten! Meine lie-
ben Kollegen von der Linkspartei, für diesen An-
trag, den Sie hier eingereicht haben, haben Sie 
meinen vollen Respekt. Sie zeigen hiermit ganz 
deutlich, dass Sie die Vertreter des Plansozialismus 
sind, und

(Beifall AfD)

das muss man Ihnen lassen. Ich bin aufgrund mei-
nes Alters zurückversetzt – vor 40 Jahren waren 
Ihre Wirtschaftsökonomen bei der Erkenntnis ange-
langt: überholen statt einzuholen.

(Heiterkeit AfD)
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Der deutsche Sonderweg findet bei Ihnen nun ei-
ne besondere Ausformung und die bedingt unter 
anderem die Diskussion über eine Schuldenbrem-
se. Ich möchte Ihnen auf den Rängen sagen: Die 
Schuldenbremse wollen wir von der Alternative für 
Deutschland verhindern. Das machen wir deshalb, 
damit Sie ein Leben führen können, damit wir Ihnen 
nicht zu den heute schon bestehenden 1 Billion 
Euro Schulden weitere Milliarden aufhalsen, damit 
Sie hier ein geträumtes Wolkenkuckucksheim zu 
bezahlen haben.

(Beifall AfD)

Der Kern Ihres Antrags zur Dekarbonisierung setzt 
wieder einmal auf das, was Sie können: mehr staat-
liche Eingriffe, mehr staatliche Planwirtschaft, mehr 
Wirtschaftspolitik von oben nach unten. Die Dekar-
bonisierung um jeden Preis ist keine Forderung 
der Unternehmerverbände oder des Thüringer Mit-
telstandes, wird weder von der IHK noch von der 
Handwerkskammer unterstützt. Dass unsere Wirt-
schaft auch infolge Ihrer 10-jährigen ideologisch-
motivierten Wirtschaftspolitik momentan das dritte 
Jahr in Stagnation verharrt, dass wir Rezession ha-
ben, dass wir uns in einer permanenten Inflation 
bewegen, dass wir Wohlstandsverluste festzustel-
len haben und es mit einer zunehmenden Arbeitslo-
sigkeit zu tun bekommen, hat letztendlich die Ursa-
che in Ihrer Politik. Die Lösung, die Sie anbieten, 
ist einfach mehr von demselben Gift, mehr Regulie-
rung, mehr Eingriffe, mehr Bürokratie.

(Beifall AfD)

Lassen Sie mich klarstellen: Das wird so nicht funk-
tionieren. Immer mehr Bürger sehen die Auswirkun-
gen Ihrer Politik in ihrem eigenen Portemonnaie. 
Auch mit diesem Blick in das eigene Portemonnaie 
haben die Wählerinnen und Wähler Sie im Septem-
ber zu Recht abgewählt.

(Beifall AfD)

Lassen Sie mich kurz auf einige Kernpunkte ein-
gehen, damit der aus meiner Sicht falsche Weg 
beschrieben werden kann. Zu Punkt I.2 – Digitali-
sierung demografischer Wandel und Dekarbonisie-
rung: Sie glauben doch nicht ernsthaft, dass wir 
diese drei riesigen epochalen Herausforderungen 
gleichzeitig bewältigen können, wo wir doch heu-
te schon bei einem völlig überlasteten Wirtschafts- 
und Energiesystem an die Grenzen des Machbaren 
gekommen sind. Es grenzt ja wohl an Größenwahn 
oder Ausblendung der Realität oder beides, in 
der aktuellen Wirtschaftskrise die Dekarbonisierung 
noch on top der Ziele obendrauf zu setzen, heu-
te, wo der Überlebenskampf der mittelständischen 
Unternehmen die Realität geworden ist. In Ihrem 
Ansinnen, unserer Wirtschaft gleichzeitig sowohl 

die energetische Grundlage in Form von Öl, Gas, 
Kohle und Kernkraft zu rauben und zeitgleich die 
demografische Herausforderung des Generationen-
wandels durch eine unkontrollierte Masseneinwan-
derung kompensieren zu wollen, ist bereits heute 
eine Überforderung. Die aktuelle Situation, die wir 
im Land festzustellen haben, unterstreicht dies mit 
deutlicher Realität.

(Beifall AfD)

In Punkt I.3 sind Sie unterwegs bei einer „glaub-
würdigen Transformationsstrategie“. Ich würde es 
ja eher Deformationsstrategie nennen. Diese ist be-
reits gescheitert, denn die Energiewende hat uns 
hohe Preise und eine unsichere Energieversorgung 
beschert. Die Energiekosten für Unternehmen und 
Haushalte sind gestiegen, die Gefahr von Produk-
tionsausfällen und die Gefahr von Arbeitsplatzver-
lusten sind real geworden. Zudem ist in jeder öf-
fentlichen Publikation zu lesen, dass Unternehmen 
in Scharen unser Land verlassen oder in die Insol-
venz gehen. Dabei wird doch der von Ihnen ange-
strebte Umbau hin zu Elektromobilität, zu Wärme-
pumpen, zur Digitalisierung den Strombedarf um 
ein Vielfaches erhöhen. Dabei wissen wir nicht ein-
mal, wie wir den dazu notwendigen Netzausbau 
finanzieren können – das wissen weder Sie noch 
wir. Die Schuldenproblematik, die in Berlin ange-
sprochen wird, verschiebt das Problem nur in die 
Zukunft.

(Beifall AfD)

Die Frage, wie wir heute entstehende Engpässe in 
der Stromversorgung ohne existierende Speicher-
möglichkeiten überhaupt überwinden können, ist 
völlig unbeantwortet. Unerwähnt bleiben dabei auch 
die verschwendeten Milliarden im Gegenzug zu den 
von Herrn Schubert erwähnten 20 Milliarden Analy-
sewachstum in einer Zukunft XY – die Milliarden, 
die Sie bereits vernichtet haben. Es geht doch dar-
um, dass wir bei Ihrem Regierungsantritt bereits 
eine grundlastfähige und preiswerte Energieversor-
gung hatten. Wir hatten eine wettbewerbsfähige 
Industrie und wir hatten auskömmliche Lebenshal-
tungskosten. Das haben Sie zunächst einmal zer-
stört, um mit weiteren 20 Milliarden noch mehr gu-
tes Geld schlechtem Geld hinterherzuwerfen.

(Beifall AfD)

Und die auch bei uns beheimatete Automobilindus-
trie steckt in der Krise. Mit Ihrer regierenden Fehl-
einschätzung wurde vom Marktführer sauberer Ver-
brennungstechnologien ein Umbau zum Nischen-
anbieter der Elektromobilität vollzogen. Und dabei 
deformieren Sie ganz nebenbei eines der besten 
Zuliefercluster für Automobilindustrie in der Bun-
desrepublik, und die ist hier bei uns im Freistaat 
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eine starke wirtschaftliche Säule. Statt Lösungen 
anzubieten, setzen Sie auch hier auf mehr von Ihrer 
Politik. Wir haben als AfD klare Vorstellungen, wie 
wir die Automobilindustrie hier im Standort halten 
wollen und wie wir diese unterstützen wollen.

Der nächste Punkt, den Sie ansprechen, sind 
Nachhaltigkeitsfonds. Ich kann Ihnen dabei nur er-
klären, es gibt zwei Formen von Investitionen: Er-
weiterungsinvestitionen, die uns in die Lage ver-
setzen, Produktionskapazitäten zu erhöhen, Aus-
bringmengen zu stärken und damit ein Wirtschafts-
wachstum und einen einhergehenden Wohlstands-
aufbau zu gewährleisten. Und dann gibt es Er-
satzinvestitionen. Das sind die, die wir benötigen, 
um bestehende Anlagen und Kapazitäten lediglich 
auf dem Level zu halten, wie wir sie bis dato 
haben. Und die werden auch in Zukunft durch ih-
re Ersatzfunktion kein Wachstum generieren. In Ih-
rer grünen, woken Investitionsbereitschaft, diesen 
reinen Ersatzinvestitionen, müssen wir dabei, wie 
gesagt, erwähnen, dass Sie keine veralteten, ma-
roden Anlagen austauschen, sondern Sie fordern 
den Rückbau und die Wohlstandsvernichtung, den 
Rückbau funktionierender Technologien, deren Ab-
bau, wie konventionelle Kraftwerke, Verbrennungs-
motorenverbot, Verbot von Gas-, Öl-, Holzheizung 
etc. Das alles bringt kein Wachstum. Sie zerstören 
funktionale Strukturen, um Luftschlösser zu bauen.

(Beifall AfD)

Zum Punkt Transformationsfonds, Dekarbonisie-
rung und Innovation: Hier wollen Sie als Staat noch 
tiefer in die Wirtschaft eingreifen und sich mittels 
wirtschaftsfremder Kriterien an Unternehmen auf 
Kosten und auf Risiko der Steuerzahler beteiligen, 
und das nicht, um Wachstum zu generieren, son-
dern um eine Emissionsreduktion zu fördern. Das 
alles ist nicht nur einseitig ideologisch motiviert, das 
ist auch völlig unpraktikabel und noch viel schlim-
mer als die Politik, die Sie damals in der Sowjet-
union betrieben haben. Denn in der Sowjetunion 
war Wirtschaftswachstum wenigstens noch das Ziel 
zum Wohlstandsaufbau – bei Ihnen geht es nur 
noch darum, das Wetter zu retten.

(Beifall AfD)

Dann fordern Sie Kooperationsvereinbarungen. Ich 
kann Ihnen sagen, wenn die Wirtschaft und die 
Institute Interesse haben, miteinander in Kontakt 
zu kommen, weil sie Notwendigkeiten dazu sehen, 
dann machen die das ganz selbstständig. So sind 
wir schon lange mit dem Fraunhofer-Institut in Kon-
takt. Da brauche ich keine staatlich subventionier-
ten Stuhlkreise für Butterbrotgespräche.

(Beifall AfD)

Ihre Technologieberatungsstelle ist dann on top das 
Paradebeispiel für Unsinn. Sie wollen uns doch 
nicht ernsthaft vorschlagen, dass Sie die mittelstän-
dische Wirtschaft, die eigentlich der Träger von In-
novation und Technologie ist, beraten können. Die 
schaffen eigentlich die entsprechenden Lösungen, 
die uns stark machen für die Forderungen und 
Aufgaben, für die jungen Leute sichere Arbeitsplät-
ze zu schaffen und nach vorne zu gucken. Was 
wir brauchen heute und jetzt – und das können 
wir ganz schnell machen –: raus aus der Plan-
wirtschaft und dem staatlichen Dirigismus, CO2-Be-
steuerung sofort stoppen oder aussetzen, weite-
re Belastungen in der Deregulierung abschaffen, 
Steuersenkungen, um den Mittelstand zu stärken, 
Bürokratieabbau, ich hatte es hier schon gesagt, 
weniger Staat, weniger Regeln, weniger Gesetze, 
mehr Freiheit für unsere Wirtschaft. Wir brauchen 
das Ende der Verbotspolitik und die Aufgabe des 
Staates muss es sein, sich auf seine Kernaufgaben 
zu konzentrieren: Daseinsvorsorge, Sicherheit, Bil-
dung und nicht ideologische Markteingriffe.

(Beifall AfD)

Der Weg in die Zukunft führt nicht über Planwirt-
schaft, nicht über Bürokratie, sondern über eine 
starke soziale Marktwirtschaft. Es führt zu Unter-
nehmen, die sicher sind in ihren Planungen für die 
Zukunft, und nicht dem Hin und Her, einer ideolo-
giegetriebenen Richtungsverwirrung zu folgen. Wir 
werden diesen Antrag als solches – weil Unsinn – 
ablehnen und bleiben bei unserer festen Meinung: 
Freiheit statt Sozialismus.

(Beifall AfD)

Präsident Dr. König:
Vielen Dank, Herr Abgeordneter Prophet. Als 
Nächsten rufe ich Herrn Abgeordneten Herzog für 
die Fraktion des BSW auf.

Abgeordneter Herzog, BSW:
Herr Präsident, guten Morgen, liebe Kolleginnen 
und Kollegen, liebe Zuschauer! Ja, auch ich bedan-
ke mich für den Antrag im Namen der BSW-Frak-
tion, weil er schon in seinem Titel viel Richtiges 
enthält, und natürlich haben wir auch bei den bishe-
rigen Ausführungen das eine oder andere gehört, 
was man nur mit Kopfschütteln beantworten kann 
oder auch möglicherweise mit Zustimmung.

Natürlich, wir stehen vor einer – das hat Herr Liebs-
cher gesagt – der drängendsten Herausforderun-
gen unserer Zeit. Dazu gehört es – und das ist 
für unser Überleben auch wichtig –, dass wir unse-
re Umwelt schützen. Und die Reduktion der CO2-
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Emissionen und die damit verbundene Dekarboni-
sierung unserer Wirtschaft sind notwendig für das 
Überleben. Das ist so.

(Beifall BSW)

Aber das ist sicherlich nicht nur eine Frage des 
Klimaschutzes, sondern auch eine Frage der wirt-
schaftlichen Vernunft und der sozialen Gerechtig-
keit. Denn eine nachhaltige Zukunft kann nur gelin-
gen, wenn sie wissenschaftlich fundiert, wirtschaft-
lich tragfähig und sozial gerecht gestaltet wird.

(Zwischenruf Abg. Thrum, AfD: Und vom 
BSW geprüft ist!)

Oder so.

Die gewollte Transformation von fossilen Brennstof-
fen hin zu erneuerbaren Energien ist unausweich-
lich. Das haben wir gestern Abend bei dem parla-
mentarischen Abend sehr eindrücklich auch erklärt 
und gesagt bekommen. Aber es darf eben nicht 
dazu führen, dass Thüringer Unternehmen und un-
sere Wirtschaft in Thüringen durch dann zu hohe 
Energiepreise – und da gebe ich Ihnen recht – 
an Wettbewerbsfähigkeit verlieren. Aber ein gesetz-
licher Rahmen oder ein intelligenter gesetzlicher 
Rahmen bietet die Möglichkeit, diese Entwicklung 
klug und mit Bedacht auszugestalten. Und das ist 
ganz sicher kein Plansozialismus und das ist auch 
ganz sicher kein staatlicher Dirigismus. Nein!

Wir müssen sicherstellen, dass private Unterneh-
men als auch Unternehmen der öffentlichen Hand 
die notwendige finanzielle Unterstützung erhalten, 
um diesen Wandel zu bewältigen.

(Zwischenruf Abg. Muhsal, AfD: Wie wollen 
Sie das machen?)

Da fordern Sie in Ihrem Antrag auch völlig zu Recht 
Investitionen und Beteiligung. Herr Liebscher hat 
es gesagt, die bm-t beteiligungsmanagement thü-
ringen GmbH ist dazu schon ein gutes Werkzeug. 
Aber wir dürfen eben auch keine Entscheidungen 
treffen, die kommenden Generationen eine unzu-
mutbare wirtschaftliche Last aufbürden. Und Thü-
ringen als Wirtschaftsstandort darf nicht ins Hinter-
treffen geraten. Überstürztes und übereifriges Han-
deln birgt das Risiko des Arbeitsplatzverlusts, der 
Abwanderung von Fachkräften und einer sich zu-
spitzenden strukturellen Schwäche.

Gerade für unser Bundesland ist es essenziell, 
dass wir diesen Prozess so gestalten, dass er nicht 
nur den Klimazielen, sondern auch unserer regio-
nalen Wirtschaft und den Thüringer Menschen zu-
gutekommt.

(Beifall BSW)

Technologieoffenheit bedeutet nicht, sich von Kli-
mazielen abzuwenden. Im Gegenteil, sie ermöglicht 
es uns, innovative Wege zu beschreiten und eben 
genau den Wirtschaftsstandort Thüringen zu stär-
ken. Dabei können Brückentechnologien wie Erd-
gas dazu beitragen, den Übergang hin zu einer 
klimafreundlichen Energieversorgung zu sichern. 
Aber auch aktuell muss man dem Energieträger 
Holz in Thüringen eine wichtige Rolle zuteilwerden 
lassen. Es gilt, nachhaltige Nutzungskonzepte zu 
etablieren, die ökologischen und wirtschaftlichen 
Aspekte miteinander in Einklang zu bringen.

In Ihrem Antrag, liebe Linke, ergehen Sie sich – 
und völlig zu Recht – in der wichtigen wirtschaftli-
chen Stütze Thüringens, der Automobil- und Auto-
mobilzulieferindustrie. Das ist unbedingt noch zu 
ergänzen. Es ist wichtig, wir müssen auch das Thü-
ringer Handwerk und auch besonders die Thüringer 
Landwirtschaft berücksichtigen. Das sind tragende 
Säulen unserer Wirtschaft und zentrale Akteure 
besonders im Klimaschutz. Wir müssen Anreize 
schaffen, um den Landwirten zum Beispiel eine 
nachhaltige und zugleich wirtschaftlich tragfähige 
Bewirtschaftung ihrer Flächen zu ermöglichen. Da-
bei sind moderne Technologien, ressourcenscho-
nende Produktionsmethoden und eben auch geziel-
te Förderungen der Schlüssel zu einer erfolgrei-
chen Transformation.

Herr Liebscher hat es auch gesagt, im Regierungs-
vertrag – auf den Seiten 10 und 34 zum Nach-
schauen – gibt es da ganz klare Aussagen hinsicht-
lich der Einrichtung eines Transformations-, Tech-
nologie- und Innovationsfonds.

Es geht immer um Glaubwürdigkeit, um Transpa-
renz. Die gesellschaftliche Akzeptanz der Energie-
wende hängt entscheidend davon ab, wie wir sie 
kommunizieren und umsetzen. Eine rationale, so-
zial gerechte und wirtschaftlich sinnvolle Herange-
hensweise ist der Weg, den wir gemeinsam gehen 
müssen.

Lassen Sie uns die Herausforderungen der Dekar-
bonisierung als Chance begreifen, als Chance für 
eine nachhaltige, wirtschaftliche, starke und zu-
kunftssichere Entwicklung Thüringens. Lassen Sie 
uns Ihren Antrag an den Wirtschaftsausschuss 
überweisen und dort sinnvoll beraten. Vielen Dank.

(Beifall CDU, BSW)

Präsident Dr. König:
Vielen Dank, Herr Abgeordneter Herzog. Als 
Nächsten rufe ich Herrn Abgeordneten Waßmann 
für die Fraktion der CDU auf.

Thüringer Landtag - 8. Wahlperiode - 11. Sitzung - 07.03.2025 651

(Abg. Herzog)



Abgeordneter Waßmann, CDU:
Sehr geehrter Herr Präsident, meine sehr verehrten 
Kolleginnen und Kollegen, meine sehr verehrten 
Damen und Herren! Der heute zu beratende An-
trag der Fraktion Die Linke greift zweifellos wichtige 
Fragen auf. Die wirtschaftlichen Herausforderungen 
in Thüringen sind real. Hohe Energiepreise, ein zu-
nehmender Fachkräftemangel und die notwendige 
Transformation hin zu Klimaneutralität, aber auch 
zur Digitalisierung sind zentrale Aufgaben, mit de-
nen sich Politik und Wirtschaft auseinandersetzen 
müssen. Wir als CDU-Fraktion sind immer bereit, 
über Lösungen zu sprechen und haben in unserem 
Koalitionsvertrag auch schon viele benannt. Doch 
bei allem inhaltlichen Konsens über die Herausfor-
derungen müssen wir auch deutlich sagen: Der 
Weg, den Sie als Linke vorschlagen, ist der falsche. 
Er setzt viel zu stark auf staatliche Steuerung, wirt-
schaftliche Eingriffe und neue bürokratische Struk-
turen.

Thüringen braucht aber keine staatlich gelenkte 
Wirtschaftspolitik. Thüringen braucht kluge Anrei-
ze für private Investitionen und Innovationen. Wir 
teilen das Ziel, den Wirtschaftsstandort Thüringen 
zukunftsfähig zu machen. Aber wir sehen die Not-
wendigkeit für öffentliche Investitionen eben in den 
Rahmenbedingungen, also auch Infrastruktur, Digi-
talisierung.

Besonders Punkt II.6 im Antrag halten wir für dis-
kussionswürdig. Mehr Wissenstransfer und mehr 
Anreize für Ausgründung können helfen, Forschung 
schneller in marktfähige Produkte umzusetzen und 
innovative Unternehmen in Thüringen zu halten. 
Diesen Aspekt haben wir auch in der letzten Aus-
schusssitzung schon angesprochen.

Doch es gibt eben nicht nur Gemeinsamkeiten. Der 
Staat ist nicht der bessere Unternehmer, das hat er 
in der Vergangenheit immer wieder gezeigt. Staatli-
che Unternehmensbeteiligungen haben oft nicht die 
gewünschten Effekte. Unternehmen müssen sich 
durch Innovationen behaupten, nicht durch staat-
liche Zuschüsse. Ein Gremium, das entscheidet, 
welche Firmen staatliche Unterstützung erhalten, 
führt zu Bürokratie und politischer Einflussnahme 
statt Wettbewerb. Die Finanzierung bleibt sowieso 
unklar. Wer soll das bezahlen? Thüringen kann es 
sich nicht leisten, mit öffentlichen Geldern milliar-
denschwere Wirtschaftslenkung zu betreiben. Das 
ist kein nachhaltiges Konzept für wirtschaftlichen 
Erfolg. Wir brauchen kein Eingreifen des Staats, 
sondern eine Politik, die Unternehmen stärkt und 
Freiräume schafft. Bereits jetzt leiden Unterneh-
men unter wachsendem Verwaltungsaufwand. Der 
Antrag verkennt da die Realität. Mehr staatliche 
Steuerung bedeutet zwangsläufig mehr Bürokratie, 

längere Genehmigungszeiten für Investitionen, hö-
here Kosten durch neue Berichtspflichten und Re-
gulierung und weniger Flexibilität für Unternehmen.

Das sehen wir auch bei der Energiewende. Inves-
titionen scheitern oft nicht am fehlenden Geld, 
sondern an zu langen Verfahren. Der Netzausbau 
kommt nicht hinterher, weil Genehmigungen Jahre 
dauern. Statt mehr Staatskontrolle brauchen wir 
schnellere Verfahren und effizientere Strukturen.

Wir als CDU-Fraktion setzen auf eine andere Stra-
tegie: bezahlbare und sichere Energie, damit Thü-
ringer Unternehmen wettbewerbsfähig bleiben, auf 
mehr Fachkräfte durch bessere berufliche Bildung 
und gezielte Zuwanderung, konsequenten Bürokra-
tieabbau, damit Unternehmen mehr Zeit für ihre 
Geschäfte haben. Unser Ansatz: weniger Staat, 
mehr Vertrauen in die Wirtschaft.

Meine sehr verehrten Damen und Herren, trotz 
grundlegender Kritik erkennen wir an, dass der An-
trag wichtige wirtschaftspolitische Fragen aufwirft. 
Wir stimmen daher der Überweisung an den Aus-
schuss zu. Da können wir sinnvolle Elemente wei-
terentwickeln, aber nicht ohne eine Wirtschaftspoli-
tik, die den Staat in den Hintergrund setzt. Wir set-
zen auf die soziale Marktwirtschaft, weil sie funktio-
niert. Thüringen braucht keine neuen Staatsinvesti-
tionen in Unternehmen, sondern kluge Anreize für 
Innovation, Investition und nachhaltiges Wachstum. 
Vielen Dank.

(Beifall CDU, BSW)

Präsident Dr. König:
Vielen Dank, Herr Abgeordneter Waßmann. Als 
Nächster hat sich Herr Abgeordneter Schubert für 
die Fraktion Die Linke zu Wort gemeldet.

Abgeordneter Schubert, Die Linke:
Sehr geehrte Kolleginnen und Kollegen von den de-
mokratischen Fraktionen, vielen Dank für die kon-
struktive Debatte.

(Zwischenruf Abg. Kramer, AfD: Langweilig!)

Herr Prophet, vielleicht hätten Sie gestern Abend 
doch noch einmal die eine oder andere Stunde in-
vestieren sollen, um sich beim parlamentarischen 
Abend des Thüringer Erneuerbare Energien Netz-
werks beraten zu lassen, wie groß die Herausfor-
derungen sind. Offensichtlich war es den Kollegin-
nen Ihrer Fraktion, die da gestern anwesend waren, 
nicht möglich, irgendwie noch etwas aufzunehmen. 
Vielleicht erinnern die sich heute noch, was sie ges-
tern Abend gehört haben.
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(Zwischenruf Abg. Möller, AfD: Die haben 
viele Schnittchen gegessen!)

Sie können ja mal Ihre Kollegen fragen, wie viele 
Schnittchen sie gegessen haben.

Vor dem Hintergrund ist also tatsächlich die Frage, 
ob Sie die Tragweite dieser Thematik überblicken. 
Und ich weiß auch gar nicht, was Ihr neuer Mäzen 
der AfD, Elon Musk, zu dieser Rede sagen würde, 
die Sie hier vorgetragen haben.

Meine sehr geehrten Damen und Herren, Landes-
politik kann und darf sich keinesfalls in der Zu-
schauerrolle erschöpfen. Deshalb unterbreiten wir 
als Linke mit dem Antrag hier und heute einen 
konkreten Vorschlag. Der vorliegende Antrag der 
Linksfraktion – das möchte ich noch mal an die 
Vorredner von CDU und BSW sagen, weil wir so-
zusagen in der letzten Legislaturperiode da noch 
nicht hier im Austausch stehen konnten – steht in 
Kontinuität zu unseren parlamentarischen Aktivitä-
ten in der letzten Legislatur zu einer sozialökologi-
schen Transformation. Wir haben schon während 
der Coronapandemie die Notwendigkeit gesehen, 
das Investitionstempo, insbesondere zur Dekarbo-
nisierung, der öffentlichen Hand und der Privatwirt-
schaft zu erhöhen, weil wir davon überzeugt waren 
und sind, dass hier höhere Geschwindigkeit mehr 
Zukunftschancen bedeutet. Schon 2022 haben wir 
als Linke neben der Kritik an der Schuldenbremse 
– ich glaube, die ist mehr als berechtigt gewesen, 
schon damals, das sehen wir ja auch vor dem 
Hintergrund der aktuellen Debatte – ganz konkrete 
Maßnahmen vorgeschlagen, die uns im Handlungs-
rahmen des Landes mehr Spielraum verschaffen. 
Ein Vorschlag war die Aufstockung des Eigenkapi-
tals der TAB, was wir ja voriges Jahr im Juni hier 
noch beschließen konnten mit einer Mehrheit im 
Landtag, wo das Geld des Landes gehebelt werden 
kann, und was Investitionsimpulse für eine halbe 
Milliarde Euro auslöst. Aber das reicht halt nicht 
aus. Gestern hat beim parlamentarischen Abend 
des Thüringer Erneuerbare Energie Netzwerks die 
Dringlichkeit noch einmal im Raum gestanden. Die 
Antwort des Chefs der TEAG, Herrn Reindl, an den 
Ministerpräsidenten auf die Frage, wie groß der In-
vestitionsbedarf allein beim Ausbau der Netze ist, 
wo er von dem Wandel von Molekülen zu Elektro-
nen gesprochen hat: Wir wissen alle, dass das in 
Zukunft eine Herausforderung ist, gerade auch für 
die öffentliche Infrastruktur, auch im Bereich der 
Netze.

(Zwischenruf Abg. Dr. Dietrich, AfD: Das ist 
Selbstmord!)

Das ist die Aufgabe, die wir jetzt bewältigen müs-
sen. Es gab auch hier schon aktuelle Informatio-

nen, zum Beispiel aus der Landeshauptstadt, wo 
der Geschäftsführer der Stadtwerke AG hier in Er-
furt gesagt hat, dass selbst in Erfurt nur für die Wär-
mewende Investitionsvolumina von 1 Milliarde Euro 
und mehr aufgerufen werden müssen. Das bedeu-
tet, wir haben in Thüringen einen Investitionsberg 
von mehreren Milliarden Euro vor uns, den wir in 
den nächsten Jahren abarbeiten müssen. Deshalb 
brauchen wir jetzt wirksame Impulse. Auch füh-
rende Wirtschaftswissenschaftler haben das festge-
stellt, wie zum Beispiel Marcel Fratzscher,

(Unruhe AfD)

der hier im November unweit von diesem Haus bei 
einem Kongress davon gesprochen hat, dass wir 
als öffentliche Hand seit 20 Jahren von der Sub-
stanz leben, das heißt, weniger investieren, als wir 
abschreiben. Das kann so nicht weitergehen. Die 
Carolabrücke in Dresden lässt grüßen.

(Beifall BSW, Die Linke)

Wir brauchen also wirksame Impulse.

Präsident Dr. König:
Herr Abgeordneter Schubert, mal ganz kurz: Bit-
te die Zwiegespräche lassen. Herr Abgeordneter 
Schubert …

(Zwischenruf Abg. Möller, AfD: Das sind Zwi-
schenrufe! Die sind zulässig, Herr Präsident!)

Ja, nicht aber die Zwiegespräche zwischen Ihren 
Abgeordneten oder auch anderen Abgeordneten 
hier. Deswegen habe ich die Ermahnung ausge-
sprochen.

(Beifall BSW, Die Linke)

Es war keine Kritik an den Zwischenrufen, sondern 
an den Zwischengesprächen. Herr Abgeordneter 
Schubert hat das Wort.

Abgeordneter Schubert, Die Linke:
Vielen Dank, Herr Präsident. Wir schlagen also 
konkrete Sachen vor, die nicht wirklich alle völlig 
neu sind, sondern diejenigen, die mit uns in den 
letzten Jahren hier die Diskussion geführt haben, 
kennen sie. Wir haben das x-mal schon diskutiert. 
Warum gibt es denn noch bis heute keinen revol-
vierenden Nachhaltigkeitsfonds bei der Thüringer 
Aufbaubank, wo wir in substanzieller Höhe zur Fi-
nanzierung der Energie- und Mobilitätsinfrastruktur, 
Umrüstung in Thüringen einschließlich auf der Ebe-
ne der Kommunen und Gebietskörperschaften tat-
sächlich einen Beitrag leisten könnten in den Be-
reichen erneuerbare Energien, Wärmewende, Ge-
bäudesanierung, Ladeinfrastruktur für Elektromobi-
lität, emissionsfreier öffentlicher Personennahver-
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kehr und Schienenverkehr? Das sind doch ganz 
konkrete Möglichkeiten, die wir hier in Thüringen 
haben. Wir wollen eine Etablierung eines Thüringer 
Transformations-, Dekarbonisierungs- und Innovati-
onsfonds auf der Grundlage einer auf Nachhaltig-
keitskriterien ausgerichteten Industriebeteiligungs-
strategie. Deswegen sind wir so interessiert, zu hö-
ren, was denn in dem Koalitionspapier angerissen 
wurde. Der Innovations-, Technologie- und Investi-
tionsfonds: Was ist denn da sozusagen das Kon-
zept? Wann können wir denn dort mit möglichen 
Aktivitäten rechnen, die dann auch Impulse nach 
draußen setzen?

Ich will an dieser Stelle aber auch noch mal deut-
lich unterstreichen: Für uns als Linke ist eine 
nachhaltige Industriebeteiligungsstrategie auf gar 
keinen Fall die Unterstützung einer Rüstungsindus-
trie. Auch diese Fragen sind natürlich in der De-
batte aktuell besonders interessant. Wir möchten 
auch die Unterstützung von Innovationen sowie der 
Forschungs- und Entwicklungsstrukturen inklusive 
Anreizen für eine schnellere Überführung von For-
schungsergebnissen in wirtschaftliche Anwendun-
gen, zum Beispiel eben für mehr Anreize für Aus-
gründungsaktivitäten und weitere Instrumente des 
Wissenstransfers. All diese Fragen sind doch auf 
der Tagesordnung, und wenn wir jetzt auch zu Be-
ginn einer neuen Legislaturperiode hier in Thürin-
gen die richtigen Akzente setzen, dann bin ich ge-
nauso bei den Kolleginnen und Kollegen von der 
Koalition, die davon sprechen, dass wir damit eine 
Chance haben, in Thüringen schneller, besser und 
vielleicht sogar Vorbild zu werden für andere Bun-
desländer. Wenn wir diese Chance jetzt nutzen wol-
len, geht es jetzt darum, ohne Zeitverzug sich die-
sen Aufgaben zu widmen. Deswegen ist es, glaube 
ich, in unserem allgemeinen Interesse – das ist 
zumindest der Konsens der Debatte, den ich hier 
aus den demokratischen Fraktionen gehört habe –, 
dass wir darüber auch im Wirtschaftsausschuss 
weiter diskutieren. Denn eins ist Fakt: Die Beschäf-
tigten der am meisten vom aktuellen Strukturwan-
del betroffenen Branchen, der Automotive-Industrie, 
bezahlen aktuell in wachsendem Maße mit dem 
Verlust ihrer Arbeitsplätze diesen Strukturwandel, 
ohne dass sie dafür eine Verantwortung tragen. 
Deshalb möchte ich auch an dieser Stelle noch mal 
an die Aktuelle Stunde erinnern, die wir Anfang des 
Jahres hier im Plenum hatten zu dem Schicksal von 
Schuler Pressen. Inzwischen haben wir aus den 
Meldungen der Tagespresse weitere Namen von 
Unternehmen gehört, wie jetzt in Südthüringen mit 
Sonnplast, wo es auch wieder um den Abbau, um 
den Verlust von Arbeitsplätzen in einer dreistelligen 
Zahl geht. Das bedeutet, wir haben keine Zeit mehr 
zu warten.

Es gibt das schöne Sprichwort eines französischen 
Philosophen: „Wir sind nicht nur verantwortlich für 
das, was wir tun, sondern auch für das, was wir 
nicht tun.“ Deswegen ist es hohe Zeit, lassen Sie 
uns im Wirtschaftsausschuss zu diesen Fragen dis-
kutieren und vor allen Dingen dann auch schnell 
ganz konkrete Lösungsansätze in die Praxis über-
führen, so wie wir das im vergangenen Jahr ge-
schafft haben mit dem Aufstocken des Eigenkapi-
tals der Thüringer Aufbaubank. Ich hoffe, dass auch 
dort jetzt schnell die notwendigen Fördermittelkulis-
sen für diesen Auftrag Dekarbonisierung entwickelt 
werden. Vielen Dank.

(Beifall BSW, Die Linke)

Präsident Dr. König:
Vielen Dank, Herr Abgeordneter Schubert. Aus den 
Reihen der Abgeordneten liegen mir keine weite-
ren Wortmeldungen vor – doch, Herr Abgeordneter 
Augsten. Sie haben noch 2 Minuten und 42 Sekun-
den.

Abgeordneter Dr. Augsten, BSW:
Herr Präsident, meine Damen und Herren, werte 
Kolleginnen und Kollegen, vor allen Dingen Sie 
oben auf der Tribüne, liebe Schülerinnen und Schü-
ler! Weil Herr Prophet Sie angesprochen hat, bin 
ich noch mal hier vorgegangen, weil es genau dar-
um geht: um Ihre Zukunft. Ich möchte Ihnen zwei 
Dinge noch mitgeben, denn das, was Herr Prophet 
gesagt hat, da müsste man eigentlich jeden Satz 
hernehmen und müsste ihn auseinanderlegen. Ich 
habe nur 2 Minuten, deswegen werde ich mich 
auf zwei Dinge beschränken, weil die ganz wichtig 
sind für die Zukunft. Zum Ersten: Schulden. Er als 
Unternehmer müsste es eigentlich besser wissen. 
Das ist immer ein Problem, wenn man hier vorne 
etwas vorliest, weiß man nicht, ob das seine Mei-
nung ist oder es ihm jemand aufgeschrieben hat. 
Er als Unternehmer müsste wissen, dass es gute 
und schlechte Schulden gibt. Und worüber wir jetzt 
gerade sprechen und das, was in Berlin gerade ver-
handelt wird, ich nehme mal den einen Teil raus, 
nehme nur den anderen, nämlich das Sonderver-
mögen für Infrastruktur, da geht es um Ihre Zukunft. 
Und jeder, der ein Haus gebaut hat, der weiß es. 
Normalerweise, wenn man anfängt, ein Haus zu 
bauen, hat man das Geld nicht. Dann nimmt man 
einen Kredit auf, das sind Schulden, um dann ir-
gendwann später mal mietfrei zu leben.

(Unruhe AfD)

(Zwischenruf Abg. Möller, AfD: Sie haben nur 
2 Minuten, Herr Kollege!)
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Ja, Herr Möller, ich erkläre es Ihnen noch mal.

Insofern gibt es Schulden, die notwendig sind, da-
mit nämlich die jungen Menschen da oben in or-
dentlichen Schulen unterrichtet werden, die Schul-
hallen nicht zusammenbrechen, die Schwimmbäder 
funktionieren und dass sie auf Straßen fahren spä-
ter mal, die auch funktionieren.

(Beifall CDU, BSW, Die Linke, SPD)

Und die Brücke ist gerade genannt worden. Also 
nehmen Sie insofern mit: Es gibt Rieseninvestiti-
onsbedarf in Deutschland. Über die Ursachen kann 
man spekulieren und kann man reden, aber wir 
müssen Schulden aufnehmen, damit Sie eine Zu-
kunft haben und damit Sie auch eine Zukunft vorfin-
den, in der Sie sich wohlfühlen.

Dekarbonisierung: Also vor vier Wochen hieß das 
noch Klimavoodoo. Das heißt, da drüben sitzt eine 
Fraktion, die bestreitet, dass wir einen Klimawandel 
haben.

(Unruhe AfD)

(Zwischenruf Abg. N. Hoffmann, AfD: Das ist 
falsch!)

Doch, Sie bestreiten, dass wir einen Klimawandel 
haben. Sie lehnt alle Maßnahmen ab, die zum Kli-
mawandelausgleich dienen.

(Zwischenruf Abg. Muhsal, AfD: Sie sind 
Menschen, Sie sind nicht Gott!)

Wenn wir Vorschläge machen, dann merken Sie an 
– Sie haben es gerade vorhin gemerkt –: Es gibt 
kein Klimaproblem, deswegen müssen wir nichts 
unternehmen. Ich bin da bei Herrn Schubert, wir 
waren gestern erst eingeladen zum parlamentari-
schen Abend.

(Zwischenruf Abg. Möller, AfD: Das sind Lob-
byisten!)

Ich glaube, dass nachher wahrscheinlich die Kolle-
ginnen und Kollegen von der AfD, die da waren, 
nach dem Buffet verschwunden sind, denn wir ha-
ben noch ganz lange Gespräche geführt. Da war 
der ThüringenForst da, da waren sehr viele Unter-
nehmen da. Und, Herr Prophet, es stimmt einfach 
nicht, dass es eine breite Zustimmung bei den Wirt-
schaftsverbänden oder bei den Kommunalverbän-
den gibt gegen Klimamaßnahmen. Das stimmt ein-
fach nicht. Davon konnten wir uns gestern überzeu-
gen. Da haben wahrscheinlich die Kolleginnen und 
Kollegen bei Ihnen gestern nicht zugehört, was die 
Leute, die was vorgetragen haben, erzählt haben.

(Unruhe AfD)

(Zwischenruf Abg. Möller, AfD: Sie sollten auf 
die Unternehmer hören, nicht auf die Lobby-
isten!)

Also, da drüben sitzt eine Fraktion, die glaubt, wir 
müssen nichts gegen den Klimawandel tun. Ich 
glaube, man muss ja nur draußen mal das Klima 
und das Wetter beobachten, dass wir da Riesen-
probleme haben, und da geht es um Ihre Zukunft. 
Also, nehmen Sie das mit!

(Zwischenruf Abg. Möller, AfD: Es ist Früh-
ling, wer hätte das gedacht?!)

Und da drüben sitzt eine Fraktion, die weder Schul-
den machen noch etwas gegen den Klimawandel 
unternehmen will. Nehmen Sie das bitte mit nach 
Hause und reden darüber! Danke schön.

(Beifall CDU, BSW, Die Linke, SPD)

Präsident Dr. König:
Vielen Dank, Herr Abgeordneter. Gibt es weitere 
Wortmeldungen aus den Reihen der Abgeordne-
ten? Das, sehe ich, ist nicht der Fall. Für die Lan-
desregierung hat sich Herr Staatssekretär Suckert 
zu Wort gemeldet.

Suckert, Staatssekretär:
Sehr geehrter Herr Präsident, sehr geehrte Damen 
und Herren, der Titel des vorliegenden Antrags 
der Fraktion Die Linke „Thüringens Zukunft entwi-
ckeln: Mit Investitionen und Beteiligungen den Wirt-
schaftsstandort nachhaltig modernisieren und Un-
ternehmen mit ihren Arbeitsplätzen sichern“ ist si-
cherlich etwas, dem wir hier im Hause alle zustim-
men können. Der Diskurs darüber, wie die im Titel 
angeführten Ziele tatsächlich erreicht werden kön-
nen, ist heute wichtiger denn je. Denn im letzten 
Jahr ist die Wirtschaftsleistung in Deutschland nach 
einem Minus von 0,3 Prozent im Jahr 2023 erneut 
leicht um 0,2 Prozent zurückgegangen.

Seit nunmehr fast drei Jahren wechseln sich Quar-
tale mit geringfügiger Zunahme bzw. Abnahme des 
Bruttoinlandsprodukts ab, mit der Folge, dass die 
ökonomische Aktivität natürlich stagniert. Preisbe-
dingt liegt das Bruttoinlandsprodukt im Jahr 2024 
auf dem Niveau des Vor-Corona-Jahres 2019. Ge-
genüber anderen Industrieländern fällt Deutschland 
bei der Wertschöpfungsentwicklung seit der Coro-
napandemie kontinuierlich zurück. Das gilt vor al-
lem natürlich auch für die USA. Aber auch im euro-
päischen Vergleich ist die Entwicklung in Deutsch-
land unterdurchschnittlich.

Vor dem Hintergrund der sehr schlechten Stim-
mungen in den Unternehmen und der Zollankün-
digungen nach der Regierungsübernahme durch 
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die Trump-Administration haben Forschungsinstitu-
te und Institutionen zuletzt ihre Prognose für das 
Jahr 2025 auf Wachstumsraten zwischen 0,1 und 
0,5 Prozent weiter nach unten korrigiert. Eine leich-
te Belebung der wirtschaftlichen Dynamik wird 
es nach den aktuellen Prognosen erst im Jahr 
2026 geben. Prognostiziert wird für 2026 ein preis-
bereinigtes Wirtschaftswachstum von etwa 1 Pro-
zent. Die Gründe für die insgesamt schwache Wirt-
schaftsentwicklung in der Bundesrepublik liegen so-
wohl in strukturellen als auch in konjunkturellen 
Faktoren.

(Zwischenruf Abg. Möller, AfD: Das liegt an 
der Regierungsbank, Herr Kollege!)

Maßgeblich bleibt die schwache Entwicklung der In-
dustrie, deren internationale Wettbewerbsfähigkeit 
durch – das wurde schon mehrfach genannt – hohe 
Energiepreise, Steuer- und Abgabenbelastungen, 
zunehmenden Bürokratieaufwand und hohe Unsi-
cherheit, ob die zum Umbau des Energiesystems 
sowie zur Flankierung der Transformation der In-
dustrie notwendigen Investitionen tatsächlich getä-
tigt werden.

Prognostiziert wird ferner, dass auch die Bauinves-
titionen im Jahr 2025 noch einmal sinken werden. 
Ein weiterer Faktor sind die drohenden Zölle für die 
Exporte in die USA. Die Krise, das kann man somit 
zusammenfassen, in der Industrie spitzt sich somit 
zu. Derzeit liegt die deutsche Industrieproduktion 
rund 10 Prozent unter ihrem Niveau des Jahres 
2019. Die schlechte Auftragslage und der Abbau 
von Produktionskapazitäten für die Warenprodukti-
on haben inzwischen auch zu einem deutlichen Be-
schäftigungsrückgang geführt.

Bundesweit gehen laut IAB aktuell fast 10.000 In-
dustrieplätze pro Monat verloren. Für die Wirt-
schaftsentwicklung in Thüringen ist die Industrie – 
das wurde auch schon mehrfach erwähnt – natür-
lich von besonderer Bedeutung. Wir sind zu Recht 
stolz auf das, was in den Unternehmen in den letz-
ten Jahrzehnten, flankiert von guten Förder- und 
Rahmenbedingungen, erreicht worden ist. Entspre-
chend groß sind jedoch die Herausforderungen, vor 
denen wir alle aktuell stehen. Einige werden in dem 
vorliegenden Antrag der Fraktion Die Linke ange-
sprochen: Dekarbonisierung, Digitalisierung, demo-
grafischer Wandel. Dieser Dreiklang ist hinlänglich 
bekannt. Wir sind uns einig, dass es erhebliche 
Investitionsbedarfe in den Unternehmen und im 
öffentlichen Bereich gibt. Ebenfalls werden große 
Anstrengungen erforderlich sein, um Menschen im 
Strukturwandel weiterzubilden, zu qualifizieren und 
damit in neue Beschäftigungsverhältnisse zu füh-
ren.

Entsprechend weist der Antrag im Abschnitt 2 
Schnittmengen mit dem Regierungsvertrag der Ko-
alition auf. Das betrifft an erster Stelle das Thema 
„Investitionen“. Wir teilen die Auffassung, dass wir 
trotz der schwierigen Haushaltslage mehr öffentli-
che Investitionen zur Modernisierung Thüringens 
mobilisieren müssen, und zwar sowohl auf Landes- 
als auch auf kommunaler Ebene.

Über die angesichts knapper Mittel zu setzenden 
Prioritäten müssen wir aber diskutieren. Ebenfalls 
benötigen wir flankierende Instrumente zur Stimu-
lierung der privaten Investitionstätigkeit. Zur Un-
terstützung des Transformationsprozesses in der 
Automobil- und Zulieferindustrie werden wir am 
24. März den Branchendialog „Automobilindustrie“ 
neu starten. Die Thüringer Automobil- und Zuliefer-
industrie inklusive der Unternehmen aus vor- und 
nachgelagerten Branchen, wie Elektrik und Elektro-
nik, Gummi und Kunststoff, Textil und Maschinen-
bau, ist eine Schlüsselbranche der Thüringer Indus-
trie. Insgesamt stehen in Thüringen rund 600 Un-
ternehmen in Kunden- und Lieferantenbeziehungen 
mit der klassischen Automobil- und Zulieferindustrie 
oder sind Bestandteil dieser. In diesen Unterneh-
men arbeiten nahezu 80.000 Beschäftigte.

Die Wiederaufnahme des Branchendialogs „Au-
tomobilindustrie“ soll als Plattform für den Aus-
tausch aller relevanten Stakeholder einen mittel-
fristigen Dialogprozess in Gang setzen. Der Dia-
log soll Maßnahmen identifizieren, die insbeson-
dere den regionalen Strukturwandel im Hinblick 
auf die Schaffung von wettbewerbsfähigen Arbeits-
plätzen in neuen Feldern mit Wachstumspotenzi-
al unterstützen. Der Blick auf staatliche Instrumen-
te ist wichtig, reicht aber bei Weitem nicht aus. 
Es gibt bereits viele Angebote zur Unterstützung 
des Transformationsprozesses in der Investitions-, 
Innovations-, Beratungs- bzw. Qualifizierungsförde-
rung. Diese Angebote werden aber derzeit nur ein-
geschränkt von den Unternehmen angenommen. 
Das gilt zum Beispiel auch für die GRW-Mittel 
– Gemeinschaftsaufgabe „Verbesserung der Regio-
nalen Wirtschaftsstruktur“ –, die im letzten Jahr 
noch stärker auf Transformationsinvestitionen aus-
gerichtet wurden.

Insgesamt gesehen greift der Antrag angesichts 
der massiven Struktur- und Vertrauenskrise, die 
wir derzeit erleben, daher zu kurz. Darüber hin-
aus bergen einige Vorschläge die Gefahr eines 
überbordenden Bürokratismus, auch dies wurde 
schon mehrfach angesprochen. So ist die Idee 
einer auf Nachhaltigkeitskriterien ausgerichteten 
Industriebeteiligungsstrategie in der vorliegenden 
Form einer Planwirtschaft näher als einer sozia-
len Marktwirtschaft. Unternehmen investieren nicht, 
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weil die Rahmenbedingungen in Deutschland nicht 
stimmen. Daher sind hier konkrete Maßnahmen zur 
Verbesserung dringend erforderlich.

Wichtig in diesem Zusammenhang ist, in der Trans-
formation konsequent auf marktwirtschaftliche An-
reize zu setzen – auch das wurde schon vorgetra-
gen –, statt über das Ordnungsrecht bürokratische 
Vorgaben zu machen. Ich nenne hier nur Gebäude-
energiegesetz, technologische Einschränkungen im 
Automobilbereich,

(Zwischenruf Abg. Prophet, AfD: Dann macht 
mal!)

Maßnahmen zur Sicherung der Verlässlichkeit und 
Bezahlbarkeit der Energieversorgung im Übergang 
zu einem dekarbonisierten Energiesystem: wirksa-
mer Bürokratieabbau, vor allem durch Reduzierung 
von Dokumentations- und Berichtspflichten und 
mehr unternehmerische Freiheit, die Verbesserung 
der steuerlichen Rahmenbedingungen, vor allem 
für Investitionen, und die Absicherung der Finanzie-
rung von Investitionen in die Modernisierung der 
Infrastruktur. In Thüringen werden die Wirtschafts-
politik und attraktive Standortbedingungen wieder 
stärker in den Mittelpunkt der Landespolitik rücken. 
Wir werden unsere strukturpolitischen Instrumente 
so einsetzen, dass das Wirtschafts- und Produkti-
vitätswachstum gestärkt, der Strukturwandel voran-
getrieben und Unternehmen in der Transformation 
unterstützt werden.

Wir müssen uns aber auch ehrlich machen: All dies 
wird natürlich nicht über Nacht zu schaffen sein. 
Es bedarf eines langen Atems und der Bereitschaft, 
die Belange der Wirtschaft nachhaltig zu priorisie-
ren. Diese Landesregierung ist dazu bereit und wir 
werden über die Fortschritte regelmäßig hier im 
Plenum des Landtags und in den Ausschüssen be-
richten. Die in Ihrem Antrag geforderten jährlichen 
Berichterstattungen lehnen wir kategorisch ab. Sol-
che Berichte wären ein weiterer Beitrag zum Auf-
bau zusätzlicher Bürokratie und zur Lähmung der 
Landesverwaltung. Vielen Dank.

(Beifall CDU, BSW, SPD)

Präsident Dr. König:
Vielen Dank, Herr Staatssekretär. Gibt es weitere 
Wortmeldungen? Das, sehe ich, ist nicht der Fall. – 
Herr Prophet. Wie viel Zeit hat die AfD? Keine.

(Zwischenruf Abg. Möller, AfD: Doch! – Das 
waren doch mehr als 10 Minuten!)

Nein, es waren 39 Sekunden übrig. Das kann ich 
Ihnen ganz genau sagen, Herr Möller. Sie haben 
auch einen Schriftführer hier sitzen, da können Sie 

auch noch mal nachfragen. 39 Sekunden hätte Herr 
Suckert noch reden können.

Es ist Ausschussüberweisung beantragt, und zwar 
an den Ausschuss für Wirtschaft, Landwirtschaft 
und Ländlichen Raum. Eine weitere Ausschuss-
überweisung habe ich nicht vernommen, sehe ich 
hier auch nicht. Dann würde ich über die Überwei-
sung an den Ausschuss für Wirtschaft, Landwirt-
schaft und Ländlichen Raum abstimmen lassen. 
Wer der Überweisung zustimmt, den bitte ich um 
das Handzeichen. Das sind die Stimmen aus den 
Fraktionen Die Linke, SPD, AfD, CDU.

(Zwischenruf Abg. Cotta, AfD: Nein!)

Keine AfD, Entschuldigung! Das sind die Stimmen 
aus den Fraktionen Die Linke, SPD, BSW, CDU. 
Wer stimmt gegen die Ausschussüberweisung? 
Das sind die Stimmen aus der AfD-Fraktion. Gibt es 
Enthaltungen? Das, sehe ich, ist nicht der Fall. Da-
mit ist der Antrag an den Ausschuss für Wirtschaft, 
Landwirtschaft und Ländlichen Raum überwiesen.

Ich schließe damit den Tagesordnungspunkt 
und rufe als Nächstes auf den Tagesordnungs-
punkt 13

Nutzung der Praktikumsprämie 
für das Thüringer Handwerk 
auch bei vorläufiger Haus-
haltsführung sichern
Antrag der Fraktion Die Linke
- Drucksache 8/330 - 

Ist Begründung gewünscht? Das ist gewünscht. 
Herr Abgeordneter Schubert, ich erteile Ihnen das 
Wort.

Abgeordneter Schubert, Die Linke:
Vielen Dank, Herr Präsident. Sehr geehrte Damen 
und Herren, liebe Zuschauerinnen und Zuschauer 
auf der Tribüne, insbesondere diejenigen, die als 
Schülerinnen und Schüler uns hier folgen!

Im vergangenen Jahr wurde auf Initiative mei-
ner Fraktion, der Linksfraktion, erstmals die Prakti-
kumsprämie im Handwerk als ein neues Instrument 
in der Berufsorientierung in Thüringen getestet, und 
zwar mit großem Erfolg. Die Zahlen sprechen für 
sich. 479 Schülerinnen und Schüler haben insge-
samt 752 Wochen Praktikum im Handwerk absol-
viert, und zwar in Handwerksbetrieben, die eine 
Ausbildungsberechtigung haben und dort auch im 
Ergebnis dieser Praktikumskontakte Ausbildungs-
verhältnisse anbahnen konnten.

Die Handwerkskammern haben dieses neue In-
strument wiederholt als zielgenau und bürokratie-
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arm gelobt und auch die Landesregierung hat auf 
Nachfrage in meiner Kleinen Anfrage eingeschätzt, 
dass angesichts der Nachfrage und der tatsächli-
chen Teilnehmerinnen- und Teilnehmerzahlen im 
Jahr 2024 sie das für ein geeignetes Instrument 
zur Berufsorientierung hält. Eine anderslautende 
Bewertung ist auch aus der neuen Landesregierung 
nicht bekannt. Alle wollen also die Fortsetzung die-
ses sinnvollen Instruments der Berufsorientierung. 
Ja, mehr noch, ob des Erfolgs gibt es sogar neue 
Begehrlichkeiten zur Ausweitung dieses für das 
Handwerk konzipierten Instruments. Es gibt einen 
Beschluss der IHK-Vollversammlung hier aus Erfurt 
vom Dezember letzten Jahres, der die Landesebe-
ne auffordert, dieses Instrument auf alle anderen 
Bundesländer auszuweiten.

Auch wenn dieser Antrag, den wir jetzt diskutieren, 
aufgrund der Abarbeitungsstände aus dem Janu-
ar in den März verschoben wurde, bleibt es bei 
unserer Zielstellung, die Praktikumsprämie für das 
Handwerk für die Zukunft zu sichern, es festzu-
schreiben als wirksames Instrument der Berufsori-
entierung. Aufgrund des großen Erfolgs im vergan-
genen Jahr werden viele Schülerinnen und Schüler 
auch im ersten Halbjahr 2025, jetzt in diesem ers-
ten Halbjahr, dieses Instrument der Berufsorientie-
rung nachfragen, auch jene, die vor der Entschei-
dung im Sommer stehen, wo man eine Ausbildung 
beginnt. Die Winterferien liegen jetzt schon hinter 
uns, aber auch bei den Osterferien wird sich die 
Zwangspause wohl fortsetzen. Wir wollen als Linke, 
dass dieses erfolgreiche Instrument weitergeführt 
wird, und zwar ohne lange Zwangspause, die nach 
unserer Einschätzung auch nicht alternativlos ist.

Deshalb gilt es jetzt einen Weg zu finden, die Prak-
tikumsprämie erstens dauerhaft zu sichern, und das 
beste Instrument wäre dafür aus unserer Sicht, 
dass trotz vorläufiger Haushaltsführung die Prakti-
kumsprämie zum Beispiel in einem Monat auch 
während der Osterferien ermöglicht wird.

(Beifall Die Linke)

Dafür gibt es nach unserer Überzeugung auch 
Lösungsmöglichkeiten, geht es doch hier um ei-
ne sehr überschaubare Summe. Der Haushaltsti-
tel 684 76 – Zuschüsse an Sonstige – ist im 
Entwurf des Landeshaushalts fast unverändert, al-
so wäre auch die Grundlage dafür gegeben. Es 
braucht nicht 100 Tage – das sage ich jetzt in Rich-
tung des Ministerpräsidenten –, sondern politische 
Entschlossenheit, um das tatsächlich zu ermögli-
chen. Die Wirtschaftsministerin hat Ministerpräsi-
dent Voigt attestiert, dass bei ihr die Wirtschaftspo-
litik in guten Händen wäre. Herr Suckert wird ja 
nachher sicherlich noch das Wort zu unserem An-
trag ergreifen.

Ich will noch mal den Ministerpräsidenten zitieren, 
der uns in seiner Regierungserklärung nach der 
Wahl hier in diesem Hohen Haus mitgegeben hat, 
dass die Fleißigen die Unterstützung der Politik er-
fahren werden. Wer sind denn die Fleißigen, wenn 
nicht die Schülerinnen und Schüler, die während 
ihrer Ferienzeit zu einem Praktikum ins Handwerk 
gehen?

(Beifall Die Linke)

Denen wollen wir doch jetzt nicht massenhaft absa-
gen und sagen, nein, aus bürokratischen, formellen 
oder sonstigen Gründen sind wir einfach nicht in 
der Lage, erst zu den Winterferien schon nicht und 
auch nicht zu den Osterferien, diese Praktikums-
prämie wieder laufen zu lassen, sondern wir sagen 
ihnen: Kommt bitte, stellt euch hier noch mal in den 
Sommerferien an. – Das sind die Aufgaben, die 
wir eigentlich jetzt für uns lösen könnten, statt ab-
schlägige Antworten zu geben, und damit natürlich 
auch zum Politikverdruss beizutragen. Deshalb bin 
ich gespannt, wie jetzt hier in der Debatte die Kol-
leginnen und Kollegen aus der Regierungskoalition 
dazu Stellung nehmen, denn nach unserer Über-
zeugung bleibt übrig: Ein gutes Instrument für die 
Berufsorientierung sollte ohne lange Zwangspause 
schnellstmöglich fortgeführt werden. Vielen Dank.

(Beifall Die Linke)

Präsident Dr. König:
Vielen Dank, Herr Abgeordneter Schubert. Für die 
Fraktion der AfD rufe ich Herrn Abgeordneten Hoff-
mann auf.

Abgeordneter T. Hoffmann, AfD:
Sehr geehrter Herr Präsident, sehr geehrte Kolle-
gen, liebe Gäste! Grundlegend freue ich mich, dass 
dem Thüringer Handwerk hier heute eine Bühne 
geboten wird, erkenne hier aber außer viel Wind 
um nichts nicht viel mehr.

(Beifall AfD)

Ich weiß überhaupt nicht, ob es angebracht ist, 
dass die Linke sich zum Handwerk äußert, da die 
Kompetenz in diesem Bereich eindeutig bei der AfD 
liegt und nicht bei Ihnen.

(Beifall AfD)

(Zwischenruf Abg. Schubert, Die Linke: Das 
war unser Vorschlag! Das ist doch ein Witz!)

Es wird vielleicht von der einen oder anderen Frak-
tion noch ein Lob zu Ihrer Initiative kommen nach 
dem Motto: „Ein blindes Huhn findet auch mal ein 
Korn.“ Aber ich kann und möchte das nicht und das 
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aus verschiedenen Gründen, aber dazu komme ich 
später.

Sie meinen, dass ein gut gemeinter Antrag aus Ih-
rer Sicht völlig ausreicht, er muss aber auch gut ge-
macht sein. Warum ist das so? Ich möchte, weil ich 
gerade die Möglichkeit habe, mal was Grundlegen-
des zum Handwerk anmerken und zu der Situation, 
in der man sich momentan befindet. Besonders im 
letzten Jahrzehnt hat sich die Nachwuchssituation 
im Handwerk massiv verschärft. Wer während die-
ser Zeit in Regierungsverantwortung war und Wirt-
schaftspolitik gemacht hat, das brauche ich hier 
niemandem sagen, das wissen wir alle. Das weiß 
auch niemand besser als die Handwerksbetriebe 
selbst, und die Enttäuschung dort ist groß.

Ich stehe regelmäßig selbst als Handwerksmeister 
immer noch mit Handwerksbetrieben in Kontakt und 
höre mir deren Probleme auch gern an. Auch wenn 
die Niedrigzinsphase die wirtschaftliche Situation 
zum Beispiel im Baugewerbe gestützt hatte, war 
die Nachwuchssituation weiterhin eine absolute Ka-
tastrophe. Ich habe Firmen mit vollen Auftragsbü-
chern schließen sehen, weil der Unternehmer Mit-
te/Ende seiner 60er-Lebensjahre in den wohlver-
dienten Ruhestand gehen wollte, aber sich kein 
entsprechend qualifizierter Nachfolger finden konn-
te.

(Zwischenruf Abg. Schubert, Die Linke: Sind 
Sie für oder gegen Praktikumsprämien?)

Dazu komme ich noch.

Den gab es einfach nicht. Das ist aber erst der 
Anfang, der auf uns zurollt. Es wird eine Schlie-
ßung vieler Handwerksbetriebe auf uns zukommen. 
Das liegt nicht nur an der schlecht gewordenen 
wirtschaftlichen Situation, sondern auch an der Al-
tersstruktur der Unternehmen und der Unternehmer 
und besonders auch der Arbeitnehmerschaft, denn 
Mission Silberlocke finden Sie nicht nur bei Ihnen, 
die finden Sie auch in den meisten Fleischereien, 
Bäckereien und auf jeder Baustelle.

Präsident Dr. König:
Herr Abgeordneter Hoffmann, es gibt eine Zwi-
schenfrage von Herrn Abgeordneten Dr. Augsten. 
Lassen Sie die Frage zu?

Abgeordneter T. Hoffmann, AfD:
Jetzt erst mal nicht.

Präsident Dr. König:
„Erst mal“ heißt dann am Ende Ihrer Rede?

Abgeordneter T. Hoffmann, AfD:
Das entscheide ich dann.

Präsident Dr. König:
Okay.

Abgeordneter T. Hoffmann, AfD:
Es gibt genügend Unternehmen, die Aufträge nicht 
annehmen können, weil schlichtweg das qualifizier-
te Personal nicht zu finden ist. Wie gesagt, ich hatte 
es schon erwähnt, dieser Missstand ist nicht von 
heute auf morgen entstanden und die Weichen da-
für wurden auch schon vor langer Zeit gestellt – 
und das von den Altparteien. Die Leute wissen das, 
und das zeigen auch die Wahlergebnisse, beson-
ders unter den Handwerkern.

Meine Damen und Herren, Sie sind nicht mehr die 
Arbeiterparteien.

(Beifall AfD)

Das Handwerk wählt eindeutig blau. Machen wir 
uns nichts vor: Die Praktikumsprämie wird das Pro-
blem des Fachkräftemangels nicht lösen. Sie ist 
aber immerhin ein kleiner Schritt in die richtige 
Richtung. Aber es muss ein erster Schritt sein, es 
müssen noch viele weitere folgen. Die Handwerks-
kammern begrüßen die Praktikumsprämie, weil sie 
die beschriebenen Probleme auch schon vor lan-
ger Zeit erkannt haben. Den Handwerkskammern 
und Handwerksbetrieben ist mittlerweile jedes Mit-
tel willkommen, junge Menschen dem Handwerk 
näherzubringen. Die AfD schließt sich der Experti-
se der Handwerkskammern an und stellt definitiv 
auch nicht deren Kompetenz infrage. Wie gerade 
erwähnt, ist es ein sinnvoller Anreiz, Schüler in Ver-
bindung mit dem Handwerk zu bringen und ihnen 
zu zeigen, dass auch dort eine blühende Zukunft 
auf sie wartet, mit guten Verdienstchancen und 
dem Stolz, einer verschworenen Gemeinschaft an-
zugehören.

Jetzt komme ich dazu, warum gut gemeint nicht im-
mer gut gemacht ist. Allein aufgrund der Tatsache, 
dass wir in Kürze einen Haushalt beschließen, fehlt 
mir die Grundlage des Antrags. Im Haushalt sind 
bereits Mittel für die Weiterführung der Prämie be-
rücksichtigt. Das haben Sie selbst erkannt. Er wirft 
auch einige Fragen auf: Wie wird zum Beispiel die 
Finanzierung der Prämie in der Übergangsphase 
konkret übernommen? Sie fordern die Landesregie-
rung auf, alle ihre Handlungsmöglichkeiten zu nut-
zen und mit den Handwerkskammern zusammen-
zuarbeiten. Dieser Satz und auch weitere sind recht 
schwammig formuliert. Was bedeutet das denn jetzt 
genau? Sollen die Handwerkskammern die Kosten 
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erst mal übernehmen und bekommen eine Garan-
tie, dass diese Gelder mit beschlossenem Haushalt 
zurückgezahlt werden, oder übernehmen wir jetzt 
schon die Finanzierung des Ganzen, indem wir die 
Gelder bereitstellen? In diesem Falle sehen wir als 
AfD-Fraktion und ich im Besonderen das Problem 
einer vollkommenen Willkür, ja Bevorzugung ge-
genüber anderen Projekten. Schon allein aus die-
sem Grund sollte dieser Antrag an den Ausschuss 
überwiesen werden, und zwar an den HuFA.

Haben die Handwerkskammern überhaupt schon 
Bereitschaft gezeigt, mit den Kosten in Vorkasse 
zu gehen im Vertrauen, dass die Prämie Teil des 
nächsten Haushalts werden wird? Es gibt noch vie-
le weitere Fragen. Ich möchte jetzt aber langsam 
zum Ende kommen.

Ich habe jetzt viel geschimpft und Sie sehen, dass 
mich dieses Thema nicht kaltlässt. Wie gesagt, ich 
komme aus dem Handwerk, ich war 25 Jahre dort 
tätig und ich weiß um die Probleme. Abschließend 
sei aber gesagt, dass die AfD-Fraktion trotz aller 
Kritik hinter der Praktikumsprämie steht und es rich-
tig und wichtig ist, dass der kommende Haushalt 
die Fortführung sicherstellt. Helfen Sie dem Hand-
werk und lassen Sie uns alle zusammen Lösungen 
für die vorhandenen Probleme finden! Ich nenne 
mal ein kleines Beispiel: Wenn der letzte Bäcker im 
Dorf, im Ort oder auch auf Ihrem Kiez zugemacht 
hat, dann wissen Sie, dass irgendetwas schiefge-
laufen ist. Lassen Sie uns das gemeinsam verhin-
dern! Überweisen Sie diesen Antrag an den Aus-
schuss! Wir werden dafür stimmen. Zu dem Antrag 
selbst werden wir uns enthalten. Vielen Dank für 
Ihre Aufmerksamkeit.

(Beifall AfD)

Präsident Dr. König:
Herr Abgeordneter Hoffmann, Sie wollten noch ent-
scheiden, ob Sie die Zwischenfrage des Abgeord-
neten Augsten zulassen.

Abgeordneter T. Hoffmann, AfD:
Nein.

Präsident Dr. König:
Okay. Dann rufe ich als Nächsten für die Fraktion 
der CDU den Abgeordneten Waßmann auf.

Abgeordneter Waßmann, CDU:
Herr Präsident, sehr geehrte Kolleginnen und Kol-
legen, meine sehr verehrten Damen und Herren! 
Lassen Sie mich zu Beginn sagen, Herr Kollege 
Hoffmann: Es ist schon faszinierend, dass Sie glau-

ben, wie allmächtig der Staat ist. Ich sage Ihnen, 
was wir erleben werden. Die Kinder, die jetzt schon 
nicht in den Kindergärten sind, werden nicht in 
die Grundschulen kommen, werden in den Schulen 
fehlen und irgendwann auch in unseren Betrieben, 
auch in den Handwerksunternehmen. Da müssen 
wir gemeinsam darüber streiten, was man noch 
tun kann. Aber diese Probleme werden kommen 
und noch schärfer werden, unabhängig davon, was 
wir hier tun. Denn das ist die Entwicklung unserer 
Demografie. Dem müssen wir ja entgegensteuern. 
Da fehlen mir jegliche Beiträge, wie man entgegen-
steuern kann. Deswegen lassen Sie mich jetzt zu 
dem Antrag der Linkspartei kommen.

(Zwischenruf Abg. Möller, AfD: Seit 30 Jah-
ren, Herr Kollege! Seit 30 Jahren!)

Herr Möller, Sie wissen doch selbst, dass Sie diese 
Vorschläge nicht haben. Legen Sie die vor, lassen 
Sie uns darüber mal diskutieren.

Die Praktikumsprämie ist nicht nur eine finanzi-
elle Förderung, sie ist ein wichtiger Beitrag zur 
Fachkräftesicherung im Thüringer Handwerk. Oh-
ne Nachwuchs hat das Handwerk keine Zukunft. 
Das ist kein Alarmismus, sondern Realität. Das 
Handwerk in Thüringen ist mit 30.000 Unternehmen 
und 150.000 Beschäftigten das Rückgrat unserer 
Wirtschaft. Doch der Fachkräftemangel trifft diese 
Branche hart. Schon jetzt bleiben viele Lehrstellen 
unbesetzt, weil die Zahl der Bewerberinnen und 
Bewerber sinkt. Wir müssen alles versuchen, um 
dem entgegenzusteuern. Ein entscheidender Weg 
ist, junge Menschen frühzeitig mit dem Handwerk in 
Kontakt zu bringen. Wer einmal in einer Tischlerei, 
bei einem Optiker oder in einer Metallwerkstatt mit-
gearbeitet hat, erhält einen realistischen Eindruck 
von der Arbeit und oft auch eine neue Wertschät-
zung für das Handwerk. Da setzt die Praktikums-
prämie an und sie hat gewirkt. Sie hat jungen Men-
schen einen Anreiz gegeben, sich intensiver mit 
dem Handwerk zu beschäftigen. Sie hat Betrieben 
ermöglicht, potenzielle Azubis frühzeitig kennenzu-
lernen.

Aus vielen Gesprächen mit Handwerksmeistern 
wissen wir, Praktika sind oft der erste Schritt in eine 
Ausbildung. Tatsächlich kommen über zwei Drittel 
aller Ausbildungsverhältnisse im Handwerk durch 
vorherige Praktika zustande. Besonders erfreulich 
ist, wen wir mit diesem Programm erreicht haben. 
Die Prämie wurde von Schülern aller Schularten 
genutzt, insbesondere auch von Gymnasiasten mit 
37 Prozent. Zudem lag der Anteil junger Frauen mit 
26 Prozent deutlich höher als bei der sonst eher 
männlich geprägten Handwerksausbildung. Normal 
sind da knapp 20 Prozent. Die Praktikumsprämie 
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hat also breite Zielgruppen erreicht. Das ist ein Er-
folg in der Nachwuchsförderung des Handwerks.

Trotz des Erfolges herrscht noch Klärungsbedarf 
bei der Finanzierung, und da geht es nicht nur um 
die Osterferien. Klar ist aber schon jetzt, die Prämie 
hat sich bewährt und sollte fortgesetzt werden. Un-
sere Fraktion wird sich mit Nachdruck dafür einset-
zen, dass die Praktikumsprämie ab Sommer wieder 
verfügbar ist, dass sie nicht nur eine kurzfristige 
Aktion bleibt, sondern langfristig in die Fachkräfte-
strategie des Landes integriert wird und dass wir 
das Programm weiterentwickeln, um noch besser 
Schülerinnen und Schüler zu erreichen. Auch von-
seiten des Handwerks gibt es diese Forderung. An-
gesichts des Erfolgs setzt sich der Thüringer Hand-
werkstag dafür ein, die Praktikumsprämie dauerhaft 
im Landeshaushalt zu verankern. Eine nachhaltige 
Finanzierung ist entscheidend, um weiterhin junge 
Menschen für handwerkliche Berufe zu gewinnen 
und so die Fachkräfte von morgen zu sichern.

Meine sehr verehrten Damen und Herren, erlauben 
Sie mir auch einen persönlichen Einblick. Vor mei-
ner Wahl in diesen Landtag habe ich bei der Hand-
werkskammer Erfurt an der Umsetzung genau die-
ser Praktikumsprämie mitgearbeitet.

(Beifall CDU)

In Gesprächen mit Handwerkskammern, Betrieben, 
Lehrkräften und natürlich mit den Jugendlichen 
habe ich aus erster Hand erfahren, welchen Un-
terschied die Förderung macht. Schülerinnen und 
Schüler haben mir erzählt, dass sie ohne die Prä-
mie gar kein Praktikum gemacht hätten und wenn, 
dann nicht im Handwerk. Betriebe berichten, dass 
sie durch die Prämie zusätzliche Praktikumsplätze 
geschaffen haben, weil sie die echte Chance sa-
hen, jetzt Nachwuchs zu gewinnen. Junge Auszu-
bildende haben uns immer wieder gesagt, dass sie 
ohne ein vorheriges Praktikum nicht den Mut ge-
habt hätten, eine Lehre im Handwerk anzufangen. 
Diese Erfahrungen decken sich mit den Zahlen und 
Studien.

Praktika sind oft das Zünglein an der Waage bei 
der Berufswahl ins Handwerk. Der große Zuspruch 
zeigt, dass wir die Prämie richtig verankert haben. 
Dennoch gibt es Verbesserungsbedarf. Ein Punkt, 
der mir besonders am Herzen liegt, ist der Zugang 
für alle Schülerinnen und Schüler. Wer nach der 
10. Klasse auf ein Gymnasium wechselt, noch ei-
nen Schulabschluss machen will, ist sechs Wochen 
lang formal kein Schüler. Er sollte aber von dieser 
Prämie profitieren.

Meine sehr verehrten Damen und Herren, das 
Handwerk ist das Rückgrat unserer Wirtschaft. 
Doch ohne Nachwuchs steht das Rückgrat auf wa-

ckeligem Fundament. Die Praktikumsprämie ist ein 
wirksames Mittel, um junge Menschen frühzeitig für 
das Handwerk zu begeistern und dem Fachkräfte-
mangel entgegenzuwirken. Deshalb müssen wir si-
cherstellen, dass es nicht nur eine einmalige Maß-
nahme bleibt, sondern langfristig Wirkung entfalten 
kann. Das ist ein starkes Signal an das Handwerk 
in Thüringen. Wir lassen euch nicht allein mit der 
Nachwuchssuche. Die Landespolitik erkennt den 
Wert eurer Ausbildungsleistungen und unterstützt 
euch dabei, für das Handwerk, für die jungen Men-
schen in Thüringen und für die Zukunft unseres 
Landes. Vielen Dank.

(Beifall CDU, BSW, SPD)

Präsident Dr. König:
Vielen Dank, Herr Abgeordneter Waßmann. Als 
Nächsten rufe ich Abgeordneten Kalthoff für die 
Fraktion der SPD auf.

(Zwischenruf Abg. Liebscher, SPD: Ich über-
nehme!)

Herr Liebscher übernimmt. Dann, Herr Liebscher, 
haben Sie das Wort.

Abgeordneter Liebscher, SPD:
Herr Präsident, meine sehr geehrten Damen und 
Herren, die Praktikumsprämie für das Thüringer 
Handwerk hat sich seit ihrer Einführung im Früh-
jahr 2024 in der Tat als eine äußerst erfolgrei-
che Maßnahme zur Berufsorientierung erwiesen. 
Als SPD-Fraktion sind wir auch ein bisschen stolz 
darauf, dass die Initiative von der Vorgängerregie-
rung mit unserer tatkräftigen Beteiligung im Wirt-
schaftsressort ins Leben gerufen wurde und nun 
ihre Früchte trägt. Ziel war, ist und bleibt es, jun-
gen Menschen den Zugang zum Handwerk zu 
erleichtern und gleichzeitig den dringend benötig-
ten Fachkräftenachwuchs in Thüringen zu sichern. 
Die Prämie gilt für Schülerinnen und Schüler ab 
15 Jahren. Es werden 120 Euro pro Praktikumswo-
che ausgezahlt, jedoch maximal 480 Euro für vier 
Wochen. Im vergangenen Jahr wurden auf diese 
Weise 479 Schülerpraktika mit insgesamt 752 Wo-
chen gefördert. Das entspricht einer Investition von 
über 90.000 Euro in die Zukunft unseres Hand-
werks und unserer Jugend. Besonders erfreulich 
ist, dass 28 Prozent der prämierten Praktika von 
jungen Frauen absolviert wurden – ein deutlicher 
Vorsprung gegenüber dem bisherigen Frauenanteil 
von 15 bis 18 Prozent in den Ausbildungszahlen 
des Thüringer Handwerks. Ein Signal, das zugleich 
Hoffnung macht. Zukunftsträchtige Berufe wie An-
lagenmechaniker, Mechatroniker und Elektroniker 
profitieren von diesem Programm ebenso wie das 
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traditionelle Handwerk der Tischler oder Friseure. 
Angesichts dieses Erfolgs ist es verständlich und 
nachvollziehbar, dass der vorliegende Antrag for-
dert, die Nutzung der Praktikumsprämie auch wäh-
rend der vorläufigen Haushaltsführung sicherzustel-
len, also bis das Thüringer Haushaltsgesetz 2025 
im Frühjahr verkündet wird – mutmaßlich im April 
– und wirksam in Kraft tritt. Wir teilen die Sorge, 
dass eine Zwangspause einen Rückschritt bedeu-
ten könnte, egal, wie kurz die Unterbrechung aus-
fällt. Gleichzeitig müssen wir als verantwortungsbe-
wusste Parlamentarier die Gesamtsituation im Blick 
behalten. Die vorläufige Haushaltsführung betrifft 
eine Vielzahl von Maßnahmen und Projekten. Wür-
den wir für jedes einzelne eine Ausnahme fordern, 
könnten wir die Prinzipien der Haushaltsführung 
aushebeln. Fest steht aber, im Haushaltsentwurf für 
2025 ist die Praktikumsprämie im Einzelplan des 
Wirtschaftsministeriums bereits weiterhin vorgese-
hen. Dies unterstreicht unsere anhaltende Unter-
stützung für dieses wichtige Programm und die För-
derung des Handwerks in Thüringen. Der Titel, aus 
dem unter anderem auch der Meisterbonus „Hand-
werk“, der Meisterbonus „Industrie“ und die Meister-
prämie bezuschusst werden, ist mit einem Ansatz 
von insgesamt 1,8 Millionen Euro veranschlagt.

Um eine ausgewogene und rechtlich fundierte Lö-
sung zu finden, schlagen wir vor, den Antrag 
an den Wirtschaftsausschuss zu überweisen. Dort 
können wir gemeinsam mit Experten prüfen, wel-
che Möglichkeiten bestehen, die Praktikumsprämie 
auch während der vorläufigen Haushaltsführung 
zu gewährleisten, ohne dabei andere wichtige Pro-
jekte zu benachteiligen. Im Ausschuss sollten wir 
auch diskutieren, wie wir die Erfolge der Prakti-
kumsprämie weiter ausbauen können. Könnten wir 
beispielsweise den Frauenanteil noch weiter erhö-
hen? Oder sollten wir, wie von der IHK Erfurt vor-
geschlagen, über eine Ausweitung des Programms 
über das Handwerk hinaus nachdenken?

Meine sehr geehrten Damen und Herren, lassen 
Sie uns gemeinsam daran arbeiten, die Praktikums-
prämie als wichtiges Instrument der Berufsorientie-
rung und Fachkräftesicherung zu erhalten und wei-
terzuentwickeln. Gleichzeitig müssen wir verantwor-
tungsvoll mit den momentanen Herausforderungen 
der vorläufigen Haushaltsführung umgehen. Herzli-
chen Dank für Ihre Aufmerksamkeit.

(Beifall CDU, BSW, SPD)

Präsident Dr. König:
Vielen Dank, Herr Abgeordneter Liebscher. Als 
Nächsten rufe ich Herrn Abgeordneten Herzog für 
die Fraktion des BSW auf.

Abgeordneter Herzog, BSW:
Sehr geehrter Herr Präsident, sehr geehrte Kolle-
ginnen und Kollegen, liebe Zuschauer, man merkt, 
das ist ein sehr emotionales Thema und es ist, 
glaube ich, auch eine unglaubliche Gleichheit, 
wenn man bedenkt, dass dieses Thema von allen 
positiv gesehen wird, wenn wir darüber sprechen, 
wie wichtig die Praktikumsprämie als Instrument für 
junge Menschen, sich beruflich zu orientieren, ist 
und was es für eine bedeutende Rolle spielt.

Herr Hoffmann, was mich stört, Sie sind nicht der 
Einzige mit Erfahrung. Also Sie dürfen das nicht 
für sich allein in Anspruch nehmen. Ich bin selber 
drei Jahrzehnte im Thüringer Handwerk tätig und 
ich möchte mir von Ihnen nicht sagen lassen, dass 
Sie als AfD-Fraktion die Einzigen sind, die das Thü-
ringer Handwerk vertreten. So geht das nicht.

(Beifall CDU, BSW, Die Linke, SPD)

(Zwischenruf Abg. Möller, AfD: Das haben 
die Wahlergebnisse ergeben!)

Lassen Sie mich mal eins klarstellen, dass auch, 
was meine Koalitionspartner und Vorredner gesagt 
haben, die Praktikumsprämie eine Daseinsberechti-
gung hat. – Herr Möller, ich gebe Ihnen gern die 
Zeit. Wenn Sie fertig sind, würde ich weitermachen.

(Zwischenruf Abg. Möller, AfD: Ja, ja!)

Vielen Dank.

Präsident Dr. König:
Herr Abgeordneter Herzog hat das Wort. Es gab 
jetzt mehrere Gespräche über die Fraktionsbänke 
hinweg. Ich bitte, dass wir Herrn Abgeordneten 
Herzog zuhören.

Abgeordneter Herzog, BSW:
Vielen Dank. Die Praktikumsprämie ist – und das 
habe ich gesagt – ein wichtiges Mittel zur Unter-
stützung junger Menschen, die erste praktische Er-
fahrungen in der Arbeitswelt sammeln wollen, die 
Betriebe kennenlernen wollen, aber eben auch für 
die Betriebe selber. Es ist einfach notwendig, das 
gerade in Zeiten eines sich verändernden Arbeits-
markts – und das ist unsere Aufgabe – mit Maß-
nahmen zu unterstützen, damit diese Möglichkeit, 
dieses Instrument erhalten bleibt. So weit klar, aber 
der Antrag der Linken sieht ja nicht vor, dieses In-
strument abzuschaffen, zu verändern oder gänzlich 
in irgendeiner Form anders aufzustellen, sondern 
es geht darum – und das ist in unseren Augen 
das eigentliche Problem –, dass man sich über die 
Haushaltsdisziplin hinwegsetzen will, dass man sa-
gen will, man schafft für ein einzelnes Instrument 
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eine besondere Situation. Und das, denke ich, ist 
nicht gut, denn das kann eine Kettenreaktion auslö-
sen, das kann bei zukünftigen Haushaltsdebatten 
oder bei zukünftigen Situationen, die der heutigen 
ähneln, zu großen Problemen führen. Und das soll-
ten wir vermeiden.

Wichtig dabei ist auch – und das muss man eben 
auch sehen und das ist auch mein Appell an unsere 
Besucherinnen und Besucher und auch an die jun-
gen Menschen da draußen –: Wenn Sie sich für ein 
Praktikum entscheiden, bitte machen Sie das nicht 
abhängig davon, ob Ihnen das Land, der Steuer-
zahler dafür 120 Euro in der Woche Zuschuss gibt. 
Seien Sie motiviert, motivieren Sie sich, versuchen 
Sie auf anderem Weg, sich das zu finanzieren. Nut-
zen Sie die Möglichkeit, Praktika in Handwerksbe-
trieben in Thüringen zu machen und sich so beruf-
lich zu orientieren.

Aber natürlich sollten wir als Politik auch alles tun, 
was in unserem Rahmen möglich ist, um die För-
derung zu stärken und auch nachhaltig zu gestal-
ten. Wir müssen – und deswegen sollte dieser 
Antrag auch an den Wirtschaftsausschuss überwie-
sen werden – dringend darüber reden, wie wir ab 
Sommer mit dieser Prämie umgehen, wie wir sie 
nachhaltig gestalten, wie wir sie möglicherweise 
erweitern, aber wie wir sie vor allen Dingen auch 
erhalten.

Deshalb – da wiederhole ich mich jetzt – stimmen 
wir für die Überweisung an den Wirtschaftsaus-
schuss. Vielen Dank.

(Beifall BSW, Die Linke, SPD)

Präsident Dr. König:
Vielen Dank, Herr Abgeordneter Herzog. Als 
Nächster hat sich Herr Abgeordneter Schubert für 
die Fraktion Die Linke zu Wort gemeldet.

Abgeordneter Schubert, Die Linke:
Sehr geehrter Herr Präsident, werte Kolleginnen 
und Kollegen, liebe Zuhörerinnen und Zuhörer, ich 
freue mich, dass es doch einen relativ breiten 
Konsens gibt, was erstens die Wirksamkeit der 
Praktikumsprämie anbelangt in Ihren Einschätzun-
gen, die wir gehört haben, und zweitens, was 
die Zukunftsperspektiven der Praktikumsprämie an-
belangt. Ich bin auch optimistisch, dass es uns 
gelingt, dieses Instrument einer sehr zielgenauen 
Unterstützung der Berufsorientierung dauerhaft im 
Thüringer Landeshaushalt zu verankern. Was mich 
ein Stück weit stört – und das ist insofern bedauer-
lich, weil ich da auch in Gesprächen mit Vertretern 
der Handwerkskammern sehr viele, ja, auch drin-

gende und positive Signale aufgenommen habe –, 
dass es de facto keinen Weg geben wird, mit der 
entsprechenden Flexibilität zu verhindern, dass die 
Praktikumsprämie auch im kommenden Monat wei-
ter in der Zwangspause verharren muss. Und von 
Herrn Liebscher, der jetzt leider nicht mehr hier un-
ter uns weilt,

(Heiterkeit im Hause)

– hier im Saal unter uns weilt –, der hier im Saal 
leider nicht mehr unter uns weilt, ist ja eine ganze 
Reihe von Punkten aufgezählt worden, wo wir auf 
gar keinen Fall davon ausgehen können, dass die 
jetzt alle sozusagen nicht stattfinden in der Zeit, 
bis der Landeshaushalt beschlossen wurde. Zum 
Beispiel gibt es auch bei der Administrierung der 
Meistergründungsprämie, die in einem anderen Ti-
tel des Landeshaushalts finanziert wird, eine Über-
gangslösung, die gefunden wurde, um die Zeit zu 
überbrücken, die bis zu dem wirksamen Beschluss 
des Landeshaushalts eine Regelung ermöglicht, 
ohne dass man sagt, wir müssen jetzt erst mal pau-
sieren, warten und es geht gar nicht mehr weiter. 
Insofern war der Text, den wir hier formuliert haben, 
schon sehr begründet.

Ich will ihn noch mal vorlesen, damit er Ihnen viel-
leicht noch mal die Möglichkeit gibt, sich da hin-
einzudenken: „Der Landtag fordert die Landesregie-
rung auf, unter Nutzung all ihrer Handlungsmöglich-
keiten und in Zusammenarbeit mit den Handwerks-
kammern dafür zu sorgen, dass auch in der Zeit der 
vorläufigen Haushaltsführung bis zum Inkrafttreten 
des Gesetzes über den Landeshaushalt für das 
Jahr 2025 die Praktikumsprämie durch Betriebe 
des Handwerks in Thüringen ohne Einschränkun-
gen genutzt werden kann.“ Und das wäre möglich 
gewesen, das sage ich auch in Richtung des Wirt-
schaftsministeriums. Das wissen Sie auch, wenn 
Sie mit den Vertretern der Handwerkskammern, 
wovon ich überzeugt bin, diese Frage intensiv be-
raten haben. Es wäre möglich gewesen, an dieser 
Stelle mal jenseits der formellen und bürokratischen 
Hürden, die wir ja sonst immer beklagen und sie 
abbauen wollen, tatsächlich mehr Flexibilität zu or-
ganisieren, dass wir einen Weg gefunden hätten, 
zum Beispiel Anfang April, in dieser Woche der 
Osterferien, eine Praktikumsprämie im Handwerk 
anzubieten.

Und ja, Herr Herzog, da will ich Ihnen auch noch 
mal recht geben, es sollte jetzt nicht an den 
120 Euro unbedingt festgemacht werden, die pau-
schal pro Woche für das Praktikum im Handwerk 
ausbezahlt wurden im vergangenen Jahr mit der 
Praktikumsprämie, denn die Motivation sollte schon 
sozusagen der Haupttreiber sein. Aber es ist natür-
lich schon eine Frage, wenn jemand auch einen 
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Weg zurückzulegen hat, ob er oder sie, wenn man 
sich während der Ferien, wo sich ja viele Alterskol-
leginnen und -kollegen dann anders die Zeit vertrei-
ben, schon mit Blick auf seine berufliche Zukunft 
orientieren will an so einer Stelle im Handwerk, in 
einem Meisterbetrieb, dafür eben auch noch das 
Geld mitbringen muss, um zum Beispiel jeden Tag 
den Weg hin und her zu überwinden. Da wäre eben 
so eine Praktikumsprämie – und das wissen wir ja 
alle zusammen, glaube ich, da brauchen wir nicht in 
den Disput zu treten – natürlich sehr hilfreich, wenn 
dann so eine pauschale Förderung diese Wegekos-
ten zum Beispiel abdeckt.

Vor dem Hintergrund möchte ich einfach noch mal 
daran appellieren, es ist jetzt noch ein Monat Zeit 
bis zum April, bis zu den Osterferien, sich vielleicht 
doch noch mal, auch im Wirtschaftsministerium, mit 
den Möglichkeiten, die man hat, mit den Möglich-
keiten auch von Gesprächen und vertrauensbilden-
den Zusagen, die man auf einer Grundlage einer 
langjährigen Zusammenarbeit bestimmt auch zwi-
schen Ministerium und Handwerkskammern finden 
kann, sich die Frage zu beantworten, ob es nicht 
doch noch einen Weg gibt, die Zwangspause nicht 
bis zu den Sommerferien zu verlängern. Es wäre 
im Interesse der Berufsorientierung unserer Schüle-
rinnen und Schüler, es wäre im Interesse der Hand-
werksbetriebe, es wäre im Interesse der Lösung 
all der Probleme, die wir jetzt hier in den letzten 
Minuten diskutiert haben. Vor dem Hintergrund bin 
ich überzeugt davon, es ist richtig, diesen Antrag 
an den Wirtschaftsausschuss zu überweisen, auch 
mit der Perspektive der Praktikumsprämie im Lan-
deshaushalt in den kommenden Jahren. Und es 
ist dennoch die zweite Frage noch nicht endgültig 
beantwortet, ob es nicht ein besserer Weg ist, als 
die Zwangspause bis zum Sommer zu verlängern, 
sie vielleicht doch jetzt im April zu ermöglichen.

Ich freue mich, dass Herr Liebscher jetzt wieder 
unter uns weilt und bedanke mich für Ihre Aufmerk-
samkeit.

(Beifall CDU, BSW, Die Linke, SPD)

Präsident Dr. König:
Vielen Dank, Herr Abgeordneter Schubert. Darüber 
freuen wir uns natürlich alle, dass Herr Abgeordne-
ter Liebscher wieder unter uns weilt.

(Heiterkeit im Hause)

Mir liegen keine weiteren Wortmeldungen – Herr 
Abgeordneter Augsten.

Abgeordneter Dr. Augsten, BSW:
Meine sehr geehrten Damen und Herren! Herr Hoff-
mann, jetzt sind es sogar drei Fragen geworden, 
also insofern hat sich das gelohnt, dass ich vorhin 
nicht fragen durfte.

Vielleicht als Vorspann: Ich betreue Projekte, in 
denen wir versuchen, für die Landwirtschaft und 
Ernährungswirtschaft ausländische Arbeitskräfte zu 
finden, denn da ist die Lage genauso prekär wie 
im Handwerk. Es gab da sehr erfolgreiche Projekte. 
Wir hatten eine kleine Lücke, das war vor der Land-
tagswahl, wo dann die Meldung aus dem Ausland 
kam, wir warten mal die Wahl ab, wir wissen nicht, 
wie die ausgeht. Da gab es tatsächlich ein paar 
Probleme. Was uns viel mehr Sorgen macht, dass 
jetzt aus den Unternehmen Signale kommen, dass 
uns ausländische Arbeitskräfte verloren gehen, weil 
sie Thüringen den Rücken kehren. Das hat viel-
leicht auch Gründe im Lohn usw., aber eben auch 
in dem Klima, was hier in Thüringen herrscht. Wir 
hatten den Vorfall vor 14 Tagen in Neumark, als 
zwei Kollegen aus dem „Van Asten“-Betrieb belei-
digt und bespuckt wurden. Es gibt andere Vorfälle.

Meine Fragen vor dem Hintergrund, die drei, die ich 
jetzt stellen möchte, sind:

1. Sehen Sie einen Zusammenhang zwischen dem 
Arbeitskräfteproblem im Handwerk und in der Er-
nährungswirtschaft, also die nicht ausreichenden 
Arbeitskräfte aus dem Ausland? Ja, das Problem, 
was wir da haben und Ihre ausländerfeindliche Poli-
tik hier in Thüringen, das wäre meine erste Frage.

(Unruhe AfD)

Die zweite Frage, die ich stellen möchte …

(Zwischenruf aus der Fraktion der AfD)

Ja, es ist doch so. Gibt es da jetzt Zweifel dran?

(Unruhe AfD)

Gehen Sie doch mal raus in die Unternehmen und 
sprechen Sie doch mal mit den Leuten.

Präsident Dr. König:
Ich bitte um Mäßigung!

Abgeordneter Dr. Augsten, BSW:
Die zweite Frage ist zu der Prämie: Würden Sie 
diese Prämie nur an die Leute auszahlen, die 
keinen Migrationshintergrund haben oder vielleicht 
auch nicht deutsch genug aussehen aus Ihrer 
Sicht?

Und die dritte Frage: Wenn dann, wie Herr Höcke 
ja immer meint – Machtfantasien –, die AfD an der 
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Macht wäre, was sicher nicht passieren wird, aber 
wenn das so wäre – nur mal gespielt –, würden Sie 
dann die Auszubildenden und die Praktikantinnen 
und Praktikanten mit ausländischem Hintergrund, 
Migrationshintergrund, dann auch der Remigration 
unterliegen lassen? Also würden Sie die dann aus 
dem Land ausweisen?

Das wären die drei Fragen. Ich gehe davon aus, 
dass Herr Hoffmann diese Fragen nicht beantwor-
tet.

(Beifall BSW)

(Zwischenruf Abg. Dr. Dietrich, AfD: Uns wür-
de reichen, wenn die Rechtslage angewandt 
wird, die vorhanden ist!)

Präsident Dr. König:
Vielen Dank, Herr Abgeordneter Augsten. Es waren 
noch 1 Minute und 23 Sekunden übrig. Aus den 
Reihen der Abgeordneten liegt eine weitere Wort-
meldung von Herrn Abgeordneten Möller vor.

Abgeordneter Möller, AfD:
Sehr geehrter Herr Präsident, liebe Kolleginnen und 
Kollegen, liebe Gäste! Sehr geehrter Herr Augsten, 
natürlich beantworten wir Ihre Fragen sehr gern.

Gibt es einen Zusammenhang zwischen fehlenden 
Arbeitsplätzen und der AfD? Ja, natürlich gibt es 
den, wenn die AfD mit ihrer Familienpolitik bei-
spielsweise hier erfolgreich wäre, wenn sie mit ih-
rer Steuerpolitik erfolgreich wäre, wenn sie die al-
so umsetzen könnte, wenn sie ihre Sicherheitspoli-
tik umsetzen könnte, dann können Sie sich sicher 
sein, dass viele Menschen erstens hier Kinder be-
kommen würden, sich wieder für Kinder entschei-
den würden und zweitens natürlich auch ausländi-
sche Fachkräfte bereit wären, sich in Thüringen 
niederzulassen.

(Beifall AfD)

Aber wenn natürlich eine türkische Krankenschwes-
ter abends um 21 Uhr über den Erfurter Anger geht, 
weil sie noch mal in eine Gaststätte möchte, und 
dort angemacht wird oder ausgeraubt wird, dann 
spricht sich das natürlich auch in der Türkei rum, 
Herr Augsten. Und das ist der Grund, warum die 
eben nicht hierherkommen.

(Beifall AfD)

Und wenn eine Ärztin aus Rumänien beispielswei-
se gesagt bekommt, was für Steuerabzüge sie hier 
bekommt und wie schlecht mittlerweile das Sozial-
system ist, wie lange sie auf den Facharzt warten 
muss und wie viel Unterrichtsausfall ihre Kinder ha-
ben, dann wird sie eben auch nicht nach Thüringen 

kommen, sondern wird eben nach England gehen 
oder nach Norwegen, wo das alles noch funktio-
niert.

(Beifall AfD)

Und tatsächlich, Herr Augsten, Sie haben die Lö-
sung schon erkannt: Das ändern wir, indem die AfD 
endlich regiert. Und da muss ich Ihnen widerspre-
chen, die AfD wird regieren. Da können Sie sich 
sicher sein.

(Beifall AfD)

Prämien nur für Deutsche – na ja, ich weiß ja, in 
manchem Fiebertraum ist das so, vor allem hier 
so auf der linken Seite. Aber natürlich sieht die 
Realität anders aus. Wenn Sie sich zum Beispiel 
unser Familiengeld anschauen, wir hatten ja einen 
entsprechenden Antrag Anfang letzten Jahres in 
den Haushalt eingebracht, der bezog sich auf al-
le Arbeitnehmer und Arbeitgeber unabhängig von 
der Staatsbürgerschaft. Und genauso werden wir 
das natürlich auch in dem Fall handhaben, weil wir 
eben diskriminierungsfrei sind, wirklich diskriminie-
rungsfrei.

(Beifall AfD)

(Heiterkeit BSW, Die Linke)

(Zwischenruf Abg. Liebscher, SPD: Schauen 
Sie in Ihr Wahlprogramm!)

Drittens: Schieben wir Auszubildende, gut integrier-
te Ausländer ab, junge Leute ab, die in den Ausbil-
dungsverhältnissen sind? Ja, das ist natürlich der 
allergrößte Quatsch, denn Sie wissen selbst, das 
geht gar nicht. Es gibt das sogenannte Chancen-
aufenthaltsrecht. Also selbst derjenige, der keinen 
Aufenthaltstitel ursprünglich hatte, hat mittlerweile 
einen. Und natürlich ist die AfD an Recht und Ge-
setz gebunden und wird sich an Recht und Gesetz 
halten.

(Beifall AfD)

Also was für eine seltsame Aussage!

Entscheiden Sie doch besser darüber, was Sie wol-
len, und wir entscheiden darüber, was wir wollen. 
Und wir kommunizieren dann auch das, was wir 
wollen. Das brauchen Sie für uns nicht machen, 
Herr Augsten, glauben Sie es uns.

(Beifall AfD)

Wir sind in der Lage, unsere Positionen selbst zu 
formulieren. Und wissen Sie, was das Schönste ist? 
Die Wähler draußen, die verstehen ganz genau, 
wann jemand eine Horrorgeschichte über die AfD 
erzählt und wann die richtige Geschichte erzählt 
wird. Und genau so sehen die Wahlergebnisse aus.
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(Beifall AfD)

Präsident Dr. König:
Vielen Dank, Herr Möller. Gibt es weitere Wortmel-
dungen aus den Reihen der Abgeordneten? Das, 
sehe ich, ist nicht der Fall. Für die Landesregierung 
hat sich Herr Staatssekretär Suckert zu Wort ge-
meldet.

Suckert, Staatssekretär:
Sehr geehrter Herr Präsident, meine Damen und 
Herren, der Thüringer Landtag hat im Rahmen sei-
ner Beratungen zum Haushalt 2024 entschieden, 
erstmals 50.000 Euro für die Einführung einer Prak-
tikumsprämie für das Handwerk zu etatisieren. Das 
für die Wirtschaft zuständige Ministerium hat dar-
aufhin den Kammern im Rahmen eines Modellpro-
jekts die Mittel bewilligt. Aufgrund der unerwartet 
hohen Nachfrage haben die Handwerkskammern 
mittels zweier Änderungsbescheide zusätzlich wei-
tere 55.000 Euro erhalten, sodass mithin insgesamt 
rund 105.000 Euro für die Schülerpraktikumsprämie 
im Handwerk bewilligt wurden. Ausgezahlt wurden 
am Ende ca. 91.400 Euro. Nach Angaben der drei 
Thüringer Handwerkskammern erhielten insgesamt 
somit 480 Schülerinnen und Schüler eine Prakti-
kumsprämie. Insgesamt hätten diese 752 Prakti-
kumswochen geleistet.

Meine Damen und Herren, aktuell befinden wir uns 
in der vorläufigen Haushalts- und Wirtschaftsfüh-
rung 2025. Das bedeutet, dass der Kreativität oder 
Innovation, wie sie hier gefordert wurde, sehr enge 
Grenzen gesetzt sind bzw. dass diese gegen Null 
geht, dass bis zum Inkrafttreten des Haushaltsge-
setzes 2025 die Landesregierung an Artikel 100 
Abs. 1 Thüringer Verfassung gebunden ist und nur 
Ausgaben leisten darf, die im Sinne des Artikel 100 
Thüringer Verfassung nötig sind, um gesetzlich be-
stehende Einrichtungen zu erhalten bzw. gesetz-
lich bestehende Maßnahmen durchzuführen oder 
rechtlich begründete Verpflichtungen des Landes 
zu erfüllen, dass hingegen freiwillige Leistungen 
des Landes wie Förderungen des Landes, wie zum 
Beispiel Förderung der Praktikumsprämie für das 
Handwerk, grundsätzlich nicht dazugehören. Inso-
weit bleiben das Inkrafttreten des Landeshaushal-
tes 2025 und das Vorliegen entsprechender haus-
haltsrechtlicher Ermächtigungen abzuwarten. Dar-
über hinaus – und auch das muss besprochen 
werden – gibt es Begehrlichkeiten nunmehr der 
drei IHKs, gleichermaßen in dieses Programm auf-
genommen zu werden.

Das TMWLLR wird zu einem Termin einladen. Das 
war auch im Ausschuss schon so besprochen wor-

den, im Wirtschaftsausschuss. Ende der Woche 
werden die Einladungen zu diesem Thema an die 
jeweiligen Stakeholder versandt. Denn ich glaube, 
es ist notwendig, dass wir die Fördermittel oder die 
Fördermechanismen, die uns zur Verfügung ste-
hen, gemeinsam neu betrachten und überdenken 
sollten. Dazu sind Sie herzlich eingeladen. Ich den-
ke, dass wir mit dieser Plattform all die Ideen, die 
heute hier vorgetragen worden sind, mit integrieren 
können und zu einem guten Ergebnis kommen wer-
den. Vielen Dank.

(Beifall CDU, BSW, SPD)

Präsident Dr. König:
Vielen Dank, Herr Staatssekretär. Gibt es weitere 
Wortmeldungen? Das ist nicht der Fall. Dann kom-
men wir zur Abstimmung über die beantragten Aus-
schussüberweisungen. Es wurde die Überweisung 
an den Ausschuss für Wirtschaft, Landwirtschaft 
und Ländlichen Raum und die Überweisung an den 
Haushalts- und Finanzausschuss beantragt.

Ich würde beginnen mit der Überweisung an den 
Ausschuss für Wirtschaft, Landwirtschaft und Länd-
lichen Raum. Wer dieser Ausschussüberweisung 
zustimmt, den bitte ich um das Handzeichen. Das 
sind die Stimmen aus der Fraktion Die Linke, der 
SPD, des BSW, der CDU und der AfD. Gibt es Ge-
genstimmen? Enthaltungen? Das ist nicht der Fall. 
Damit ist der Ausschussüberweisung zugestimmt.

Als Nächstes kommen wir zur Abstimmung über 
den Antrag zur Überweisung an den Haushalts- 
und Finanzausschuss. Wer dem zustimmt, den bitte 
ich um das Handzeichen. Das sind die Stimmen 
aus der Fraktion der AfD. Wer stimmt dagegen? 
Das sind die Stimmen aus den Fraktionen Die Lin-
ke, der SPD, des BSW und der CDU. Gibt es 
Enthaltungen? Das ist nicht der Fall. Damit ist die 
Ausschussüberweisung an den Haushalts- und Fi-
nanzausschuss abgelehnt. Somit klärt sich auch die 
Federführung, über die wir nicht abstimmen müs-
sen, weil nur die Überweisung an den Ausschuss 
für Wirtschaft, Landwirtschaft und Ländlichen Raum 
beschlossen wurde.

Damit schließe ich diesen Tagesordnungspunkt und 
rufe als Nächstes auf Tagesordnungspunkt 14

Einsetzung eines Untersu-
chungsausschusses:
„Untersuchung, Aufklärung 
und Beurteilung der Amtsfüh-
rung des Präsidenten des 
Amts für Verfassungsschutz 
und weiterer Verantwortungs-
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träger im Zusammenhang mit 
dem ‚Kramer-Komplex‘“
Antrag der Abgeordneten Abicht, 
Benninghaus, Berger, Braga, 
Cotta, Czuppon, Dr. Dietrich, 
Düben-Schaumann, Erfurth, Ger-
hardt, Haseloff, Häußer, Höcke, 
N. Hoffmann, T. Hoffmann, Jan-
kowski, Kießling, Kramer, Krell, 
Laudenbach, Dr. Lauerwald, 
Luhn, Möller, Mühlmann, Muh-
sal, Nauer, Prophet, Rottstedt, 
Schlösser, Steinbrück, Thrum 
und Treutler der Fraktion der AfD
- Drucksache 8/457 - 
dazu: Änderungsantrag der Frak-

tionen der CDU, des BSW 
und der SPD
- Drucksache 8/619 - 

dazu: Änderungsantrag der Frak-
tionen der CDU, des BSW 
und der SPD
- Drucksache 8/620 - 

Folgender Hinweis: Bei dem Antrag handelt es 
sich in Nummer I um einen Minderheitsantrag ge-
mäß Artikel 64 Abs. 1 Satz 1 2. Alternative der 
Verfassung des Freistaats Thüringen. Mit 32 Unter-
schriften ist das verfassungsgemäße Quorum von 
einem Fünftel, wie es in § 83 Abs. 2 der Geschäfts-
ordnung verlangt wird, erreicht. Gemäß Artikel 64 
Abs. 1 Satz 1 2. Alternative der Verfassung des 
Freistaats Thüringen i.V.m. § 2 Abs. 2 des Unter-
suchungsausschussgesetzes hat der Landtag die 
Pflicht, auf einen verfassungsrechtlich zulässigen 
Antrag von einem Fünftel seiner Mitglieder einen 
Untersuchungsausschuss einzusetzen.

Gemäß § 3 Abs. 2 des Untersuchungsausschuss-
gesetzes darf der in einem Minderheitsantrag be-
zeichnete Untersuchungsgegenstand gegen den 
Willen der Antragstellerinnen und Antragsteller nur 
geändert werden, wenn der Kern des Untersu-
chungsgegenstands gewahrt bleibt und aufgrund 
der Änderung eine wesentliche Verzögerung des 
Untersuchungsverfahrens nicht zu befürchten ist. 
Darunter fällt die Ziffer I des Antrags. Die Num-
mern II bis IV sind vom Minderheitsrecht nicht er-
fasst und können geändert werden.

Ist Begründung für den Antrag gewünscht?

(Zuruf Abg. Möller, AfD: Ja!)

Es ist gewünscht. Herr Abgeordneter Möller.

Abgeordneter Möller, AfD:
Meine sehr geehrten Damen und Herren, sehr ge-
ehrter Herr Präsident, sehr geehrte Gäste, stellen 
Sie sich ein Land vor, in dem eine Partei fast immer 
mitregiert – allerdings schlecht – und deswegen 
wird sie seit Jahrzehnten von immer weniger Leu-
ten regiert. Allerdings besetzt sie ein wichtiges Mi-
nisterium, nämlich das Innenministerium, und aus 
ihren Reihen wird auch ein Geheimdienstchef er-
nannt. Das ist seltsam, weil dieser Geheimdienst-
chef die Voraussetzungen, die auf dem Papier ste-
hen, nicht erfüllt – er ist kein Volljurist.

In diesem Land gibt es abwechselnd viele schwe-
re Straftaten, wo auch viele Menschen ums Leben 
kommen. Es gibt aber auch mittlerweile terroristi-
sche Anschläge. Diese Anschläge gehen oft auch 
offensichtlich von einem Deutschenhass aus, aber 
der Inlandsgeheimdienst kümmert sich darum gar 
nicht, denn der wird eher gegen die Menschen ein-
gesetzt, die sich über diese Zustände in unserem 
Land ärgern und das auch offen aussprechen.

(Beifall AfD)

Darüber bildet sich Opposition. Diese Opposition 
ist sehr erfolgreich, sie überzeugt viele Menschen. 
Die Konsequenz davon ist, dass die Partei, die im-
mer regiert – mitregiert –, deren Bundesvorsitzen-
der verlangt dann plötzlich vom Geheimdienst die 
Beobachtung dieser Opposition. Der Geheimdienst-
chef – von derselben Partei – möchte das umset-
zen. Seine Fachleute warnen allerdings intern, dass 
dafür keine Grundlage aufgrund der Datenverarbei-
tungsauswertung vorhanden ist. Und was macht 
der Geheimdienstchef da? – Er umgeht die Fach-
abteilung und er operiert öffentlich mit Behauptun-
gen, die von Mitarbeitern seines Geheimdienstes 
intern als Falschbehauptungen, also als Lüge, über 
die Opposition entzaubert werden.

Das wird sogar teilweise bekannt, meine Damen 
und Herren, aber so richtig nach außen dringt es 
doch nicht, weil die etablierten Medien darüber 
kaum berichten. Das gelingt auch deshalb, weil 
die Partei, die immer regiert, tatsächlich natürlich 
auch an vielen Medien beteiligt ist. Je erfolgreicher 
die Opposition wird, umso mehr greift der Geheim-
dienst sie an. Obwohl sie friedlich ist, wird sie 
zur größten Gefahr im Land hochstilisiert. Erst ist 
sie Prüffall, ob sie extrem ist, dann besteht der 
Verdacht, dass sie extrem ist. Dann heißt es plötz-
lich, sie sei erwiesen rechtsextrem, antisemitisch, 
völkisch, geschichtsrevisionistisch.

(Zwischenruf Abg. König-Preuss, Die Linke: 
Das ist alles?)
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Aber niemand hinterfragt, wie diese Plattitüden tat-
sächlich entstehen, wie sie begründet werden. Man 
hinterfragt das auch nicht, als der Geheimdienst-
chef plötzlich Bundestagsabgeordneter werden will 
und wer dabei seine größte Konkurrenz ist – natür-
lich die Opposition, die er selbst beobachtet und 
bekämpft. Das geht so weit, dass Lehrer, Polizis-
ten, Beamte, die sich in der Opposition engagie-
ren, mit Disziplinarverfahren und mit Kündigungen 
oder mit Dienstentlassungen bedroht werden, dass 
Hobbys verboten werden, weil man plötzlich als po-
litisch unzuverlässig eingestuft wird, und dass jun-
gen Menschen, die eine Ausbildung ergreifen wol-
len, zum Beispiel Jurist werden wollen, per Gesetz 
die Ausbildung verwehrt wird. Das sind die Zustän-
de in diesem Land.

Und dann gibt es da natürlich ein Kontrollgremium, 
das den Geheimdienst überwachen soll. Das ist 
aber ausschließlich mit Leuten besetzt, die die Op-
position hassen, weil sie ihnen nämlich die Manda-
te wegnimmt.

(Beifall AfD)

(Zwischenruf Abg. Urbach, CDU: Na, na, na!)

Dieser Opposition werden trotz entsprechender 
Rechtslage die Sitze verwehrt und weil das dann 
irgendwann nicht mehr reicht, ändert man halt die 
Rechtslage. So geht das immer weiter und immer 
fort und trotz der vielen Skandale, die bekannt wer-
den, guckt das Kontrollgremium weg. Man erfährt 
nichts davon in den Berichten dieses Kontrollgremi-
ums, weil man eben letztlich das Vorgehen gegen 
die Opposition auch aus diesem Kontrollgremium 
heraus decken möchte.

Meine Damen und Herren, würde dieses Land 
Russland oder Ungarn heißen, dann gäbe es bei 
uns große Entrüstung, aber dieses Land heißt Thü-
ringen und die Partei heißt SPD.

(Beifall AfD)

So würde es auch weitergehen, wenn sich nicht 
etwas geändert hätte im Land. Es gibt nämlich mitt-
lerweile eine Gegenöffentlichkeit, die eigene Re-
cherchen anstellt. Es gibt nicht nur die etablierten 
Medien, sondern viele weitere neue Medienhäuser, 
die dafür sorgen, dass aufgeklärt wird. Und die Op-
position ist mittlerweile so stark, dass sie in den 
letzten Wahlen fast 39 Prozent erreicht hat und hier 
im Landtag die Fähigkeit besitzt, Untersuchungs-
ausschüsse zu beantragen. Und genau dieses Ele-
ment nutzen wir jetzt, um die Machenschaften von 
Stefan Kramer und auch von Innenminister Maier 
hier zu untersuchen – und, meine Damen und Her-
ren, ich freue mich drauf.

(Beifall AfD)

Präsident Dr. König:
Das war die Begründung des Antrags. Kommen wir 
nun in die Aussprache. Ich rufe Frau Abgeordnete 
Marx für die Fraktion der SPD auf.

Abgeordnete Marx, SPD:
Herr Präsident, verehrte Kolleginnen und Kollegen, 
jetzt haben wir wieder einen schönen Tagesord-
nungspunkt vor uns, auf den ich mich besonders 
freue, und natürlich war klar, was kommt. Es ist 
die sozialdemokratische Verschwörungstrias – mein 
Name wurde noch gar nicht genannt, aber das 
kommt bestimmt noch –, durch die also die arme 
AfD hier klein gehalten, diffamiert und diskreditiert 
wird,

(Zwischenruf Abg. Höcke, AfD)

um ihr die Macht vorzuenthalten und den Wähler-
willen nicht zu realisieren. Also Sie haben selbst-
verständlich das Recht, den Untersuchungsaus-
schuss einzusetzen und das wird auch hier heu-
te passieren. Das will ich gar nicht hinterfragen. 
Vielleicht nur eins dazu: Es gibt einen kleinen An-
scheinsbeweis, dass Sie vielleicht doch nicht recht 
haben oder unrecht haben könnten, dass ja nicht 
nur das Amt für Verfassungsschutz in Thüringen 
Sie einer Beobachtung unterzieht, sondern dass 
das andere Sicherheitsbehörden in dieser Republik 
ja auch tun. Und wenn ich nur noch mal daran erin-
nern darf, dass das Gutachten des Bundesamts für 
Verfassungsschutz vom 15.01.2019 über die Ein-
stufung als Verdachtsfall den Namen Höcke genau 
60 Mal erwähnt, dann kann es sein, dass es hier 
nicht nur eine kleine SPD-Verschwörung gegen Sie 
gibt.

(Zwischenruf Abg. Muhsal, AfD)

Aber ich will mich gar nicht so sehr aufhalten. Wie 
gesagt, es steht Ihnen sehr zu, die Arbeit des 
Amts selbstverständlich zu überprüfen und auch 
Meinungsbildungsprozesse. Sehr vieles von dem, 
was Sie dort aufgegriffen haben aus einem Medien-
bericht, der im Dezember erschienen ist, sind aus 
unserer Sicht alte Kamellen, aber das wird sich 
dann im Laufe der Ausschussarbeit herausstellen.

Ich komme aber jetzt zu einem Punkt, über den 
ich mich tatsächlich gefreut habe, denn Ihr Untersu-
chungseinsetzungsauftrag enthält ein nettes, klei-
nes Ei, ein nettes Ostereichen, ein vorgezogenes 
Geschenk für mich. Das ist die Ziffer C.12 bei den 
Fragen, die Sie behandelt haben wollen. Da geht 
es um Erkenntnisse eines gewissen Herrn Andreas 
Kemper. Das hat mich doch sehr freudig gestimmt. 
Denn der Soziologe Andreas Kemper ist der, der 
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darauf gekommen ist, dass Herr Höcke mit einem 
gewissen Landolf Ladig identisch sein müsse. Das 
hat übrigens den Landtag hier auch schon immer 
mal beschäftigt und das hat auch Ihre eigene Partei 
beschäftigt. 2017 gab es ein Gutachten Ihrer eige-
nen Partei zu dieser Frage, die dazu gekommen ist, 
ja, das müsse wohl so sein.

(Zwischenruf Abg. Schlösser, AfD: Sie lenken 
ab, das ist nicht das Thema!)

Dann gab es eine Anforderung Ihrer eigenen Par-
tei an Sie, eine eidesstattliche Versicherung abzu-
geben, dass Sie es nicht sind. Das haben Sie bis 
heute verweigert. Ich hatte Ihnen dann am 17. Ok-
tober 2019 hier im Landtag mal einen Zettel zur 
Verfügung gestellt, wo Sie dieses Versäumnis hät-
ten nachholen können. Das wollten Sie nicht. Sie 
haben gesagt, Sie sagen dazu nichts mehr. Aber 
C.12 in Ihrem Einsetzungsauftrag gibt uns jetzt ja 
Gelegenheit, dass wir das mal aufklären in dem Un-
tersuchungsausschuss, ob Sie Landolf Ladig sind 
oder nicht.

(Zwischenruf Abg. Möller, AfD: Genau!)

Darauf freue ich mich wirklich sehr! Und dann, Herr 
Höcke, klären wir das mal unter Männern.

(Heiterkeit AfD)

Warum habe ich jetzt unter Männern gesagt? Weil 
ich mich so sehr über dieses Geschenk von Ihnen 
freue, dass ich jetzt mal nicht gendern wollte. Wir 
klären das dann, ob Sie Landolf Ladig sind.

Warum ist das so wichtig? Weil das Zitat, das da-
mals auch in Ihrer eigenen Partei so ein großes 
Aufsehen erregt hat, doch eines von Landolf La-
dig in „Volk in Bewegung“ war, in dem es hieß: 
„Eine Ahnung schleicht sich dabei vielleicht bei im-
mer mehr gebildeten Angelsachsen ein, daß eben 
nicht die Aggressivität der Deutschen ursächlich für 
zwei Weltkriege war, sondern letztlich ihr Fleiß, ih-
re Formliebe und ihr Ideenreichtum. Das europäi-
sche Kraftzentrum entwickelte sich so prächtig, daß 
die etablierten Machtzentren sich gezwungen sa-
hen, zwei ökonomische Präventivkriege gegen das 
Deutsche Reich zu führen.

(Zwischenruf Abg. Abicht, AfD: Was soll 
denn das, Frau Marx?!)

Der zweite Krieg war allerdings nicht nur ökono-
misch motiviert, sondern darf auch als ideologi-
scher Präventivkrieg angesprochen werden, hatte 
sich im nationalsozialistischen Deutschland doch 
eine erste Antiglobalisierungsbewegung staatlich 
etabliert, die, wären ihr mehr Friedensjahre zur Er-
probung vergönnt gewesen, wahrscheinlich alleror-
ten Nachahmer gefunden hätte.“ Das Bundesamt 

für Verfassungsschutz, also nicht Thüringen, hat 
dann 2019 diese Äußerung so interpretiert, dass 
diese analysierten Ladig-Texte, gerade auch der, ei-
ne „zweifelsfrei verfassungsfeindliche Haltung zum 
Ausdruck [bringe]“: „Die dezidiert positive Bezug-
nahme auf den historischen Nationalsozialismus als 
Idee und die radikalrevisionistische Umdeutung der 
den Zweiten Weltkrieg auslösenden Ursachen im-
plizieren inhaltliche Positionen, die in unüberbrück-
barem Gegensatz zum Kernbestand Menschenwür-
de, Demokratieprinzip und Rechtsstaatlichkeit der 
freiheitlichen demokratischen Grundordnung ste-
hen.“

Wie gesagt, ich freue mich auf die Arbeit. Und weil 
Sie ja immer damit kommen, dass diese ganze Ver-
schwörung gegen Sie nur dazu dient, den Wähler-
willen zu unterdrücken, der sich ja endlich jetzt bei 
Ihnen Bahn bricht – also ich kriege ja immer viel 
Post und im Zusammenhang mit der Debatte um 
Ihre Partei gab und gibt es auch immer noch die 
Debatte, ob eine Partei wie die Ihre denn überhaupt 
auf einen Stimmzettel gehört. Da schreibt mir ein 
Herr Dr. Stefan Ackermann: Gut, Björn Höcke wür-
de vermutlich alle abholen lassen wie damals die 
Juden. Wäre das wirklich ein Verlust? – Das ist ein 
Wähler von Ihnen.

(Zwischenruf Abg. Abicht, AfD: Das ist Neid!)

Der hat mir das geschrieben, da können Sie jetzt 
den Kopf schütteln. Wenn es Bürgerinnen und Bür-
ger in diesem Land gibt, die solche Erwartungen an 
Sie hegen, dann können und dürfen diese Erwar-
tungen nicht erfüllt werden.

(Zwischenruf Abg. Muhsal, AfD: Sie können 
ja mal weiterleiten!)

So kommt es zur Beobachtung und Einstufung Ihrer 
Partei als verfassungsfeindlich. Herzlichen Dank für 
Ihre Aufmerksamkeit. Wir sehen uns im Ausschuss 
wieder.

(Beifall BSW, SPD)

Vizepräsidentin Dr. Urban:
Danke schön. Ich habe als nächsten Redner Herrn 
Abgeordneten Küntzel vom BSW.

Ich habe eine Frage an die AfD: Ich hatte hier Herrn 
Möller mit Fragezeichen stehen. Herr Möller, Sie 
hatten jetzt die Einbringung gemacht, wollen Sie 
auch noch mal reden?

(Zuruf Abg. Möller, AfD: Ja!)

Okay. Da wollte ich nur sichergehen. Alles klar.

In der Zeit, bis Herr Küntzel nach vorn kommt, 
begrüße ich da oben auch neue Schüler und jun-
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ge Leute, die offensichtlich ein Interesse auch an 
unserer Runde hier unten haben. Wir beschäfti-
gen uns gerade mit der Einsetzung eines Untersu-
chungsausschusses mit dem Ziel „Untersuchung, 
Aufklärung und Beurteilung der Amtsführung des 
Präsidenten des Amts für Verfassungsschutz und 
weiterer Verantwortungsträger im Zusammenhang 
mit dem ‚Kramer-Komplex‘“ – nur zur Info.

Jetzt hat Abgeordneter Küntzel vom BSW das 
Wort.

Abgeordneter Küntzel, BSW:
Vielen Dank, Frau Präsidentin. Sehr geehrte Da-
men und Herren, liebe Zuschauerinnen und Zu-
schauer, mit dem Antrag der AfD-Fraktion soll ein 
Untersuchungsausschuss eingesetzt werden, der 
die zurückliegende Arbeitsweise des Präsidenten 
des AfV und seiner Behörde prüft. Es geht da-
bei um schwerwiegende Vorwürfe. Diese betreffen 
nicht nur die Amtsführung des Verfassungsschutz-
präsidenten, sondern werfen auch die Frage auf, ob 
der Verfassungsschutz in Thüringen in einer Weise 
arbeitet, die mit den Grundsätzen der Rechtsstaat-
lichkeit und der politischen Neutralität vereinbar ist.

Eine wehrhafte Demokratie braucht einen Verfas-
sungsschutz, der gemäß seinem gesetzlichen Auf-
trag in Thüringen handlungsfähig sein muss und 
sich strikt und ausschließlich seiner verfassungs-
mäßigen Aufgaben gemäß § 4 Thüringer Verfas-
sungsschutzgesetz widmet. Der Verfassungsschutz 
darf kein politisches Instrument sein, sondern ist 
elementarer Bestandteil der Thüringer Sicherheits-
architektur. Das Amt des Präsidenten stellt eine 
herausragende Position in dieser Behörde dar, die 
dem Schutz unserer Verfassung und unserer De-
mokratie dient. In dieser Rolle muss es selbstver-
ständlich sein, das nicht nur fachlich korrekt gehan-
delt wird, sondern auch ein hohes Maß an politi-
scher Neutralität und Integrität besteht. Es ist ent-
scheidend, dass die Bürgerinnen und Bürger Ver-
trauen in diesen Nachrichtendienst haben und wis-
sen, dass er unparteiisch und unabhängig arbeitet, 
um unsere demokratischen Werte zu schützen.

Die im Antrag zur Sprache kommenden Vorwürfe 
werfen die Frage auf, ob diese Unabhängigkeit und 
Neutralität des Präsidenten gewahrt geblieben sind. 
Es wird unter anderem die Frage aufgeworfen, ob 
der Verfassungsschutz in Thüringen möglicherwei-
se in einer Weise geführt wurde, die politisch be-
einflusst war oder ob es Verstöße gegen die Ver-
schwiegenheitspflicht gegeben hat. Solche Vorwür-
fe sind ernst zu nehmen, da sie das Vertrauen 
in die Objektivität und Unparteilichkeit des Verfas-
sungsschutzes erschüttern könnten.

Besondere Aufmerksamkeit gilt auch der Frage, ob 
die Einstufung der Thüringer AfD rechtskonform 
und zulässig war. Es muss sichergestellt sein, dass 
solche Einstufungen ausschließlich auf einer recht-
lich fundierten und objektiven Grundlage basieren 
ohne politische Einflüsse. Die Frage, inwieweit das 
Thüringer Ministerium für Inneres und Kommunales 
seiner Aufsichtspflicht nachgekommen ist, ist eben-
falls von Bedeutung, um zu klären, ob hier mögliche 
Mängel in der Aufsicht und Kontrolle vorlagen.

Wir als BSW stellen uns nicht gegen eine gründ-
liche und unvoreingenommene Untersuchung die-
ser Vorwürfe. Wir sind der Auffassung, dass ei-
ne faire und sachliche Überprüfung notwendig ist. 
Es muss geklärt werden, ob und inwieweit die 
Entscheidungen des Präsidenten des Verfassungs-
schutzes durch politische Einflussnahme oder an-
dere unzulässige Faktoren beeinflusst wurden. Nur 
durch eine umfassende und transparente Aufklä-
rung können wir sicherstellen, dass der Verfas-
sungsschutz auch in Zukunft seine Aufgaben im 
Einklang mit den Grundsätzen des Rechtsstaats 
und im Sinne des Allgemeinwohls wahrnimmt. Ein 
Untersuchungsausschuss soll darauf abzielen, alle 
relevanten Fragen vollständig und ohne politische 
Einflussnahme zu beantworten. Vorverurteilungen 
sind in diesem Zusammenhang dringend zu unter-
lassen. Sollte sich jedoch herausstellen, dass der 
Präsident des Verfassungsschutzes seine Befug-
nisse überschritten hat, müssen natürlich die ent-
sprechenden rechtlichen Konsequenzen folgen. Ab-
schließend möchte ich noch einmal betonen, dass 
es bei dieser Untersuchung nicht darum gehen 
darf, politisch motivierte Auseinandersetzungen zu 
führen,

(Beifall BSW)

sondern um die Wahrung der Integrität und Neutra-
lität des Verfassungsschutzes. Es muss vielmehr 
darum gehen, das Vertrauen der Bürgerinnen und 
Bürger in eine Institution zu sichern, die für den 
Schutz unserer Demokratie und unserer Verfas-
sung zuständig ist. Ich würde mich daher freuen, 
wenn alle Beteiligten diesen Ausschuss mit der 
notwendigen Sorgfalt, Objektivität und Unvoreinge-
nommenheit führen. Vielen Dank.

(Beifall CDU, BSW, SPD)

Vizepräsidentin Dr. Urban:
Danke schön. Als nächstem Redner erteile ich das 
Wort Herrn Möller von der AfD-Fraktion. Sie möch-
ten jetzt doch nicht reden?

(Zuruf Abg. Möller, AfD: Wir lassen erst ein-
mal die anderen reden!)
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(Zuruf Abg. Muhsal, AfD: Er kommt noch 
dran!)

Dann habe ich als Nächstes Herrn Urbach, CDU-
Fraktion. Ich kann schon sagen, Herr Möller, dann 
dürfen Sie sich danach bereit machen.

Abgeordneter Urbach, CDU:
Sehr geehrte Frau Präsidentin, sehr geehrte Kolle-
ginnen und Kollegen, sehr geehrte Besucher, bevor 
wir zum großen Finale kommen und Herr Möller 
hier eine seiner letzten Reden im Landtag hält, wür-
de ich noch einmal – er wird wahrscheinlich noch 
den Rest des Tages reden – meine Ausführungen 
machen.

Wir besprechen heute den zweiten Antrag der AfD 
zur Einsetzung des Untersuchungsausschusses zur 
Untersuchung der Amtsführung des Amts für Ver-
fassungsschutz. Wir erinnern uns: Das gab es 
schon einmal im Dezember. Sie haben das in der 
Aktuellen Stunde angekündigt und als wir dann im 
Januar einen Änderungsantrag eingebracht haben, 
sahen Sie sich nicht in der Lage, den zu beraten, 
und haben deshalb darum gebeten, dass wir das 
verschieben. Zu diesem Antrag hier haben wir heu-
te zwei Änderungsanträge eingebracht. Zum Glück 
haben Sie den Antrag an sich kaum verändert, 
sodass ich meine Rede quasi recyceln kann, die 
schon einmal vorbereitet war. Und Sie machen ge-
nau das, Recyceln, und zwar alter Vorwürfe gegen 
das Amt für Verfassungsschutz, die Sie hier vortra-
gen. Sie haben eine große Zahl von Fragen einge-
reicht, über 50. Im Kern geht es Ihnen jedoch um 
die Frage der Einstufung des Landesverbands der 
AfD als gesichert rechtsextrem. Im Antrag themati-
sieren Sie eine Reihe Jahre alter Vorwürfe gegen 
den Präsidenten des Amts. Auffällig ist, dass sich 
der Antrag wie ein genereller Angriff auf das Amt 
liest und dazu geeignet ist, Misstrauen in diese 
wichtige Säule der Sicherheitsarchitektur unserer 
Werte und Demokratie zu schüren.

(Unruhe AfD)

Wir brauchen aber einen gut funktionierenden Ver-
fassungsschutz. Dieser muss personell, organisato-
risch und technisch hinreichend ausgestattet sein. 
Wir wollen keine Parallelgesellschaften mit eigenen 
Gesetzen außerhalb unserer freiheitlichen demo-
kratischen Grundordnung. Wir wollen nicht, dass 
jemand diese Ordnung angreift. Um eben diese Be-
drohung zum Beispiel durch politischen oder auch 
religiösen Extremismus zu erkennen und zu beob-
achten, brauchen wir den Verfassungsschutz. Da-
bei unterliegt dieser aber immer auch der Kontrol-
le aller Staatsgewalten und verfügt über keinerlei 
Zwangsgewalten. Weil sich der Verfassungsschutz 

dabei strikt und ausschließlich seinen verfassungs-
gemäßen Aufgaben gemäß § 4 des Thüringer 
Verfassungsschutzgesetzes zu widmen hat, ist er 
faktisch eben kein politisches Instrument, wie es 
im Antrag suggeriert wird. Um mit einer weiteren 
Fehlbehauptung aus Ihrem Antrag – zu finden in 
Abschnitt D Punkt 8 und 9 – aufzuräumen: Die 
Parlamentarische Kontrollkommission ist durch den 
Landtag der 7. Wahlperiode durch geheime Wahlen 
rechtmäßig besetzt worden. Die in ihr tätigen Parla-
mentarier waren allseits bekannte und geschätzte 
Mitglieder dieses Hohen Hauses und sie haben je-
weils zwei Drittel der Stimmen des Landtags erhal-
ten. Dass Sie nun die Integrität von Raymond Walk, 
Jörg Kellner, Dirk Bergner und auch von Frau Kolle-
gin Marx mit diesem Antrag infrage stellen, ist nicht 
akzeptabel.

(Beifall BSW, SPD)

Die Kommission hat sich ordnungsgemäß konstitu-
iert und sie tagt auch regelmäßig. Und dass dies 
alles AfD-Hasser seien, wie Sie das eben hier vor-
getragen haben, das möchte ich ebenfalls grob in-
frage stellen. Dass natürlich gerade diejenigen ver-
suchen, die Behörde in Verruf zu bringen, deren 
Aktivitäten von ihr beobachtet werden, ist in gewis-
ser Weise nachvollziehbar, aber dennoch auch auf 
ihre Art und Weise verwerflich. Denn das, was Sie 
mit dem Amt für Verfassungsschutz im Falle einer 
Regierungsübernahme vorhaben, haben Sie im No-
vember 2023 in Pfiffelbach schon klar gesagt. Ich 
zitiere: „Dieser Verfassungsschutz wird keine Ge-
sinnungsschnüffelei mehr betreiben,“,

(Zwischenruf Abg. Dr. Dietrich, AfD: Genau 
so!)

(Beifall AfD)

sagte der Fraktions- und Landesvorsitzende Björn 
Höcke, „der wird vor allem eins machen: Der wird 
Wirtschaftsspionage aufklären.“ Wirtschaftsspiona-
ge ist wichtig, aber es ist nicht der Kernauftrag die-
ses Amts.

(Zwischenruf Abg. Möller, AfD: Echt?)

Natürlich muss sich der Verfassungsschutz auch 
Kritik stellen. Wenn es Berichte über Personalpro-
bleme gibt, wenn Stellen unbesetzt sind, dann müs-
sen wir das ernst nehmen. Dafür haben wir die Par-
lamentarische Kontrollkommission,

(Heiterkeit AfD)

(Zwischenruf Abg. Muhsal, AfD: Wer genau 
ist da Mitglied?)

in der der Innenminister regelmäßig Rede und Ant-
wort steht und die uns hier öffentlich alle zwei Jahre 
über ihre Arbeit informiert, zuletzt im Juni 2024.
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Natürlich haben wir auch die Schwierigkeiten bei 
der Besetzung der PKK gesehen. Aber statt eines 
Delegitimierungsversuchs – wie man diesen Unter-
suchungsausschuss auch deuten könnte – haben 
wir eine Lösung gefunden. Mit dem Entwurf zur 
Änderung des G10-Gesetzes und des Verfassungs-
schutzgesetzes, den wir heute noch beschließen 
werden, schauen wir nach vorn, um etwas zu ver-
bessern. Im Gegensatz dazu schauen Sie klagend 
zurück. Aber natürlich, das Minderheitenrecht hier 
im Plenum ist klar, und es wird diesen UA geben. 
Es braucht dafür ein Fünftel der Mitglieder des Par-
laments. Daher kann die AfD mit ihrem guten Drittel 
der Mandate Untersuchungsausschüsse einsetzen.

Da der Ausschuss also kommen wird, werden wir 
mit zwei schon vorgestellten Änderungsanträgen 
zumindest aus unserer Sicht Fehler korrigieren. Sie 
wollen die Ausschussgröße auf 14 Mitglieder fest-
setzen. Als Koalitionspartner beantragen wir mit un-
serem Änderungsantrag in Drucksache 8/404, dass 
der Ausschuss aus zwölf Mitgliedern besteht und 
somit an die Größe angepasst wird, die der Land-
tag der 8. Wahlperiode für Fachausschüsse vorge-
sehen hat.

Wenn wir uns schon mit den Grundlagen der 
Einstufung der AfD als gesichert recht extrem be-
schäftigen müssen, dann wollen wir als Koalition 
mit der Ergänzung im Änderungsantrag in Drucksa-
che 8/407 auch untersuchen, welche verfassungs-
rechtlichen und einfach gesetzlichen Vorgaben das 
Amt als Rechtsgrundlagen hierfür herangezogen 
hat. Das sollte in Ihrem Sinne sein.

Lassen Sie mich zum Schluss noch einmal klar be-
tonen: Wir als CDU stehen für einen Verfassungs-
schutz, der seine gesetzlichen Aufgaben erfüllt, un-
abhängig, rechtsstaatlich und effektiv. Es ist uns 
wichtig, die im Raum stehenden Vorwürfe auszu-
räumen, damit der Verfassungsschutz seine Arbeit 
wieder in ruhigem Fahrwasser ausführen kann. Für 
die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter im Amt möch-
te ich an dieser Stelle einmal sagen: Herzlichen 
Dank. Sie arbeiten naturgemäß fernab der Öffent-
lichkeit, sie sind weniger sichtbar als Polizei oder 
Feuerwehr, aber sie sind nicht weniger wichtig.

Vielen Dank für Ihre Aufmerksamkeit.

(Beifall CDU, BSW, SPD)

Vizepräsidentin Dr. Urban:
Wir danken Ihnen. Und jetzt hat Herr Möller von der 
AfD das Wort.

Abgeordneter Möller, AfD:
Sehr geehrte Frau Präsidentin, sehr geehrte Kolle-
ginnen und Kollegen, liebe Gäste! Sehr geehrter 
Herr Urbach, heute werden Ihnen noch ein paar 
Mal die Ohren bluten, denn heute kann ich noch 
ein paar Mal hier vor. Das werden Sie noch mal 
aushalten müssen.

Ich habe jetzt einiges gehört, auf das ich gern ein-
gehen möchte. Zunächst vielleicht auf Frau Marx: 
Also Frau Marx, Sie versuchen hier immer so ein 
bisschen das wiederzugeben, was Sie für die Ver-
schwörungserzählung der AfD halten. Eins werden 
wir sicherlich nicht behaupten, dass es Ihnen gelun-
gen ist, uns kleinzuhalten.

(Beifall AfD)

Im Gegenteil: So einiges, was Sie falsch gemacht 
haben, hat uns groß gemacht, würde ich sagen. 
Wenn Sie sagen, das wäre hier so eine Art kleine 
Verschwörung, die SPD hier im Land bekämpft die 
AfD und es kann ja gar keine kleine Verschwörung 
sein, weil, es gibt ja schließlich andere Bundesäm-
ter, es gibt ein Bundesamt, es gibt andere Landes-
ämter, die die AfD auch gern beobachten möchten 
oder es schon tun – ja, da haben Sie recht, es 
ist dann keine kleine Verschwörung, es ist eine gro-
ße Verschwörung, weil, im Bundesamt für Verfas-
sungsschutz sitzt zwar oder saß zwar lange Zeit ein 
CDU-Mann an der Spitze, aber erstens war der von 
der SPD kaum zu unterscheiden und zweitens war 
seine Dienstherrin wer? Nancy Faeser von der SPD 
– richtig. Also, wir kommen immer wieder zur SPD, 
es tut mir ja leid.

(Beifall AfD)

Sie möchten gern über Landolf Ladig sprechen und 
über Andreas Kemper, da sind wir dann allerdings 
tatsächlich bei Verschwörungstheorien – nicht wahr, 
Frau Marx? Denn wenn jemand mit halbwegs, 
wenn jemand mit einer Ausbildung zu mir kommt, 
wo ich mich frage, ob die überhaupt die Kompetenz 
abdeckt, einzuschätzen, ob jemand mit jemand an-
derem identisch ist, und das bloß auf Grundlage 
eines Textes, dann werde ich schon sehr hellhörig. 
Und wenn ich dann mitbekomme, dass Andreas 
Kemper ein AfD-Hasser wirklich vor dem Herrn ist, 
also er ist einer der wenigen, die ganz offen und 
unumwunden so wie Sie sagt, die AfD muss verbo-
ten werden, und der dann als neutraler Gutachter 
dasteht, ob die AfD oder ein Funktionär der AfD 
irgendwas verzapft hat, meine Damen und Herren, 
ist das ungefähr so viel wert wie der Dreck unter 
dem Finger.

(Beifall AfD)

672 Thüringer Landtag - 8. Wahlperiode - 11. Sitzung - 07.03.2025

(Abg. Urbach)



Das ist gar nichts wert, das hat wissenschaftlich 
null Anspruch und das wissen Sie ganz genau. Und 
„der Landolf Ladig klingt wie Höcke“ – da sage 
ich Ihnen jetzt mal nicht, wer von Ihnen aus Ihren 
Reihen für mich klingt wie Lenin und wie Stalin, 
da finde ich nämlich auch einige. Also wenn ich 
beispielsweise in Richtung Linke gucke, da gab es 
vor nicht allzu langer Zeit eine Listenaufstellung, ich 
glaube für die Europawahl, da stellte sich ein – der 
ist dann übrigens auch gewählt worden, wenn ich 
mich richtig entsinne – Kollege aus Bayern hin von 
den Linken und brüstete sich damit, wie man Wirte 
einschüchtert und notfalls eben bedroht und notfalls 
auch handfest agiert, wenn die die AfD oder andere 
unliebsame Gäste bewirten und Veranstaltungsräu-
me zur Verfügung stellen. Seltsamerweise ...

Vizepräsidentin Dr. Urban:
Herr Möller, lassen Sie eine Zwischenfrage von 
Frau Kollegin Marx zu?

Abgeordneter Möller, AfD:
Am Ende meiner Rede würde ich das gern machen, 
Frau Marx.

Vizepräsidentin Dr. Urban:
Okay. Danke.

Abgeordneter Möller, AfD:
Also der Punkt ist, dort guckt komischerweise kei-
ner, das taucht in keinem Verfassungsschutzbericht 
auf, was für ein Wunder. Da wird offen mit Gewalt 
gedroht, sogar kokettiert, das wird auch noch be-
klatscht aus dem ganzen Plenum dieses Parteitags, 
also offensichtlich auch gedeckt von der gesamten 
Parteimeinung, kein Mensch interessiert sich dafür 
- das ist schon interessant. Und wenn Sie dann 
kommen mit irgendwelchen E-Mails, die geschrie-
ben werden von einem – wie heißt er? – Stefan 
Ackermann, Andreas Ackermann, Axel Ackermann, 
was auch immer, und das ist dann die Grundlage 
für die Beobachtung unserer Partei – so haben Sie 
sich, glaube ich, ausgedrückt –,

(Zwischenruf Abg. Marx, SPD: Nein!)

zeigt das natürlich ganz offensichtlich, was für ha-
nebüchene Begründungen herangezogen werden, 
um der AfD ein rechtsextremes Weltbild zu unter-
stellen. Denn wir wissen natürlich erstens nicht, wer 
Ihnen E-Mails schreibt, wir können auch nichts da-
für, dass Ihnen irgendwelche Leute E-Mails schrei-
ben. Und lassen Sie sich eins sagen, auch ich 
bekomme E-Mails, die reichlich wirr sind und offen-
sichtlich, man könnte es annehmen, eher aus Ihrem 

Lager kommen. Also, dafür mache ich Sie genauso 
wenig verantwortlich, wie Sie uns für solche E-Mails 
verantwortlich machen können.

Dann vielleicht zu Herrn Urbach. Herr Urbach, Sie 
sprachen von einem Recyceln von Vorwürfen. Ich 
glaube, das wird der Sache nicht gerecht. Beden-
ken Sie einfach noch mal, worum es hier geht. 
Es geht um den Vorwurf der Gewaltandrohung. Es 
geht um den Vorwurf der Gutachtenunterdrückung, 
und zwar mit einem ganz klaren Ziel, nämlich ent-
lastendes Material zu unterschlagen. Es geht um 
Geheimnisverrat. Ja, und das sind aus meiner Sicht 
extrem schwerwiegende Vorwürfe. Gerade für ei-
nen Geheimdienstchef sind das schwerwiegende 
Vorwürfe. Das würde ich nicht mit „Recyceln von 
Vorwürfen“ umschreiben. Ich denke, da gibt es 
durchaus ein berechtigtes Aufklärungsinteresse. Ei-
gentlich sollte das die CDU auch erkennen. Und 
wenn Sie dann in dem Zusammenhang meine Kritik 
an der bisherigen PKK-Praxis wiederum als nicht 
akzeptabel ansehen, dann muss ich Sie fragen: Wo 
soll man denn über Missstände in der PKK, über 
die Berichterstattung der PKK reden, wenn nicht 
gerade hier?

(Zwischenruf Abg. Urbach, CDU: Das sind 
doch keine AfD-Hasser!)

Ja, natürlich ist Herr Kellner kein AfD-Hasser. Aber 
wie lange war Herr Kellner denn in der PKK? Das 
war doch nur ein kurzes Feigenblatt, damit diese 
PKK irgendwie über die neue Legislatur gerettet 
worden ist. In der PKK saßen ganz andere Leute 
drin, wie Frau Marx beispielsweise, Herr Korschew-
sky von den Linken, der übrigens damals schon 
kein Abgeordneter mehr war, aber an Entscheidun-
gen zulasten von anderen Abgeordneten mitgewirkt 
hat. Und natürlich saß da auch Herr Walk. Und 
Herr Walk muss sich diese Vorwürfe anhören, denn 
ich habe in keinem PKK-Bericht etwas zu diesen 
Skandalen gelesen, die beispielsweise vom „Apol-
lo“-Magazin öffentlich gemacht worden sind. Davon 
habe ich nichts gelesen. Warum hat er dazu nichts 
geschrieben, wenn er so ein toller Kontrolleur ist? 
Dann muss er sich auch den Vorwurf anhören, dass 
er entweder weggeguckt oder möglicherweise so-
gar absichtlich gedeckt hat. Wir werden es ja auf-
klären.

(Beifall AfD)

Dieser Ausschuss wird ja neutral arbeiten. Klar, 
wir gehen mit einer gewissen Attitüde ran, Sie ge-
hen mit einer gewissen Attitüde ran, Frau Marx 
und die Linke so und so, aber insgesamt werden 
wir zu einem Ergebnis kommen. Das kann auch 
im schlimmsten Fall für die AfD zu einer Reinwa-
schung des Stephan Kramer und der gesamten 
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Führung des Verfassungsschutzes und auch im In-
nenministerium führen. Ich glaube zwar nicht daran 
nach all den Fakten, die vorliegen, aber Sie können 
ja gern daran arbeiten.

Vielleicht noch ein Punkt am Ende, weil das Thema 
„Wehrhafte Demokratie“ angesprochen worden ist. 
Der Verfassungsschutz, der Inlandsgeheimdienst, 
der die eigenen Leute überwacht, was sie sagen, 
was sie tun und das einordnet und möglicherweise 
auch Vorarbeiten trifft für ein Verbot einer Partei, 
die mittlerweile fast 40 Prozent hat, das ist ein Son-
derfall, wenn wir jetzt mal nicht nach China oder in 
andere totalitäre Systeme gucken. Das ist ein Son-
derfall und das war von Anfang an ein Sonderfall, 
Herr Küntzel. Die Gründung des Verfassungsschut-
zes geht zurück auf den Polizeibrief der Alliierten 
Hochkommissare 1949 – das können Sie sogar bei 
Wikipedia nachlesen. Die Kernaussage, wozu der 
Verfassungsschutz gegründet werden sollte, lautet 
folgendermaßen: Es soll eine Stelle zur Sammlung 
und Verbreitung von Auskünften geschaffen werden 
über umstürzlerische, gegen die Bundesregierung 
gerichtete Tätigkeiten. – Nichts Verfassung, nichts 
Grundgesetz, gegen die Bundesregierung gerichte-
te Tätigkeiten. Ich habe den Eindruck, wenn ich so 
die Praxis des Verfassungsschutzes angucke, das 
gilt heute immer noch.

(Beifall AfD)

Das ist nicht richtig, das ist nicht zulässig, das ver-
stößt gegen unsere Verfassung und deswegen gibt 
es diesen Untersuchungsausschuss.

(Zwischenruf Abg. Marx, SPD: Meine Frage, 
die ich stellen darf!)

Vizepräsidentin Dr. Urban:
Genau, wir hatten noch Frau Marx.

Abgeordnete Marx, SPD:
Herr Möller,

(Zwischenruf Abg. Möller, AfD: Ich habe extra 
Zeit übrig gelassen!)

Sie haben ja eben noch mal verrissen, was Andre-
as Kemper über Landolf Ladig geschrieben hat. 
Trifft dieser Verriss unwissenschaftlich und beacht-
lich auch auf das Anwaltsgutachten hervor, das im 
Auftrag des AfD-Bundesvorstandes 2017 für das 
damals angestrengte Parteiausschlussverfahren er-
stellt wurde und dem umstrittenen Thüringer Lan-
deschef Björn Höcke – so war es damals in der 
Presse zu lesen – unterstellt bzw. dann eben be-
legt, unter dem Pseudonym die NPD gelobt zu ha-
ben und sich dabei auf wissenschaftliche Analysen 
beruft?

Abgeordneter Möller, AfD:
Sehen Sie, Frau Marx, Sie sind Anwältin, ich bin 
Anwalt und was machen Anwälte? Sie vertreten die 
Position der Partei, die Sie bezahlt. Wir sind eigent-
lich Söldner. Wir sind keine neutralen Gutachter. 
Deswegen sind Anwälte Anwälte und keine Richter.

(Unruhe im Hause)

Deswegen gibt es da so eine Teilung vor Gericht, 
dass derjenige, der entscheidet, eben nicht von ei-
ner Prozesspartei bezahlt wird. Deswegen wissen 
Sie natürlich auch, welchen Wert ein Parteigutach-
ten hat, nämlich faktisch hat es allein den Wert, 
die Position der jeweils streitbefangenen Seite, die 
dieses Parteigutachten in Auftrag gegeben hat, zu 
unterstützen. Insofern ist es eben kein neutrales 
Gutachten. Und viele von denen, die damals mitge-
macht haben, finden es heute höchst bedauerlich, 
dass sie es mitgemacht haben.

(Beifall AfD)

(Zwischenruf Abg. Marx, SPD: Darf ich noch 
eine Frage stellen?)

Ja, bitte.

Vizepräsidentin Dr. Urban:
Noch eine Nachfrage.

Abgeordneter Möller, AfD:
Immer gern.

Abgeordnete Marx, SPD:
Ich muss noch eine Frage stellen, weil Sie ja jetzt 
unsere Anwaltschaft hier ein bisschen in ein sehr 
käufliches Licht gestellt haben.

(Heiterkeit AfD)

Ist Ihnen bekannt oder haben Sie nicht auch als 
Anwalt einen Eid leisten müssen, als Organ der 
Rechtspflege tätig zu werden und sich dabei an 
Recht und Ordnung zu halten?

Abgeordneter Möller, AfD:
Klar. Und volle Kanne für meine Partei, die mich 
bezahlt. So ist das.

Abgeordnete Marx, SPD:
Ich habe meinen Eid anders verstanden.
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Abgeordneter Möller, AfD:
Ich weiß nicht, wie Sie das machen, aber in der 
Berufsordnung der Rechtsanwälte steht unter ande-
rem auch eine Regelung zum Parteiverrat, der ist 
strikt verboten. Ich vertrete immer die Interessen 
der Partei, die mich bezahlt. So ist das.

(Beifall AfD)

Wenn ich vor Gericht stehe, mache ich das, wenn 
ich aber hier im Landtag stehe, vertrete ich die In-
teressen der ganzen Bevölkerung, vor allem aber 
meiner Wähler. Da kann ich durchaus unterschei-
den.

(Beifall AfD)

Abgeordnete Marx, SPD:
Gut, ich fühle mich meinem Amtseid als Rechtsan-
wältin verpflichtet.

Abgeordneter Möller, AfD:
Wunderbar.

Vizepräsidentin Dr. Urban:
Ich danke noch mal für die Rückfragen und das 
Antworten. Wir hatten das auch mit der Zeit so ver-
merkt. Ich habe jetzt noch eine Wortmeldung von 
Frau König-Preuss gesehen. Bitte schön.

Abgeordnete König-Preuss, Die Linke:
Sehr geehrte Frau Präsidentin, sehr geehrte Kol-
leginnen der demokratischen Fraktion, liebe Zu-
schauer/-innen auf der Tribüne und am Livestream, 
wir haben jetzt hier mehrere Reden gehört, von 
denen einige wirklich – vor allem die erste, die Be-
gründung zum Antrag und genauso auch dann die 
letzte jetzt – sehr krude Sachen enthielten. Ich will 
es vielleicht gerade auch mal für die, die zuhören 
und vielleicht noch nicht alles so auf dem Schirm 
haben, versuchen ein bisschen zu erklären.

(Zwischenruf Abg. Muhsal, AfD: Einordnen!)

Ja, die AfD ist eine extrem rechte Partei.

(Beifall Die Linke)

Die AfD ist rassistisch, die AfD ist antisemitisch, die 
AfD vertritt völkische Positionen

(Zwischenruf Abg. Treutler, AfD: Nein!)

und die AfD richtet ihre Politik gegen einen Groß-
teil der Menschen hier in diesem Land, in dieser 
Gesellschaft, und sie agiert ausgrenzend. Dazu 
braucht man übrigens gar nicht den Verfassungs-
schutz, um das zu wissen, sondern da reicht es, 

Reden der AfD sich anzuhören, entweder hier in 
den Parlamenten oder auch auf der Straße oder 
auch das, was Sie zum Beispiel auf sozialen Netz-
werken von sich geben usw. Und es gibt eine 
Website, die heißt „afd-verbot.de“, auf der sind mit 
Stand heute irgendwas um die 2.500 Beweise ge-
sammelt worden, und zwar von Menschen, die sich 
mit der AfD ein bisschen beschäftigen, die zugehört 
haben und mit Quellen, Belegen nachweisen, dass 
die AfD antisemitisch, rassistisch, völkisch und ei-
ne Gefahr für diese Gesellschaft, eine Gefahr für 
die Demokratie, eine Gefahr für dieses Land ist. 
Es lohnt sich, da vielleicht auch mal zu schauen. 
Also wir brauchen den Verfassungsschutz nicht, 
um das zu wissen. Nichtsdestotrotz hat der Verfas-
sungsschutz – und das gehört sozusagen zu seiner 
Aufgabe dazu – diese Partei als eine extrem rechte, 
gesichert rechtsextreme Partei eingestuft

(Beifall Die Linke)

und hat dazu auf öffentliche Materialien zurückge-
griffen, vermutlich auch auf Materialien, die bisher 
nur den Verfassungsschutzbehörden vorliegen, und 
hat dann eben Gutachten erstellt.

Jetzt beantragt hier die AfD einen Untersuchungs-
ausschuss im Thüringer Landtag und beantragt die-
sen Untersuchungsausschuss – davon bin ich über-
zeugt, und davon sind wir als Fraktion Die Linke 
überzeugt – aus mehreren Gründen. Erstens, Sie 
wollen an die Materialien ran, die die Grundlage für 
ein AfD-Verbot legen können; an die Materialien, 
die bisher der AfD nicht komplett vorliegen, die aber 
auch dem Parlament nicht komplett vorliegen.

Das Zweite, was Sie wollen und was Sie mit Ih-
rem Antrag machen, ist, den öffentlich-rechtlichen 
Rundfunk, Journalistinnen anzugreifen und zu dis-
kreditieren und damit zu versuchen, einer weiteren 
Kampagne, die die AfD übrigens schon seit mehre-
ren Jahren führt, Futter zu geben, nämlich gegen 
freie Presse vorzugehen.

(Beifall Die Linke)

Das machen Sie hier mit diesem Antrag, das ma-
chen Sie aber auch – und auch dazu gibt es die 
Belege – unter anderem auf den Aufmärschen, auf 
denen AfDler mit unterwegs sind, wo dann Journa-
listinnen angegriffen werden, wo Journalistinnen als 
„Lügenpresse“ bezeichnet werden, wo Journalistin-
nen verletzt werden. Das passt auch ins Konzept 
der AfD in ihrer Gesamtheit.

Das Dritte, was Sie machen, ist, den Präsidenten 
des Thüringer Amts für Verfassungsschutz konkret 
persönlich anzugehen. Das machen Sie auch – und 
das habe ich in der letzten Debatte hier zum Un-
tersuchungsausschuss, glaube ich, sehr detailliert 
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ausgeführt –, indem Sie mit antisemitischen Ste-
reotypen gegen ihn vorgehen, weil der Präsident 
des Thüringer Amts für Verfassungsschutz selber 
jüdisch ist, selber Jude ist. Da haben wir schon 
allein mit dem, was in den letzten Minuten hier ge-
sagt wurde, glaube ich, einige Belege dafür, warum 
es zutreffend ist, die AfD als eine extrem rechte 
Partei einzustufen oder als, wie es im Verfassungs-
schutzsprech heißt, gesichert rechtsextrem.

Dass wir als Linke Kritik am Verfassungsschutz ha-
ben, und zwar ordentliche Kritik, glaube ich, dürfte 
niemandem hier im Raum unbekannt sein. Nichts-
destotrotz beruht unsere Kritik auf Fakten und 
nicht auf Unterstellungen und auf irgendwelchen 
nicht belegten Informationen, die jetzt die AfD hier 
in diesem Antrag versucht hat, zu bündeln. Eine 
Schmutzkampagne ist es am Ende, die die AfD 
hier mit diesem Untersuchungsausschuss versucht. 
Und ein Untersuchungsausschuss ist ein sehr ho-
hes, ein sehr wichtiges Mittel, um Aufklärung zu 
leisten. Darum geht es der AfD aber gar nicht. Wor-
um es der AfD am Ende geht, ist zu versuchen, 
a) sich selber reinzuwaschen von den berechtigten, 
richtigen Vorwürfen und b) Strukturen dieser Ge-
sellschaft, die wichtig sind, wie beispielsweise frei-
en Journalismus, investigativen Journalismus, der 
in den letzten Jahren dazu beigetragen hat, die 
Gefährlichkeit der AfD an unterschiedlichen Stellen 
auch öffentlich zu machen, zu diskreditieren. Und 
wenn sich dann hier vorne ein Abgeordneter des 
BSW hinstellt und sagt, man müsse objektiv und 
unvoreingenommen da rangehen, dann frage ich 
Sie, ob Sie den Antrag gelesen haben. Dieser An-
trag ist an keiner Stelle objektiv und unvoreinge-
nommen.

(Heiterkeit Die Linke)

Dieser Antrag strotzt nur so von Unterstellungen, 
der strotzt nur so von teils auch Verschwörungs-
erzählungen, die dort verbreitet werden, und der 
strotzt nur so davon, die Gefahr von rechts runter-
zuspielen.

Dann stellt sich der Redner der AfD hier vorne hin 
und redet davon, dass wir hier ja – und es geht um 
Thüringen – in einem Land leben würden, in dem 
es Deutschen-Hass gibt und Terror und ähnliches 
Weitere. Wir können mal darüber reden, was hier 
in Thüringen der Fakt ist. Und wir können auch mal 
darüber reden – und ich hoffe, dass es uns im Un-
tersuchungsausschuss gelingt, das mit auf die Ta-
gesordnung zu setzen –, inwieweit die AfD Teil des 
rechten Terrors ist. Und da will ich zwei, drei kon-
kretere Sachen sagen und den Rest machen wir 
gern in Untersuchungsausschusssitzungen, denn 
da kann auch das Publikum mit dazu, die sind näm-
lich öffentlich, da kann man zuhören, da kann man 

mit dabei sein. Walter Lübcke, 2019 ermordet – der 
Mörder spendete Geld an die Thüringer AfD. Punkt 
eins.

(Zwischenruf Abg. Möller, AfD: Das ist 
falsch!)

Nein, das ist nicht falsch, das ist belegt. Übrigens 
veröffentlicht von der Antifa Freiburg.

(Heiterkeit AfD)

Vizepräsidentin Dr. Urban:
Frau König-Preuss, lassen Sie eine Zwischenfrage 
zu?

Abgeordnete König-Preuss, Die Linke:
Nein, ich lasse jetzt keine Zwischenfrage zu.

Vizepräsidentin Dr. Urban:
Im Anschluss?

Abgeordnete König-Preuss, Die Linke:
Ich würde gern fertig sprechen.

Und das Zweite: Ich glaube, alle haben mitbekom-
men, dass am Montag in Mannheim ein schlimmes 
Attentat geschehen ist. Der Täter war unter ande-
rem auf einer Demonstration, auf der sich auch ein 
AfD-Abgeordneter des Thüringer Landtags befand, 
auf einer extrem rechten Demonstration 2018.

(Zwischenruf Abg. Cotta, AfD: Ich war auch 
schon mal auf einer linken Demo!)

Vizepräsidentin Dr. Urban:
Ihre Redezeit ist abgelaufen.

Abgeordnete König-Preuss, Die Linke:
Und es gibt weitere solche Belege, die in extrem 
rechte, rechtsterroristische Netzwerke führen. Wir 
werden diesen Untersuchungsausschuss nutzen, 
um über die Gefährlichkeit und die Gefahr der 
AfD aufzuklären und nicht, um Pressefreiheit anzu-
gehen, und nicht, um Personen zu diskreditieren. 
Herzlichen Dank.

(Beifall Die Linke, SPD)

Vizepräsidentin Dr. Urban:
Frau König-Preuss, würden Sie noch die Zwischen-
frage zulassen?

Abgeordnete König-Preuss, Die Linke:
Nein.
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Vizepräsidentin Dr. Urban:
Das ist angekommen.

Ich habe keine weiteren Wortmeldungen vorliegen. 
Ich schaue noch mal in die Runde. Damit schließe 
ich die Aussprache.

Wir kommen nun zu den Abstimmungen. Wie be-
reits ausgeführt wurde, darf gemäß § 3 Abs. 2 des 
Untersuchungsausschussgesetzes, der in einem 
Minderheitsantrag bezeichnete Untersuchungsge-
genstand gegen den Willen der Antragstellerin-
nen und Antragsteller nur geändert werden, wenn 
der Kern des Untersuchungsgegenstands gewahrt 
bleibt und aufgrund der Änderung eine wesentliche 
Verzögerung des Untersuchungsverfahrens nicht 
zu befürchten ist. Darunter fällt die Nummer I des 
Antrags.

Mit der Drucksache 8/620 liegt ein Änderungsan-
trag der Fraktionen der CDU, des BSW und der 
SPD vor, mit dem der Untersuchungsgegenstand 
nicht geändert werden soll. Damit entfaltet der § 3 
Abs. 2 des Untersuchungsausschussgesetzes hier 
keine Wirkung. Dasselbe gilt mit Blick auf die Zu-
sammensetzung des Untersuchungsausschusses.

Deshalb möchte ich jetzt erst einmal über den 
Änderungsantrag in Drucksache 8/620 abstimmen 
lassen. Wer diesem Änderungsantrag zustimmen 
möchte, den bitte ich um das Handzeichen. Ich se-
he hier die Stimmen der Fraktionen der CDU, des 
BSW, der SPD und der Linken. Herzlichen Dank. 
Wer ist dagegen? Hier sehe ich die Stimmen der 
AfD-Fraktion. Wer enthält sich? Bei keinen Enthal-
tungen so angenommen.

Wir kommen weiterhin zur Drucksache 8/619. Hier 
liegt ein weiterer Änderungsantrag der Fraktionen 
der CDU, des BSW und der SPD vor, mit dem 
Nummer I des Einsetzungsantrags geändert wer-
den soll. Nummer I des Einsetzungsantrags un-
terliegt dem Schutz des § 3 Abs. 2 des Untersu-
chungsausschussgesetzes. Mir wurden bislang kei-
ne Einwände gegen eine Abstimmung über den 
Änderungsantrag angezeigt. Ich gehe daher davon 
aus, dass wir nun auch über diesen Änderungsan-
trag abstimmen können. So verfahren wir. Damit 
würde ich auch hier um Abstimmung bitten. Wer 
diesem Änderungsantrag zustimmen kann, den bit-
te ich um das Handzeichen. Hier sehe ich die Hän-
de der Fraktionen Die Linke, der SPD, des BSW, 
der CDU. Wer ist dagegen? Das ist die Fraktion 
der AfD. Wer enthält sich? Bei keinen Enthaltungen 
dann damit so mehrheitlich bestätigt.

Jetzt noch die Frage: Wird der Feststellung wider-
sprochen, dass der Untersuchungsausschuss unter 
Berücksichtigung der Ergebnisse der Abstimmung 

über die Änderungsanträge eingesetzt wird? Ich 
sehe keinen Widerspruch. Damit gilt der Untersu-
chungsausschuss als eingesetzt und wir können 
diesen Tagesordnungspunkt schließen. Herzlichen 
Dank.

Ich rufe nun auf Tagesordnungspunkt 15

Gerechte Verantwortungsüber-
nahme bei Verhütungsmitteln 
stärken
Antrag der Fraktion Die Linke
- Drucksache 8/477 - 

Zunächst die Frage: Wird die Begründung ge-
wünscht? Bitte schön, Frau Güngör.

Abgeordnete Güngör, Die Linke:
Danke, Frau Präsidentin. Liebe Kolleginnen und 
Kollegen, liebe Gäste, Sie dürfen ruhig die ande-
ren Gespräche einstellen. Es wird jetzt eigentlich 
ganz interessant. Und zwar wollen wir als Linke 
darüber sprechen, dass sexuelle Selbstbestimmung 
ein Menschenrecht ist und zur sexuellen Selbstbe-
stimmung auch die Möglichkeit gehört, frei über 
Verhütungsmethoden entscheiden zu können. Wir 
wissen, dieses freie Entscheiden ist gerade mas-
siv von zwei grundlegenden Dingen eingeschränkt: 
erstens von der Tatsache, welche Verhütungsmittel 
überhaupt auf dem Markt zugelassen sind. Das 
sind aktuell sehr viel mehr Verhütungsmittel, die für 
den weiblichen Körper als für Männer gedacht sind.

Zweitens hängt Verhütung auch maßgeblich vom 
Geldbeutel ab, weil wir erkennen, welche unter-
schiedlichen Kosten die diversen Verhütungsmittel 
verursachen und nicht jede Person monatlich die 
gleichen Beträge für Gesundheitsvorsorge verfüg-
bar hat, um sich dann anhand der Kosten selbstbe-
stimmt entscheiden zu können.

Sowohl wenn wir uns anschauen, wer die körper-
lichen Lasten von Verhütung trägt, als auch wer 
die finanziellen Belastungen von Verhütung trägt, 
müssen wir feststellen, dass es auch im Jahr 2025 
immer noch Frauen sind, die mit diesen Anliegen 
zuvorderst beschäftigt sind. Das hat nicht zuletzt 
etwas damit zu tun, wie Verhütung von den meis-
ten immer noch gedacht wird, nämlich mit dem 
Fokus auf eine Schwangerschaftsvermeidung, so 
als wäre das der eine oder der einzig relevante 
Punkt, warum Verhütungsmittel genutzt werden sol-
len. Da sagen wir jetzt klar: Nein, Verhütung hat 
nicht nur etwas mit Schwangerschaftsvermeidung 
zu tun, sondern es geht um Gesundheitsvorsorge 
allgemein. Das möchte ich gern anhand eines Bei-
spiels direkt benennen. Wenn wir uns Sexualität 
im Alter anschauen, dann wissen wir, dass statis-
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tisch gesehen in Deutschland die Zahl der sexuell 
übertragbaren Krankheiten ab einer bestimmten Al-
tersgruppe zunimmt, weil davon ausgegangen wird, 
dass nicht mehr verhütet werden muss, weil man ja 
biologisch nicht mehr in der Lage ist, schwanger zu 
werden.

Das zeigt ganz deutlich, dass es deswegen wichtig 
ist, sich in allen Altersgruppen mit dem Thema „Ver-
hütung“ zu beschäftigen. Der vorliegende Antrag 
soll deshalb auch das Thema enttabuisieren und 
mit einer Reihe von Maßnahmen dann zu einer ge-
rechten Verantwortungsübernahme bei dem Thema 
„Verhütung“ führen.

Ich schicke zwei Punkte vorweg.

Erstens: Ich hoffe, dass wir nicht in etwas plumpere 
Diskreditierungsversuche geraten, dass jetzt nicht 
mehr alle, die Kinder bekommen wollen, Kinder 
bekommen können. Natürlich ist jedem und jeder 
freigestellt, wenn ein Kinderwunsch vorhanden ist, 
dann auch die Möglichkeit zu haben, nicht zu ver-
hüten bzw. das Beispiel zeigt schon, da geht es 
dann eher um heterosexuelle Paare. Für homose-
xuelle Paare ist der Weg zu einem Kind trotz Kin-
derwunsch dann doch noch einmal anders schwie-
rig und anders anstrengend und auch mit anderen 
Kosten verbunden.

Zweitens: Ich weiß, dass einige schon bei der Ein-
reichung des Antrags ein bisschen Schnappatmung 
bekommen haben, weil Hilfe, wie unangenehm ist 
das denn, jetzt hier auch noch über Verhütung 
sprechen zu sollen. Aber ich rate Ihnen da ganz 
entspannt in Ihrer Atmung zu bleiben. Denn ich 
glaube auch, der Ton, mit dem wir hier heute die 
Debatte über den Antrag führen, kann durchaus ei-
nen Beitrag zu einer Enttabuisierung dieses wichti-
gen Themas leisten. Dafür bedanke ich mich natür-
lich schon mal ganz herzlich im Vorhinein und freue 
mich auf eine ganz ruhige Debatte mit Ihnen.

(Beifall Die Linke)

Vizepräsidentin Dr. Urban:
Danke schön. Ob es ruhig wird, werden wir sehen. 
Jetzt hat erst einmal Herr Abgeordneter Steinbrück 
von der AfD das Wort.

Abgeordneter Steinbrück, AfD:
Sehr geehrte Frau Präsidentin – natürlich bleibt es 
ruhig –, liebe Abgeordnete, liebe Schülerinnen und 
liebe Gäste, über den vorliegenden Antrag der Lin-
ken gibt es aus unserer Sicht wenig zu sagen, weil 
er auch unendlich viele Fragen aufwirft. Themati-
siert werden soll unter anderem eine geschlech-
tergerechtere Verantwortungsübernahme bei Ver-

hütungsmitteln, Kostenübernahme dieser durch die 
Krankenkassen und eine bessere Beratung und 
die Unterstützung der Erforschung und Entwicklung 
von Verhütungsmitteln, speziell für – und ich zitiere 
– „[…] Bedürfnisse von Personen, die zwar biolo-
gisch weibliche oder männliche Voraussetzungen 
aufweisen, sich jedoch keinem binären Geschlecht 
zuordnen.“ – Eine der größten Sorgen der Men-
schen in diesem Land.

(Beifall AfD)

(Zwischenruf Abg. Schubert, Die Linke: Gut, 
dass Sie das erkannt haben!)

(Heiterkeit AfD)

Mal wieder eine Kampagne und ein Fonds. Es mag 
sein, dass viele junge Frauen die Kosten für die 
Pille tragen.

In Punkt 4 des Antrags schreiben Sie, dass im Jahr 
2024 16- bis 25-Jährige zu 67 Prozent Kondome, 
zu 46 Prozent die Pille und zu 5 Prozent die Spirale 
nutzten. Zunächst klingt das etwas nach sozialisti-
scher Planerfüllung, denn das Ergebnis dieser Zah-
len ist 108 Prozent.

(Heiterkeit AfD)

Sie bemängeln das vor allem als finanziell unge-
recht. Aus Ihren Zahlen geht nicht hervor, wer die 
Kondome oder die Pille bezahlt. Ich habe aber 
auf Ihrer Internetseite etwas dazu gefunden – ich 
zitiere: „Aufgrund der jetzigen Regelung sozialer 
Transferleistungen erhalten in der Regel nur noch 
jüngere Frauen unter 22 Jahren die Kosten für die 
Antibabypille erstattet. Die monatlichen Kosten für 
diese, nicht unumstrittene, medikamentöse Form 
der Antikontrazeption belaufen sich auf ca. 60 Euro 
für 3 Monate, und sind auf einmal zu bezahlen. 
Kondome kosten im Durchschnitt etwa genauso viel 
wie eine Antibabypille. Eine ‚Spirale‘ als Empfäng-
nisverhütungsmaßnahme kostet zwischen 300 und 
500 Euro für ca. 5 Jahre.“ Kurz gerechnet: 60 durch 
3 sind 20 Euro für die Pille, maximal 500 Euro 
durch 60 Monate sind 8,33 Euro für eine Spirale im 
Monat. Momentan kostet ein Liter Diesel 1,70 Euro, 
ein Stück Butter kostet 2,50 Euro, ein Dreipfünder 
6,20 Euro, wer es braucht: eine Schachtel Zigaret-
ten 8 Euro und ein Netflix-Abo, was ja auch viele 
haben müssen unbedingt, kostet 20 Euro.

(Zwischenruf Abg. Bühl, CDU: Lieber Kondo-
me statt Netflix!)

Was fällt hier auf? Bei Kondomen sicherlich werden 
die Kosten von Fall zu Fall variieren und möglicher-
weise verringern sie sich im Laufe der Jahre für 
Männer. In einer festen Beziehung oder einer fes-
ten Partnerschaft wird ja eigentlich sowieso Freud 
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und Leid miteinander geteilt, aber im Regelfall kei-
ne Geschlechtskrankheiten, auch nicht im Alter. An-
sonsten gilt wohl: Wer das eine will oder eben auch 
nicht, muss das andere mögen. Hierzu braucht es 
weder bunte Kampagnen noch anderweitig Steuer-
geld, sondern eine mit vernünftiger Bildung ausge-
stattete Bevölkerung.

(Beifall AfD)

Und das hat in den letzten zehn Jahren nicht ganz 
so geklappt. Aber dass es noch sehr viele klar den-
kende Menschen vor allem in Thüringen gibt, bele-
gen die Wahlentscheidungen der letzten Wahlen, 
mehr sage ich gar nicht.

(Beifall AfD)

Diese klar denkenden Menschen sind es dann 
auch, die sich fragen, was Die Linke mit folgendem 
Zitat meint: „Ein Transmann mit Gebärmutter würde 
beispielsweise auf die gleichen biologischen Grund-
lagen zurückgreifen wie eine Frau.“ – Sacken las-
sen! Wofür braucht eine Frau oder eine Person mit 
Gebärmutter, die sich als Mann fühlt, Kondome? 
Sie ist doch gefühlt der Mann. Männer lieben ganz 
anders als Frauen, das ist nun mal rein technisch 
so und das ist biologisch bedingt.

(Zwischenruf Abg. Maurer, Die Linke: Das ist 
sehr peinlich!)

Und wohin soll einer Person mit Penis eine Spirale 
eingesetzt werden? Welche Wirkung soll die Spira-
le – eingesetzt bei einem Mann, wo auch immer – 
denn entfalten?

(Heiterkeit AfD)

Männer produzieren Samenzellen, Frauen produ-
zieren Eizellen – Punkt.

(Beifall AfD)

Sie kritisieren umfänglich die Invasivität hormo-
neller Verhütungsmittel. Nebenbei: Vasektomie ist 
mehr als ein hormoneller Eingriff. Während Sie kei-
nerlei Skrupel haben, Pubertätsblocker auch gegen 
den Willen der Eltern zu verabreichen, damit die 
Kinder später womöglich nicht mehr wissen, was 
sie sind oder was sie mal waren und schöne Pro-
gramme der Linken brauchen, kritisieren Sie auch, 
dass eine Pille für den Mann nicht käuflich erhältlich 
ist. Und Sie kritisieren die Gründe dafür: eventuelle 
Nebenwirkungen und strenge Zulassungskriterien. 
Dass ausgerechnet der Linken geprüfte und sichere 
Medikamente nicht wichtig sind, haben wir während 
der Corona-„Plandemie“ schon schmerzlich erleben 
dürfen.

(Beifall AfD)

Forderungen der Linken nach gendergerechten Co-
ronaimpfungen sind mir nicht bekannt

(Zwischenruf Abg. Güngör, Die Linke: [dʒ]en-
der-, nicht gender-!)

– Entschuldigung! –, Aufklärungskampagnen über 
eventuelle Nebenwirkungen eines Bratwurst-Picks 
auch nicht. Und nicht die von Ihnen im Antrag 
geforderte Berücksichtigung von Gendermedizin – 
[dʒ]ender, wenn Sie das so möchten für Sie – in 
Forschung und Ausbildung; wir brauchen Fachärzte 
und Allgemeinmediziner, keine monatelangen War-
tezeiten, keine insolventen Krankenhäuser und kei-
ne Frauenärzte für Männer.

(Beifall AfD)

Wir leben in Zeiten von Ärzte- und Bildungsmangel, 
aber auch im Zeitalter der Raumfahrt. Nicht zuletzt 
dank links-grüner Indoktrination und Frühsexualisie-
rung unserer Kleinsten in staatlichen Einrichtungen 
wissen selbst Grundschuldkinder, dass nicht der 
Storch die Kinder bringt. Es ist niemals die Aufga-
be des Staates und die Last der Allgemeinheit, 
bestimmten Gruppen die Kosten für Verhütung ab-
zunehmen. Es ist nicht die Aufgabe des Staates, 
Schwangerschaften zu verhindern. Größte Aufgabe 
des Staates ist es, Kinder willkommen zu heißen –

(Beifall AfD)

mit einer guten und sicheren Zukunft, mit Perspekti-
ve, in Frieden. Und ich als Mann lehne im Namen 
meiner Fraktion diesen Antrag ab.

(Beifall AfD)

Vizepräsidentin Dr. Urban:
Als nächsten Redner möchte ich Herrn Zippel von 
der CDU aufrufen.

Abgeordneter Zippel, CDU:
Sehr geehrte Frau Präsidentin, meine sehr geehr-
ten Damen und Herren, bevor ich auf den Antrag 
eingehe, vielleicht noch kurz ein, zwei Sätze zum 
Vorredner. Es gab ein, zwei Sachen, Sie haben 
sich dem Antrag in Ihrer Art und Weise inhaltlich 
genähert. Ich werde mich dem Antrag der Linken 
auf eine andere Art und Weise nähern. Aber ich 
will Ihnen vielleicht nur eine Sache kurz erklären, 
weil Sie sich mit den 108 Prozent so schwergetan 
haben, denn ich bin auch gern für Fortbildung bei 
Ihnen verantwortlich.

(Beifall CDU, BSW)

Nur so als kleiner Input, vielleicht mag es auch 
daran liegen, dass eventuell Verhütungsmethoden 
miteinander kombiniert werden und deswegen viel-
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leicht über 100 Prozent entstehen können, aber 
das ist nur die Erwähnung am Rande. Auf alles 
andere in Ihrem Redebeitrag will ich jetzt nicht wei-
ter eingehen, insbesondere darauf, dass Sie selbst 
so einen Antrag noch dafür nutzen, den Umweg 
zur Coronapandemie zu gehen und versuchen, sol-
che Themen reinzuwichten, die damit wirklich nun 
mal gar nichts zu tun haben. Es zeigt wieder mal, 
wie Sie krampfhaft versuchen, einfach für Ihre Soci-
al-Media-Kanäle irgendwelche Positionen hereinzu-
bringen, aber sich dem Inhalt des Antrags tatsäch-
lich nicht weiter nähern wollen.

(Beifall CDU, BSW, Die Linke)

Der Antrag der Linken, und das habe ich der Ein-
bringung ja entnehmen können, hat vor allem die 
große Zielsetzung mit dem Stichwort „Gesundheits-
vorsorge“. Das respektiere ich, das akzeptiere ich, 
dass das Ihre Zielsetzung ist. Ich will aber ehrlich 
sein, ich habe schon gesagt, ich werde mich dem 
Antrag etwas anders nähern. Wenn ich diesen An-
trag lese und wenn man den ganzen Habitus des 
Antrags aufnimmt, muss ich ganz ehrlich sagen, ist 
dieser Antrag in seiner Zielsetzung, die er letztlich 
impliziert, und auch den gesellschaftlichen Implika-
tionen abzulehnen.

Warum ist das so? Das muss ich Ihnen ganz 
klar sagen: Mit diesem Antrag überschreiten Sie 
schlichtweg eine Grenze, die der Staat niemals 
überschreiten sollte. Verhütung ist Privatsache und 
Eigenverantwortung. Die Entscheidung für Verhü-
tung, gegen Verhütung oder für welche Art der 
Verhütung auch immer ist eine zutiefst persönliche 
Angelegenheit und liegt in der Verantwortung der 
übereinstimmenden Einzelnen. Der Staat sollte sich 
aus diesem Bereich heraushalten.

(Beifall CDU, BSW)

Aber vor allem die Förderung von Verhütungsmit-
teln speziell für sozial Schwache sendet ein fatales 
Signal, dass diese Gruppe weniger Verantwortung 
über ihre Familienplanung übernehmen könne. Das 
haben Sie nicht gesagt, aber ich sage Ihnen, was 
dieser Antrag ausstrahlt. Da können Sie sagen, 
dass Sie das damit nicht ausdrücken wollten, aber 
ich sage Ihnen, wie dieser Antrag rüberkommt, und 
das atmet leider dieser Antrag. Ich will nicht bös-
artig sein, ich glaube Ihnen, dass Sie das nicht 
wollten, aber dieser Antrag strahlt genau das leider 
aus.

(Beifall CDU, BSW)

Wir wollen keine Politik, die bestimmte Bevölke-
rungsgruppen implizit drängt, weniger Kinder zu be-
kommen.

(Zwischenruf Abg. Güngör, Die Linke: Das 
geht wirklich zu weit!)

Ich sage Ihnen nur, was unsere Positionen sind, 
weil ich auf das eingehe, was dieser Antrag eben 
für uns darstellt. Dass nun gerade ausgerechnet 
von den Linken ein Antrag kommt, der eben die 
Formulierung „einkommensschwache Menschen“ 
bringt, und das in den Kontext einer Stigmatisierung 
und Bevormundung setzt, ist tatsächlich ein Pro-
blem und hätte ich so niemals kommen sehen. Ich 
muss tatsächlich sagen, der Antrag in dieser For-
mulierung zeugt schon gewissermaßen von etwas 
Geschichtsvergessenheit, denn eine solche Gebur-
tenkontrolle widerspricht den grundsätzlichen Prin-
zipien der Gleichheit und Menschenwürde.

(Beifall CDU, BSW)

Dass wir diese Bevölkerungspolitik ablehnen, ist 
vollkommen klar. Ich muss Ihnen sagen, die Bot-
schaft, die dieser Antrag sendet, ist schlichtweg 
katastrophal. Bereits heute gibt es kostengünstige 
Möglichkeiten der Verhütung. Junge Menschen er-
halten die Pille unter bestimmten Bedingungen kos-
tenlos, Kondome sind leicht und günstig verfügbar. 
Junge Menschen gehen nachgewiesenermaßen si-
cher und verantwortungsbewusst bei der Verhütung 
vor. Die weitere Subventionierung als auch eine 
Einrichtung eines „Thüringer Präventionsfonds Ver-
hütung“, wie gefordert, ist schlichtweg nicht notwen-
dig, sondern stellt auch noch zusätzlich eine frag-
würdige Verwendung staatlicher Mittel dar. Diese 
bedeuten obendrein noch eine erhebliche finanziel-
le Belastung. Der Staat hat im Bereich der Präventi-
on – und das will ich Ihnen hier, wie gesagt, zugute-
halten, dass das Ihre Zielsetzung ist – andere und 
wichtigere Aufgaben.

Aber was ist der richtige Ansatz in diesem Bereich? 
Wenn wir tatsächlich sozial schwache und junge 
Menschen unterstützen wollen, müssen wir vor al-
len Dingen ihre wirtschaftlichen Rahmenbedingun-
gen verbessern. Anstatt in gelenkte staatliche Be-
völkerungspolitik zu investieren, sollten wir Arbeits-
märkte stärken, die Bildung verbessern und die Fa-
milien finanziell entlasten. Ihr Antrag, werte Fraktion 
Die Linke, bekämpft ehrlicherweise nur oberflächli-
che Symptome, ohne tatsächlich die konkreten Ur-
sachen, wie ich sie gerade angerissen habe, auch 
nur ansatzweise zu erfassen, und hat dabei eben 
auch noch eine fatale gesellschaftliche und weltan-
schauliche Implikation.

(Beifall CDU, BSW)

Wie gesagt, ich habe das Gefühl – und da will ich 
tatsächlich zum Abschluss höflich sein mit meiner 
Formulierung –, bei diesem Antrag ist der Fraktion 
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Die Linke politisch einiges verrutscht, und deswe-
gen werden wir ihn ablehnen. Vielen Dank.

(Beifall CDU, BSW)

Vizepräsidentin Dr. Urban:
Danke schön. Ich erteile nun Frau Güngör von den 
Linken das Wort.

Abgeordnete Güngör, Die Linke:
Frau Präsidentin, liebe Kolleginnen und Kollegen, 
spätestens nach diesem Redebeitrag müsste allen 
klar sein, warum das Private politisch ist.

(Beifall Die Linke)

Denn wenn wir – und da sind wir uns einig – sagen, 
es ist natürlich die private Entscheidung jeder ein-
zelnen Person und es ist auch eine Verantwortung 
der einzelnen Person, dann müssen wir doch als 
Staat, als Politik die einzelne Person überhaupt in 
die Lage bringen, eigenständig entscheiden zu kön-
nen. Solange Verhütung so sehr a) damit verbun-
den ist, wer die Folgen gesundheitlicher Art trägt, 
und b) damit verbunden ist, wer die Folgen finanzi-
eller Art trägt, können wir nicht sagen, da hatten 
doch alle die gleichen Wahlfreiheiten. Denn das 
hatten sie dann eben nicht.

(Beifall Die Linke)

Ich sage auch – Begriffe wie „Geburtskontrolle“ 
oder „Bevölkerungspolitik“ hatten Sie, glaube ich, 
gerade genannt –: also entweder Antrag nicht rich-
tig gelesen oder insofern dann doch ein bisschen 
frech, weil ich glaube, dass man damit natürlich sa-
gen kann, wir erkennen an, das ist Gesundheitspo-
litik, wir erkennen sogar an, es ist auch ein Präven-
tionsgedanke dahinter, aber eigentlich brauchen wir 
uns strategisch nicht damit beschäftigen und des-
wegen wollen wir das auch nicht an den zuständi-
gen Ausschuss überweisen, was ja durchaus leicht 
möglich wäre.

Ich glaube auch – auch das war ja jetzt die Kritik 
seitens der CDU –, dass das eine Detailfrage ist. 
Ich glaube nicht, dass mit diesem Antrag, egal wie 
der hier heute entschieden wird, mal eben die gan-
ze Gleichstellungs- oder die ganze Gesundheits- 
oder die ganze Bildungspolitik an der Stelle ist, wo 
wir sie als Linke haben wollen. Im Gegensatz zu Ih-
nen sind wir aber durchaus in der Lage, uns sowohl 
dem großen Ganzen als auch den Detailfragen zu 
widmen und sie deswegen nicht an der Stelle abzu-
wiegeln.

(Zwischenruf Abg. Tasch, CDU: Das habe ich 
noch nie gemerkt!)

Frau Tasch, haben Sie noch nie gemerkt? Das ist 
kein Problem. Das können Sie noch merken. Ha-
ben Sie vielleicht noch Nachholbedarf? Das ist kein 
Problem.

(Beifall und Heiterkeit Die Linke)

Ich würde auch sagen, wenn dann gesagt wird, die 
Pille für den Mann, die gibt es doch und die ist 
gesundheitlich nicht unbedenklich genug – in die 
Richtung hat ja die AfD versucht zu argumentieren, 
nach dem Motto, wie bei Corona, um das Wort ein-
fach auch noch mal hier in dieser Debatte genannt 
zu haben; da gibt es wohl eine fraktionsinterne Bin-
go-Karte, anders kann ich es mir kaum noch erklä-
ren –,

(Beifall Die Linke)

dann würde ich doch wirklich einfach mal raten, 
schauen Sie sich doch einfach mal den Beipack-
zettel der Pille für die Frau an. Schauen Sie sich 
einfach mal den Beipackzettel an. Der ist so groß, 
daraus können wir ein Zelt basteln.

(Beifall und Heiterkeit Die Linke)

Also wer Sorge davor hat, dass die gesundheitli-
chen Aspekte für das eine Geschlecht zu drama-
tisch sind, der soll sich doch bitte ernsthaft die ge-
sundheitlichen Aspekte für das andere Geschlecht 
angucken. Und wer dann auch noch von sozia-
listischer Planwirtschaft faselt, weil nicht klar ist, 
dass Personen durchaus mehrere Verhütungsmittel 
gleichzeitig nutzen können, der zeigt so schön das, 
was wir mit diesem Antrag versuchen darzustellen, 
nämlich dass bestimmte Menschen immer noch 
bei Verhütung nur an Schwangerschaftsvermeidung 
denken und nicht an Gesundheitsvorsorge.

(Beifall Die Linke)

Denn ansonsten gibt es durchaus gute und logi-
sche Gründe, warum Personen sagen, ich nutze 
sowohl zum Beispiel die Spirale als auch das Kon-
dom. Aber dass ich jetzt diesen Antrag nutzen 
muss, um doch auch noch mal so Aufklärungsarbeit 
zu leisten, das war mir nicht klar. Darauf hatte ich 
mich auch emotional gar nicht eingestellt, weil ich 
erwartet hatte, dass wir durchaus in der Lage sind, 
als Erwachsene hier eine gesundheitspolitische De-
batte zu führen.

Warum bei einer gesundheitspolitischen Debatte, 
ich will es noch mal wiedergeben, sowohl die ak-
tuellen Dieselpreise benannt werden als auch die 
aktuellen Preise für Zigaretten oder für Netflix, ich 
hoffe wirklich, dass niemand je versucht hat, damit 
zu verhüten, denn dann wäre weder das Ziel der 
Schwangerschaftsvermeidung noch das Ziel der 
Gesundheitsvorsorge
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(Beifall und Heiterkeit Die Linke)

damit erreicht worden. Es würde andere Dinge viel-
leicht erklären, aber in die Richtung will ich mich 
gar nicht weiter auslassen.

Eines, was mir wichtig ist zu sagen: Na, in Partner-
schaften, da werden doch Freud und Leid miteinan-
der geteilt. Da hoffe ich natürlich, alle sagen Ja, 
in meiner privaten Partnerschaft ist das so. Wenn 
wir uns das aber strukturell angucken, kommen 
wir doch nicht umhin zu sagen, die Freuden, die 
werden oft geteilt, das Leid aber halt nicht immer, 
denn es ist weiterhin die Frau, die diejenige ist, die 
mit den gesundheitlichen Implikationen anders be-
troffen ist und die häufig auch mit den finanziellen 
Implikationen anders betroffen ist.

(Zwischenruf Abg. König-Preuss, Die Linke: 
Nonverbale Zustimmung aus der CDU – für 
das Protokoll!)

Ja, das mit der nonverbalen Zustimmung. Ich habe 
schon gedacht, ich glaube, wir müssen im Ältesten-
rat, das werde ich jetzt einfach als Anregung mit-
nehmen, auch so eine Kamera haben, die nicht nur 
die sprechende Person trifft, sondern mal so ein 
bisschen durch die Reihen geht.

(Beifall Die Linke)

Das wäre bei diesem Tagesordnungspunkt wirklich 
förderlich gewesen und hätte an der einen oder an-
deren Stelle ganz tief blicken lassen.

Der Form halber werde ich natürlich für meine Frak-
tion beantragen, dass dieser Antrag sowohl an den 
Gleichstellungsausschuss als auch an den Gesund-
heitsausschuss überwiesen wird.

(Beifall Die Linke)

Aber ich habe schon verstanden bei dem einen 
oder anderen Redebeitrag, dass total unklar ist: 
Warum sollte dieser Antrag denn in beiden Aus-
schüssen behandelt werden? Wir versuchen es na-
türlich trotzdem und hoffen sehr auf Ihre Zustim-
mung. Vielen Dank.

(Beifall Die Linke)

Vizepräsidentin Dr. Urban:
Danke schön. Möchte die Ministerin reden? Nein. 
Dann habe ich jetzt keine weiteren Redebeiträge 
angezeigt. Ich gucke noch mal in die Runde. Das 
sehe ich nicht. Damit treten wir direkt in die Abstim-
mung ein. Ich habe nun vernommen: Antrag auf 
Überweisung an den Ausschuss für Gleichstellung 
und an den Ausschuss für Soziales, Gesundheit, 
Arbeit und Familie. Ich würde das jetzt getrennt ab-
stimmen lassen.

Wer stimmt einer Überweisung an den Ausschuss 
für Gleichstellung zu? Den bitte ich um das Hand-
zeichen. Ich sehe hier die Hände der Fraktion Die 
Linke. Wer stimmt dagegen? Hier sehe ich die Hän-
de aller übrigen Fraktionen. Damit ist diese Über-
weisung an den Ausschuss für Gleichstellung abge-
lehnt.

Wer stimmt der Überweisung an den Ausschuss 
für Soziales, Gesundheit, Arbeit und Familie zu? 
Den bitte ich um das Handzeichen. Die Fraktion 
Die Linke. Wer ist dagegen? Hier sehe ich alle 
übrigen Fraktionen. Wer enthält sich? Keine Enthal-
tung. Damit ebenfalls abgelehnt.

Wir haben keine Ausschussüberweisung und damit 
kommen wir zur grundsätzlichen Abstimmung über 
den Antrag. Wer stimmt dem Antrag der Fraktion 
Die Linke in Drucksache 8/477 zu? Den bitte ich 
jetzt um das Handzeichen. Hier sehe ich die Hän-
de der Fraktion Die Linke. Wer ist dagegen? Hier 
sehe ich die Hände der Fraktionen der SPD, des 
BSW, der CDU und der AfD. Und der Form halber 
noch einmal: Wer enthält sich? Ich sehe keine Ent-
haltung. Damit ist dieser Antrag abgelehnt.

Sehr geehrte Damen und Herren, mit Blick auf 
die Uhr: Wir hatten vereinbart, dass wir vor der 
Mittagspause auf jeden Fall noch Tagesordnungs-
punkt 18 aufrufen. Deswegen möchte ich die Ta-
gesordnungspunkte 16 und 17 überspringen, nach-
dem wir Tagesordnungspunkt 15 beendet hatten.

Ich würde direkt zum Aufruf von Tagesordnungs-
punkt 18 kommen

Stationäre Versorgung in Thü-
ringen sichern – Transformati-
on unterstützen
Antrag der Fraktionen der CDU, 
des BSW und der SPD
- Drucksache 8/565 - 

Wird hier eine Begründung gewünscht? Das sehe 
ich nicht. Dann können wir direkt die Aussprache 
eröffnen und ich würde als erstem Redner Herrn 
Wogawa das Wort erteilen.

Abgeordneter Dr. Wogawa, BSW:
Sehr geehrte Frau Präsidentin, meine sehr geehr-
ten Damen und Herren, liebe Gäste, mit dem An-
trag „Stationäre Versorgung in Thüringen sichern – 
Transformation unterstützen“ liegt Ihnen eine wich-
tige parlamentarische Initiative der Koalitionsfrak-
tionen zur Gesundheitspolitik vor. Sie thematisiert 
die Situation der Kliniken im Freistaat und Ansät-
ze zu deren Verbesserung, übrigens deutlich ange-
messener, als es bei einer zu Recht gescheiterten 
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Gesetzesänderung der AfD-Fraktion aus einer der 
letzten Sitzungen der Fall war.

Unser gemeinsamer Antrag verweist beispielswei-
se auf Gründe für die angespannte Situation in 
den Kliniken. Er führt dazu unter anderem die gerin-
ge Auslastung von nicht einmal 70 Prozent im Zu-
sammenhang mit Fallpauschalen an, die bei so ei-
ner geringen Deckung einfach nicht kostendeckend 
sind. Das ist eines der Probleme der Kliniken. Er 
macht zudem deutlich, dass Krankenhäuser, insbe-
sondere im ländlichen Raum, stärker von demogra-
fischen Prozessen, vom Fachkräftemangel betrof-
fen sind, als es in urbanen Zentren der Fall ist. 
Und die meisten Kliniken in Thüringen sind eben im 
ländlichen Raum angesiedelt. Was besonders be-
deutsam ist: Der gemeinsame Antrag führt anders 
als seinerzeit die AfD-Initiative – das möchte ich 
noch mal betonen – realistische Lösungsansätze 
an. Denn es reicht einfach nicht aus, zu fordern, 
das Land möge bei Insolvenzen eintreten, koste es, 
was es wolle. Hier müssen andere, hier müssen 
bessere Lösungsansätze her.

(Beifall BSW)

Ich möchte beispielsweise auf die sektorenüber-
greifenden Versorger hinweisen, die künftig dazu 
beitragen werden, auch weiterhin flächendeckend 
eine gute und verlässliche Basisversorgung thürin-
genweit sicherzustellen, wie es in diesem Antrag 
heißt. Wichtig ist auch, dass sich die Koalitionsfrak-
tionen ausdrücklich zu auskömmlichen Investitions-
kosten der Krankenhäuser bekennen. Das war in 
der Vergangenheit leider nicht der Fall. Es hat sich 
ein enormer Investitionsstau gebildet. Hier muss 
und wird die Brombeer-Koalition reagieren. Darüber 
hinaus werden auch die Transformationserforder-
nisse ernst genommen. Das ist eine genuine BSW-
Forderung und ich freue mich sehr, dass wir die 
im Konsens mit unseren Partnern weiterverfolgen 
werden.

In einer meiner Reden zum AfD-Entwurf für eine 
Änderung des Krankenhausgesetzes hatte Herr 
Kollege Höcke – er ist jetzt leider nicht da – mit ei-
nem Zwischenruf gefragt, wie hoch denn die Trans-
formationsmittel sein sollen, die die Koalition auf-
wenden will. Ich hatte Kollegen Höcke seinerzeit 
etwas flapsig geantwortet, dass er sich doch über-
raschen lassen soll. Aber es war vielleicht doch 
nicht ganz so flapsig, denn Vorfreude ist immerhin 
die schönste Freude. Heute kann ich die Frage be-
antworten.

Kollege Höcke, vielen Dank, jetzt kann ich es Ihnen 
direkt sagen. Sie hatten nach der Höhe der Trans-
formationsmittel gefragt. Die Koalition will für die 
Umsetzung der notwendigen Transformationsmaß-

nahmen bis zum Ende dieser Wahlperiode Mittel 
in Höhe von bis zu 100 Millionen Euro aufwenden. 
Ich glaube, das kann sich sehen lassen, das sind 
Mittel, die den Krankenhäusern in Thüringen zu 
Recht zugestanden werden, weil die dort gebraucht 
werden. Ein Signal strahlt dieser Antrag aus: Die 
Koalition liefert, meine Damen und Herren. Vielen 
Dank.

(Beifall CDU, BSW)

Vizepräsident Quasebarth:
Vielen Dank an den Abgeordneten Wogawa vom 
BSW. Als Nächsten rufe ich Dr. Lauerwald für die 
Fraktion der AfD ans Rednerpult. Bitte.

Abgeordneter Dr. Lauerwald, AfD:
Sehr geehrter Herr Präsident, werte Kollegen Abge-
ordnete, Zuhörer auf der Tribüne und Zuschauer 
am Livestream, es braucht im Gesundheitswesen 
dringend Reformen. Darüber sind wir uns alle ei-
nig. Warum? Weil die stationären Fallzahlen trotz 
eines Rückgangs seit der Coronakrise in Deutsch-
land im internationalen Vergleich zu hoch sind, 
weil die Krankenhauskapazitäten nicht mehr ausrei-
chend ausgelastet werden, weil die Substanz der 
Krankenhäuser mangels notwendiger Investitionen 
längerfristig ruiniert wird, weil die wirtschaftliche La-
ge der Krankenhäuser durch die politische Einfluss-
nahme der letzten Jahre bedrohlich ist. Konkret 
zu erwähnen sind die Fehlanreize durch das DRG-
System, der hemmungslose Kontroll- und Überwa-
chungszwang mit ausufernder Bürokratie, die Infla-
tion und vor allem die von der Bundesregierung 
politisch zu verantwortende Energiepreisexplosion. 
Weiterhin braucht es dringend Reformen, weil der 
personelle Nachwuchs fehlt, weil enormes Potenzi-
al zur Schwerpunktbildung besteht und weil eine 
Rationierung droht. Diese Analyse wurde bereits 
vor einem Jahr am 26. Februar 2024 zum „G+ 
Gesundheitsgipfel Mitte“, einem Kongress zur Re-
form des Gesundheitswesens in Weimar, getroffen. 
Es ergibt sich enormer Entscheidungs- und Hand-
lungsbedarf.

Wir halten fest: Der geltende 8. Thüringer Lan-
deskrankenhausplan ist aktuell Gesetz. Er besagt, 
dass alle Krankenhäuser versorgungsrelevant sind 
und benötigt werden. Wir als AfD sagen, dass ge-
rade im ländlichen Bereich stationäre Betten zur 
gesundheitlichen Daseinsfürsorge vorgehalten wer-
den müssen. Deshalb sind wir als AfD gegen Klinik-
schließungen. Das hat oberste Priorität. Anderer-
seits führt kein Weg daran vorbei, die Anzahl der 
Klinikbetten zu reduzieren. Das muss aber mit Au-
genmaß geschehen, zum Beispiel dort, wo Doppel-

Thüringer Landtag - 8. Wahlperiode - 11. Sitzung - 07.03.2025 683

(Abg. Dr. Wogawa)



strukturen existieren. Des Weiteren müssen im Sin-
ne einer exzellenten Behandlungsqualität speziali-
sierte und hochspezialisierte Behandlungen an aus-
gesuchten Zentren als überregionale Schwerpunkte 
in Thüringen lokalisiert sein. Behandlungsqualität 
geht vor Behandlungskomfort. Das wünschen sich 
die Menschen auch. Bei geplanten Behandlungen 
fahren sie lieber einen weiteren Weg, wenn sie 
eine bessere Qualität erwarten können. Die Zen-
tralisation und Konzentration reduziert Klinikbetten 
und spart zusätzlich Personal, Aufwand und Res-
sourcen. Was aber nicht geschehen darf, ist die 
Schließung von Krankenhäusern der Grundversor-
gung, welche auch weiterhin uneingeschränkt ihre 
Berechtigung haben. Es gibt zahlreiche Erkrankun-
gen, wie zum Beispiel ein entgleister Diabetes mel-
litus, eine Bluthochdruckkrise, eine dekompensier-
te Herzinsuffizienz, Atemnot bei chronischen Atem-
wegserkrankungen etc., die stationär vor Ort grund-
versorgt werden können und müssen. Ich habe jetzt 
nur Beispiele aus der inneren Medizin erwähnt, aus 
meinem eigenen Fachgebiet. Chirurgische Erkran-
kungen kommen in der Grundversorgung zusätzlich 
zum Tragen.

Ein weiteres wichtiges Thema ist die Verzahnung 
von ambulanter und stationärer Medizin. „Ambulant 
vor stationär!“ lautet die Parole seit Jahrzehnten. 
Hier versagt die bisherige Gesundheitspolitik kom-
plett. Besonders in der Chirurgie könnten Eingrif-
fe bei gleicher Qualität in ambulanten Arztpraxen 
wesentlich kostengünstiger erfolgen. Grundsätzlich 
ist in der sozialen Marktwirtschaft ein finanzieller 
Anreiz der Motor für Engagement und Leistung. 
Es gelingt der Bundesrepublik nicht, den Leistungs-
erbringern ein gerechtes und auskömmliches Ho-
norar anzubieten, damit der niedergelassene Medi-
ziner die Marktlücken vor allem im ländlichen Be-
reich schließen kann. In Ihrem Antrag erwähnen 
Sie mit keinem Wort die unsägliche Budgetierung 
der ärztlichen Leistungen. Sie gehört für alle Fach-
arztgruppen endlich abgeschafft, diese patienten- 
und leistungsfeindliche Regelung. Die derzeitige 
Gesundheitspolitik produziert Planwirtschaft, miss-
traut den Ärzten, kontrolliert diese durch Bürokratie 
und würgt die Leistungsbereitschaft ab. Ihre sek-
torübergreifende Versorgung und die Ambulantisie-
rung, sehr geehrte Damen und Herren der Brom-
beere, wie in Ihrem Antrag in Nummer I.5 erwähnt 
wird, funktioniert so nicht.

Sie bitten die Regierung in Nummer II.1 um ein An-
reizsystem für niederlassungswillige Ärzte in struk-
turschwachen Gebieten. Wenn die Legislative die 
Exekutive lediglich bittet und nicht fordert, regiert 
eher die Beliebigkeit. Stillstand im Gesundheitswe-
sen gab es in der letzten Legislaturperiode in Thü-
ringen unter Rot-Rot-Grün zur Genüge.

In Nummer I.7 schreiben Sie im Antrag, dass der 
Freistaat  für  auskömmliche  Investitionskosten  sor-
gen muss. Dem stimmen wir inhaltlich voll zu. Wir 
hoffen, dass die neue Landesregierung ihre Pflich-
ten ernst nimmt, und das regelmäßig jedes Jahr. 

In Nummer II.5 soll ein Masterplan für die Kranken- 
hausstandorte erstellt werden, die ihren stationären 
Betrieb aufgrund mangelnder Auslastung und feh-
lenden Personals nicht mehr aufrechterhalten kön-
nen. Wir sagen: Wenn die Auslastung zurückgeht, 
soll nur die Bettenanzahl reduziert, aber der statio-
näre  Bereich  nicht  völlig  abgeschafft  werden.  Da 
wird das Kind mit dem Bade ausgeschüttet. 

Wenn Insolvenzen für Kliniken drohen und die Poli- 
tik nicht angemessen reagiert, diese unterstützt und 
gegensteuert,  dann  ist  natürlich  die  Belegschaft 
in  einer  Klinik  über  Wochen  oder  Monate  verun
sichert. Dann ist es nachvollziehbar, dass Ärzte und 
Pflegepersonal  das sinkende  Schiff verlassen  wol-
len.  Hier  wird  Ursache  mit  Wirkung  verwechselt. 
Es  braucht  dringend  eine  Übergangsfinanzierung, 
bis  die  Klinikreform des Bundes greift. Es  geht  um 
den  Schutz  weiterer  Kliniken  vor  einer  drohenden 
Insolvenz. Sie wollen Kliniken der Grundversorgung 
nicht  erhalten, Sie versuchen lediglich, aus der  Not 
eine  Tugend zu machen.  Doch es geht um die  Da
seinsfürsorge.  Wir  unterstützen  die  dringend  not
wendigen  Reformen.  Ihre  Transformation,  die  Kli
nikinsolvenzen nicht  verhindern  hilft, lehnen wir  ab. 
Vielen Dank. 

(Beifall AfD) 

Vizepräsident Quasebarth: 
Danke schön an den Abgeordneten Lauerwald von 
der AfD. Es bereitet sich jetzt als Nächste Frau Ab-
geordnete Güngör von der Fraktion Die Linke vor. 

Abgeordnete Güngör, Die Linke: 
Danke, Herr Präsident. Liebe Kolleginnen und Kol- 
legen,  liebe  Zuschauende,  insbesondere  herzlich 
willkommen  an  die  Kolleginnen  aus  der  Jenaer 
Stadtverwaltung! Schön, dass Sie heute hier sind. 

(Beifall Die Linke) 

Wir  haben  hier  einen  Antrag  vorliegen,  von  dem 
ich  einfach  noch  mal  kurz  die  Genese  benennen 
will.  Die  AfD  hat  den  Gesetzentwurf  und  einen 
Entschließungsantrag zur Krankenhausfinanzierung 
eingebracht.  Die  Koalition  hatte  darauf  mit  einem 
Alternativantrag reagiert. Der wurde im zuständigen 
Fachausschuss behandelt, dort zurückgezogen und 
derselbe Gegenstand liegt jetzt als neue Drucksa-
che vor. Kurz gesagt: Das hätte man ein bisschen 
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einfacher machen können, indem man eben ein-
fach keine AfD-Anträge aufwertet.

(Beifall Die Linke)

Wenn Herr Wogawa sich also hier hinstellt und 
sagt, die Koalition hat geliefert, würde ich sagen: 
Die Koalition lernt noch. Aber das ist ja auch völlig 
in Ordnung.

Wenn man nach der AfD hier spricht, die mal wie-
der von Planwirtschaft, von Kontrollzwang und von 
drohender Rationalisierung schwafelt, dann bringt 
man mich natürlich in die unglückliche Position, 
jetzt auch noch einen Brombeer-Antrag verteidigen 
zu müssen. Das wollte ich aber wirklich gar nicht. 
Deswegen tue ich das auch nicht.

(Beifall Die Linke)

Ich sage nur, so schlecht ist er jetzt auch nicht ge-
schrieben. Er ist an vielen Stellen insofern sogar 
wirklich gut, als er unsere rot-rot-grünen Erfolge in 
der Gesundheitspolitik fortschreibt.

(Beifall Die Linke)

Dennoch ist er leider insofern nicht zustimmungs-
fähig, als wir als Linke Ihnen nach der letzten Be-
handlung hier im Hohen Haus noch mal fünf Kern-
forderungen zugearbeitet haben, die Sie nicht in 
Ihrem ersten Entwurf drin hatten. Das war eine kla-
re Finanzierungszusage für den Transformations-
fonds. Das war der Schutz wohnortnaher stationä-
rer Versorgung, also nicht nur ein Umbau, sondern 
eine echte Sicherung. Und es war eine Positionie-
rung gegen das DRG-System und für eine bessere 
Betriebskostenfinanzierung, weil wir natürlich von 
den Kliniken hier in Thüringen immer wieder das 
Thema „Betriebskosten“ als problematisch benannt 
bekommen. Außerdem noch zwei weitere Aspekte: 
eben keine Zentralisierung auf Kosten regionaler 
Krankenhäuser sowie die sozial abgesicherte Am-
bulantisierung mit einer echten Personalstrategie.

Einiges davon haben Sie im Antrag übernommen. 
Das möchte ich auch gern wertschätzend anerken-
nen. Das sind zwei Aspekte: einmal eine konkrete 
finanzielle Umsetzung des Transformationsfonds, 
bis zu 100 Millionen sind hier benannt, und ein 
Ausbau der medizinischen Studienplätze, denn das 
brauchen wir logischerweise, um dem Personalnot-
stand entgegenzuwirken. Das finden wir gut.

Was fehlt, ist die klare Abkehr vom DRG-System, 
dieses grundsätzliche Problem, dass Kliniken im-
mer noch einer wirtschaftlichen Bewertung stand-
halten müssen. Das ist für uns sehr zentral, weil – 
und da, glaube ich, sind wir eigentlich mit einigen 
hier im Haus auch kompatibel – wir als Linke klar 
sagen: Gesundheit darf keine Ware sein.

(Beifall Die Linke)

Gesundheit darf nicht von Profit abhängig sein, und 
in nichts anderes zwingen wir unsere Thüringer Kli-
niken, wenn wir hier keine deutliche Positionierung 
vornehmen.

Der zweite Aspekt, der uns hier eben auch für 
eine Zustimmung fehlt, sind die verbindlichen Per-
sonalschlüssel. Denn das eine ist, zu sagen, wir 
bauen die medizinischen Studienplätze für die Zu-
kunft aus. Das ist gut und richtig. Es reicht aber 
nicht für die Gegenwart, in der wir ein überlastetes 
Personal und natürlich auch dadurch medizinische 
Qualitätseinbußen haben, einfach weil die Kollegin-
nen und Kollegen nicht mehr hinkommen können 
mit der ganzen Arbeit, die sie im Alltag leisten müs-
sen. Und ich glaube, wenn man sich schon hier mit 
einem eigenen Antrag auf den Weg macht, wäre 
es durchaus berechtigt gewesen, dazu auch einen 
Satz zu bringen. Deswegen werden wir uns als Lin-
ke hier heute zu diesem Antrag enthalten, eben 
weil er einige Verbesserungen enthält, aber teilwei-
se Kernforderungen von uns nicht reingenommen 
oder eben abgeschwächt nur dargestellt wurden.

Und einen Punkt möchte ich abschließend gern sa-
gen, den wir in der letzten Debatte hier auch schon 
hatten. Da hatte ich – Frau Ministerin, Sie erinnern 
sich – nach dem Gesundheitsgipfel gefragt, der ja 
auch im Zusammenhang natürlich mit diesem An-
trag zu verstehen ist. Mittlerweile sind die Einladun-
gen versandt, dafür bedanke ich mich. Ich möchte 
aber schon deutlich machen, dass ich das für mehr 
als bemerkenswert halte, dass die Landesregierung 
ihren Gesundheitsgipfel genau auf den Tag legt, 
wo unser Gesundheitsausschuss stattfindet, also 
zumindest wir Parlamentarier/-innen, wenn nicht 
sogar Teile der Landesregierung eigentlich in Erfurt 
sitzen müssten, statt in Weimar zu sitzen. Das fin-
de ich jetzt als Signal für den Respekt auch vor 
unseren Ausschüssen und vor unserer parlamenta-
rischen Arbeit ziemlich gering. Und dann habe ich 
darüber nachgedacht: Wird es vielleicht so verscho-
ben, um irgendwie noch in diesem 100-Tage-Pro-
gramm zu bleiben? Nein, es sind noch nicht mal 
die 100 Tage damit gehalten. Also vielleicht – der 
Ministerpräsident ist gerade nicht anwesend, aber 
ich bin mir sicher, das können Sie weitertragen – 
kann man darüber noch mal nachdenken, ob das 
wirklich eine glückliche Termindopplung gewesen 
ist, als Zeichen hier in die Runde. Vielen Dank.

(Beifall Die Linke)
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Vizepräsident Quasebarth:
Danke schön, Frau Abgeordnete Güngör. Als 
Nächste rufe ich Frau Dr. Urban von der Fraktion 
der SPD hier ans Rednerpult.

Abgeordnete Dr. Urban, SPD:
Sehr geehrte Damen und Herren, sehr geehrter 
Herr Präsident, meine Vorredner/-innen haben es 
schon gesagt, wir sehen es quasi täglich, die medi-
zinische Versorgungslandschaft, die Versorgung in 
Thüringen, die verändert sich in diesen Tagen, Wo-
chen, Monaten rasant. Da tragen einerseits natür-
lich die Fortschritte der Medizin dazu bei. Es ist na-
türlich auch ein Teil demografischer Entwicklungen 
in Thüringen. Nicht nur, weil wir durch ältere Patien-
ten mehr Versorgungsaufträge haben, sondern wir 
haben auch ein Ausscheiden von zahlreichen älte-
ren ärztlichen Kollegen. Und wir haben vom Bund 
auch neue Versorgungsrichtlinien und auch diese 
erfordern natürlich auch hier in Thüringen neue po-
litische und strukturelle Antworten. An dieser Stel-
le lassen Sie mich wenigstens einmal diesen Satz 
auch gesagt haben: Egal welche Antworten wir fin-
den, wir wissen, auch wenn es jetzt nicht in diesem 
Antrag explizit noch mal auf- oder ausgeführt ist, 
dass auch weniger Bürokratie ein Teil dessen ist, 
was dieses Land benötigt.

Aber was meine ich mit strukturellen Antworten? 
Zum einen erleben wir, dass viele Menschen, Pa-
tienten weniger Anonymität möchten. Sie möch-
ten nicht in irgendwelchen Krankenhausfabriken 
behandelt werden wie eine anonyme Nummer, son-
dern sie möchten eine individualisierte, zum Teil 
auch eine bevorzugte Behandlung. Und man muss 
sagen, allein wenn wir zum Beispiel im Bereich der 
Krebstherapien oder anderen Therapien schauen, 
ist auch die Forschung immer mehr auf diesem 
Weg hin zur individualisierten Behandlung, sodass 
diese Schema Fs, wie wir sie noch vielleicht aus 
den letzten Jahrzehnten kennen, überhaupt nicht 
mehr Standard sind. Damit haben wir einen gewis-
sen Zeitgeist, den wir nicht einfach als Politik verän-
dern können, sondern, ich glaube, als Politik müs-
sen wir Rahmenbedingungen schaffen, wir müssen 
kluge Rahmenbedingungen schaffen, die eben ge-
nau diese Flexibilität zulassen, die diese alltagsna-
hen Behandlungen zulassen und ermöglichen.

Da möchte ich, Dr. Lauerwald, das Beispiel nen-
nen – er hat Beispiele aus seiner ärztlichen Pra-
xis genannt. Nehmen wir das Beispiel „Blutzucker“. 
Früher war das wahnsinnig kompliziert. Die Leute 
mussten sich stechen und es tat weh und dann 
mussten sie immer den Zucker kontrollieren, in ir-
gendwelche Heftchen notieren. Heutzutage ist das 
quasi digital und kann auch nonstop erfolgen. Die 

Daten können ausgelesen, übertragen werden. Al-
so wir haben hier ganz neue Arten von Monito-
ring, von Diagnostik, aber eben auch von Behand-
lung und Therapie. Und dafür braucht es natürlich 
auch neue Rahmenbedingungen. Die Fachexperten 
– und Sie haben das jetzt schon auch zahlreich, 
glaube ich, gehört – sprechen auch davon, dass 
es notwendig ist, sektorenübergreifend vernetzt zu 
agieren.

Das bedeutet für Patienten wiederum, dass diese 
klassischen Grenzen zwischen ambulant oder sta-
tionär zunehmend verschwimmen. Wir als SPD, wir 
setzen uns dafür ein, dass diese Grenzen aufgeho-
ben werden, dass wir zwischen Praxen, zwischen 
Kliniken, zwischen Rehakliniken, zwischen Heilmit-
telerbringern, also Physiotherapie etc., Ergothera-
pie, dass wir hier Netzwerke herstellen und dass 
sich auch bisherige reine stationäre Klinikstandor-
te hin zu spezialisierten Gesundheitszentren weiter-
entwickeln. Wir glauben aber, dass man dabei nicht 
im Zeitgeist „alles neu“ das Alte und Bewährte ein-
fach wegwerfen sollte. Ich nehme das Beispiel aus 
dem ambulanten Sektor. Wir haben hier hochqua-
lifizierte Fachspezialisten, die im ambulanten Sek-
tor agieren. Natürlich sollte dieses hochqualifizierte 
Personal genauso wie auch das stationäre in die-
sen Transformationsprozess eingebunden werden.

Wir möchten, so wie wir das auch im Koalitionsver-
trag formuliert haben, dass jeder Thüringer jeder-
zeit und an jedem Ort im Krankheitsfall schnell und 
unkompliziert Hilfe bekommt. Deshalb müssen wir 
neue Wege finden, neue Fragen klären in Bezug 
auf Rettungs- und Transportwesen. Denn wenn alle 
Akteure sich spezialisieren und Netze bilden, dann 
muss im Sinne dieser Kooperation der Patient am 
Ende schnell, unkompliziert und unbürokratisch den 
richtigen Ort der Versorgung finden.

Für uns als SPD wird Gesundheit großgeschrieben. 
Das möchte ich jetzt noch mal als Replik auf meine 
Vorrednerin sagen. Aber auch wir sehen uns nicht 
als Erfüllungsgehilfe in dem Sinne, dass der Profit 
vom Klinikkonzern maximiert wird. Für uns gilt: We-
niger Kommerz, aber mehr Medizin. Für uns gilt 
auch, dass medizinische Versorgung vor Ort garan-
tiert bleiben muss, aber natürlich – die Weiterent-
wicklung – für komplizierte Eingriffe sollten Koope-
rationen möglich sein. Dafür sollten spezialisierte 
Fachzentren ausgebaut werden.

Ich möchte an dieser Stelle sagen, wenn wir von 
stationärer Versorgung sprechen, auch an die Linke 
adressiert: Wir haben auch hier weiter verbindliche 
Personalschlüssel, die wir überhaupt nicht infrage 
stellen. Wir haben sie nicht aufgeführt, das ist rich-
tig. Aber wir haben jetzt nicht das, was bereits be-
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steht, noch mal alles erwähnt. Insofern tauchen die 
in diesem Antrag nicht auf.

Und vielleicht an Herrn Dr. Lauerwald: Die Bundes-
gesetzgebung, die jetzt neu beschlossen wurde 
im Bund noch als letzter Akt der alten Legislatur, 
die hat genau das zum Inhalt, dass nämlich nun 
auch Betten an Krankenhäusern vorgehalten wer-
den können, auch wenn sie nicht belegt sind. Wir 
wissen, dass ein Krankenhaus als Standort wichtig 
ist für den Fall, dass jemand mit einem Mal einen 
Eingriff braucht. Es ist uns wichtig, dass es nicht 
nur noch ein Kommerzding ist nach dem Motto, 
dem dichten wir jetzt mal eine Hüfte an oder ein 
kaputtes Knie oder was auch immer und müssen 
ihn operieren, obwohl es vielleicht gar nicht notwen-
dig ist.

Lassen Sie mich noch zuletzt sagen: Ich bin sehr 
froh, dass auch die 100 Millionen Euro Transforma-
tionsmittel weiter ihren Platz hier haben in diesem 
Antrag. Das war unserer Fraktion sehr wichtig. Ich 
bitte Sie alle, hier mutig mit uns diese Chancen 
für unser kleines, feines Bundesland zu ergreifen 
und diesem Antrag in diesem Sinne zuzustimmen. 
Herzlichen Dank.

(Beifall SPD)

Vizepräsident Quasebarth:
Danke schön, Frau Dr. Urban. Als Nächstes rufe 
ich von der Fraktion der CDU den Abgeordneten 
Christoph Zippel ans Rednerpult.

Abgeordneter Zippel, CDU:
Sehr geehrte Frau Präsidentin, meine sehr geehr-
ten Damen und Herren, ja, der Antrag der Koaliti-
onsfraktionen zur Sicherung der stationären Versor-
gung in Thüringen, zu dem wir jetzt schon einiges 
gehört haben, ist dringend notwendig. Ich denke, 
das ist uns allen klar, wenn wir uns die Gesamt-
situation der Gesundheitsversorgung anschauen. 
Diese weist strukturelle und personelle Missstän-
de auf. Unsere Krankenhäuser stehen schlichtweg 
vor enormen Herausforderungen. Die derzeitige 
Krankenhausstruktur, das ist unstrittig, das haben 
auch alle Vorredner bestätigt, ist weder bedarfsge-
recht noch aktuell wirtschaftlich effizient, wie die 
durchschnittliche Auslastung von nur 67,5 Prozent 
zeigt. Eine Auslastung von 80 Prozent, welche 
für ein Krankenhaus hinsichtlich Wirtschaftlichkeit 
und Leistungsfähigkeit anzustreben wäre, wird da-
mit weit verfehlt. Besonders die Kliniken im länd-
lichen Raum kämpfen mit den Folgen des demo-
grafischen Wandels, der den Handlungsbedarf zu-
sätzlich verschärft. Fehlendes Personal ist ein zen-
trales Problem. Und es sind eben nicht nur finan-

zielle Gründe, die Krankenhäuser dazu bewegen, 
Versorgungsaufträge zurückzugeben. Vielfach fehlt 
es schlichtweg an Personal, um eine Versorgung 
aufrechtzuerhalten. Fachkräfte werden oft ineffizi-
ent gebunden, während sie an anderen Standorten 
dringender benötigt werden.

Meine Damen und Herren, das ist nicht der Zu-
stand, welchen wir uns alle für das Gesundheits-
system in Thüringen wünschen. Thüringen braucht 
eine bedarfsgerechte und effiziente Gesundheits-
versorgung, insbesondere auch in den ländlichen 
Regionen. Mit dem Ihnen vorliegenden Antrag 
schlagen wir konkrete Lösungsansätze vor. Eine 
bedarfsgerechte Steuerung der Krankenhausland-
schaft muss Doppelstrukturen abbauen und Res-
sourcen effizienter nutzen. Das ist der Schlüssel, 
um unser System funktionabel zu halten.

Durch abgestufte Versorgungsangebote und über-
regionale Schwerpunkte wird die Qualität der me-
dizinischen Versorgung nachhaltig gesteigert. Spe-
zialisierung und Bündelung von planbaren medi-
zinischen Eingriffen an Standorten mit höchsten 
Qualitätsstandards senken Komplikationsraten und 
verbessern Behandlungserfolge. Eine kluge Perso-
nalpolitik lenkt Fachkräfte gezielt dorthin, wo sie 
am dringendsten gebraucht werden, und schafft 
Anreize für Mediziner, sich in strukturschwachen 
Gebieten niederzulassen. Diese Personalstrategie 
umfasst jedoch auch eine neue Strategie zur Aus-
bildung im Pflege- und Gesundheitsbereich sowie 
der dringend benötigten Allgemeinmediziner.

Innovative Modelle wie die teilstationäre Polikli-
nik 2.0 – ich will darauf noch einmal explizit ein-
gehen. Es geht um das Thema „teilstationär“. Es 
ist vom Vorredner der AfD immer fehlerhafterweise 
von einer kompletten Ambulantisierung ausgegan-
gen worden, die unserer Antrag atmet, aber es geht 
uns tatsächlich um eine teilstationäre Versorgung, 
um beides miteinander vernetzt zu denken und die 
sektorenübergreifende Versorgung, von der wir hier 
seit 10/15 Jahren reden, auch endlich in die Praxis 
umzusetzen. 

(Beifall BSW)

Modelle wie die Poliklinik 2.0 sichern diese sekto-
renübergreifende Versorgung, ohne ineffiziente sta-
tionäre Strukturen künstlich zu erhalten. Die Auf-
rechterhaltung einer umfassenden Gesundheitsver-
sorgung auch in den ländlichen Regionen kann 
gelingen, indem fachärztliche und teilstationäre Ver-
sorgung erhalten wird.

Die Bereitstellung – ich bin sehr stolz darauf, 
dass wir uns darauf einigen konnten – von bis zu 
100 Millionen Euro an Transformationsmitteln sorgt 
für eine gezielte finanzielle Absicherung dieser drin-
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genden Transformation. Ihre Verwendung wird un-
ter transparenten Kriterien erfolgen, um sicherzu-
stellen, dass notwendige Investitionen zielgerichtet 
erfolgen.

Uns ist dabei besonders wichtig, dass auch die en-
ge Einbindung des Rettungsdienstes sichergestellt 
wird, dass auch die Notfallversorgung flächende-
ckend und zügig gewährleistet wird und mitgedacht 
wird in diesen Versorgungsstrukturen. Die hier be-
schriebenen Maßnahmen dienen direkt der einzel-
nen Patientin und dem einzelnen Patienten. Es be-
steht in dieser Sache dringender Handlungsbedarf.

Eine Transformation findet unter Zeitdruck statt, 
strukturelle Veränderungen sind unvermeidlich und 
stellen sich aktuell schon von selbst dar. Wir wer-
den vor Sachverhalte gestellt, wir werden vor Ent-
wicklungen gestellt, wo wir aufpassen müssen als 
Politik, dass diese uns nicht überrollen, dass diese 
uns nicht überholen.

Der demografische Wandel lässt uns zusätzlich nur 
wenige Jahre, um die grundsätzlichen Weichen 
dieser Transformation in einem positiven Sinne 
zu stellen – eigentlich ist „Jahre“ fast schon zu 
hoch gegriffen. Die Realität von Abteilungs- und Kli-
nikschließungen, die ich angedeutet habe, in Thü-
ringen zwingt die Politik unseres Landes, diese 
Prozesse geordnet zu gestalten. Das ist die größ-
te Herausforderung in diesem gesamten Prozess, 
dass alles geordnet abläuft, und uns nicht alles 
überrollt.

Diese strukturellen Veränderungen sind keine blo-
ßen Umbauten, sondern grundlegende Reformen, 
die unsere Gesundheitsversorgung zukunftssicher, 
wirtschaftlich tragfähig und qualitativ hochwertig 
gestalten. Sie geschehen nicht zum Selbstzweck, 
sondern um Thüringens Gesundheitssystem lang-
fristig zu stabilisieren.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, ich bitte Sie in-
ständig, diesem Antrag zuzustimmen. Nur durch 
entschlossenes und zukunftsorientiertes Handeln 
können wir die stationäre Versorgung in Thüringen 
sichern und gemeinsam den Weg zu einem moder-
nen, leistungsfähigen Gesundheitssystem ebnen 
und Weiterentwicklungen ermöglichen.

Am Ende des Tages müssen wir uns fragen: Wol-
len wir die Herausforderungen annehmen oder 
uns von leistungsschwachen Strukturen lähmen 
lassen? Den Antrag abzulehnen, würde eine kurz-
fristige Komfortzone erzeugen, was sicherlich be-
quem wäre, oder auch illusorische Vorstellungen 
erzeugen nach dem Motto: Es kann ja alles so wei-
ter funktionieren. Wir hoffen und bauen hingegen 
auf eine nachhaltige Lösung.

Ich darf Sie bitten, den Antrag zu unterstützen. Las-
sen Sie uns gemeinsam den Weg in eine moderne, 
leistungsfähige Gesundheitsversorgung ebnen. Vie-
len Dank.

(Beifall CDU, BSW, SPD)

Vizepräsidentin Dr. Urban:
Herzlichen Dank. Ich darf nun die Landesregierung 
nach vorn bitten. Frau Ministerin Schenk, bitte.

Schenk, Ministerin für Soziales, Gesundheit, Ar-
beit und Familie:
Sehr geehrte Frau Präsidentin, sehr geehrte Da-
men und Herren Abgeordnete! Ja, es ist ein biss-
chen schwergefallen, in der Debatte eigentlich fest-
zustellen, wo jetzt der konkrete Dissens potenziell 
liegen könnte. Frau Güngör hat es klargemacht, 
wo es konkrete Änderungsbedarfe gab für ihre 
Fraktion. Aber was Sie, Herr Lauerwald, betrifft, 
war ich schon ein bisschen verwundert, weil Sie 
ja genau – das hat auch der Abgeordnete Zippel 
gerade eigentlich ziemlich deutlich gemacht – das 
offenbar nur missverstehen, was die Koalitionsfrak-
tionen hier im Antrag vorgelegt haben. Es ist ein-
fach das ständige Bedürfnis – muss man zumindest 
unterstellen –, irgendwo einen Streit in den Raum 
zu stellen, den es eigentlich gar nicht gibt. Wir 
können natürlich diese ganze Diskussion über die 
Transformation des Krankenhauswesens und unse-
rer Gesundheitspolitik allgemein auf eine billige Pa-
role reduzieren und könnten sagen: Krankenhäuser 
schließen – ja oder nein. Das ist hier aber über-
haupt gar nicht die Frage, sondern das ist ja Allge-
meingut. Es würde niemand bestreiten – und das 
haben wir auch in der letzten Plenardebatte schon 
festgestellt –, dass wir zu viele Klinikbetten haben 
und dass – und das haben Sie selbst auch gesagt 
und das ist ja auch Ihre Profession, deswegen kön-
nen Sie es am besten einschätzen – Qualität vor 
Komfort gehen muss. Und das bestreitet niemand, 
das würde Ihnen auch jeder Arzt und jede Ärztin 
genau so, wie Sie es dargestellt haben, bestätigen.

Deswegen ist es doch nur folgerichtig, was die 
Koalitionsfraktionen hier vorgestellt haben, näm-
lich festzustellen: Es gab bundesgesetzliche Rege-
lungen, die sind in einer krimihaften Sitzung im 
Bundesrat beschlossen worden, und mit diesem 
Krankenhaustransformationsgesetz muss man jetzt 
arbeiten. Da gibt es einen ganz logischen Weg und 
da hilft es auch nicht, immer wieder festzustellen, 
dass der 8. Krankenhausplan eben auf den Weg 
gebracht wurde, bevor diese bundesgesetzlichen 
Regelungen getroffen wurden. Das ist nun mal ein-
fach Fakt, denn Zeit verläuft ja nun mal von der 
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einen Richtung in die andere, man kann nicht zwi-
schendurch irgendwie mal eine kleine Umkehr ma-
chen und versuchen, Sachen schon zu wissen, die 
noch nicht beschlossen sind. Niemand wusste am 
Anfang dieser Bundesratssitzung, ob das Gesetz 
dann hinten rauskommt. Deswegen war es auch 
folgerichtig, dass das Gesundheitsministerium zu 
damaliger Zeit den Plan so vorgelegt hat, wie er ist.

Die relevante Ansage ist doch: Jetzt, müssen wir 
doch feststellen, haben wir ein Zeitfenster, das in 
diesem Jahr ganz konkret bedeutet, wir wechseln 
– und das wurde ja von den Abgeordneten darge-
stellt – von dem sturen Vorhalten von Fällen hin 
in einer Konvergenzphase zu der Frage, dass wir 
das Vorhalten von Betten da, wo es notwendig ist, 
finanziell beleuchten wollen. Diese Konvergenzpha-
se, die dann eintritt ab 2027, muss jetzt vorbereitet 
werden. Da heißt es erst mal ganz klar – das habe 
ich ja auch im Ausschuss so dargestellt und will 
das auch gern hier noch mal tun –, dass wir ab 
April in den Prozess der Umsetzung starten, will 
sagen, es gibt dann ein Tool, da können dann die 
Krankenhäuser ihre Anträge einpflegen und diese 
Anträge müssen dann an den Medizinischen Dienst 
zur Prüfung übermittelt werden. Genau dieser Re-
formprozess – ob man nun Fan von Karl Lauter-
bach ist oder nicht – trägt ja eigentlich nur diesem 
Prinzip Rechnung, das Sie alle gerade übereinstim-
mend geschildert haben, nämlich dass wir erstens 
die Qualität hochhalten wollen, zweitens den Netz-
werkgedanken stärken wollen – und das wird ja in 
Thüringen schon gelebt mit Traumanetzwerk, Herz-
infarktnetzwerk usw. – und drittens irgendwie dahin-
kommen müssen, dass natürlich die elektiven Ein-
griffe dort umgesetzt werden, wo ich eben weiß, 
in fünf Tagen, in sieben Tagen, in acht Wochen ist 
meine Operation und da fahre ich dahin und dann 
werde ich dort operiert und da habe ich die beste 
Qualität, weil der Arzt eben einfach schon 27 Hüf-
ten operiert hat und nicht bloß 5, und da ist die 
Wahrscheinlichkeit, dass es bei 27 Hüften besser 
klappt einfach da. Das ist ein Kalenderspruch, das 
weiß jeder, ist nicht überraschend.

Deswegen ist es doch nur folgerichtig – was auch 
der Abgeordnete Zippel gerade dargestellt hat –, 
dass wir uns jetzt fragen – und das ist der Punkt 
„Liquidität“ –: Wie kommen wir dazu, dass die 
bestehenden Häuser, die am Netz aktuell sind, 
nicht unkontrolliert irgendwie vor sich hin schwan-
ken, sondern mit diesem Transformationsprozess in 
dem Moment, in dem Anträge gestellt werden, und 
in dem Moment, wo der Medizinische Dienst prüft, 
ob die Leistungsgruppen erbracht werden können 
– nach ganz klaren Kriterien, die Sie im Gesetz 
finden, die in der Anlage stehen: Fahrzeiten, Vor-
halten von Fachärzten, Sie müssen sich das vor-

stellen wie so ein kleines Quartett. Ich kann meinen 
Facharzt dann mehrmals einsetzen, um Leistungs-
gruppen zu heben oder auch nicht. Die Gruppen 
überschneiden sich natürlich auch im gewissen Sin-
ne, je nachdem, welche Leistung ich erbringen will. 
Das ist doch jetzt die Aufgabe und dafür braucht 
man natürlich auch Geld, denn es gibt den Trans-
formationsfonds vom Bund und es gibt – das konn-
te man ja dem Sondierungspapier entnehmen – 
das dringende Bedürfnis, Sie haben es Zwischen-
finanzierung genannt. Und genau das adressieren 
die Koalitionsfraktionen. Diesen Zeitraum, bis man 
vom Bund den Transformationsprozess begleiten 
kann, wo ich also Kreißsaal 1 mit Kreißsaal 2 viel-
leicht zusammenschiebe und deswegen bestimm-
te Transformationsprozesse abbilden muss, diesen 
Zeitraum muss man ja irgendwie füllen und das 
bedeutet natürlich in Thüringen – das muss man 
einfach mal ehrlich aussprechen bei einer sinken-
den Bevölkerung –, dass wir eben auch Rückbau 
haben, dass wir vielleicht an einem Klinikstandort 
sagen: Das wird kein Krankenhaus mehr im klassi-
schen Sinn sein, sondern teilstationär – genauso, 
wie es Herr Zippel gerade ausgeführt hat. Deswe-
gen ist es doch logisch, dass es nicht darum geht, 
irgendwo Krankenhäuser zu schließen und panisch 
durchs Land zu rennen und zu sagen: Jetzt will 
uns die Regierung die Krankenhäuser wegnehmen. 
Nein, das Ziel ist, dass man eine sichere, verläss-
liche, wohnortnahe medizinische Versorgung hat. 
Genau so steht es im Regierungsvertrag: Standorte 
medizinischer Versorgung sollen erhalten bleiben.

(Beifall CDU, BSW, SPD)

Standorte medizinischer Versorgung können eben 
vieles sein. Da sind wir alle natürlich bei der Er-
kenntnis – das hat Frau Dr. Urban angesprochen –, 
dass es irgendwie darum gehen muss, dass man 
natürlich im Notfall – das ist dann das Ziel von ei-
nem Masterplan Rettungsdienst – überall versorgt 
wird. Es ist aus meiner Sicht schon wirklich grenz-
wertig, zu behaupten, dass irgendjemand das Kran-
kenhaus aus dem Dorf wegträgt und die Bevölke-
rung auf dem Land dann unversorgt bleibt. Das 
erzeugt nur Panik. Unser Ziel muss es doch sein 
– und das Ziel sollten alle Menschen teilen –, 
dass Thüringen ein Ort ist, in dem die Menschen 
gern und gesund und lange leben. Wir müssen 
unsere Krankenhauslandschaft so transformieren, 
dass es an allen Orten in Thüringen eine sichere, 
erreichbare, wohnortnahe medizinische Versorgung 
gibt. Dann, wenn ich planbare selektive Eingriffe, 
schwierige, komplizierte Prozesse habe, Frühchen-
fragen, irgendwelche Operationen, irgendwelche 
Karzinome, was weiß ich, habe ich natürlich einen 
längeren Weg vor mir. Natürlich gilt es da auch die 
Frage zu beantworten, wie die ältere Bevölkerung, 
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die nicht mehr so mobil ist, da aufgefangen werden 
kann, wie man da erreichen kann, dass die dann 
eben doch in ein Klinikbett kommt. Aber ich bitte 
Sie wirklich eindringlich, in solchen Debatten nicht 
die ganze Zeit dieselbe Analyse vorzutragen wie 
alle Akteure hier im Haus und dann aber zu sagen: 
Die Krankenhäuser werden geschlossen. Das wird 
nur zu einer Sache führen – das muss man dann 
vielleicht unterstellen –, dass man irgendwie Popu-
lismus schürt und am Ende niemand bereit ist, den 
Transformationsprozess mitzutragen, obwohl das 
am Ende die Qualität der Gesundheitsversorgung 
sichern wird. Denn niemand will ja – und das ist 
keine Anekdote zum Schluss –, dass man irgendwo 
ein Kind zur Welt bringt, wo das Kind quasi ein 
Wahnsinnsereignis ist, sondern man will eigentlich, 
dass Gesundheitsversorgung Fließband ist, weil die 
Kompetenz dann am höchsten ist, wenn ich es häu-
fig getan habe. Vielen Dank.

(Beifall CDU, BSW, SPD)

Vizepräsidentin Dr. Urban:
Danke schön. Mir liegen jetzt keine weiteren Wort-
meldungen vor. Ich habe jetzt niemanden überse-
hen. Ich habe auch keinen Antrag auf Ausschuss-
überweisung gehört. Deshalb würde ich jetzt direkt 
in die Abstimmung gehen.

Wer dem Antrag in der Drucksache 8/565 zustim-
men möchte, den bitte ich jetzt um das Handzei-
chen. Hier sehe ich die Hände der Fraktionen der 
CDU, des BSW, der SPD. Wer ist dagegen? Hier 
sehe ich die Fraktion der AfD. Wer enthält sich? 
Die Fraktion Die Linke enthält sich komplett. Weite-
re Enthaltungen habe ich nicht gesehen. Damit ist 
dieser Antrag angenommen.

Damit möchte ich diesen Tagesordnungspunkt 
schließen. In Anbetracht der Zeit, wir wollen voran-
kommen und vielleicht heute noch bisschen schö-
nes Wetter genießen, komme ich damit zu Tages-
ordnungspunkt 16. Wir hatten den vorhin zurückge-
stellt, weil wir Tagesordnungspunk 18 vorgezogen 
haben. 

Ich rufe damit Tagesordnungspunkt 16 auf

Für eine verantwortungsvolle 
Digitalisierung an Thüringer 
Grundschulen – das analoge 
Lernen bleibt Voraussetzung 
für den Erwerb fundierter 
Kenntnisse und Fertigkeiten
Antrag der Fraktion der AfD
- Drucksache 8/539 - 

Wird die Begründung gewünscht? Herr Jankowski, 
bitte schön.

Abgeordneter Jankowski, AfD:
Sehr geehrte Frau Präsidentin, werte Abgeordnete, 
liebe Gäste und Schüler auf der Tribüne und am 
Livestream! Digitale Medien sind aus unserem All-
tag nicht mehr wegzudenken. Immer mehr Dinge 
des täglichen Lebens werden heutzutage zum Bei-
spiel über unsere Smartphones abgewickelt. Vieles 
erleichtert unseren Alltag, erspart uns unnötige We-
ge und gibt uns schnelle Möglichkeiten, sich auszu-
tauschen oder überall zu kommunizieren. So soll 
es auch sein. Die Digitalisierung erleichtert oftmals 
unser Leben.

Das bedeutet aber nicht, dass man alle positiven 
Erfahrungen, die man als Erwachsener mit digita-
len Medien macht, auch eins zu eins auf Kinder 
und Jugendliche übertragen kann. Genau diese 
Betrachtung fehlte in den letzten Jahren oftmals 
beim planlosen und zum Teil von Aktionismus ge-
triebenen Ausbau der Digitalisierung in unserem 
Bildungssystem komplett. Sicherlich kann Digitali-
sierung den Bildungsprozess auch positiv beein-
flussen, wenn sie sinnvoll und durchdacht umge-
setzt wird. Sie kann aber auch, wenn sie falsch 
ausgelegt ist, den Bildungserfolg der Schüler hem-
men. Vor allem ist die Digitalisierung im Bildungs-
system auch kein Allheilmittel, um die anderen Pro-
bleme und hier insbesondere zum Beispiel den gra-
vierenden Lehrermangel irgendwie zu übertünchen. 
In den letzten Jahren konnte man aber immer wie-
der den Eindruck erlangen, dass bei der Digitalisie-
rung im Bildungssystem nach dem Motto „Viel hilft 
viel“ verfahren wird. Deutschland steht damit inter-
national auch nicht allein da, auch in vielen ande-
ren Ländern agierte man ja ähnlich. Nun ist man 
aber an einem Punkt angekommen, dass gerade 
die Länder, die Vorreiter bei der Digitalisierung im 
Bildungsbereich waren, jetzt wieder einen Schritt 
zurückgehen. Ich denke hier nur zum Beispiel an 
Dänemark oder auch an Schweden. Denn auch 
dort hat man mittlerweile mitbekommen, dass doch 
nicht immer alles Gold ist, was glänzt.

Als Argument dafür, dass Digitalisierung im Bil-
dungsbereich angeblich notwendig sei, wurde in 
den letzten Jahren ja immer wieder hervorgebracht, 
dass die Schüler auf ihre spätere Welt vorbereitet 
werden müssen und deswegen Digitalisierung not-
wendig ist. Ja, in unserer aller Welt nimmt der An-
teil von digitalen Medien immer weiter zu und dar-
auf müssen die Schüler auch vorbereitet werden. 
Was wir den Schülern aber beibringen müssen, 
ist ein reflektierter und kritischer Umgang mit den 
neuen Medien. Sie brauchen die intellektuellen und 
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kognitiven Fähigkeiten, um die Medien sinnvoll be-
werten und nutzen zu können, und es ist die Aufga-
be des Bildungssystems, diese Medienkompetenz 
zu vermitteln. Dafür müssen wir aber nicht unser 
Bildungssystem auf Teufel komm raus digitalisieren, 
erst recht nicht an unseren Grundschulen.

Wir haben teilweise aber auch in Thüringen schon 
Tabletklassen an Grundschulen und hier ist der Ein-
satz der digitalen Medien im Schulalltag definitiv 
noch nicht altersangemessen. Gerade bei jungen 
Schülern im Grundschulalter zeigt die Forschung 
eindeutig, dass die Nachteile der Digitalisierung 
deutlich größer sind als die vermeintlichen Vorteile. 
Um dem gegenzusteuern, haben wir diesen Antrag 
hier eingebracht. In unserem Antrag fordern wir un-
ter anderem, dass in den Thüringer Grundschulen 
digitale Medien und künstliche Intelligenz nicht im 
alltäglichen Unterricht eingesetzt werden sollen, al-
so dass wir definitiv keine Tabletklassen an Grund-
schulen haben wollen. Wir reden hier immerhin von 
6- bis 10-jährigen Kindern. In den ersten Klassen 
haben die Schüler einfach noch nicht den nötigen 
Entwicklungsstand. Hier haben digitale Medien im 
Schulalltag nichts zu suchen.

(Beifall AfD)

Die Grundschulen haben vor allem die Aufgabe, 
dass die Kinder zunächst die grundlegenden Kern-
kompetenzen vermittelt bekommen, also dass das 
Fundament für ihren weiteren Bildungsweg gelegt 
wird, dass die Kinder Schreiben lernen, dass sie 
Rechnen lernen, dass sie Lesen lernen. All das 
funktioniert noch am Besten ohne technischen 
Schnickschnack. Gerade das Grundschulalter ist 
zudem wichtig für die Ausbildung und Entwicklung 
der motorischen Fähigkeiten der Kinder. Deswegen 
ist es gerade wichtig, dass viel gezeichnet, gebas-
telt und gemalt wird. Deswegen ist vor allem auch 
das Erlernen einer gebotenen Handschrift so un-
endlich wichtig, da durch das händische Schreiben 
auch die motorischen Fähigkeiten trainiert werden. 
All dies entwickelt sich aber nicht durch das Rum-
tippen auf glatten Glasflächen. Auch hier gibt es 
die entsprechenden Studien, die das eindeutig be-
legen. Ich komme nachher in meinem Debattenbei-
trag noch darauf zurück.

Es ist an der Zeit, dass die Digitalisierung, insbe-
sondere in unseren Grundschulen, kritisch betrach-
tet wird, und deswegen haben wir diesen Antrag 
hier eingestellt. Ich freue mich auf eine angereg-
te Diskussion zu unserem Antrag und beantrage 
schon jetzt die Überweisung an den Ausschuss für 
Bildung, Wissenschaft und Kultur. Vielen Dank.

(Beifall AfD)

Vizepräsidentin Dr. Urban:
Danke für die Einbringung. Wir eröffnen damit jetzt 
die Aussprache. Ich habe als ersten Redner Herrn 
Dirk Hoffmeister vom BSW.

Abgeordneter Hoffmeister, BSW:
Frau Präsidentin, liebe Kolleginnen und Kolle-
gen, liebe Zuschauer auf der Tribüne und am 
Livestream! In dem Antrag in Drucksache 8/539 
vom 26.02. „Für eine verantwortungsvolle Digitali-
sierung an Thüringer Grundschulen – das analoge 
Lernen bleibt Voraussetzung für den Erwerb fun-
dierter Kenntnisse und Fertigkeiten“ stellt die AfD 
Folgendes fest: Zum einen stellen Sie die zuneh-
mende Digitalisierung von künstlicher Intelligenz im 
Lebensalltag heraus, Sie stellen ebenfalls heraus, 
dass digitale Medien und künstliche Intelligenz nur 
altersangemessen einzusetzen und anzuwenden 
seien. Im Grundschulbereich solle ein umsichtiger 
Umgang mit digitalen Medien und KI erfolgen. Sie 
stellen ebenfalls in Ihrem Antrag die signifikanten 
Risiken für die geistige, körperliche und seelische 
Entwicklung der Schüler heraus. Sie weisen hin auf 
die negativen Auswirkungen auf die Motorik beim 
Lernen mit digitalen Endgeräten, also die Schreib-
motorik, und Sie plädieren für den analogen Prä-
senzunterricht in Grundschulen als beste Lernum-
gebung.

Was fordern Sie? Sie fordern, dass die Thüringer 
Landesregierung darauf hinwirken möge, Informati-
onsmaterialien und Elternabende an Schulen aus-
zurichten, um Eltern über Möglichkeiten und Aus-
wirkungen von digitalen Medien und KI im Hinblick 
auf die geistige, seelische und körperliche Entwick-
lung von Jugendlichen aufzuklären. Sie plädieren 
dafür, digitale Medien und KI an Grundschulen so 
lange nicht einzusetzen, bis grundlegende Fähig-
keiten sicher erworben werden. Sie fordern weiter-
hin Lehrerfortbildung mit Informations- und Unter-
stützungsangeboten. Und Sie stellen auch – das ist 
nur mal, um den ganzen Antrag im Überblick zu 
haben – das Einziehen von Smartphones nach § 51 
Abs. 6 Thüringer Schulgesetz heraus, wenn sie den 
Unterricht stören. Und Sie fordern auch einen Ver-
zicht von Distanzunterricht an Grundschulen.

Liebe Kolleginnen und Kollegen von der AfD, das 
sind alles berechtigte Forderungen, die Sie hier auf-
stellen. Und doch gibt es hier ein Problem, dass 
sich nämlich all Ihre Forderungen bereits in unse-
rem Regierungsvertrag befinden.

(Beifall BSW)

(Zwischenruf Abg. Muhsal, AfD: Dann wird 
es Ihnen ja nicht schwerfallen, unserem An-
trag zuzustimmen!)
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Ich zitiere: „Um die Lernbedingungen an den 
Grundschulen zu verbessern, setzen wir auf all-
gemein verbindliche Nutzungseinschränkungen für 
Handys in der Kern-Schulzeit. So minimieren wir 
Ablenkungen, verbessern die soziale Interaktion 
untereinander und halten Schülerinnen und Schüler 
an, sich auf den Unterricht zu konzentrieren. Wir 
wollen den Vorrang von analogem Lernen in der 
Grundschule. Wir unterstützen die direkte Lehrkraft-
Kind-Bindung und wirken somit den Defiziten bei 
Spracherwerb und Motorik entgegen. Wir schaffen 
eine moderne Bildungslandschaft in Thüringen, die 
digitale und analoge Lernformen pädagogisch sinn-
voll kombiniert und Medienkompetenz sowie den 
Umgang mit Künstlicher Intelligenz im Unterricht 
fördert. […] Durch die Evaluation und schnelle Wei-
terentwicklung der Thüringer SchulCloud sowie die 
Einführung passfähiger Lernplattformen und Lern-
managementsysteme ermöglichen wir zusätzliche 
Lernangebote und flexible Lernszenarien, die auch 
bei Unterrichtsausfall und in Selbstlernphasen digi-
tale Unterstützung bieten sowie für Entlastung der 
Lehrerinnen und Lehrer und Unterstützung von El-
tern sorgen. […] Lehrkräfte erhalten regelmäßige 
Fortbildungen, um digitale Tools sinnvoll einzuset-
zen. Eine zentrale IT-Servicestelle bietet Unterstüt-
zung bei technischen Fragen und klare Leitlinien 
stärken die Kombination von analogen und digitalen 
Lernmethoden im Unterricht.“

Mit Ihrem Antrag fordern Sie Dinge, die von der 
Landesregierung bereits bearbeitet werden. Und 
schlicht und ergreifend aus dem Grund lehnen wir 
als BSW diesen Antrag ab.

Liebe Abgeordnete von der AfD, ich möchte Ih-
nen zum Schluss meiner Ausführungen ausdrück-
lich danken, dass Sie das Regierungshandeln der 
Brombeer-Koalition wertschätzen. Danke schön.

(Beifall CDU, BSW, SPD)

Vizepräsidentin Dr. Urban:
Ich rufe als nächste Rednerin Frau Große-Röthig 
von den Linken auf. Sie haben das Wort.

Abgeordnete Große-Röthig, Die Linke:
Sehr geehrte Frau Präsidentin, sehr geehrte Kolle-
ginnen und Kollegen, heute debattieren wir erneut 
über Digitalisierung an Schulen. Und wieder einmal 
präsentiert uns die AfD einen Antrag, der vor allem 
eins zeigt: keine Ahnung von dem, was sich außer-
halb der eigenen Scheuklappen verbirgt.

Erstens – Informationsmaterialien und Elternaben-
de zu digitalen Medien: Selbstverständlich ist es 
auch nach unserer Ansicht wichtig, Eltern einzube-

ziehen, und das tun wir auch. Aber glauben Sie 
im Ernst, dass die Schulen das nicht längst hier 
in Thüringen tun? In den allermeisten Schulen gibt 
es bereits Informationsangebote, Schulungen, Pro-
jekte, die genau die Fragen aufgreifen, die Sie jetzt 
gesetzlich regeln wollen. Wo sonst doch immer auf 
Freiheit bedacht wird von der AfD, soll es gerade 
hier keine Eigenverantwortung geben, kein Zutrau-
en in die Fähigkeiten von Eltern. Kann es denn 
sein, dass Sie die Eltern missbrauchen wollen als 
Feigenblatt für Ihre eigenen Ideen und für Ihre eige-
nen Interessen?

Zweitens – kein Einsatz digitaler Medien in Grund-
schulen, solange nicht grundlegende Fähigkeiten 
erworben sind: Kolleginnen und Kollegen, was sind 
denn grundlegende Fähigkeiten? Lesen, Schreiben, 
Rechnen? Ja, natürlich. Wir haben ja eben gehört, 
was Ihre Vorstellung von Grundschule ist. Malen 
und Basteln. Ich habe eine Information für Sie. 
Grundschule ist sehr viel mehr als Malen und Kle-
ben und Basteln. Lesen und Schreiben lernen un-
sere Kinder ganz wunderbar in diesen Schulen. 
Aber glauben Sie mir, Kleben und Basteln und Ma-
len ist nicht Sinn von Grundschule.

(Zwischenruf Abg. Muhsal, AfD: Natürlich 
wird in der Grundschule auch gebastelt!)

Ich weiß ja nicht, in welche Grundschule Ihre Kin-
der gehen; in meiner Grundschule, in den Grund-
schulen, in die meine Kinder gehen, unterrichten 
Pädagogen ganz hervorragend ganz andere Tech-
niken als nur Malen und Basteln.

Aber digitale Kompetenz in einer Welt, die von 
Technologie durchzogen ist, ist ebenfalls eine 
grundlegende Fähigkeit.

(Unruhe AfD)

Der „Brockhaus“ gehört unwiderruflich der Vergan-
genheit an, finden Sie sich endlich damit ab. Wir 
hier sollten uns lieber darauf konzentrieren, gute 
und digitale Angebote zu schaffen, eine Kultur der 
Digitalität zu gestalten, als einer Vergangenheit 
nachzuweinen, die es tatsächlich in der Realität 
– ich kann es Ihnen gar nicht oft genug sagen – 
so nie gab, oder eben wirren Tech-Milliardären die 
Hoheit über das Wissen der Welt zu überlassen. 
Das schaffen wir übrigens nicht, liebes BSW, indem 
wir die Digitalisierungsstrategie für Kulturgüter infra-
ge stellen. Und, ja, Münzen sind auch Kulturgüter, 
aber, liebe AfD, wollen Sie denn den Kindern den 
Umgang mit Werkzeugen der Zukunft verweigern? 
Schule muss Kinder auf Realität vorbereiten und 
nicht auf ein romantisiertes Vorgestern,

(Beifall Die Linke)
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Vizepräsidentin Dr. Urban:
Danke schön. Ich habe als nächsten Redner Herrn 
Jankowski von der AfD.

Abgeordneter Jankowski, AfD:
Sehr geehrte Frau Präsidentin, werte Abgeordnete, 
liebe Gäste auf der Tribüne und liebe Schüler! Es 
war doch ein bisschen abenteuerlich gerade von 
Frau Große-Röthig, was hier alles kam. Ich habe 
nie gesagt, dass in der Grundschule nur gebastelt 
und gemalt wird, aber auch da gibt es Kunstunter-
richt. Ich habe auch extra betont, wie wichtig die 
gebundene Handschrift ist, dass die erlernt wird, 
für die motorischen Fähigkeiten. Auch das ist nicht 
mehr überall gegeben. Ich weiß nicht, auf welche 
Grundschule Sie gegangen sind, aber auch ich in 
meiner Schulzeit habe nicht die 24 Bände vom 
Brockhaus mitschleppen müssen. Auch da gibt es 
sicherlich andere Methoden.

(Beifall AfD)

Aber kommen wir mal wieder zum Antrag zurück. 
Vor ein paar Jahren wurden als positive Beispiele 
für die Digitalisierungsmaßnahmen im Bildungsbe-
reich immer zuerst Dänemark und auch Schweden 
hervorgebracht. Beide Länder zählten zu den Vor-
reitern in dem Bereich und trieben die Digitalisie-
rung ihrer Bildungssysteme mit aller Macht voran. 
Das änderte sich dann – wenn Sie mal schauen – 
2023 schlagartig. Grund dafür war die Stellungnah-
me des Karolinska-Instituts zur schwedischen Di-
gitalisierungsstrategie im Schulsystem. Diese Stel-
lungnahme war mehr oder weniger vernichtend. 
Für alle, die das Institut vielleicht nicht kennen: 
Das Karolinska-Institut in Stockholm ist eine von 
in Europa größten und vor allem angesehensten 
medizinischen Universitäten. Deswegen hatten die 
Stellungnahmen ja auch einen solchen Zündstoff 
und führten dazu, dass Schweden und auch Däne-
mark ihre Digitalisierungsstrategien im Bildungssys-
tem komplett überdacht und eine Rolle rückwärts 
gemacht haben.

Unter anderem führt das Institut in seiner Stellung-
nahme aus – ich zitiere –: „Die Annahme, dass 
die Digitalisierung die von der […] Bildungsbehörde 
erwarteten positiven Effekte haben wird, ist nicht 
evidenzbasiert, d.h. nicht auf wissenschaftlichen 
Erkenntnissen beruhend.“ Und weiter: „Die Natio-
nale Bildungsagentur scheint sich überhaupt nicht 
bewusst zu sein, dass die Forschung gezeigt hat, 
dass die Digitalisierung der Schulen große, negati-
ve Auswirkungen auf den Wissenserwerb der Schü-
ler hat.“ Negative Auswirkung auf den Wissenser-
werb ist zum Beispiel eine sinkende Lese- und 
Schreibfähigkeit. So können mittlerweile schwedi-
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und  zwar gut begleitet  von Pädagoginnen und  Pä- 
dagogen  hier  in unseren Thüringer  Grundschulen 
und natürlich auch von den Eltern. 

Und  drittens,  das  Einziehen  von  Smartphones  im 
Unterricht: Liebe Schülerinnen und Schüler, der ei-
ne  oder  andere  von  Ihnen  wird  es  schon  mal  er-
lebt  haben,  an  den  meisten  Schulen  ist  es  Reali-
tät, das Einziehen von Smartphones im Unterricht. 
In  den  allermeisten  Schulen  ist  es  längst  klar  ge-
regelt,  dass  das  Handy  in  der  Tasche  bleibt,  und 
zwar in einem guten und demokratischen Prozess, 
in  dem  sich  die  Schulfamilien  diesem  stellen  und 
in  dem  nicht  von  oben  herab  Verbotsmentalität 
gilt.  Das  bringt  am  Ende  des  langen  Tages  mehr 
als  eine  Demokratie-Viertelstunde,  wenn  nämlich 
eine Schulfamilie mal in einen demokratischen Pro-
zess geht und sich selbst Regeln gibt. Die meisten 
Schulen in diesem Land haben nun mal schon die-
se Regel. Da gibt es gar kein Bedürfnis, irgendwas 
anders zu regeln. 

Viertens,  Distanzunterricht  an  Grundschulen:  Am 
besten kein Distanzunterricht an Grundschulen. Na-
türlich  ist  Präsenzunterricht  wichtig.  Glauben  Sie 
mir,  als  Mutter  zweier  Kinder  durch  Corona,  ich 
weiß,  was  Distanzunterricht  kann  und  was  nicht. 
Aber wir haben alle gelernt in den letzten Jahren, 
dass es Situationen gibt, in denen digitale Alterna-
tiven nun mal unverzichtbar sind. Was ist mit Kin-
dern,  die  aus  gesundheitlichen  Gründen  nicht  am 
Unterricht  teilnehmen  können,  den  Schattenfamili-
en, die wir so gern vergessen, die es aber auch in 
Thüringen gibt? Was ist mit ländlichen Gebieten, in 
denen der Schulbus manchmal nicht fährt? Was ist 
denn, wenn der Fachunterricht nicht anders abgesi-
chert werden kann, lassen wir ihn dann lieber aus-
fallen?  Hier  werden  pauschale  Verbote  gefordert, 
statt flexible Lösungen anzubieten. 

Meine  Damen  und  Herren,  Digitalisierung  ist  kein 
Selbstzweck. Sie ist eine Realität und die müssen 
wir  gestalten,  verantwortungsvoll,  aber  eben  nicht 
mit der Angst vor der Zukunft, die aus genau die-
sem Antrag spricht. Kinder und Jugendliche konsu-
mieren nun mal heute anders Medien. Der Sams-
tagabend sieht heute anders aus als 1985. „Wetten, 
dass  ...?“  wir  darauf  reagieren  sollten?  Als  Linke 
setzen  wir  uns  für  echte  Medienbildung  ein,  eine, 
die Kinder nicht fernhält, sondern sie befähigt, kri-
tisch reflektiert und sicher mit digitalen Technologi-
en umzugehen. Das ist unser Anspruch und deswe-
gen lehnen wir diesen rückwärtsgewandten Antrag 
entschieden ab. Vielen Dank. 

(Beifall Die Linke) 



sche Schüler längere Texte schlechter verstehen 
und haben Probleme im analytischen Lesen. Davon 
betroffen sind vor allem die jüngeren Schüler. Und 
wenn man auch in alle Bildungsstudien schaut, ha-
ben wir mittlerweile das gleiche Problem auch in 
Deutschland. Aber auch im Bereich der Mathematik 
sieht man ähnliche Entwicklungen oder auch bei 
der Entwicklung der motorischen Fähigkeiten.

Auch der Mythos, dass Digitalisierung zu mehr Bil-
dungsgerechtigkeit führt, wurde in der Studie wider-
legt. Das wurde ja gerade von linker Seite immer 
angebracht. So sind zum Beispiel laut Studie die 
Schüler aus Elternhäusern mit einem niedrigen Bil-
dungsstand stärker von den negativen Auswirkun-
gen der Digitalisierung betroffen gewesen als Schü-
ler aus hochgebildeten Elternhäusern. Aber nicht 
nur beim Wissenserwerb zeigte das Karolinska-In-
stitut deutlich negative Auswirkungen auf; auch 
im Bereich der psychischen Gesundheit. So gibt 
es einen klaren Zusammenhang zwischen der Bild-
schirmzeit und psychischen Störungen wie Depres-
sionen, Angstzuständen, Konzentrationsproblemen 
und Schlafstörungen.

Die Stellungnahme des Karolinska-Instituts führte 
sogar dazu, dass sich Dänemarks Bildungsminister 
bei den dänischen Schülern entschuldigen musste 
oder entschuldigt hat, weil seine Politik seiner Mei-
nung nach – ich zitiere – die „Schüler zu Versuchs-
kaninchen in einem digitalen Experiment“ gemacht 
hat, „dessen Ausmaß und Folgen wir nicht überbli-
cken können.“ Das sind die Worte des dänischen 
Bildungsministers gewesen vom letzten Jahr.

Die Ergebnisse des Instituts sind auch nicht wirklich 
überraschend. Es gab ja schon immer Warnungen 
vor den negativen Folgen einer zu starken Nutzung 
gerade von digitalen Medien im Schulalltag. Da 
gab es die Warnungen zum Beispiel von Kinder- 
und Jugendärzten, Pädagogen oder Neurowissen-
schaftlern. Ich möchte hier zum Beispiel an die An-
hörung im Bildungsausschuss in der letzten Legis-
latur erinnern, wo unter anderem anerkannte Grö-
ßen auf ihren Gebieten, zum Beispiel Prof. Spitzer, 
Prof. Lankau oder auch Dr. Burchardt, sehr aus-
führlich ihren Bedenken Ausdruck verliehen haben 
und betonten, man muss aufpassen, ab welchem 
Alter und in welchem Umfang man mit der Verwen-
dung von digitalen Medien in der Schule beginnt. 
Geholfen hat das aber eigentlich nichts, was man 
schon daran sieht, dass wir nun mittlerweile auch 
in Thüringen Tablet-Klassen im Grundschulbereich 
haben. Die Ergebnisse aus dem schwedischen und 
dänischen Bildungssystem lassen sich zwar nicht 
eins zu eins auf Deutschland übertragen, weil beide 
Länder deutlich weiter waren mit der Digitalisierung 
ihrer Schulen. Sie sollten uns aber Mahnung sein. 

Dass wir jetzt nicht in der gleichen Situation sind 
wie Schweden und Dänemark, liegt nicht daran, 
dass wir hier umsichtiger waren, sondern daran, 
dass wir langsamer waren. Da hat die deutsche 
Behäbigkeit mal Gutes bewirkt und vor größeren 
Schäden geschützt.

(Beifall AfD)

Dass es mal Applaus für die deutsche Behäbigkeit 
gibt, das ist auch mal ganz gut. Wenn man gekonnt 
hätte, den gleichen Weg wie Schweden eingeschla-
gen hätte – dazu muss man nur in Richtung CDU 
schauen, allen voran Herr Ministerpräsident Voigt, 
der heute nicht da ist. Denn wir brachten schon vor 
dem BSW Bedenken ein, bevor es euch überhaupt 
gab. Wir brachten als Fraktion schon 2020 einen 
Antrag hier ins Plenum ein, der sich mit der Digitali-
sierung im Grundschulbereich beschäftigt hat. Der 
Antrag wurde dann 2021 behandelt. Unser jetziger 
Ministerpräsident Herr Voigt ging hier ans Pult und 
fantasierte schon völlig techniktrunken. Ich zitiere 
aus den Plenarprotokollen: „Ich sage Ihnen das, wir 
werden in vier Jahren davon reden, dass wir EI- 
oder künstliche-Intelligenzgestützte Lernmethoden 
haben, wo sie sich in einen Raum hineinprojizieren 
können, wo Schüler vielleicht auch mal in der Zeit 
reisen können, wo sie sich genau in diese Zeit hin-
einversetzen können.“ Na ja, die vier Jahre sind 
um. Und wenn Schüler heutzutage glauben, durch 
die Zeit reisen zu können und vielleicht irgendwo ir-
gendwelche vermeintlichen Projektionen zu sehen, 
liegt das wahrscheinlich eher an der Cannabis-Le-
galisierung als am technischen Fortschritt.

(Beifall AfD)

Aber Herr Voigt ging ja noch weiter. Da unser ein-
gebrachter Antrag schon damals vor der übermä-
ßigen Digitalisierung im Grundschulbereich warnte 
und vor allem vor den negativen Auswirkungen, 
meinte Herr Voigt noch in unsere Richtung – ich 
zitiere auch hier aus den Plenarprotokollen –: „Die-
se geistige Enge und Armut, die Sie hier zeigen, 
indem Sie sagen, dass das Grundschüler nicht oder 
wir in Thüringen das nicht können, diese Begrenzt-
heit würden wir gern abstreifen, weil es nämlich 
genau darum geht, bei solchen digitalen Prozessen 
vorn zu sein und nicht immer hinten zu warten.“ 
Wenn es also nach Herrn Voigt gegangen wäre, 
dann hätten wir in Thüringen jetzt die gleichen Pro-
bleme wie Dänemark oder Schweden, denn diese 
beiden Länder waren ja da, wo Herr Voigt hinwoll-
te, ganz vorn bei der Digitalisierung. Dann hätten 
wir jetzt in Thüringen die gleichen negativen Aus-
wirkungen, wie diese beiden Länder für eine ganze 
Schülergeneration mittlerweile feststellen mussten. 
Zum Glück ist uns das erspart geblieben. Leider 
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ist uns Herr Ministerpräsident Voigt nicht erspart 
geblieben.

(Beifall AfD)

Aber vielleicht hat das BSW ja in der Koalition ge-
wirkt. Denn mittlerweile stimmt es. Es steht in Ih-
rem Koalitionsvertrag drin, Ihr Satz: „Wir möchten 
den Vorrang von analogem Lernen in den Grund-
schulen.“ Ja, schön. Sie müssen es nun nur mal 
umsetzen. Das habe ich Ihnen schon mal gesagt, 
Herr Hoffmeister. Ihre Ankündigungen im Regie-
rungsvertrag interessieren mich recht wenig. Ich 
messe Sie an Ihren Taten, und da kam bis jetzt 
noch nichts. Vielleicht arbeiten Sie ein bisschen 
schneller, wäre vielleicht auch nicht schlecht.

(Beifall AfD)

Da das Thema „Digitalisierung an den Grund-
schulen“ für uns ein sehr wichtiges Thema ist und 
wir nicht warten wollen, bis Sie irgendwann mal 
einen Antrag dazu bringen, haben wir unseren An-
trag selber gestellt. Wir wollen, dass digitale Medi-
en und künstliche Intelligenz im alltäglichen Unter-
richt an Grundschulen nicht eingesetzt werden. Die 
negativen Auswirkungen auf die Entwicklung und 
Lernerfolge der Kinder sind hinlänglich bekannt und 
die Studien zeigen eindeutig, dass es negative Aus-
wirkungen hat. Deswegen sollten unserer Meinung 
nach keine weiteren Tablet-Klassen zum Beispiel 
an Thüringer Grundschulen entstehen. Wenn es für 
die Vermittlung von Lerninhalten dienlich ist, an ei-
nem Computer oder Tablet zu arbeiten, kann dies 
ja auch gezielt in Medienpools oder auch Medien-
projektwochen stattfinden. Diese haben aber den 
Vorteil, dass dort die Schüler zeitlich begrenzt und 
konkret zweckgebunden an den Bildschirmen arbei-
ten. Die Lehrer können gezielt entscheiden, für wel-
che Lerninhalte sie mit den Schülern an die Medi-
enpools wollen und wo diese der Vermittlung des 
Lernstoffs wirklich dienlich sind. Es ist definitiv aber 
nicht dienlich, jedem Grundschüler ein Tablet oder 
Laptop auszuhändigen, denn diese behindern das 
Lernen mehr, als sie nützen.

(Beifall AfD)

Bei sechs- bis zehnjährigen Kindern in den Grund-
schulen in den ersten Klassen haben digitale Medi-
en im Schulalltag definitiv nichts zu suchen.

(Beifall AfD)

Das Thema geht aber auch noch weiter und endet 
nicht damit, dass an Grundschulen keine Tablets 
mehr ausgegeben werden. Mittlerweile haben wir 
auch an Grundschulen, dass viele Kinder Mobil- 
und Smarttelefone mitbringen. Und Sie alle merken 
auch in Ihrem täglichen Dasein, wenn das Handy 
auf dem Tisch liegt, dann ploppen Nachrichten auf 

und schwups ist man damit beschäftigt und die 
Konzentration ist erst mal weg. Gerade in Richtung 
der Linken: Ihr Ministerpräsident hat es ja auch 
schon mal geschafft, in der Ministerpräsidentenkon-
ferenz Candy Crush zu spielen und hat deswegen 
auch von den Einschränkungen der Bürgerrechte 
seiner eigenen Bürger nicht viel mitbekommen.

(Beifall AfD)

Was bei uns allen so ist, ist bei den Kindern in der 
Schule genauso – eigentlich sogar noch schlimmer, 
da Kinder noch weniger in der Lage sind, ihre Auf-
merksamkeit zu teilen –, und dann konzentriert man 
sich erst mal auf das Handy, weil dort auch eine 
Nachricht aufploppt, und nicht auf den Lehrer.

Multitasking führt nachweislich zu schlechterem 
Lernen, weil unser Gehirn nur begrenzt in der Lage 
ist, relevante Informationen aufzunehmen und zu 
verarbeiten. Auch hierfür gibt es hinreichend Studi-
en, die das belegen. Deswegen fordern wir in unse-
rem Antrag ja auch auf, dass die Lehrer ermuntert 
werden sollen, Mobiltelefone und Smartphones im 
Unterricht einzuziehen, solange dies die Vorgaben 
des Thüringer Schulgesetzes ermöglichen. Eigent-
lich müsste man wirklich überlegen, ob nicht hier 
auch das Schulgesetz angepasst werden muss, um 
den Lehrern mehr Möglichkeiten zu geben. Aber 
das ist noch mal eine ganz andere Baustelle.

(Beifall AfD)

Zusammengefasst wollen wir mit unserem Antrag 
erreichen, dass das ganze Thema der Digitalisie-
rung an Grundschulen auf den Prüfstand gestellt 
wird. Wir wollen, dass wir hier nicht in wenigen 
Jahren vor den gleichen Problemen stehen wie 
Dänemark oder Schweden. Lassen Sie uns aus 
den Erfahrungen dieser Länder lernen und nicht 
die gleichen Fehler begehen – zum Wohle unserer 
Grundschulkinder. Ich bitte deswegen um Zustim-
mung für die Überweisung an den Ausschuss für 
Bildung, Wissenschaft und Kultur.

Und, Herr Hoffmeister, Sie können gern zustimmen. 
Da können wir gern im Ausschuss auch eine Anhö-
rung durchführen. Wir können dort auch gern eine 
Diskussion dazu führen, was sinnvoll ist und was 
nicht sinnvoll ist. Wenn Sie uns da sowieso in allen 
Punkten recht geben, dürfte es Ihnen hier nicht so 
schwerfallen. Vielen Dank.

(Beifall AfD)

Vizepräsidentin Güngör:
Danke schön. Die Wünsche nach Ausschussüber-
weisung habe ich notiert. Als nächsten Redner bitte 
ich Herrn Matthias Hey für die SPD nach vorn.
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Abgeordneter Hey, SPD:
Vielen Dank. Jetzt haben meine Vorredner mit Aus-
nahme der AfD schon viel Richtiges zu diesem 
Antrag gesagt. Ich will es vielleicht mal, Herr Jan-
kowski, cineastisch probieren. Vielleicht kennen Sie 
ja den wunderschönen Film von Loriot „Pappa an-
te portas“. Da gibt es diese Szene, als der früh-
pensionierte Heinrich Lohse zum ersten Mal nach 
Langem in einen Gemischtwarenladen kommt und 
irgendwann, als an der Reihe ist, die Verkäuferin 
ihn anpflaumt: So, was ist denn nun? Und er sagt: 
In diesem Ton kommen wir nicht ins Geschäft.

Warum ich das sage, darauf werde ich gleich noch 
eingehen. Ihr Antrag – wir haben es ja schon fest-
gestellt – greift viele Dinge auf, die wichtig sind, die 
zum Teil auch richtig sind. Aber es geht auch um 
die Sinnhaftigkeit von Anträgen, Herr Jankowski. 
Ich glaube, niemand hier in diesem Haus bestreitet, 
dass Digitalisierung selbstverständlich in unserem 
Leben auch Probleme mit sich bringt, nicht unbe-
dingt im wirtschaftlichen Bereich, aber auch im pri-
vaten Sektor, insbesondere auch im schulischen 
Bereich. Da gibt es überhaupt keine zwei Meinun-
gen. Sie unterstellen aber, dass wir auf dem Weg 
in einen Digitalisierungswahn, ähnlich wie es eben 
andere, auch nordische und skandinavische Länder 
gemacht haben, hier dieselben Fehler machen wür-
den. Und das ist eben nicht der Fall.

Wenn ich zum Beispiel den Punkt 6 in Ihrem An-
trag nehme, da wollen Sie, dass wir feststellen, 
dass Lernen an digitalen Endgeräten sich vor al-
lem bei Kindern im Grundschulalter negativ auf die 
Motorik auswirkt, wodurch die Schreibfähigkeit und 
weitere darauf aufbauende Lernprozesse gefährdet 
werden. Ja, darüber gibt es sogar Studien, also 
das ist vollkommen unbestritten. Aber jetzt müs-
sen Sie mir die Schule in Thüringen oder generell 
auch in Deutschland zeigen, die mit Schülerinnen 
und Schülern in der Grundschule ausschließlich 
beispielsweise mit Tablets arbeitet. Auch bei uns ist 
es so, dass das Erlernen der Motorik in der Hand-
schrift mit Schreibgeräten und auf Papier passiert – 
überall.

Das geht dann noch weiter, wenn Sie bei Punkt 7 
diese Geschichte mit dem Präsenzunterricht an-
sprechen, da hilft ein Blick ins Schulgesetz, das bei 
uns im Moment gilt. In § 45a steht, dass der Prä-
senzunterricht die Regel ist. Es gibt Ausnahmen, 
die man in bestimmten Bereichen Gott sei Dank 
machen kann. Also auch da gibt es überhaupt kei-
ne Not für Ihren Antrag und das geht in II. weiter. 
Da stellen Sie unter Punkt 4 dann noch mal auf die 
Beschulung im Distanzunterricht ab. Sie haben ja 
vorhin schon gesagt, Sie hätten den Koalitionsver-
trag gelesen und freudig festgestellt, dass da ein 

paar Punkte drin wären. Ja, das stimmt. In dem 
Brombeer-Koalitionsvertrag, Seite 20 bis 21, sind 
all die Punkte, die Sie hier ansprechen, wenn Sie 
nicht schon im Schulgesetz mit beziffert sind, mit 
aufgeführt.

Ich will das jetzt auch mal ernsthaft sagen, Herr 
Jankowski – es ist Freitagnachmittag und wir haben 
alle eine bessere Laune, ich sage es auch ohne 
Schärfe, aber mal ganz im Ernst –, der Antrag der 
AfD sagt: „I. Der Landtag stellt fest, dass“ – also ich 
habe auf Ihren Antrag festzustellen, dass – „1. di-
gitale Medien und Künstliche Intelligenz zu Recht 
zunehmende Bedeutung im Lebensalltag finden.“ 
Boah. 2. Wir haben festzustellen, „dass digitale Me-
dien und Künstliche Intelligenz nur altersangemes-
sen eingesetzt und angewendet werden sollen“. Na 
holla. 3. – Es geht noch weiter. – Insbesondere im 
Grundschulbereich soll ich feststellen, weil Sie mir 
das sagen, „dass ein umsichtiger Umgang mit digi-
talen Medien und Künstlicher Intelligenz erforderlich 
ist“. Und diese Allgemeinplätze werden hier zu ei-
nem Antrag aneinandergereiht.

Und mal ganz ehrlich, da frage ich mich: Was 
kommt als Nächstes? Der AfD-Antrag, dass wir 
festzustellen haben, dass vorausschauendes Fah-
ren im Straßenverkehr Unfälle vermeidet

(Beifall CDU, BSW, Die Linke, SPD)

oder ausgewogene Ernährung gut für die Gesund-
heit ist? Das kann man ja alles machen. Aber mal 
ganz ehrlich: Was ist das für eine Strategie, Herr 
Jankowski? Das fragen wir uns. Es gibt zwei Mög-
lichkeiten: Sie haben den Brombeer-Koalitionsver-
trag tatsächlich nicht so gelesen, wie Sie es hier 
behaupten. Sie haben auch nicht die entsprechen-
den Stellen im Schulgesetz so übersetzt, wie es 
vielleicht notwendig gewesen wäre, bevor man so 
einen Antrag formuliert. Oder aber – das könnte 
man ja auch unterstellen – das ist eine Strategie, 
die die AfD in mehreren Bundesländern fährt. Wir 
haben das auch schon festgestellt, in NRW geht 
das langsam los, in Schleswig-Holstein war es auch 
schon so und in Sachsen-Anhalt. Man schreibt 
Selbstverständlichkeiten auf, zum Teil auch aus 
Regierungsprogrammen, und testet einfach mal, 
wie der Rest sich dazu verhält. Ich will ganz zum 
Schluss sagen, und da bin ich wieder bei Heinrich 
Lohse, Herr Jankowski, etwas abgewandelt: Mit 
diesem Antrag kommen wir nicht ins Geschäft. Vie-
len Dank.

(Beifall CDU, BSW, Die Linke, SPD)
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Vizepräsidentin Güngör:
Als nächste Rednerin würde ich nun für die CDU 
gern Kollegin Gerbothe aufrufen, die ich gerade 
noch nicht erkenne. Sie wird vertreten, bitte schön.

Abgeordneter Geibert, CDU:
Sehr geehrte Präsidentin, meine sehr verehrten Da-
men und Herren, ich bin erkennbar nicht Frau Ger-
bothe, aber ich hoffe, in ihrem Sinne hier sprechen 
zu können. Es ist gar nicht mehr so viel hinzuzufü-
gen zu den analytischen Worten von Matthias Hey. 
Beim Durchlesen des Antrags der AfD-Fraktion 
konnten wir sehen, dass der Antrag einige Sachver-
halte aufgreift, die sicherlich Relevanz im Thüringer 
Bildungssystem haben und die wir durchaus auch 
näher erörtern können. Aber wie so oft fehlt es bei 
Ihnen bei der näheren Betrachtung der niederge-
schriebenen Inhalte an den tatsächlichen Mehrwer-
ten. Die Sinnhaftigkeit des Antrags muss deshalb 
hinterfragt werden. Warum ich die Sinnhaftigkeit 
des Antrags nicht sehe, könnte man einerseits im 
Koalitionsvertrag sehr gut nachlesen. Mir sind die 
positiven wie auch die negativen Stellen der Digita-
lisierung durchaus bewusst. Dabei geht es mir nicht 
nur um den Bildungsbereich, sondern um die aktu-
ellen und zukünftigen Herausforderungen für unse-
re Gesellschaft, aber eben auch speziell um die 
der Jüngsten. Denn Digitalisierung hat für uns alle 
neben vielen positiven Auswirkungen auch einige 
negative Aspekte. So kennen wir alle die Situation 
im Wartezimmer einer Arztpraxis – ich kann mich 
noch gut daran erinnern, früher hat man sich mit-
einander unterhalten, heute schaut jeder gespannt 
auf sein Handy. Die soziale Interaktion findet kaum 
noch statt.

(Zwischenruf Abg. König-Preuss, Die Linke: 
Ich unterhalte mich trotzdem!)

Genau diese gravierenden Veränderungen können 
wir auf viele Bereiche herunterbrechen.

Zahlreiche Studien, auch aus skandinavischen Län-
dern, haben sich in den letzten Jahren mit den 
positiven und negativen Auswirkungen beschäftigt 
und dabei auch auf die Probleme im Bereich der 
Entwicklung von Kindern und Jugendlichen und der 
allgemeinen Unterrichtsgestaltung hingewiesen. Ei-
nen goldenen Weg zu einem verantwortungsvollen 
und allseits bildungsfördernden Umgang mit der 
fortschreitenden Digitalisierung gibt es nicht. Aber, 
liebe AfD, ich kann Ihnen versichern, als Landesre-
gierung oder als regierungstragende Parteien wer-
den wir alles dafür tun, um eben den bestmöglichen 
Mittelweg zu finden.

Und vielleicht – es ist vorhin schon angeklungen – 
als kleine Literaturempfehlung: Lesen Sie doch un-

seren Koalitionsvertrag, da steht alles Nähere dazu 
drin. Herzlichen Dank. Wir sind für Ablehnung.

(Beifall CDU, BSW)

Vizepräsidentin Güngör:
Danke, Herr Geibert. Und aus den Reihen der Ab-
geordneten gibt es doch noch eine Meldung. Herr 
Jankowski, bitte.

Abgeordneter Jankowski, AfD:
Dann muss ich jetzt die 30 Sekunden doch etwas 
schneller reden. Gerade, Herr Hey, Sie haben mich 
noch mal vorgerufen. Ich finde es sehr interessant, 
dass Sie auf der einen Seite sagen, Sie verweisen 
auf den Koalitionsvertrag, weil Sie die Probleme 
sehen. Komischerweise, wie konnten die Probleme 
denn entstehen? Das war doch Ihre Regierungsver-
antwortung in den letzten zehn Jahren unter Rot-
Rot-Grün.

(Beifall AfD)

Wir hatten 2020 bereits die gleichen Mahnungen 
gemacht für den Bereich der Grundschulen. Sie 
können mal ins Protokoll schauen, wie Ihr Sprecher 
damals geredet hat zum Thema „Digitalisierung“. Er 
wollte von allem nichts wissen.

Vizepräsidentin Güngör:
Ihre Redezeit ist vorbei.

Abgeordneter Jankowski, AfD:
Jetzt bin ich ja froh, dass Sie auch lernen können 
im Alter und nun wenigstens unsere Position über-
nehmen und im Koalitionsvertrag aufgenommen 
haben. Vielen Dank.

(Beifall AfD)

Vizepräsidentin Güngör:
Ich sehe seitens der Abgeordneten keine weitere 
Wortmeldung und würde dann Herrn Tischner das 
Wort erteilen. Bitte schön.

Tischner, Minister für Bildung, Wissenschaft 
und Kultur:
Frau Präsidentin, meine sehr geehrten Damen und 
Herren, liebe Kolleginnen und Kollegen, ich danke 
für die überwiegend sehr sachliche Debatte, die 
auch doch stark ins Detail gegangen ist. Das er-
spart mir die eine oder andere Ausführung und Dif-
ferenzierung.
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Herr Jankowski, vielleicht so viel vornweg: Wir sind 
nicht in Dänemark und auch nicht in Schweden. 
Wir müssen auch keine Probleme herbeireden, wo 
keine sind. Wenn wir in unseren Grundschulen un-
terwegs sind, dann sehen Sie auch, dass das Ana-
loge Vorrang, den deutlichen Vorrang hat. Und all 
das, was zu tun ist angesichts der Entwicklung der 
Digitalisierung, das ist auf dem Weg bzw. wird ver-
nünftig angegangen. So ein bisschen hatte ich das 
Gefühl gehabt, dass Ihr Antrag, Herr Hey hat es 
schon beschrieben, vielleicht auch aus einer KI ent-
standen ist – so viel Allgemeinplätze, ein bisschen 
was dann aufgewärmt. Aber okay.

Meine Damen und Herren, die Landesregierung 
hat eine klare bildungspolitische Linie. Wir setzen 
auf ein ganz durchdachtes Verhältnis von analo-
gem und digitalem Lernen. Der Vorrang des analo-
gen Lernens ist dabei längst Konsens in unserem 
Schulsystem. Niemand will, dass Kinder Lesen, 
Schreiben und Rechnen auf einem Tablet anstatt 
mit Stift und Papier erlernen. Aber es wäre eben 
auch fatal, wenn wir Schülerinnen und Schüler nicht 
frühzeitig an einen reflektierten Umgang mit digita-
len Medien heranführen. Unser Ziel ist es als Lan-
desregierung, sie zu befähigen, diese Werkzeuge 
tatsächlich auch sinnvoll zu nutzen, aber sie nicht 
davon fernzuhalten.

Es gilt für uns ganz klar: In den Grundschulen 
haben Handys zur Pausengestaltung nichts zu su-
chen. Und ich bin auch sehr froh, dass sich vie-
le weitere Schulen in Thüringen auf den Weg ma-
chen, genau diesen Weg zu gehen, in der Pau-
sengestaltung auf das Handy zu verzichten. Die 
Schule, die uns hier am nächsten ist, das Sport-
gymnasium, die haben ein sehr tolles Projekt ge-
startet, haben zum Beispiel jetzt in der Mensa das 
Handy vernutzt und melden zurück, dass es dazu 
führt, dass die Schülerinnen und Schüler tatsäch-
lich wieder mehr in der Pause miteinander reden. 
Also es hat durchaus einen Effekt.

Die AfD argumentiert weiter, dass der Einsatz di-
gitaler Medien die kognitive Entwicklung junger 
Kinder gefährdet. Dabei ignorieren Sie aber völ-
lig, dass die Wissenschaft durchaus differenzierte 
Studien hierzu hervorgebracht hat. Entscheidend 
ist nicht, ob digitale Medien genutzt werden, son-
dern entscheidend ist – und das war, glaube ich, 
auch ein großer Konsens hier im Haus –, wie 
sie genutzt werden. Eine gezielte und altersgerech-
te Integration kann Lernprozesse unterstützen, et-
wa durch integrative Leseförderung oder individua-
lisiertes Feedback. Das haben zahlreiche Studien 
gezeigt und das ist auch der Ansatz, den wir in 
Thüringen verfolgen.

Die Forderung, digitale Medien aus den Grund-
schulen weitgehend herauszuhalten, ist daher sehr 
kurzfristig. Viele Schulen haben ein Konzept, das 
den Einsatz digitaler Medien in den Grundschulen 
klar regelt. Sie sind Ergänzung, nicht Ersatz. Sie 
sind Mittel zum Zweck und kein Selbstzweck. Und 
der analoge Unterricht bleibt selbstverständlich die 
Basis. Wenn es die eine oder andere Schule ge-
ben sollte, die da anders agiert, dann werden wir 
das demnächst auch noch mal klarstellen. Dazu ha-
ben wir uns auch im Koalitionsvertrag entsprechend 
verständigt.

Es gehört auch die Nutzungseinschränkung für 
Handys während der Unterrichtszeit dazu. Eine 
Maßnahme, die wir im Koalitionsvertrag verankert 
haben, um Ablenkungen zu reduzieren und vor al-
lem die soziale Interaktion in der Schule auch zu 
stärken. Die AfD fordert Maßnahmen, die längst 
in Umsetzung sind. Schon in der vergangenen 
Legislatur hat der Landtag einen parteiübergreifen-
den Beschluss gefasst, der die Digitalisierung des 
Schulwesens gezielt vorantreibt. Dieser Beschluss 
von damals setzt auf eine leistungsfähige, digita-
le Infrastruktur, eine durchdachte Ausstattung der 
Schulen mit Endgeräten und eine qualitätsgesicher-
te Lehrerfortbildung.

Diese Maßnahmen befinden sich derzeit in der Um-
setzung. Die Landesregierung arbeitet daran, sie 
konsequent weiterzuführen mit Augenmaß und im 
Interesse unserer Schülerinnen und Schüler. Was 
den Umgang mit künstlicher Intelligenz betrifft, so 
geht die Landesregierung verantwortungsvoll damit 
um. Wir untersuchen derzeit, wo KI sinnvoll un-
terstützen kann, etwa bei Diagnoseinstrumenten 
zur Leseförderung, vielleicht auch beim Thema 
„Sprachtests“. Aber wir stellen als Landesregierung 
klar: KI wird keinen Lehrer ersetzen. Der persönli-
che Austausch zwischen den Lehrenden und den 
Lernenden ist unverzichtbar für den Bildungserfolg.

Auch die Kritik der AfD an der Medienbildung für 
Eltern und Lehrkräfte schießt etwas weit über das 
Ziel hinaus. In Thüringen existiert längst ein profes-
sionelles Netzwerk von Informations- und Unterstüt-
zungsangeboten, von medienpädagogischen Mate-
rialien über die Elternabende bis hin auch zur Leh-
rerweiter- und -fortbildung. Wir setzen in diesem 
Bereich nicht auf Verbote und auf Panikmache, 
sondern auf Aufklärung, auf Miteinander und auf 
Befähigung. Mit der verpflichtenden Einführung des 
Fachs Medienkunde ab Klasse 5 – übrigens auch 
ein Beschluss, den wir hier im Landtag gemein-
sam getroffen haben –, ist bereits ein wichtiger 
Schritt gemacht. Diese Entscheidung zeigt: Die Ver-
mittlung von Medienkompetenz ist in Thüringen auf 
einem guten Weg und wir sind bundesweit damit 
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auch Vorreiter. Viele schauen nach Thüringen, was 
im Bereich der Medienkompetenz als Unterrichts-
fach passiert. Also einerseits natürlich Augenmaß, 
andererseits aber auch eine gute Prävention und 
Bildung.

Deshalb darf ich im Namen der Landesregierung 
sagen: Der Antrag verkennt die Realität unserer Bil-
dungspolitik und die tatsächlichen Herausforderun-
gen in diesem Bereich. Vielen Dank.

(Beifall CDU, BSW, SPD)

Vizepräsidentin Güngör:
Danke Ihnen, Herr Minister. Dann komme ich nun 
zu den Ausschussüberweisungen. Es wurde die 
Überweisung an den Ausschuss für Bildung, Wis-
senschaft und Kultur beantragt. Wer diesem Antrag 
zustimmen möchte, den oder die bitte ich nun um 
das Handzeichen. Das ist die Fraktion der AfD. Wer 
stimmt dagegen? Das sind die Fraktionen Die Lin-
ke, SPD, BSW sowie CDU. Enthaltungen frage ich 
der Form halber auch ab. Es gibt keine Enthaltun-
gen, das waren noch Neinstimmen.

Dann ist dieser Ausschussüberweisung nicht statt-
gegeben worden, sodass ich über den Antrag 
selbst abstimme. Wer diesem Antrag seine Zustim-
mung erteilen möchte, den oder die bitte ich um 
das Handzeichen. Das ist die Fraktion der AfD. Wer 
stimmt dagegen? Das sind die Fraktionen Die Lin-
ke, SPD, BSW sowie CDU. Damit ist der Antrag ab-
gelehnt. Ich schließe diesen Tagesordnungspunkt.

Wir treten ein in die Mittagspause für 30 Minuten 
und fahren hier um 13.50 Uhr fort. Ich habe jetzt 
mündlich den Hinweis bekommen, dass sich der 
Europaausschuss trifft. Dann gehe ich davon aus, 
dass Sie sich in 5 Minuten zusammenfinden wer-
den.

Wir setzen die Sitzung fort und ich rufe vereinba-
rungsgemäß nun nach der Mittagspause auf den 
Tagesordnungspunkt 31

Fragestunde

bzw. die Fortsetzung der Fragestunde. Auch hier 
noch einmal der Hinweis, dass die Fragestellerin 
bzw. der Fragesteller das Recht hat, bis zu zwei 
Zusatzfragen zu stellen und auch aus der Mitte des 
Landtags dürfen bis zu zwei Zusatzfragen gestellt 
werden. In der Sitzung nicht beantwortete Mündli-
che Anfragen und Zusatzfragen sind von der Lan-
desregierung innerhalb von einer Woche ab dem 
Tag der Fragestunde zu beantworten, soweit nichts 
anderes vereinbart ist.

Als Erste rufe ich Frau Abgeordnete Tasch mit ihrer 
Frage in der Drucksache 8/560 auf, die von der 
Landesregierung mit dem Finanzministerium beant-
wortet wird. Frau Tasch, bitte.

Abgeordnete Tasch, CDU:
Danke.

Abrechnung und Verteilung von Mitteln des PMO-
Vermögens in Thüringen

Laut der Verwaltungsvereinbarung zur Abrechnung 
und Verteilung des Vermögens der Parteien und 
Massenorganisationen der ehemaligen DDR zwi-
schen der nunmehrigen Bundesanstalt für vereini-
gungsbedingte Sonderaufgaben und den ostdeut-
schen Bundesländern und Berlin vom 11. Februar 
1994 fließen dem Freistaat Thüringen Mittel des 
PMO-Vermögens zu, welche zu ca. 60 Prozent 
für die investiven und investitionsfördernden Maß-
nahmen der öffentlichen Hand im Bereich der wirt-
schaftlichen Umstrukturierung sowie in Höhe von 
ca. 40 Prozent für investive und investitionsfördern-
de Maßnahmen zu sozialen und kulturellen Zwe-
cken eingesetzt werden. Bis zum Jahr 2021 sind 
126.435.180 Euro an PMO-Mitteln nach Thüringen 
geflossen.

Ich frage die Landesregierung:

1. Sind seit dem Jahr 2021 inzwischen neue PMO-
Mittel nach Thüringen geflossen – falls ja, bitte An-
gabe für jedes Jahr einzeln –?

2. Sind die im Jahr 2021 für Thüringen bereitge-
stellten PMO-Mittel in Höhe von 24.451.852 Euro 
vollständig aufgebraucht worden bzw. gibt es noch 
Restmittel?

3. Mit welchem Ergebnis hat die Bundesanstalt 
für vereinigungsbedingte Sonderaufgaben wie vor-
gesehen zum 31. Dezember 2024 erneut eine Ab-
rechnung über das PMO-Vermögen erstellt, um auf 
deren Grundlage entscheiden zu können, ob und 
wie viele Mittel zur Auszahlung an die Länder zur 
Verfügung stehen?

4. Kann aus den PMO-Mitteln eine substanzielle 
Förderung für eine geplante Innenraumumgestal-
tung der Evangelischen Augustinerkirche zu Erfurt 
erschlossen werden, und wenn nein, wird die Lan-
desregierung gegebenenfalls bei Ausbleiben von 
PMO-Mitteln dieses Vorhaben unterstützen?

Vizepräsidentin Güngör:
Herr Staatssekretär Scholz, bitte.
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Scholz, Staatssekretär:
Sehr geehrte Frau Präsidentin, meine sehr geehr-
ten Damen und Herren Abgeordneten, liebe Gäste, 
ich beantworte die Mündliche Anfrage der Abgeord-
neten Tasch für die Landesregierung wie folgt:

Zu Frage 1: Ja, eine weitere Auszahlung er-
folgte im Jahr 2024. In diesem Jahr wurden 
1.116.954,16 Euro an Thüringen ausgezahlt.

Zu Frage 2: Die PMO-Mittel aus der Auszahlung im 
Jahr 2021 sind vollständig verplant und die Projekte 
befinden sich in der Umsetzung bzw. sind bereits 
abgeschlossen. Es stehen somit aus dieser Tran-
che keine weiteren Mittel zur Verfügung.

Zu Frage 3: Eine Abrechnung der Bundesan-
stalt für vereinigungsbedingte Sonderaufgaben zum 
31.12.2024 wurde nicht erstellt und liegt dem Thü-
ringer Finanzministerium daher nicht vor. Die Bun-
desanstalt für vereinigungsbedingte Sonderaufga-
ben ist verpflichtet, Abrechnungen alle vier Jahre 
zum Jahresende zu erstellen. Die Abrechnung ist 
im ersten Halbjahr des Folgejahres den Ländern 
zu übermitteln. Die letzte Abrechnung der Bundes-
anstalt für vereinigungsbedingte Sonderaufgaben 
datiert zum 31.12.2023. Im Ergebnis dieser Abrech-
nung wurden im Jahr 2024 weitere Mittel an die 
Länder ausgezahlt. Hiervon hat Thüringen den un-
ter Frage 1 genannten Betrag erhalten. Die nächste 
reguläre Abrechnung erfolgt zum 31.12.2027. Aktu-
ell wird nicht davon ausgegangen, dass in nächster 
Zeit weitere PMO-Mittel an die Länder ausgekehrt 
werden.

Zu Frage 4: Wie bereits ausgeführt sind die Mit-
tel aus den Tranchen der Jahre 2021 und 2024 
in vollem Umfang gebunden. Daher ist eine Teilfi-
nanzierung der geplanten Innenraumumgestaltung 
der Evangelischen Augustinerkirche zu Erfurt aus 
PMO-Mitteln derzeit nicht darstellbar. Derzeit ist ei-
ne Unterstützung der Maßnahme im Rahmen der 
Kultur- bzw. Denkmalförderung nicht vorgesehen. 
Über eine mögliche Einbeziehung in die Denkmal-
förderung für das Jahr 2026 könnte zum Jahresen-
de – die Antragsfrist ist der 30.09.2025 – entschie-
den werden.

So weit meine Ausführungen. Vielen Dank.

Vizepräsidentin Güngör:
Danke schön. Ich sehe keine Rückfrage der Frage-
stellerin. Gibt es Rückfragen aus dem Rund? Auch 
das kann ich nicht erkennen. Danke schön.

Dann rufe ich als Nächstes die Frage von Herrn 
Abgeordneten Schubert in der Drucksache 8/562 
auf. Bitte schön.

Abgeordneter Schubert, Die Linke:
Vielen Dank, Frau Präsidentin.

Systematik der Bedienung des Bahnhalts Gera-
Langenberg

Das Unternehmen Erfurter Bahn GmbH erfüllt im 
Auftrag des Freistaats im sogenannten Ostthürin-
ger Dieselnetz auch die Bedienung der Strecke Ge-
ra–Zeitz mit den Verbindungen Regionalexpress – 
RE – 12, Regionalbahn – RB – 13 und RB 22.

Als Bahnhalt auf dieser Strecke wird auch Gera-
Langenberg bedient, allerdings durchschnittlich nur 
von der Hälfte aller Züge, die anderen fahren durch. 
Mit der Einführung des Deutschlandtickets ist die 
Attraktivität der Nutzung der Bahn auch im inner-
städtischen Verkehr als Zubringer ins Stadtzentrum 
und dem Busbahnhof gewachsen, sodass sich die 
Beschwerden von Nutzerinnen und Nutzern über 
die Systematik der Bedienung des Bahnhalts Gera-
Langenberg verstärkt haben.

Ich frage die Landesregierung:

1. Welche Vorgaben bestimmt der Freistaat Thürin-
gen mit seiner Beauftragung für das Ostthüringer 
Dieselnetz in Bezug auf die Bedienung des Bahn-
halts Gera-Langenberg?

2. Welche Gründe sind ursächlich dafür, dass nicht 
jeder Zug auf der Strecke Gera–Zeitz am Bahnhalt 
Gera-Langenberg hält?

3. Welche Möglichkeiten sieht die Landesregierung, 
die Bedienfrequenz des Bahnhalts Gera-Langen-
berg ab wann zu steigern?

4. Welche Zahlen liegen zu Ein- und Ausstiegen 
von Fahrgästen am Bahnhalt Gera-Langenberg seit 
Einführung des Deutschlandtickets vor?

Vielen Dank.

Vizepräsidentin Güngör:
Danke schön. Für die Landesregierung wird das Mi-
nisterium für Digitales und Infrastruktur antworten. 
Herr Staatssekretär Dr. Knoblich, bitte.

Dr. Knoblich, Staatssekretär:
Sehr geehrte Frau Präsidentin, meine sehr geehr-
ten Damen und Herren Abgeordneten, die Mündli-
che Anfrage des Abgeordneten Schubert beantwor-
te ich für die Thüringer Landesregierung wie folgt:

Zu Frage 1: Der Freistaat Thüringen hat im Rah-
men des zum Jahresfahrplan 2024/25 in Betrieb 
genommenen Vergabenetzes Ostthüringen-Netz 
festgelegt, dass nach Auswertung der Reisenden-
zahlen und entsprechend den durch den Fahr-
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plan vorgegebenen Rahmenbedingungen, die sich 
wiederum aus Anschlussknoten und vorhandener 
Schieneninfrastruktur zusammensetzen, der Halt in 
Gera-Langenberg vom Grundsatz weiterhin zwei-
stündlich, das heißt wechselweise mit dem Halt in 
Crossen bedient wird. Dies entspricht auch dem im 
Jahr 2012 mit den weiteren an dem Netz beteilig-
ten Aufgabenträgern, Zweckverband für den Nah-
verkehrsraum Leipzig sowie Nahverkehrsservice 
Sachsen-Anhalt GmbH, abgestimmten Betriebskon-
zept, das zwischen Leipzig und Gera einen stünd-
lich einheitlichen Fahrplan mit wechselweiser Be-
dienung von Gera-Langenberg und Crossen vor-
sieht.

Zu Frage 2: Ursächlich dafür ist, dass der Halt Ge-
ra-Langenberg als zweistündlicher Systemhalt klas-
sifiziert ist und der Fahrplan keinen Spielraum lässt, 
über die bislang umgesetzte Bedienung weitere 
Halte aufzunehmen. Die bereits sowohl im mor-
gendlichen als auch im Berufsverkehr am Nach-
mittag im Sinne der Reisenden vom Taktschema 
abweichenden zusätzlichen Halte verringern den 
Fahrplanpuffer und sind somit ein temporärer Kom-
promiss zwischen Haltebedienung, Betriebsqualität 
und Betriebsstabilität.

Zu Frage 3: Ich verweise auf meine Antworten zu 
den Fragen 1 und 2. Vor dem Hintergrund der ver-
kehrlichen, infrastrukturellen und betrieblichen Rah-
menbedingungen sieht die Landesregierung keine 
Möglichkeit, die Bedienfrequenz des Bahnhalts Ge-
ra-Langenberg weiter zu steigern.

Zu Frage 4: In den Jahren 2023 und 2024 wurden 
die am Haltepunkt Gera-Langenberg haltenden Zü-
ge von etwa 60 bis 70 Reisenden im Mittel der Wo-
chentage genutzt. Dieser Wert stellt die Anzahl Ein-
steiger plus Aussteiger in alle bzw. aus allen Zügen 
eines Tages dar. Das entspricht einer durchschnittli-
chen Fahrgastnachfrage von etwa drei Fahrgästen 
pro Zug.

So weit meine Ausführungen.

Vizepräsidentin Güngör:
Danke schön. Ich sehe Rückfragen des Fragestel-
lers. Bitte.

Abgeordneter Schubert, Die Linke:
Vielen Dank, Frau Präsidentin. Vielen Dank, Herr 
Staatssekretär, für die Antworten. Ich setze mal vor-
aus, dass es sicherlich naheliegend ist, dass mit 
der Einführung des Deutschlandtickets sich die Fre-
quentierung auch solcher Bahnhalte erhöht hat und 
dass möglicherweise die Prämissen von 2012 – Sie 
sprachen davon, dass es da Abstimmungen gege-

ben hat, die bis heute fortgelten – sich ein Stück 
weit dann doch überholt haben.

Jetzt meine Frage: Wenn wir jetzt in die Zukunft 
schauen und wissen, dass es in Zukunft auf der 
Strecke Leipzig–Gera nicht nur zu einer durchge-
henden Elektrifizierung im Rahmen der Milliarden 
aus dem Kohleausstieg kommen soll, wie wird denn 
die Landesregierung dort die Herangehensweise 
zur Bedienung solcher kleineren Bahnhalte in die 
Diskussion einbringen für einen dann zukünftigen 
Ausbau dieser Strecke zwischen Gera und Leipzig? 
Im Ernst, ich habe das vorige Woche selber noch 
mal gestoppt, das sind 60 Sekunden, wo der Zug 
am Bahnsteig langdackelt.

Dr. Knoblich, Staatssekretär:
Das setzt voraus, dass diese Umsetzung tatsäch-
lich kommt. Ich glaube, dafür muss man sich auch 
noch mal starkmachen, das tun wir auch. Aber 
systematisch kann ich das jetzt mündlich nicht be-
antworten. Das würden wir schriftlich nachreichen. 
Aber die Voraussetzung, denke ich, ist erst mal 
das Entscheidende, die muss gegeben sein. An-
sonsten ist es häufig so, dass es natürlich auch 
gefühlt immer eine hohe Erwartungshaltung gibt an 
zusätzliche Halte, das haben wir auch in verschie-
denen anderen Bereichen, auch bei Buslinien zum 
Beispiel hat man das häufig, und wenn es dann 
darauf ankommt, sitzen die Leute halt doch nicht 
drin. Ich denke, da muss man gucken, dass man 
das empirisch noch mal genau erhebt zu gegebe-
ner Zeit, aber hier ist die Voraussetzung freilich, 
dass der Ausbau tatsächlich kommt. Da kann man 
sich auch noch einsetzen, das ist klar, das sollten 
wir alle miteinander tun.

Vizepräsidentin Güngör:
Ich sehe keine weiteren Rückfragen vom Fragestel-
ler und aus dem restlichen Rund auch nicht. Ich be-
danke mich bei Ihnen für die Beantwortung und rufe 
die dritte Anfrage, die des Abgeordneten Steinbrück 
in der Drucksache 8/574, auf. Bitte schön.

Abgeordneter Steinbrück, AfD:
Vielen Dank, Frau Präsidentin.

Neugeschaffene Abteilung für Bevölkerungsschutz 
im Ministerium für Inneres, Kommunales und Lan-
desentwicklung

Ich frage die Landesregierung:

1. Welche konkreten Zuständigkeiten erhält die 
neue Abteilung für Bevölkerungsschutz im Ministe-
rium für Inneres, Kommunales und Landesentwick-
lung?
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2. Handelt es sich dabei ausschließlich um Aufga-
ben, die zuvor in anderen Abteilungen angesiedelt 
waren, falls nein, welche neuen Aufgaben werden 
der Abteilung für Bevölkerungsschutz zusätzlich 
übertragen?

3. Wann und über welche Kanäle wurden die Stel-
lenausschreibungen für die Abteilungsleitung und 
die sechs weiteren Stellen der Abteilung für Bevöl-
kerungsschutz veröffentlicht?

4. Wenn die sechs neuen Stellen nicht bis zum 
15. März 2025 besetzt werden, wann rechnet das 
Ministerium für Inneres, Kommunales und Landes-
entwicklung realistisch mit einer vollständigen Be-
setzung?

Danke.

Vizepräsidentin Güngör:
Für die Landesregierung antwortet das Ministerium 
für Inneres, Kommunales und Landesentwicklung, 
Herr Staatssekretär Bausewein, bitte.

Bausewein, Staatssekretär:
Sehr geehrte Frau Präsidentin, meine sehr geehr-
ten Damen und Herren Abgeordneten, werte Gäste 
auf der Tribüne, die Mündliche Anfrage des Abge-
ordneten Steinbrück beantworte ich für die Landes-
regierung wie folgt:

Zu Frage 1: In der Abteilung Bevölkerungsschutz 
sollen zukünftig folgende Aufgabenbereiche ge-
bündelt werden: Brandschutz, zivile Verteidigung, 
Katastrophenschutz, Rettungswesen, Informations- 
und Kommunikationstechnik für Feuerwehr, Ka-
tastrophenschutz und Rettungswesen, Krisenma-
nagement, Cybersicherheit und das Projekt „Thü-
ringer Landesfeuerwehr- und Katastrophenschutz-
schule 2.0“.

Zu Frage 2: Ja, die eben genannten Aufgaben wa-
ren bislang in der Abteilung 2, Staats- und Verwal-
tungsrecht, in der Abteilung 4, Polizei des Thüringer 
Ministeriums für Inneres, Kommunales und Landes-
entwicklung angesiedelt.

Die Fragen 3 und 4 würde ich gern gemeinsam be-
antworten: Die Ausschreibungen der freien Dienst-
posten erfolgen nach Einrichtung der neuen Abtei-
lung Bevölkerungsschutz sukzessive und werden 
entsprechend der üblichen Praxis auf den einschlä-
gigen Kanälen zum Beispiel über das Karriere- und 
Bewerberportal veröffentlicht.

Vielen Dank.

Vizepräsidentin Güngör:
Es gibt Rückfragen seitens des Fragestellers. Bitte 
schön.

Abgeordneter Steinbrück, AfD:
Vielen Dank, Herr Staatssekretär, Frau Präsidentin. 
Welche Qualifikationen werden denn für die neuen 
Stellen Voraussetzungen sein und wie werden die 
eingruppiert?

Bausewein, Staatssekretär:
Unterschiedlich eingruppiert, es geht zum Beispiel 
um eine stellvertretende Abteilungsleiterstelle, das 
ist eine B3, es geht um eine A14-Stelle, auch noch 
ein paar andere. Die sind auch noch nicht da, Herr 
Abgeordneter, das muss ich sagen. Wir gründen 
die Abteilung jetzt. Der Haushalt muss erst noch 
beschlossen werden. Die Abteilung wird nach der 
Installierung bereits arbeitsfähig sein, aber die volle 
Arbeitsfähigkeit entfaltet sich natürlich erst, wenn 
die Stellen da sind. Das wird – wie gesagt – erst 
geschehen, wenn der Landeshaushalt verabschie-
det wurde.

Vizepräsidentin Güngör:
Ich sehe eine weitere Rückfrage. Frau Abgeordnete 
Große-Röthig.

Abgeordnete Große-Röthig, Die Linke:
Handelt es sich bei der B3-Stelle um eine umge-
setzte B3-Stelle oder um eine neu zu schaffende 
B3-Stelle?

Bausewein, Staatssekretär:
Es handelt es sich um eine neu zu schaffende.

Vizepräsidentin Güngör:
Weitere Rückfragen diesbezüglich kann ich nicht 
erkennen.

Dann rufe ich die nächste Anfrage, die der Abge-
ordneten Rosin in der Drucksache 8/584, auf und 
für die Landesregierung wird dann das Ministeri-
um für Digitales und Infrastruktur antworten. Frau 
Tasch nimmt das in Vertretung vor.

Abgeordnete Tasch, CDU:
Ja, danke schön.

Zuständigkeit im Baugenehmigungsverfahren bei 
der Bahnhofssanierung in der Stadt Gotha
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Die Stadt Gotha beabsichtigt, das seit dem 
Jahr 2021 im Eigentum der Stadt befindliche 
historische Bahnhofsgebäude mit Unterstützung 
der Europäischen Union umfassend zu sanieren 
und einer zukunftsorientierten Nutzung zuzuführen. 
Das beabsichtigte Investitionsvolumen liegt bei ca. 
15 Millionen Euro. Die für die Stadt handelnde 
kommunale Tochtergesellschaft hat bei der unte-
ren staatlichen Bauaufsichtsbehörde der Stadt ei-
nen Bauantrag eingereicht. Nunmehr hat das Ei-
senbahn-Bundesamt als Behörde des Bundes mit-
geteilt, dass dieses für die Durchführung des Ge-
nehmigungsverfahrens die federführende zuständi-
ge Behörde sei. Diese Mitteilung sei der Stadt Go-
tha bereits im Sommer 2024 durch die Behörde 
zugegangen.

Der Oberbürgermeister der Stadt Gotha Herr 
Kreuch hat in der Stadtratssitzung am 13. Fe-
bruar 2025 seine Fassungslosigkeit darüber zum 
Ausdruck gebracht, dass sich die Bundesbehörde 
rühmt, für die Durchführung des Genehmigungsver-
fahrens für das Projekt zuständig zu sein. Gleich-
zeitig brachte er seine Sorge zum Ausdruck, dass 
nunmehr dieses Verfahren die Umsetzung der Pla-
nungen verzögern könnte mit der Folge, dass mög-
licherweise Fördermittel der Europäischen Union 
verfallen und nicht rechtzeitig abgerufen werden 
können.

Ich frage die Landesregierung:

1. Ist die Kritik des Oberbürgermeisters der Stadt 
Gotha berechtigt, der beanstandet, dass das Ei-
senbahn-Bundesamt die Zuständigkeit für das Ge-
nehmigungsverfahren zur Restaurierung des Bahn-
hofs in Gotha an sich gezogen hat mit der Maßga-
be, dass Antragsteller im Genehmigungsverfahren 
nicht die Stadt Gotha, sondern die Deutsche Bun-
desbahn ist?

2. Kann die Landesregierung, sofern eine Zustän-
digkeit der unteren staatlichen Bauaufsichtsbehör-
de nicht gegeben ist, gegenüber der Bundesbe-
hörde darauf hinwirken, dass die Durchführung 
des Baugenehmigungsverfahrens zügig durchge-
führt wird, um weitere Verzögerungen zu vermei-
den und sicherzustellen, dass die bereitgestellten 
EU-Fördermittel fristgerecht verwendet werden kön-
nen?

Vizepräsidentin Güngör:
Zur Beantwortung Herr Staatssekretär Dr. Knoblich, 
bitte.

Dr. Knoblich, Staatssekretär:
Sehr geehrte Frau Präsidentin, sehr geehrte Da-
men und Herren Abgeordnete, die Mündliche Anfra-
ge der Abgeordneten Rosin beantworte ich für die 
Thüringer Landesregierung wie folgt:

Zunächst gestatten Sie mir bitte eine Vorbemer-
kung. Die umfassende Sanierung des historischen 
Bahnhofsgebäudes in Gotha ist eine Aufgabe, 
die die Landesregierung sehr unterstützt. Hinsicht-
lich der notwendigen Genehmigungsverfahren sind 
aber der Bund, vertreten durch das Eisenbahn-
Bundesamt, und die Stadt, vertreten durch die 
untere Bauaufsichtsbehörde, in der Pflicht. Das 
Eisenbahn-Bundesamt ist die zuständige Planfest-
stellungsbehörde für die Betriebsanlagen und die 
Eisenbahninfrastruktur der Eisenbahnen des Bun-
des. Es prüft, ob die Stellungnahme der vorgeleg-
ten Planungen bzw. Vorhaben die Aufgaben nach 
§ 3 des Gesetzes über die Eisenbahnverkehrsver-
waltung des Bundes berühren. Die Belange des Ei-
senbahn-Bundesamts werden von dem Vorhaben 
„Bahnhof Gotha – Umbau, Modernisierung und Nut-
zungsänderung Bahnhofsgebäude“ berührt.

Gegenstand des Antrags der Baugesellschaft Go-
tha mbH ist die Änderung des gesamten Empfangs-
gebäudes als Bahnbetriebsanlage. Der Antrag geht 
damit deutlich über die Zulassung der bahnfremden 
Nutzungen hinaus. Das Empfangsgebäude soll so-
wohl bahnbetrieblich als auch bahnfremd genutzt 
werden. Aufgrund der fortbestehenden Nutzung für 
Bahnbetriebszwecke, die durch den Personentun-
nel aber auch bestimmte Elektroanlagen im Ge-
bäude gegeben ist, gilt der Bahnhof als Bahnbe-
triebsanlage, die dem eisenbahnrechtlichen Fach-
planungsvorbehalt unterfällt. Dies ergibt sich für 
bauliche Maßnahmen von überörtlicher Bedeutung 
aufgrund der Regelung für Planfeststellungsverfah-
ren aus § 38 Baugesetzbuch.

Darüber hinaus ist für die bahnfremden Nutzungen 
eine Baugenehmigung nach Thüringer Bauordnung 
erforderlich. Dies ergibt sich aus dem Anwendungs-
bereich der Thüringer Bauordnung. In den landes-
rechtlichen Baugenehmigungsverfahren zur Zulas-
sung der bahnfremden Nutzungen ist sowohl die 
Deutsche Bahn AG als Anlagenverantwortliche als 
auch das Eisenbahn-Bundesamt weiterhin zu betei-
ligen.

Zu Frage 1: Nein. Die Zuständigkeit – bei aller 
Sympathie: nein –, die Zuständigkeit ergibt sich 
aus dem geltenden Recht und ist geteilt für bahn-
betriebliche und bahnfremde Nutzungen. Dies hat 
auch die Rechtsprechung in vergleichbaren Fällen 
bestätigt. Für die geplanten Änderungen des Emp-
fangsgebäudes sind daher mindestens zwei Ge-
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nehmigungen nötig. Zum einen ist eine eisenbahn-
rechtliche Zulassungsentscheidung gemäß § 18 
Abs. 1 Allgemeines Eisenbahngesetz durch die 
Deutsche Bahn beim Eisenbahn-Bundesamt zu be-
antragen, da in dem nicht teilbaren Gebäude wei-
terhin Bahnbetrieb stattfinden wird und sowohl die 
Gebäudehülle als auch der Brandschutz betroffen 
sind. Neben dieser Zulassungsentscheidung benö-
tigen die bahnfremden Nutzungen zudem eine lan-
desrechtliche Baugenehmigung, da die eisenbahn-
rechtliche Zulassungsentscheidung ausschließlich 
Nutzungen zulassen kann, die Bahnbetriebszwe-
cken dienen. Inwieweit dies in den Vorgesprä-
chen zwischen Eisenbahn-Bundesamt, Bauherren, 
Planer und der Bauaufsichtsbehörde ausreichend 
kommuniziert wurde, ist uns nicht bekannt. Die ak-
tuelle Kritik deutet aber darauf hin, dass die Stadt 
Gotha als Antragstellerin davon ausgegangen ist, 
dass ein Baugenehmigungsverfahren allein ausrei-
che. Aufgrund der bahnbetrieblichen Nutzung ist je-
doch zuerst das eisenbahnrechtliche Planverfahren 
durchzuführen. Dies wurde in einer Stellungnahme 
des Eisenbahn-Bundesamts an die Bauaufsichtsbe-
hörde inzwischen klargestellt.

Zu Frage 2: Wie auch in anderen Genehmigungs-
verfahren ist Voraussetzung einer zügigen Durch-
führung die Mitwirkung des Antragstellers bzw. der 
Antragstellerin. Mit Einreichung des Antrags beim 
Eisenbahn-Bundesamt Ende Februar wurde das 
Verfahren gerade erst eröffnet. Zur Dauer des Ver-
fahrens kann von Landesseite keine Aussage ge-
troffen werden. Die Landesregierung hat auch kei-
ne Möglichkeit, auf die Dauer oder das Ergebnis 
des Verfahrens einzuwirken. Es dürfte auch dem 
Eisenbahnbundesamt nachvollziehbar sein, dass 
ein Vorhaben von dieser städtebaulichen Bedeu-
tung mit bestehenden Förderzusagen eine hohe 
Priorität aufweist. Daran kann vonseiten des An-
tragstellers auch erinnert werden. Das wird auch 
Knut Kreuch in gebotener Form sicherlich tun. Und 
natürlich wird auch die Landesregierung die Ent-
wicklung verfolgen und bei Bedarf Gespräche su-
chen, ohne aber in ein fachrechtliches Verfahren 
eingreifen zu können.

So weit die Beantwortung.

Vizepräsidentin Güngör:
Danke schön, Herr Staatssekretär. Jetzt versuche 
ich, Blickkontakt zu Frau Tasch zu erzeugen. Ja.

Abgeordnete Tasch, CDU:
Ich habe mal eine Nachfrage. Ich lese ja nur vor, 
aber ich habe trotzdem mal eine Nachfrage. Wenn 
ich hier lese, 2021 ist das Eigentum übergegangen, 

und so wie ich das hier rauslese, ist die Stadt dann 
zügig an die Planung gegangen und die Stellung-
nahme vom Eisenbahn-Bundesamt ist erst jetzt im 
Februar 2025 eingegangen. Da liegt ja doch etliche 
Zeit dazwischen. Da gab es sicher Kommunikati-
onsprobleme, die das ganze Verfahren verzögert 
haben. Darüber können Sie mir jetzt keine Aussa-
gen geben. Da liegen ja drei Jahre dazwischen. Es 
muss ja einer gemerkt haben, dass es nicht weiter-
geht.

Vizepräsidentin Güngör:
Der Satz wird sicherlich als Frage jetzt noch enden.

Abgeordnete Tasch, CDU:
Ja. Wer hat da so lange gebraucht, um zu merken, 
dass er nicht zuständig ist?

Vizepräsidentin Güngör:
Das war eine Frage. Bitte schön.

Dr. Knoblich, Staatssekretär:
Das war eine sehr gute Frage, aber eine, die ich 
natürlich jetzt mangels Erfahrung – ich bin in diesen 
Prozess nicht eingebunden, die Landesregierung ja 
auch nicht – nicht beantworten kann. Ich möchte 
nicht spekulieren. Ich kann aber aus eigener Erfah-
rung zumindest andeuten, dass Zusammenarbeit 
mit dem Eisenbahn-Bundesamt durchaus zeitlich 
herausfordernd sein kann. Aber das ist jetzt nur ei-
ne unmaßgebliche Nebenbemerkung. Für den Fall 
weiß ich es schlichtweg nicht, aber es könnte auch 
eine Rolle spielen, dass es gelegentlich kompliziert 
ist.

Vizepräsidentin Güngör:
Dann sehe ich hierzu keine weiteren Rückfragen 
und rufe als Nächstes Herrn Abgeordneten Küntzel 
mit der Drucksache 8/590 auf. Für die Landesregie-
rung wird dann das Ministerium für Justiz, Migrati-
on und Verbraucherschutz antworten. Herr Küntzel, 
bitte.

Abgeordneter Küntzel, BSW:
Vielen Dank, Frau Präsidentin.

Gewalttätiger Vorfall in der Justizvollzugsanstalt 
Tonna am 7. Februar 2025

Nach einem Bericht des MDR Thüringen vom 
26. Februar 2025 mit den Titel „Häftling verletzt 
mehrere Gefangene und Wärter mit selbstgebauter 
Waffe“ ereignete sich bereits am 7. Februar 2025 
in der JVA in der Gemeinde Tonna im Landkreis 
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Gotha ein schwerwiegender Vorfall, bei dem ein 26-
jähriger Gefangener mehrere Mitinsassen und Be-
dienstete mit einer selbstgebauten Stichwaffe ver-
letzte. Laut Angaben des Ministeriums für Justiz, 
Migration und Verbraucherschutz wurde der Täter 
in ein anderes Land verlegt und die Staatsanwalt-
schaft Erfurt prüft eine Anklage wegen versuchter 
Tötung.

Ich frage die Landesregierung:

1. Wie konnte der Täter welche Art von Stichwaffe 
innerhalb der JVA Tonna herstellen?

2. Wie viele Bedienstete und Insassen mit welchem 
derzeitigen Gesundheitszustand wurden verletzt?

3. Gibt es in der JVA Tonna strukturelle oder perso-
nelle Defizite, die zu dem Vorfall beigetragen haben 
könnten?

4. Welche Konsequenzen zieht die Landesregie-
rung aus dem Vorfall hinsichtlich der Sicherheits-
vorkehrungen in Thüringer Justizvollzugsanstalten?

Vielen Dank.

Vizepräsidentin Güngör:
Zur Beantwortung Frau Ministerin Meißner, bitte.

Meißner, Ministerin für Justiz, Migration und 
Verbraucherschutz:
Sehr geehrte Frau Präsidentin, sehr geehrte Da-
men und Herren Abgeordnete! Sehr geehrter Herr 
Küntzel, im Namen der Thüringer Landesregierung 
beantworte ich Ihre Mündliche Anfrage wie folgt:

Zu Frage 1: Nach derzeitigem Erkenntnisstand hat 
der Beschuldigte einen Spiegel beschädigt und aus 
mehreren Spiegelscherben Stichwaffen gebaut, in-
dem er diese umwickelte, um sie umgreifen zu kön-
nen, ohne sich selbst zu verletzen.

Zu Frage 2: Beim Zugriff sowie bei der Verbringung 
des Beschuldigten in den besonders gesicherten 
Haftraum verletzten sich insgesamt sechs Bediens-
tete. Hierbei handelte es sich bei fünf der sechs 
Bediensteten um leichte Verletzungen, wie etwa ei-
ner Verstauchung oder blauen Flecken infolge Sto-
ßens, die keiner ärztlichen Behandlung bedurften 
und auch keine Dienstunfähigkeit nach sich zogen. 
Ein Bediensteter verdrehte sich beim Zugriff ein 
Bein. Dies bedurfte einer ambulanten Behandlung 
im Krankenhaus. Der betreffende Bedienstete ist 
voraussichtlich nächste Woche wieder dienstfähig. 
Durch den Angriff des Beschuldigten mittels einer 
Spiegelscherbe wurden zudem drei Gefangene ver-
letzt. Ein Gefangener erlitt dadurch eine Stichver-
letzung am Hals, die im nächstgelegenen Kranken-
haus ambulant ärztlich behandelt wurde. Der be-

troffene Gefangene konnte nach zwei Stunden das 
Krankenhaus wieder verlassen und wurde in die 
JVA Tonna zurückverbracht. Die Verletzungen der 
beiden anderen Gefangenen, davon eine oberfläch-
liche Wunde am Hals sowie eine leichte Wunde am 
Finger, bedurften keiner ärztlichen Versorgung. Ich 
möchte aber die Gelegenheit nutzen, um allen Ver-
letzten an dieser Stelle meine besten Genesungs-
wünsche zu übermitteln.

Frage 3: Nach derzeitigem Erkenntnisstand liegen 
dem Vorfall weder strukturelle Defizite noch perso-
nelle Defizite im Sinne einer mangelnden Personal-
ausstattung in der JVA Tonna zugrunde.

Zu Frage 4: Die Thüringer Justizvollzugseinrich-
tungen verfügen allesamt bereits über persönliche 
Schutzausrüstungen wie etwa Helme, Schutzwes-
ten, Einsatzschilder, Einsatzstöcke, Schnittschutz-
kragen und Schnittschutzhandschuhe, die in den 
Anstalten gelagert werden und derer sich Be-
dienstete im Fall eines Vorkommnisses bedienen 
können. Es wird aktuell die Möglichkeit geprüft, 
dass die Bediensteten eine Schnittschutzausrüs-
tung auch individuell erhalten können, die perma-
nent im Arbeitsalltag mit sich geführt werden kann. 
Daneben wird aktuell auch die Ausstattung aller 
Hafträume mit bruchsicheren Spiegeln geprüft. Teil-
weise ist dies bereits der Fall. Darüber hinaus wird 
weiterhin ein besonderes Augenmerk auf die Aus- 
und Fortbildung der Bediensteten, insbesondere im 
Bereich des Deeskalations- und Eigensicherungs-
trainings, gelegt.

Vielen Dank für Ihre Aufmerksamkeit.

Vizepräsidentin Güngör:
Ich sehe keine Rückfragen des Fragestellers und 
auch nicht aus dem Rund. Dann rufe ich die nächs-
te Anfrage, die des Herrn Abgeordneten Mühlmann 
in der Drucksache 8/591, auf und für die Landesre-
gierung wird das Ministerium für Inneres, Kommu-
nales und Landesentwicklung antworten. Herr Cot-
ta, bitte.

Abgeordneter Cotta, AfD:
Vielen Dank, Frau Vorsitzende. Die Mündliche An-
frage des Abgeordneten Mühlmann:

Sachbeschädigungen durch ACAB-Schriftzug im 
Jahr 2024

Ich frage die Landesregierung:

1. Wie viele Ermittlungsverfahren wurden im 
Jahr 2024 mit Bezügen zu Sachbeschädigungen 
durch ACAB-Schriftzüge polizeilich erfasst und als 
Ermittlungsverfahren bearbeitet – Gliederung nach 
Landkreis/kreisfreier Stadt –?
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2. In wie vielen Fällen wurden in den mit Frage 1 
erfragten Ermittlungsverfahren Tatverdächtige be-
reits ermittelt?

3. Welchen Phänomenbereichen der Politisch moti-
vierten Kriminalität wurden die mit Frage 1 erfrag-
ten Ermittlungsverfahren zugeordnet?

4. Wie viele Anklagen mit welchen daraus resultie-
renden Strafen für die verurteilten Täter wurden 
im Zusammenhang mit derartigen Straftaten im 
Jahr 2024 und im laufenden Jahr bisher durch die 
Justiz erhoben – falls keine derartigen Erkenntnis-
se vorliegen, wird um Angabe des Grundes gebe-
ten –?

Danke.

Vizepräsidentin Güngör:
Zur Beantwortung Herr Staatssekretär Bausewein, 
bitte.

Bausewein, Staatssekretär:
Sehr geehrte Frau Präsidentin, meine sehr geehr-
ten Damen und Herren Abgeordneten, liebe Gäste 
auf der Tribüne, die Mündliche Anfrage des Abge-
ordneten Mühlmann beantworte ich für die Landes-
regierung wie folgt:

Zu Frage 1: Im Jahr 2024 wurden 241 Ermittlungs-
verfahren zu Sachbeschädigungen mit derartigen 
Schriftzügen registriert, davon 32 Fälle im Schutz-
bereich der Landespolizeiinspektion Erfurt, 28 Fäl-
le im Bereich der Landespolizeiinspektion Gera, 
47 Fälle im Bereich der Landespolizeiinspektion 
Gotha, 88 Fälle im Bereich der Landespolizeiin-
spektion Jena, 16 Fälle im Bereich der Landespo-
lizeiinspektion Nordhausen, 21 Fälle im Bereich der 
Landespolizeiinspektion Saalfeld und 9 Fälle im Be-
reich der Landespolizeiinspektion Suhl. Eine Auflis-
tung der Fälle nach Kreisen und kreisfreien Städten 
kann wegen des damit verbundenen Aufwands in 
der Kürze der Zeit nicht erfolgen.

Zu Frage 2: Für das Jahr 2024 wurden insgesamt 
23 Tatverdächtige zu den angeführten Fällen ermit-
telt.

Zu Frage 3: Für das Jahr 2024 wurden von den 
241 Ermittlungsverfahren 55 Fälle der Politisch mo-
tivierten Kriminalität -rechts-, 59 Fälle der Politisch 
motivierten Kriminalität -links- und 127 Fälle der Po-
litisch motivierten Kriminalität -sonstige Zuordnung- 
registriert.

Zu Frage 4: Statistische Angaben im Sinne der 
Fragestellung liegen der Landesregierung nicht 
vor. Für eine weitergehende Beantwortung der Fra-
gestellung bedürfte es in jedem Einzelfall, bezo-

gen auf die Tatverdächtigen, einer händischen Prü-
fung und Erhebung bei den Thüringer Staatsanwalt-
schaften im Abgleich mit polizeilichen Daten, was 
als unverhältnismäßiger Aufwand bewertet wird.

Ich danke Ihnen.

Vizepräsidentin Güngör:
Rückfragen seitens des Fragestellers sehe ich 
nicht. Gibt es Rückfragen aus dem Rund? Auch 
das kann ich nicht erkennen. Dann rufe ich nun 
die siebte Anfrage auf, die der Abgeordneten Kö-
nig-Preuss in der Drucksache 8/592. Für die Lan-
desregierung wird dann erneut das Ministerium für 
Inneres, Kommunales und Landesentwicklung ant-
worten. Bitte.

Abgeordnete König-Preuss, Die Linke:
Herzlichen Dank.

Überprüfung von Todesfällen rechter Gewalt in Thü-
ringen

Die Anzahl der Todesopfer rechter Gewalt in Thü-
ringen wird von staatlichen Stellen niedriger bezif-
fert als seitens zivilgesellschaftlicher Initiativen so-
wie Journalistinnen und Journalisten. Während in 
Thüringen lediglich ein Opfer durch rechte Gewalt 
offiziell anerkannt ist, gehen Opferberatungsstellen 
von bis zu elf Todesfällen durch rechte Gewalt in 
Thüringen seit dem Jahr 1990 aus.

Am 9. November 2018 – also vor mehr als sechs 
Jahren, fast sieben Jahren – beschloss der Thü-
ringer Landtag, die damalige Landesregierung mit 
der Überprüfung rechter Todesfälle in Thüringen zu 
beauftragen. Entsprechende Mittel, um eine Über-
prüfung durch ein unabhängiges und externes wis-
senschaftliches Forschungsinstitut zu veranlassen, 
wurden in den Landeshaushalt eingestellt.

Im Juni 2022 begann die wissenschaftliche Über-
prüfung von Todesfällen rechter Gewalt in Thürin-
gen durch die Hochschule für Wirtschaft und Recht 
Berlin in Kooperation mit dem Moses Mendelssohn 
Zentrum für europäisch-jüdische Studien.

Nach Kenntnis der Fragestellerin soll die wissen-
schaftliche Überprüfung von Todesfällen rechter 
Gewalt bereits länger abgeschlossen sein.

Ich frage die Landesregierung:

1. Seit wann ist die wissenschaftliche Überprüfung 
von Todesfällen rechter Gewalt mit welchem Ergeb-
nis abgeschlossen?

2. Wie gedenkt das zuständige Ministerium für 
Inneres, Kommunales und Landesentwicklung mit 
den Ergebnissen umzugehen, insbesondere im 
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Hinblick auf die Veröffentlichung der Ergebnisse 
und die nachträgliche staatliche Anerkennung von 
Todesfällen rechter Gewalt?

3. Welche zu überprüfenden Todesfälle wurden 
auch durch die wissenschaftliche Überprüfung als 
solche rechter Gewalt eingeordnet?

4. Wann erfolgt in Thüringen die Anerkennung der 
weiteren Todesfälle rechter Gewalt, welche durch 
die wissenschaftliche Überprüfung als solche ein-
geordnet wurden?

Vizepräsidentin Güngör:
Danke schön. Zur Beantwortung Herr Staatssekre-
tär Bausewein, bitte.

Bausewein, Staatssekretär:
Sehr geehrte Frau Präsidentin, meine sehr geehr-
ten Damen und Herren Abgeordneten, liebe Gäste 
auf der Tribüne, die Mündliche Anfrage der Abge-
ordneten König-Preuss beantworte ich für die Lan-
desregierung wie folgt:

Zu Frage 1: Die wissenschaftliche Überprüfung von 
Todesfällen mutmaßlicher rechter Gewalt in Thürin-
gen ist noch nicht abgeschlossen. Nachdem sich 
im August 2024 im Hinblick auf die Erfüllung der 
Kriterien der Leistungsbeschreibung des Auftrags 
ein Überarbeitungsbedarf des vorgelegten Berichts-
entwurfs ergeben hat, wurden die offenen Punkte 
gemeinsam mit dem Auftragnehmer erörtert. Dieser 
legte im Dezember 2024 einen überarbeiteten Be-
richt vor. Die hausinterne Prüfung, ob nunmehr eine 
Abnahme des Berichts erfolgen kann, dauert der-
zeit noch an.

Zu Frage 2: Über den Umgang mit den Ergebnis-
sen des Berichts und eine Veröffentlichung wird 
erst nach Abnahme des Berichts entschieden. Auf 
die Antwort zu Frage 1 wird verwiesen.

Zu Frage 3: Es wird auf die Beantwortung der Fra-
ge 2 verwiesen.

Zu Frage 4: Nach Abnahme des Berichts wird über 
etwaige weitere Maßnahmen entschieden. 

Danke schön.

Vizepräsidentin Güngör:
Ich sehe Rückfragen der Fragestellerin. Bitte.

Abgeordnete König-Preuss, Die Linke:
Meine erste Rückfrage wäre: Das sind ja wissen-
schaftliche Zentren, die diese Überprüfung gemacht 
und einen Bericht abgeliefert haben, der nach Auf-
fassung der Landesregierung, also des Innenminis-

teriums, Kriterien nicht erfüllt. Ist es für das Minis-
terium für Inneres und Kommunales ein Eingriff 
in die Wissenschaftsfreiheit, wenn nun erneut von 
den beiden beteiligten wissenschaftlichen Gruppie-
rungen abverlangt wird, dieses anzupassen?

Bausewein, Staatssekretär:
Sie können davon ausgehen, dass wir nicht in die 
Wissenschaftsfreiheit eingreifen.

Abgeordnete König-Preuss, Die Linke:
Können Sie uns sagen, was nach Ansicht des Mi-
nisteriums nicht erfüllt war in der Studie, die fertig 
bereits dem Ministerium übergeben war?

Bausewein, Staatssekretär:
Das würden wir Ihnen schriftlich bis nächste Woche 
nachreichen.

Vizepräsidentin Güngör:
Ich sehe keine weiteren Rückfragen diesbezüglich. 
Dann haben wir alle Mündlichen Anfragen abgear-
beitet. Ich schließe diesen Tagesordnungspunkt.

Wir rufen auf Tagesordnungspunkt 17

Armut in Thüringen bekämpfen
Antrag der Fraktion Die Linke
- Drucksache 8/540 - 

Ist die Begründung gewünscht? Ja, von Frau Abge-
ordneter Maurer. Bitte.

Abgeordnete Maurer, Die Linke:
Sehr geehrte Damen und Herren – es sind ja nicht 
besonders viele Leute da –, man kann aus zwei-
erlei Gründen an einer Tagesordnung in diesem 
Plenum teilnehmen, zum einen weil es einfach der 
Job eines Abgeordneten ist, da zu sein, oder zum 
anderen weil das Thema wichtig ist und man den 
Personen, die in diesem Antrag angesprochen wer-
den, entsprechend Respekt zollen will.

(Beifall BSW, Die Linke)

Ich nehme zur Kenntnis, dass von der SPD nicht 
eine einzige Person da ist und von BSW und 
CDU nur vereinzelt. Das ist natürlich massiv enttäu-
schend. Interessant ist allerdings, dass es jetzt in 
diesem Tagesordnungspunkt um eine große Grup-
pe in dieser Bevölkerung geht, nämlich um Men-
schen, die unter Armutsbedingungen leben, oder 
auch um Menschen, die von Armut bedroht sind.

Wir wissen, also zumindest meine Fraktion nimmt 
das zur Kenntnis, dass die Armutsgefährdung in 
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Deutschland seit sehr, sehr vielen Jahren ein ernst-
haftes Problem ist und dass sich die Situation im-
mer weiter zuspitzt. Wir wissen auch, dass die 
sozialen Sicherungssysteme des Bundes bei Wei-
tem nicht ausreichend greifen und teilweise sogar 
die klaffende Ungerechtigkeit begünstigen. Deshalb 
hat Die Linke im Bund, aber auch in den einzel-
nen Bundesländern immer wieder auf diesen Miss-
stand aufmerksam gemacht und klare sozialpoliti-
sche Weichenstellungen vorgeschlagen: eine Re-
form des Renten- und Pflegesicherungssystems, 
eine sanktionsfreie Mindestsicherung oder ein aus-
reichender Mindestlohn. Unser ehemaliger Minister-
präsident Bodo Ramelow war ja zum Beispiel auch 
ein prominenter Vertreter, der in seiner Rolle als Mi-
nisterpräsident immer wieder auf eine Kindergrund-
sicherung hingewiesen hat. Insofern erkennt man 
schon an diesem Beispiel, was die Möglichkeiten 
eines Landtagsabgeordneten, eines Ministerpräsi-
denten, eines jeden Ministers und einer Ministerin 
im Land sind, auch wenn es um Bundesangelegen-
heiten geht.

Nun haben wir jetzt hier in diesem Hohen Haus ei-
ne neue Mehrheit und wir haben sie auch im Bund. 
Das heißt, wir müssen dieses Thema erneut auf 
die Tagesordnung heben, insbesondere weil gerade 
auf Bundesebene Koalitionsverhandlungen geführt, 
Sondierungspapiere geschrieben werden, wie auch 
immer. Und es wird über allerhand Dinge gespro-
chen. Einzig und allein die soziale Frage scheint 
ausgeklammert zu sein. Da die Zahl der von Armut 
betroffenen Personen in Deutschland aber immer 
wieder steigt, also auch hier in Deutschland, müs-
sen wir uns damit befassen.

(Beifall Die Linke)

Ich sehe das als meine Pflicht als Thüringer Land-
tagsabgeordnete, dass wir auch dem Bundestag 
auf die Füße treten, insbesondere bei diesem The-
ma, insbesondere auch dann, wenn es eine neue 
Bundesregierung gibt, darauf hinzuweisen, dass die 
Schuldenbremse auch dann gestoppt werden soll-
te, wenn es um sozialpolitische, um Bildungsfragen, 
Fragen der sozialen Gerechtigkeit usw. geht.

(Beifall Die Linke)

Dazu haben wir den vorliegenden Antrag heute vor-
bereitet und wir möchten gern mit Ihnen diskutie-
ren. Ich bin sehr gespannt, ob wir das heute auch 
konstruktiv tun können. Vielen Dank.

(Beifall Die Linke)

Vizepräsidentin Güngör:
Danke schön. Dann eröffne ich nun die Aussprache 
und rufe zunächst für die CDU-Fraktion Frau Abge-
ordnete Heber auf. Bitte schön.

Abgeordnete Heber, CDU:
Danke. Sehr geehrte Frau Landtagspräsidentin, 
sehr geehrte Regierungsvertreter, sehr geehrte Kol-
leginnen und Kollegen, liebe Zuhörer auf der Tri-
büne und alle, die uns auch am Livestream zuge-
schaltet sind! Wir haben hier einen Antrag vor uns 
liegen, der wahrscheinlich besser – tut mir leid, 
dass ich es so sagen muss – zum nächsten Partei-
tag der Linken passt als hier in dieses Parlament.

(Zwischenruf Abg. Müller, Die Linke: Das ist 
aber ein Lob!)

Worum geht es? Es geht darum, dass Sie sich auf 
den Armutsbericht des Paritätischen Wohlfahrtsver-
bands aus dem Jahre 2022 beziehen. Das muss 
man vielleicht auch mal erklären: Dieser Bericht 
zielt auf den sogenannten relativen Armutsbegriff 
ab. Das bedeutet, Armut wird durch den Abstand 
zum Durchschnittsverdienst pro Kopf definiert. Das 
bedeutet aber im Umkehrschluss, würde man allen 
ihr Einkommen verdoppeln, hätten wir trotzdem im-
mer noch die gleiche Anzahl der von Armut Bedroh-
ten. Aber sind die dann noch arm? Es geht also bei 
diesem relativen Armutsbegriff, der hier zugrunde 
liegt, nicht um ein sogenanntes Existenzminimum, 
sondern schlicht um eine ungleiche Einkommens-
verteilung. Damit sagen Sie aber auch zugleich, 
dass es schlecht ist, wenn ein Mensch durch indivi-
duelle Leistungen zu höherem Einkommen gelangt. 
Und letztendlich läuft diese Armutsdefinition – es 
geht nicht um die Frage des Themas, sondern es 
geht um die Definition des zugrunde liegenden An-
trags –

(Zwischenruf Abg. Schubert, Die Linke: Die 
ist wissenschaftlich begründet!)

auf eine Neiddebatte gegenüber Leistungsträgern 
in unserer Gesellschaft hinaus.

(Zwischenruf Abg. Schubert, Die Linke: Nein, 
überhaupt nicht!)

Es sagt eben nichts über den Grad der individuellen 
Bedürftigkeit aus. Deshalb glaube ich, dass dieser 
Ansatzgrund falsch ist und deshalb auch schon die 
Arbeitsgrundlage für diesen Antrag fragwürdig.

(Zwischenruf Abg. Große-Röthig, Die Linke: 
Wir sind aber nicht bei Glauben, wir sind bei 
Evidenz!)

Lassen Sie mich doch mal zunächst zum Teil II. 
springen, bevor Sie sich weiter aufregen.
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Jeder, der im kommunalen Bereich aktiv ist – denn 
das war ja auch Ihr Vortrag –, weiß, dass seit mehr 
als zehn Jahren die Landkreise eine sogenannte 
Armutspräventionsstrategie aufgelegt haben und 
dass sich viele mittlerweile von diesem Begriff ge-
löst und eine sogenannte integrierte Sozialplanung 
daraus gemacht haben, weil eben genau dieser Ar-
mutsbegriff hier nicht passt.

(Zwischenruf Abg. Schubert, Die Linke: Weil 
die Armut immer größer wird!)

Es gibt Erhebungen, es gibt Evaluierungen und na-
türlich jede Menge Daten und Fakten, die man auch 
im Internet findet. Insofern erübrigt sich auch die 
Frage 1 im Antrag.

Ich sage Ihnen aber auch gern, was die Kommu-
nen – denn es geht ja auch um eine sachliche Aus-
einandersetzung mit dem Thema, das sehr wichtig 
ist –, die sich nämlich mit vielen Akteuren auf die-
se Herausforderung auch eingelassen haben und 
dort auf den Weg gemacht haben, herausgefunden 
haben. Ja, Kinder sind überproportionell von Armut 
betroffen und gefährdet. Aber Kinder leben eben 
nicht in einer eigenen Welt wie bei Peter Pan, son-
dern die haben Eltern. Die leben in Haushalten und 
die leben in Familien, und das haben Sie in Ihrem 
Antrag schlicht unter den Tisch fallen lassen. Denn 
es sind mit tatsächlich 40 Prozent die Alleinerzie-
henden und mit knapp 36 Prozent die Mehrkind-
familien, die von Armut betroffen sind. Aber auch 
hier liegt es in beiden Teilen eben an der Definition 
und am relativen Abstand – jetzt machen wir mal 
ein bisschen Mathe. Denn logischerweise verringert 
sich ja das Pro-Kopf-Einkommen einer Familie, je 
mehr Kinder dort leben bzw. je weniger Erwachse-
ne dort leben.

(Zwischenruf Abg. Müller, Die Linke: Und das 
bedeutet?)

Es ist auch so, dass Menschen mit Einschrän-
kungen – Sie haben das auch in Ihrem Antrag 
beschrieben – von Armut betroffen sind. Aber 
was machen Sie? Sie zählen dann auf: UN-Behin-
dertenrechtskonvention sei nicht umgesetzt, gesell-
schaftliche Vorurteile, mangelnde Inklusion. Das ist 
alles subjektive Wahrnehmung und das sind alles 
Vorwürfe. Und Sie stoßen denen vor den Kopf, 
die sich tagtäglich zum Beispiel in den Werkstätten 
um Teilhabe und Integration, aber eben auch um 
wichtige Schutzräume für beeinträchtigte Menschen 
kümmern. Klar kostet das Geld. Es ist auch kein 
Geheimnis, dass Sie das abschaffen wollen, weil 
Sie den Menschen lieber Geld geben, statt Struktur 
und echte Hilfe.

Ja, auch Menschen mit Migrationshintergrund sind 
stark armutsgefährdet. Jetzt muss man dazu auch 

noch mal erwähnen – das ist wichtig für diesen 
Armutsbegriff –, dass dieser Bericht des Paritäti-
schen nur Menschen in selbstgeführten Haushal-
ten umfasst. Das heißt, Menschen in beispielswei-
se Gemeinschaftsunterkünften, Wohnheimen, Se-
niorenwohnheimen sind dort also auch gar nicht 
mit enthalten. Das kann man auch in der Methodik 
dazu nachlesen. Mein Lieblingspunkt aber sind die 
Frauen. Auch uns muss man natürlich helfen, weil 
die weibliche Erwerbsbiografie – Achtung, ich zitie-
re – „durch Phasen der Unterbrechungen“ gekenn-
zeichnet ist.

Vizepräsidentin Güngör:
Einen Moment, bitte. Gestatten Sie eine Zwischen-
frage?

Abgeordnete Heber, CDU:
Nein.

Ich gehe mal davon aus, Sie meinen nicht den Hä-
kelkurs, sondern Sie meinen die Zeiten, in denen 
Frau die eigenen Kinder betreut und ihre Rolle als 
Mutter ausfüllt oder vielleicht auch die Pflege von 
Angehörigen übernimmt. Für mich war das keine 
armutsbegünstigende Unterbrechung, sondern eine 
Bereicherung und ich würde mir wünschen, dass 
die Linke uns als Frauen und auch als Mütter in ihre 
Betrachtung mit einbezieht, genauso wie die Väter. 
Das Wort „Familie“ findet sich in diesem Antrag 
nicht ein einziges Mal. Da sage ich Ihnen ganz klar, 
das ist für mich ein sogenanntes Armutszeugnis.

(Beifall CDU)

Wissen Sie, was noch fehlt? Ausbildung. Kein Wort 
dazu. Das größte Armutsrisiko, was wir vor Ort 
ausgemacht haben und das unter der linken Lan-
desregierung exponentiell angestiegen ist, das ist 
die Schulabbrecherquote. Was folgt, sind prekäre 
Beschäftigungen und am Ende eine Biografie, die 
oft nicht nur in der relativen, sondern in der tatsäch-
lichen Altersarmut endet.

Bildung erwischen Sie dann noch unter Nummer 8 
im Teil II. Wir müssen uns aber bewusst machen, 
dass Bildung nun mal der beste Aufstiegsgarant ist 
und dass Sie diesen Aspekt begabungsgerechter 
Bildung als Armutsprävention in Ihrem Antrag auch 
völlig vergessen haben. Ich habe das Papier einem 
Studenten gegeben und habe dem gesagt, guck 
mal drüber, was denkst du dazu. Der sagte dann 
zu mir, man kann doch nicht alle Probleme mit Geld 
zuschütten, das am Ende überhaupt nicht da ist. 
Und das fasst es im Prinzip sehr gut zusammen.

(Beifall CDU)
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Wir müssen mit diesem hinterlassenen Haushalt 
von Ihnen nicht nur sparsam umgehen, sondern 
auch mit den vorhandenen Stellen und allen Res-
sourcen, die wir hier haben. Und Sie wollen allen 
Ernstes, dass wir Ihre Regierungsarbeit evaluieren? 
Das, das sage ich Ihnen, werden wir nicht zulas-
sen.

Sie fragen auch nach der Anzahl der Menschen, 
die keinen Antrag stellen. Sie fragen nach den 
Gründen dafür. Wie soll denn die Landesverwaltung 
diese Zahlen ermitteln, wer soll Ihnen denn solche 
Dunkelziffern aufschreiben? Unterhalten Sie sich 
mit den Akteuren und machen Sie sich selbst ein 
Bild in den jeweiligen sozialen Milieus, bei den Trä-
gern, in den Kommunen, die täglich damit zu tun 
haben.

(Zwischenruf Abg. Schubert, Die Linke: Die 
Armut wird immer größer im Land! Kinderar-
mut, Altersarmut!)

Teilhabe bedeutet nicht nur einen Aufwuchs beim 
Bürgergeld und mehr Beratung, wo kriege ich was, 
durch noch mehr Bürokratie und zum Beispiel Be-
schäftigungspflichten. Teilhabe entsteht durch gute 
Bildung und Leistung, Teilhabe wächst mit Mobili-
tät und einem Gesundheitswesen, das den Anfor-
derungen der älter werdenden Gesellschaft, aber 
auch den Familien gerecht wird. Teilhabe ist die 
Möglichkeit, sich im Ehrenamt zu engagieren, Ver-
eine von Bürokratie zu entlasten, aber eben auch 
Wirtshauskultur, die gerade im ländlichen Raum im-
mer mehr auszusterben droht.

(Unruhe Die Linke)

Und ja, Teilhabe heißt auch, ein auskömmliches 
Einkommen, Betreuungsangebote, kurze Wege zur 
Schule und ein sicherer Arbeitsplatz. Aber Teilhabe 
bedeutet eben nicht, dass der Staat unabhängig 
von der Leistungsbereitschaft und der tatsächlichen 
Arbeit der Bürger pauschale Beiträge zuteilt, die 
das Werk der eigenen Hände nicht wertschätzen 
und den Ansporn und die Aufstiegswünsche der 
arbeitenden Bevölkerung durch steigende Steuern 
und Sozialabgaben zunichtemachen.

Ich bin schockiert über diesen Staatspaternalismus, 
den Sie hier an den Tag legen, und diesen bevor-
mundenden Politikstil, den die Menschen zurecht 
in der friedlichen Revolution 1989 beendet haben. 
Sie haben sicher Verständnis dafür, dass ich die-
sen Antrag nicht zur Annahme empfehlen kann und 
auch nicht empfehlen kann, ihn an den Ausschuss 
zu verweisen. Danke.

(Beifall CDU)

Vizepräsidentin Güngör:
Danke, Frau Abgeordnete Heber. Als Nächstes er-
teile ich Frau Abgeordneter Maurer für die Links-
fraktion das Wort.

Abgeordnete Maurer, Die Linke:
Bei mir steht: Redezeit abgelaufen. Vielen Dank. 
Wir fangen ja jetzt auch erst an, die Redezeit ist 
noch lange nicht abgelaufen.

Frau Kollegin, ich möchte gern direkt darauf reagie-
ren, was Sie sagen. Erst einmal zu erzählen, dass 
ich hier über subjektive Wahrnehmungen sprechen 
würde oder der Paritätische, wenn er einen Armuts-
bericht macht. Den macht er ja auch nur aus Spaß, 
weil das ja auch alles nur subjektive Wahrnehmung 
und Fantasterei ist.

(Zwischenruf Abg. Heber, CDU: Sie haben 
nicht zugehört!)

Ihnen und allen anderen Menschen, möglicherwei-
se aus Ihrer Fraktion, die das genauso sehen, de-
nen empfehle ich eine sehr interessante Dokumen-
tation in der ARD-Mediathek, wo es genau darum 
geht, um Ihr vermeintliches „Das ist ja alles gefühlt 
nur subjektiv und alles gar nicht so wahr“. Das 
korrigiert Ihr Weltbild sehr schnell. Da erleben Sie 
nämlich Menschen, die tatsächlich von Armut be-
troffen sind, die auch teilweise am Rand leben. Ja, 
wissen Sie, das Gute für Sie ist, dass der Rest der 
Bevölkerung nicht sieht, wie abfällig Sie gerade Ihr 
Gesicht verziehen. Das ist gut für Sie. Das ist aber 
traurig für all die Menschen, die von Ihrer Politik 
abhängig sind.

(Beifall Die Linke)

Insofern würde ich Ihnen empfehlen, diesem The-
ma ein bisschen mehr Respekt zu zollen.

Zweitens: Sie sprechen hier so mir nichts, dir nichts 
von Leistungsträgern. Wer soll das denn sein in un-
serer Gesellschaft? Das sind Alleinerziehende, das 
sind Seniorinnen und Senioren, die ihr Leben lang 
ihre Familie versorgt haben oder gearbeitet haben. 
Das sind pflegende Angehörige, die sich jeden Tag 
darum kümmern, dass dieses Gesundheitssystem 
nicht kollabiert. Es ist so dermaßen verächtlich, 
dass Sie in Ihrer Rede von diesen Menschen nicht 
als die Leistungsträger/-innen sprechen, dabei sind 
genau das die Menschen, die in diesem Armuts-
atlas des Paritätischen als die Gruppen erwähnt 
worden sind, die besonders viel leisten, aber auch 
gleichzeitig besonders hoch von Armut betroffen 
sind.

Und im Übrigen: Natürlich reden wir auch von Fa-
milien. Oder sind das Alleinerziehende nicht? Ich 
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weiß nicht, was Sie für eine Vorstellung davon ha-
ben, was Familien in dieser Gesellschaft sein sol-
len. Natürlich sind es auch alleinerziehende Mütter 
und Väter, die sich um ihre Kinder kümmern. Auch 
das sind Familien und auch die sind in unserem 
Antrag angesprochen.

(Beifall Die Linke)

(Zwischenruf Abg. Heber, CDU: Sie haben 
nicht zugehört, die habe ich doch erwähnt!)

Und ja, wissen Sie, ich bin auch Kommunalabge-
ordnete. Es ist immer lächerlich, so zu tun, als hät-
ten Sie, wenn Sie irgendwie kommunal aktiv wer-
den, die Weisheit irgendwie mit Löffeln gegessen. 
Es ist mir relativ wurscht, ob Sie es „Armutsprä-
vention“ oder „integrierte Sozialplanung“ nennen, 
am Ende ist das, was die Menschen spüren, die 
von Armut betroffen sind oder tatsächlich arm sind, 
überall gleich, welches Konzept Sie auch darüber-
legen mögen.

Ich will Ihnen sagen, was mich da so aufreibt: Ich 
bin mit ganz vielen anderen Linken-Mitgliedern und 
auch Menschen, die keine Mitglieder sind, an den 
Haustüren gewesen, insbesondere in den letzten 
Monaten. Wir waren an Tausenden Haustüren und 
wir haben mit den Menschen darüber gesprochen: 
Was berührt Sie denn, was betrifft Sie denn, was 
möchten Sie denn gern geändert haben? Und die 
meisten Menschen haben über die gestiegenen 
Preise gesprochen: Miete, Essen, Strom – übrigens 
die Faktoren, die für Armut sorgen. Ich habe mit 
einer älteren Frau gesprochen, die gesagt hat, sie 
muss jeden verdammten Cent umdrehen, um über 
die Runden zu kommen. Mit einer Mutter – die so-
genannte Familie, die Sie nicht anerkennen wollen 
– mit vier Kindern, die sagt, sie kommt vorne und 
hinten nicht zurande mit dem Geld und von Urlaub 
ist überhaupt nicht die Rede,

(Zwischenruf Abg. Heber, CDU: Sie haben 
doch die Familien nicht erwähnt!)

Ich spreche gerade, hören Sie zu, danach können 
Sie gern diskutieren.

Alleinerziehende, die sich Sorgen darum machen, 
ob sie sich am Ende Schuhe leisten können. Ich 
habe mit einer jungen Frau, einer Studentin, ge-
sprochen – im Übrigen: auch Studierende sind von 
Armut betroffen –, sie sagt, sie hat gar keinen Bock 
mehr, weil sie weiß, dass der Mindestlohn nicht 
ausreichend steigt, weil sie keine Sicherung hat, 
dass sie nach einem abgeschlossenen Studium ei-
nen gut bezahlten Job findet. Sie sagt, das ist der 
Grund, warum sie vielleicht auch keine Familie ha-
ben will. Sie sagen, das sind Fantastereien, das ist 

alles subjektiv; für die Menschen fühlt es sich aber 
ehrlich an.

Und ja, Sie haben recht, Kinder und Jugendliche 
sind eine sehr große Gruppe. Mit denen habe ich 
nicht an den Türen sprechen können. Das sind 
aber die Kinder, die Ihnen Armut gar nicht beschrei-
ben können, weil sie in Armut geboren sind und gar 
nicht wissen, was es denn bedeutet, wenn man ein 
Auto hat, in jedem Urlaub ins Ausland fährt oder 
permanent ein neues Federmäppchen bekommt.

Das ist versteckte Armut und die ist jeden Tag in 
diesem Land zugange. In Zahlen: Fast jede fünfte 
Person ist von Armut betroffen oder lebt in Armut. 
Da so zu tun, als wäre das kein ernsthaftes Pro-
blem in dieser Gesellschaft – da fehlen mir ehrlich 
die Worte.

(Beifall Die Linke)

Wissen Sie, was das bedeutet – fast jede fünfte 
Person? Dass das möglicherweise die Verkäuferin 
gewesen ist, die Ihnen heute Morgen Ihr Brötchen 
verkauft hat in der Bäckerei. Oder vielleicht ist es 
auch die Person gewesen, die die Bahn sauberge-
macht hat, mit der Sie vielleicht – Sie fahren wahr-
scheinlich mit einem teuren Auto hierher – gefahren 
sind.

(Beifall Die Linke)

Vielleicht ist es auch einer der Praktikanten, Ihrer 
studentischen Praktikanten, die bei Ihnen mal in Ih-
rer Fraktion ein Praktikum absolviert haben, die von 
Armut betroffen sind.

Wenn Sie der Realität in die Augen blicken, erken-
nen Sie drei Dinge: Armut ist nicht immer sichtbar, 
aber sie ist für die Menschen, die das durchma-
chen, fühlbar.

(Beifall Die Linke)

Zweitens: Armut hat mit Faulheit überhaupt nichts 
zu tun. Diese Debatten, die Sie immer führen, im-
mer nach unten treten zu wollen, Ärmere gegen 
noch Ärmere auszuspielen und so zu tun, als hät-
te das was damit zu tun, man ist faul, weil man 
nichts leistet in der Gesellschaft. Nein, Faulheit ist 
ein Systemfehler.

Drittens: Man kann sehr wohl etwas dagegen tun: 
Mindestlohn anheben – das finden Sie ja nicht so 
super –, ein gerechtes Rentensystem einführen – 
das finden Sie auch nicht so super, ganz egal, auf 
welcher Landesebene –,

(Zwischenruf Abg. Heber, CDU: Dafür sind 
wir nicht zuständig!)

Mietensicherung usw. usf.
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Ja, deswegen haben wir in unserem Antrag zum 
einen Fragen an die Landesregierung gestellt. Wir 
würden sehr gern konkret wissen: Wie hat sich 
die Armut in diesem Land entwickelt? Was gibt es 
möglicherweise für Maßnahmen? Was können wir 
aus Fehlern der letzten Jahre lernen, auch aus un-
seren Jahren, auch aus der Zeit, in der Sie schon 
einmal in der Regierung gewesen sind? Und ja, wir 
haben Forderungen an den Bund adressiert: Ganz 
klar, die Kindergrundsicherung, ich will es Ihnen 
noch mal sagen – das finden Sie auch nicht so 
super, es könnte ganz vielen Familien aber enorm 
aus der Patsche helfen.

Ich würde heute gern ein deutliches Signal aussen-
den, an den Bund und auch an die Menschen, 
die von Armut betroffen sind, nämlich: Es gibt eine 
Fraktion hier in diesem Thüringer Landtag, die er-
kennt, dass es diese Probleme gibt. Die sind bereit, 
diese Probleme zu adressieren. Und ich sage dem 
Bund: Ich finde das gut, wenn es keinen Schulden-
stopp mehr gibt. Ich finde es aber auch gut, wenn 
dieses Geld für soziale Projekte ausgegeben wird.

(Beifall Die Linke)

Vizepräsidentin Güngör:
Als nächstem Redner erteile ich Herrn Abgeordne-
ten Luhn für die AfD-Fraktion das Wort.

Abgeordneter Luhn, AfD:
Frau Präsidentin, sehr geehrte Damen und Herren, 
verehrte Zuschauer am Livestream und auf den Tri-
bünen! Ich möchte den Linken meine herzlichsten 
Glückwünsche aussprechen, dass sie es geschafft 
haben, wenige Monate nach ihrer zehnjährigen 
Regierungszeit hier einen Antrag einzubringen mit 
dem Titel „Armut in Thüringen bekämpfen“.

(Beifall AfD)

Jetzt, wo Sie nicht mehr in Regierungsverantwor-
tung sind, können Sie sich als die Kümmerer insze-
nieren und trauen sich wieder an die Probleme der 
Bürger. Der Armutsbericht des Paritätischen Wohl-
fahrtsverbands weist für Thüringen im Jahr 2022 
eine Armutsquote von 18,4 Prozent auf. Genau das 
ist ein Armutszeugnis für die letzte Regierung.

(Beifall AfD)

Eine sachliche Auseinandersetzung müssen wir auf 
Grundlage von konkreten Vorschlägen und Ideen 
führen, wenn wir den Betroffenen helfen wollen. 
Dazu gehört als Allererstes eine klare Benennung 
der Ursachen für Altersarmut, denn die Entwicklung 
der Armutsquote, die seit 2005 bis 2017 kontinu-
ierlich abgenommen hatte, von 19,9 Prozent auf 
16,3 Prozent, und mit der Pandemie erneut auf 

19 Prozent angestiegen ist, ist nur eine der politisch 
erzeugten Ursachen.

(Beifall AfD)

(Zwischenruf Abg. König-Preuss, Die Linke: 
Steht in der Rede eigentlich drin, wann Sie 
für einen Applaus eine Pause machen sol-
len?)

Die strukturellen Ursachen der Armutsbekämpfung, 
um langfristige Nachteile für Betroffene, Kinder und 
andere Bevölkerungsgruppen zu minimieren, wäre 
Sache einer Familienpolitik, die die Familie in das 
Zentrum ihrer Bemühungen stellt. Keine der bislang 
über 150 familienpolitischen Leistungen hat Famili-
enarmut sinken lassen.

(Zwischenruf Abg. Schubert, Die Linke: 
Jetzt!)

Zahlreiche Thüringer sind arm oder armutsgefähr-
det, obwohl sie Jahr für Jahr fleißig arbeiten. Am 
Ende bleibt für viele unserer Bürger nur wenig 
in der Lohntüte bzw. von der Rente übrig, denn 
Deutschland hat mittlerweile eine der höchsten 
Steuern- und Abgabenlasten aller Industrieländer. 
Das ist die Folge einer verfehlten Politik.

(Beifall AfD)

Immer mehr Menschen werden ins Land gelassen, 
die finanziert werden müssen. Steuergeld wird in al-
ler Herren Länder in fragwürdige Projekte gesteckt. 
Die Politik betreibt mit ihrer irrsinnigen Energiewen-
de die Deindustrialisierung unserer Wirtschaft in ei-
nem beispiellosen Ausmaß.

(Beifall AfD)

Firmen werden durch hohe Energiepreise, Bürokra-
tie und falsche Weichenstellungen ins Ausland ge-
trieben oder müssen ganz schließen.

(Zwischenruf Abg. König-Preuss, Die Linke: 
Freie Rede ist vorgegeben!)

In der Folge gehen Arbeitsplätze verloren. Eine ver-
fehlte Finanzpolitik heizt die Inflation an, verteuert 
das Leben für die Bürger und entwertet das Erspar-
te. Dies alles führt dazu, dass viele Bürger mit fast 
leeren Händen dastehen, insbesondere auch am 
Ende eines Arbeitslebens. Sie, verehrte Kollegen 
von den Linken, benennen weder die Ursachen 
der Armutsgefährdung noch beabsichtigen Sie eine 
Kurskorrektur.

(Zwischenruf Abg. König-Preuss, Die Linke: 
Aber wir reden frei!)

Stattdessen werden Maßnahmen gefordert, die das 
Armutsrisiko vor allem mit Geld zuschütten sollen.

(Unruhe AfD)
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Der Bürger als Objekt einer staatlichen Wohltat, 
dem kein wirtschaftlicher Freiraum zur Gestaltung 
seines Lebens zugebilligt werden soll. Familienar-
mut bekämpft man nicht durch noch mehr staatliche 
Transferleistungen und Umverteilung, die letztlich 
wieder die Steuerzahler belasten. Die Kindergrund-
sicherung wäre ein hohes leistungsloses Einkom-
men, das die Arbeitsleistung von Menschen unat-
traktiv macht, das Lohnabstandsgebot aufhebt und 
damit Anreize für die Arbeitsaufnahme reduziert. 
Familien müssen stattdessen von Steuern und Ab-
gaben entlastet werden, damit sie unabhängig von 
staatlichen Transferleistungen ihr Leben frei gestal-
ten können.

(Beifall AfD)

Auch die anderen Forderungen der Linken von ei-
ner sanktionsfreien Bürgergelderhöhung, einer soli-
darischen Pflegevollversicherung für die gesamte 
Bevölkerung, einer besseren Inklusion von Men-
schen mit Behinderungen, einer Rentenreform und 
mehr klingen sehr sozial, sind aber in der vorliegen-
den Form allenfalls Plattitüden,

(Zwischenruf Abg. Schubert, Die Linke: Soli-
darität!)

nicht durchdacht, geschweige denn finanzierbar.

(Beifall AfD)

Eine so starke Erhöhung der Sozialausgaben, wie 
von den Linken in den genannten Bereichen gefor-
dert, während einer anhaltenden Wirtschaftskrise 
kann nicht nachhaltig finanziert werden, erhöht die 
Staatsausgaben, führt zu Preissteigerungen und In-
flation,

(Zwischenruf Abg. Schubert, Die Linke: Das 
ist doch Quatsch! Gucken Sie sich mal die 
Berechnungen an!)

verschlechtert die Wirtschaftsperspektiven und hat 
negative Auswirkungen auf die Arbeitsmarktbeteili-
gung und die Produktivität.

Ich bin äußerst gespannt auf die Antwort der Lan-
desregierung zum vorliegenden Antrag. Wir als 
AfD-Fraktion lehnen diesen Antrag in seiner jetzi-
gen Form ab. Ich bedanke mich.

(Beifall AfD)

Vizepräsidentin Güngör:
Als Nächstes rufe ich für die SPD-Fraktion Frau 
Abgeordnete Dr. Urban auf. Bitte schön.

Abgeordnete Dr. Urban, SPD:
Sehr geehrte Kollegen, sehr geehrte Frau Präsi-
dentin, ja, finanzielle Unsicherheit, Armut, wir ha-

ben es gehört, ist auch für manchen Thüringer 
hier in unserem Land bittere Realität. Laut dem 
Mikrozensus waren 2023 über 17 Prozent der Thü-
ringer von Armut betroffen. Bundesweit – das wur-
de schon gesagt – sind Spitzenreiter die Alleiner-
ziehenden mit drei und mehr Kindern mit allein 
43,2 Prozent, die am häufigsten von Armut betrof-
fen sind. Ja, wir müssen leider auch über Armut im 
Alter sprechen, denn diese – und da sind wir auch 
wieder bei den Frauen – betrifft vor allem Frauen 
über 65. Fast jede fünfte Frau dieser Altersgruppe 
verfügt über ein Einkommen, was unter der Armuts-
schwelle liegt. Ich glaube, die Gründe dafür haben 
wir in den letzten zwei Tagen ausführlich diskutiert, 
den Gender Pay Gap, die Arbeitsmarktsituation, 
die Arbeitsbiografien der Frauen. Und egal wie, es 
ist, glaube ich – und da sind wir uns hoffentlich 
hier einig, sehr geehrte Damen und Herren –, für 
ein wohlhabendes Land wie Deutschland beschä-
mend und absolut nicht akzeptabel für die drittgröß-
te Volkswirtschaft, dass überhaupt solche Zahlen in 
unserem Land aufgerufen werden.

Lassen Sie mich hier nur einen ganz kurzen Seiten-
schwenk machen zu meinen Vorrednerinnen. Ich 
gebe der Frau Maurer recht, denn die Frage, wie 
man Armut definiert, Frau Heber, oder ob jetzt Fa-
milien genannt sind – ich war auch sehr viele Jahre 
alleinerziehende Mutter nur mit zwei Kindern, bin 
auch nicht von Armut betroffen, aber ich habe mich 
auch als Familie verstanden. Ich glaube, das muss 
man hier sagen, Familien haben viele Gesichter 
und ich glaube, Frau Maurer hatte das auch aus-
führlich noch mal zum Ausdruck gebracht. Das un-
terstütze ich ausdrücklich.

In jedem Fall, was ich auch unterstütze, ist die 
Frage, dass Armut eben nicht allein über einen 
Mangel an Geld definiert ist, aber Armut steht in 
einer Linie mit Mangel an Chancen. Wir reden dann 
über weniger Chancen auf gute Bildung, weniger 
Chancen auf einen sicheren Arbeitsplatz, weniger 
Chancen auf soziale Teilhabe und auch weniger 
Chance auf gesundheitliche Vorsorge. Deswegen – 
und da stehen die SPD Thüringen und auch die 
Bundes-SPD absolut dahinter – wollen wir natür-
lich, dass niemand zurückgelassen wird, gerade in 
Thüringen niemand zurückgelassen wird, dass wir 
versuchen, soziale Gerechtigkeit in Form von kon-
kreten politischen Maßnahmen umzusetzen. Wir als 
SPD, als Teil der letzten Landesregierung, möchten 
diesen eingeschlagenen Weg, den wir unter Rot-
Rot-Grün begonnen haben, fortsetzen. Wir haben 
in der vorherigen Legislatur in Thüringen durch ei-
ne Vielzahl von Initiativen und Sozialprogrammen 
gegen Armut gekämpft. Wir haben für Bildungsför-
derung gekämpft und wir haben auch für die Unter-
stützung von Familien gekämpft. Wir glauben, dass 
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wohnort- und sozialraumbezogene Konzeptionen 
mit aktivierendem Beitrag durchaus zur sozialen In-
tegration und damit auch effektiv zum Abbau von 
Armut beitragen können. Wir möchten diesen Weg 
fortsetzen, indem wir Geld in die Hand nehmen, 
weil jeder weiß, solche Programme laufen eben 
nicht ohne eine finanzielle Unterstützung. Deswe-
gen werden wir das auch in den zukünftigen Haus-
haltsverhandlungen verteidigen. Ich bin mir sicher, 
dass sich auch SPD-Ministerin Katharina Schenk 
energisch und nachhaltig dafür einsetzen wird.

Deshalb vielleicht an dieser Stelle jetzt mal zu den 
Kritikpunkten bzw. –„Kritikpunkte“ ist vielleicht das 
falsche Wort – zu einem Aspekt, der uns diesen 
Antrag ein bisschen schwierig macht. Prinzipiell: Ja, 
ein Großteil der Aussagen, die sich in dem Antrag 
der Linken finden, ist richtig. Aber wir müssen kor-
rekterweise auch sagen, dass viele der genannten 
sozialpolitischen Punkte nicht allein Thüringer Pro-
bleme sind. Das sind Bundesprobleme, das sind 
deutsche Probleme. Wir müssen auf jeden Fall in 
Richtung Bund schauen, wenn es da auch um die-
se Lösung geht. Und ja, auch wir – das kann ich 
jetzt für die Thüringer SPD sagen – sind enttäuscht, 
dass die nun abgewählte Ampel die Kindergrundsi-
cherung – ich glaube, das lag an der FDP – nicht 
einführen konnte. Wir glauben, es wäre ein wichti-
ger Schritt zur Bekämpfung von Kinderarmut gewe-
sen. Aber wir glauben, wie gesagt, dass Armut in 
Deutschland kein Thüringer Problem ist, sondern 
dass es eher ein gesamtdeutsches Problem ist und 
es eine Frage ist, wie man faire Löhne sicherstellt, 
wie man eine gerechte Steuerpolitik konzipiert, wie 
man unsere Sozial- und Rentensysteme sichert und 
stärkt. Dafür wollen wir als Thüringer SPD auf jeden 
Fall mit unseren Kollegen im Bund weiterkämpfen. 
Wir glauben, dass Armutsbekämpfung wirklich ei-
ner nationalen Priorität bedarf und dass es eben 
nicht allein eine isolierte Frage einzelner Länder 
oder gar eine isolierte Frage von Thüringen sein 
kann. In diesem Sinne herzlichen Dank für Ihre Auf-
merksamkeit.

(Beifall BSW, SPD)

Vizepräsidentin Güngör:
Danke schön. Gibt es weitere Wortmeldungen? Bit-
te, Herr Wogawa.

Abgeordneter Dr. Wogawa, BSW:
Frau Präsidentin, meine sehr geehrten Damen und 
Herren, liebe Zuhörer, wenn man als Letzter in der 
Debatte redet, ist sicherlich das eine oder andere 
schon gesagt. Ich möchte trotzdem einen Punkt an 
den Beginn meiner Rede setzen. Beim Antrag der 

Linksfraktion „Armut in Thüringen bekämpfen“ fällt 
natürlich sofort auf, dass er vorrangig bundespoliti-
sche Themen aufgreift. Das ist ja von der Rednerin 
der Linken auch zugegeben worden.

(Beifall BSW, SPD)

Was wir noch problematischer finden, ist, dass er 
so tut, als könne man Bundesaufgaben einfach in 
Landesangelegenheiten umdeuten. Das geht aber 
nicht. Ob es um die Einführung einer Kindergrund-
sicherung geht, ob es um die Anhebung des Ren-
tenniveaus geht, die Reform des Bürgergeldes, den 
angesprochenen Mindestlohn, all diese durchaus 
relevanten Fragen, das gebe ich gern zu, müssen 
eigentlich im Bundestag zur Diskussion gestellt und 
dort entschieden werden. Der Thüringer Landtag 
sollte sich auf die Themen konzentrieren, für die 
wir im föderalen Gefüge zuständig sind und bei 
denen wir konkrete Handlungsspielräume besitzen. 
Wenn die Linke jetzt eine Bundesratsinitiative for-
dert, dann frage ich: Warum nicht letztes Jahr? 
Warum soll die neue Landesregierung Ihre Arbeit 
machen, die Sie in den letzten Jahren nicht ge-
macht haben?

(Beifall BSW)

Es ist wirklich und grundsätzlich nicht sinnvoll, hier 
Themen aufzuwerfen, deren Lösung nur gesamt-
gesellschaftlich entschieden wird. Denn das sugge-
riert eine Kompetenz Ihrer Fraktion, die Sie schon 
formal nicht haben, weil wir, wie gesagt, hier im 
Thüringer Landtag sind und nicht im Deutschen 
Bundestag.

Dann gibt es in Ihrem Antrag noch einen Fragenka-
talog. Natürlich müssen vergangene Versäumnisse 
kritisch aufgearbeitet werden, da sind wir gern da-
bei. Die intensive Auseinandersetzung mit der Ar-
mutsproblematik muss dazugehören, gerade wenn 
offengelegt wird, was unter der früheren Regierung 
erreicht oder eben nicht erreicht wurde. Und ich 
möchte noch einmal darauf aufmerksam machen, 
dass das Ressort für Soziales in den letzten zehn 
Jahren Linke-geführt war.

(Zwischenruf Abg. Müller, Die Linke: Und 
zwar gut!)

Doch Ihre daraus geleiteten Forderungen aus dem 
Fragenkatalog, die gehen ohnehin fehl, liebe Kol-
leginnen und Kollegen, denn sie führen noch da-
zu in Bereiche, in denen der Haushalt, der – dar-
an möchte ich noch einmal erinnern an der Stel-
le – noch von der rot-rot-grünen Landesregierung 
aufgestellt wurde, keine zusätzlichen finanziellen 
Spielräume aufweist.

(Beifall BSW)
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(Zwischenruf Abg. Müller, Die Linke: Wer ist 
Haushaltsgesetzgeber?)

Wenn ich höre, das sei nur ein technischer Haus-
halt, dann ist das eine Ausrede. Wenn das nur ein 
technischer Haushalt ist, dann haben Sie sich letz-
tes Jahr über den Tisch ziehen lassen, wenn Sie 
dort Ihre Forderungen nicht untergebracht haben.

(Zwischenruf Abg. Müller, Die Linke: Sie ken-
nen das Parlament nicht!)

Ja, das ist ganz einfach so.

Und Sie können nicht von der neuen Koalition 
fordern, Ihre Versäumnisse aufzuarbeiten. Das ist 
nicht unsere Aufgabe. Das ist nicht unser Ziel. Ihr 
Fragenkatalog ist ohnehin nicht geeignet, das The-
ma voranzubringen. Er verirrt sich in theoretischen 
Überlegungen, anstatt auf Lösungsansätze zu zie-
len. Er klingt über weite Strecken nach einem ideo-
logischen, nach einem bürokratischen Selbstzweck, 
der wenig bis überhaupt keine Aussicht auf prakti-
sche Wirkung bietet.

(Beifall CDU, BSW)

Um Maßnahmen zur Armutsbekämpfung in Thürin-
gen zielgerichtet zu schaffen und umzusetzen, ist 
er ungeeignet.

Frau Maurer, Sie haben gesagt, Sie wollen Signale 
aussenden. Die Koalition möchte Thüringen voran-
bringen. Das ist der Unterschied. Die Koalition wird 
auf Augenhöhe und unter Beachtung des Subsidia-
ritätsprinzips mit Kommunen, mit freien Trägern, mit 
Betroffenen gemeinsam agieren. Wir werden sozia-
le Teilhabe verbessern. Wir werden Perspektiven 
schaffen. Wir werden Wohnungsnot angehen.

(Zwischenruf Abg. Schubert, Die Linke: Ar-
mut senken?)

Dazu brauchen wir Ihren Antrag nicht. Der ist dazu 
ungeeignet. Vielen Dank.

(Beifall CDU, BSW)

Vizepräsidentin Güngör:
Von den Abgeordneten sehe ich jetzt keine weite-
ren Wortmeldungen. Dann Frau Ministerin Schenk, 
bitte.

Schenk, Ministerin für Soziales, Gesundheit, Ar-
beit und Familie:
Sehr geehrte Frau Präsidentin, sehr geehrte Da-
men und Herren Abgeordnete, die gute Nachricht 
zum Anfang: Das Rund hat sich ja dann nach 
anfänglichem Zögern zum Thema „Armutsbekämp-
fung“ doch gefüllt. Ich glaube, Frau Maurer, das ist 
dann immerhin ein gutes Signal, dass dann Stück 

für Stück doch die Bedeutung des Themas in den 
Fokus gerückt ist. Das ist, glaube ich, auch ganz 
richtig, wenn man sich mal fragt, was Armut eigent-
lich bedeutet. Da haben wir jetzt in verschiedenen 
Reden schon gehört, dass es da ganz faktische 
Nachteile gibt. Zum Beispiel, wenn man sich mal 
die Lebenserwartung von Menschen anschaut, die 
von Armut betroffen sind. Aber da geht es auch um 
Bildungsergebnisse und einfach – und das wurde 
jetzt hier schon vielfach beschrieben – um die ge-
sellschaftliche Teilhabe. Deswegen ist es angemes-
sen, dass Armutsbekämpfung als ein gemeinsames 
Problem verstanden wird und jetzt hier auch alle 
Plätze im Rund gefüllt sind.

(Beifall Die Linke)

Bekämpfen von Armut braucht auf jeden Fall Analy-
se. Und Analyse haben wir zum großen Teil schon. 
Ich möchte kurz erinnern an die im Auftrag vom So-
zialministerium erstellte Publikation zur Armutsprä-
vention – Fünf-Jahres-Zeitraum, der da betrachtet 
wurde, 2015 bis 2020 –, aber eben auch an den 
Sozialkulturatlas, der den Raum 2010 bis 2020 be-
leuchtet.

Wir haben heute schon mehrfach was über den 
Paritätischen gehört, der sich in einer Pressemel-
dung zur aktuellen Lage geäußert hat. Mit Ihrer Er-
laubnis, Frau Präsidentin, würde ich kurz zitieren: 
„Nach den ersten Ergebnissen des Mikrozensus zur 
Armutsentwicklung in 2023 sinkt die Armut in Thü-
ringen von 18,4 2022 auf 17,3 Prozent 2023. Damit 
liegt Thüringen auf dem 8. Platz im bundesweiten 
Vergleich.“ So äußerte sich der Paritätische zur sin-
kenden Armutsquote. Jetzt könnte man natürlich 
problematisieren – das hat der Redner der AfD 
gerade gesagt –, dass sich in den letzten Jahren 
überhaupt nichts getan hat und wir 150 Leistungen 
irgendwie auf dem Markt haben, die alle nichts brin-
gen. Das weiß ich jetzt nicht, ich hatte ja im Mathe-
leistungskurs nicht so gute Punkte, aber ich würde 
schon sagen, dass 18,4 im Verhältnis zu 17,3 weni-
ger ist.

(Beifall Die Linke)

Aber na ja, für Sie sind ja Fakten generell interpre-
tationsfähig. Nichtsdestotrotz kommen wir natürlich 
zum Ergebnis, dass uns in Thüringen allgemein der 
8. Platz auch nicht zufriedenstellt, sondern wir ge-
nerell in Themenbereichen, politisch gesehen, auf 
Platz 1 sein wollen. Deswegen ist es ja richtig, auch 
diese Analyse weiter als Arbeitsauftrag zu verste-
hen. Das hat die Landesregierung auch so ver-
standen, hat deswegen im Regierungsvertrag ein 
sehr umfangreiches Vorhabenpaket geschnürt, auf 
das ich jetzt kurz eingehen möchte. Denn selbst-
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verständlich fühlen wir uns der Armutsbekämpfung 
verpflichtet.

Deswegen finden Sie auf den Seiten 69 ff. zum 
Beispiel erstens die Etablierung einer strategischen 
Sozialplanung und zweitens auch die Forderung 
nach einer fachübergreifenden integrierten kommu-
nalen Sozialplanung. Drittens haben wir festgehal-
ten, dass wir uns auch bundespolitisch natürlich 
für auskömmliche Renten, gerade für langjährige 
Beitragszahlerinnen und Beitragszahler, engagieren 
wollen und insbesondere auch die gestern vielfach 
diskutierte Care-Arbeit in diesem Bereich berück-
sichtigen möchten. Gerade diesem Punkt des An-
trags ist somit durch den Regierungsvertrag Rech-
nung getragen.

Sie finden aber auch noch andere Punkte, wie 
zum Beispiel ein Investitionsprogramm für die Ein-
richtung offener Kinder- und Jugendarbeit, ein Be-
kenntnis zur inklusiven Jugendhilfe und auch mit 
Blick auf den Arbeitsmarkt natürlich ein Bekennt-
nis zur Jugendberufshilfe, die die Nahtstelle zwi-
schen Jugendhilfe, Arbeitsmarkt und Wirtschaft ist 
und damit dazu beitragen kann, dass junge Men-
schen eben gar nicht erst in Armut geraten, wo-
bei ich unterstreichen würde, dass hier natürlich 
auch die Themen „Tarifbindung“ und generell „Ta-
rifpartnerschaft“ wichtig sind. Wir haben uns auch 
klar zum Landesprogramm zur Familienerholung 
und auch zur internationalen Familienbegegnung 
bekannt und ich finde es wichtig, im Bereich „Ar-
mutsbekämpfung“ gerade auch noch mal zu beto-
nen, dass Altersarmut im Wesentlichen weiblich 
ist und ganz besonders für migrantische weibliche 
Personen im Fokus steht. Das wurde gestern viel-
fach dargestellt.

Man kann also zusammenfassend sagen, die Lan-
desregierung ist sich des beschriebenen Problems 
bewusst und am Ende kommt es immer so, wie es 
kommen muss, bei all diesen vielen Forderungen, 
die man hat. Der berühmte Bottleneck, von dem der 
Ministerpräsident immer spricht, ist hier der Haus-
haltsgesetzgeber. Sie haben es in der Hand, wie 
viele von diesen Programmpunkten am Ende um-
gesetzt werden können und wie zügig. Und dann 
haben wir vielleicht die Chance, dass die sinkende 
Armutsquote in der nächsten Pressemitteilung vom 
Paritätischen Thüringen von 17,3 Prozent noch wei-
ter gesunken ist und dann können wir ja auch mit 
der AfD noch mal über die Bedeutung von Fakten 
sprechen. Vielen Dank.

(Beifall Die Linke, SPD)

Vizepräsidentin Güngör:
Danke, Frau Ministerin. In den Redebeiträgen hatte 
ich noch keinen Antrag auf Ausschussüberweisung 
gehört. Wird der noch gestellt?

(Zuruf Abg. Maurer, Die Linke: Ja, Soziales!)

An den Sozialausschuss. Dann werde ich darüber 
nun abstimmen lassen. Wer dem Antrag auf Über-
weisung an den Ausschuss für Soziales, Gesund-
heit, Arbeit und Familie zustimmt, den oder die bitte 
ich nun um das Handzeichen. Das ist die Fraktion 
Die Linke. Wer stimmt mit Nein? Das sind die Frak-
tionen der SPD, des BSW, der CDU und der AfD. 
Gibt es Enthaltungen? Das erkenne ich nicht. Damit 
ist der Ausschussüberweisung nicht stattgegeben 
worden.

Somit stimme ich über den Antrag selbst ab. Wer 
dem Antrag selbst zustimmen möchte, den oder 
die bitte ich nun um das Handzeichen. Das ist die 
Fraktion Die Linke. Wer stimmt dagegen? Das sind 
die Fraktionen der SPD, des BSW, der CDU und 
der AfD. Gibt es Enthaltungen? Das sehe ich nicht. 
Dann schließe ich diesen TOP.

Als nächsten TOP rufe ich vereinbarungsgemäß 
Tagesordnungspunkt 3 auf

Gesetz zur Änderung des 
Thüringer Gesetzes zur Aus-
führung des Artikel 10-Ge-
setzes und des Thüringer Ver-
fassungsschutzgesetzes
Gesetzentwurf der Fraktionen 
der CDU, des BSW und der SPD
- Drucksache 8/538 - 
dazu: Änderungsantrag der Frak-

tion Die Linke
- Drucksache 8/618 - 

ZWEITE BERATUNG

Ich eröffne die Aussprache. Gibt es hierzu Wortmel-
dungen? Herr Abgeordneter Hande, bitte.

Abgeordneter Hande, Die Linke:
Frau Präsidentin, meine sehr geehrten Damen und 
Herren! Wir befassen uns heute in zweiter Lesung 
mit dem Gesetzentwurf der Regierungskoalition zur 
Änderung des Verfassungsschutzgesetzes und des 
G10-Ausführungsgesetzes. Ich hatte am Mittwoch 
bereits einen Änderungsantrag meiner Fraktion da-
zu angekündigt, der Ihnen nun entsprechend vor-
liegt.

Es geht also um zwei Parlamentsgremien, welche 
sich über Geheimdienstmaßnahmen unterrichten 
lassen. G10 für Post-, Internet- und Telekommu-
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nikationsüberwachung und die Kontrollkommissio-
nen für V-Leute, Observationen und anderes. Die 
vergangene Wahlperiode hat allerdings gezeigt, 
dass es hier bei der Besetzung doch einen ent-
sprechenden Handlungsbedarf gibt. Die Brombeer-
koalition greift nun unseren Passus aus der Ver-
fassungsschutzgesetz-Novelle von 2022 auf, womit 
Opposition und Regierungslager im Stärkeverhält-
nis zueinander vertreten sein müssen, und weitet 
dies auf das G10-Gesetz entsprechend aus – so 
weit, so folgerichtig. Allerdings – und das hatte 
ich in der ersten Lesung auch gesagt – kann 
es dann entsprechend auf Beschluss des Land-
tags zu einer Gremiensitzzahl von zwei kommen, 
dementsprechend einmal Opposition, einmal Re-
gierung, und damit wären die Kriterien potenziell 
erfüllt. Das kann nicht in unserem Sinn sein, dem 
folge ich selbstverständlich. Einen Geheimdienst, 
der 100 Mitarbeiter und 8,6 Millionen Euro Budget 
hat und entsprechend Geheimdienstmaßnahmen 
kontrolliert und ausführt, nur von zwei Personen 
kontrollieren zu lassen, das wäre dann doch eine 
Farce.

(Beifall Die Linke)

Damit würde aus unserer Sicht die Arbeitsfähigkeit 
beeinträchtigt werden. Wir brauchen in diesem Fall 
auch nur an einfache Fälle von Krankheit oder 
anderweitige Verhinderung zu denken, und schon 
wäre das Gremium nicht arbeitsfähig. Deswegen 
schlagen wir mit unserem Änderungsantrag einen 
entsprechenden Korridor zur Mindest- und Maxi-
malbesetzung vor.

Uns ist also das Funktionieren der parlamentari-
schen Gremien deutlich wichtiger als ein kurzfristi-
ger politischer Effekt. Deswegen haben wir den ent-
sprechenden Änderungsantrag vorgelegt. Und ich 
muss Ihnen auch sagen: Die Vorwürfe, die Regie-
rungskoalition wollte die Opposition entsprechend 
unterdrücken, die sind nun wahrlich absolut falsch.

(Beifall Die Linke)

(Unruhe AfD)

Im Gegenteil: Die Rechte der Opposition wurden 
durch das Gesetz 2022 gestärkt und werden es 
mit diesem Mal nun noch einmal mehr. Und auch 
unser Änderungsantrag unterstreicht das, wenn Sie 
ihn noch mal genauer lesen und verstehen. Damit 
haben wir auf die Funktionsfähigkeit abgestellt und 
eben nicht auf die Tatsache, dass jede Fraktion in 
dem Gremium vertreten sein soll.

Und liebe Kolleginnen und Kollegen, erlauben Sie 
mir mal einen Blick in die Vergangenheit. In der 
5. Wahlperiode gab es im Thüringer Landtag fünf 
Fraktionen. Nur drei davon waren in der G10-Kom-

mission vertreten, die anderen nicht. Vier Fraktio-
nen waren in der Kontrollkommission vertreten, ei-
ne nicht. In der 6. Wahlperiode gab es fünf Fraktio-
nen im Thüringer Landtag, in der G10-Kommission 
waren allerdings nur zwei vertreten und drei fehlten. 
Also zeigt auch der Blick in die Vergangenheit, in 
eine Zeit, in der es übrigens auch noch keine AfD 
gab – ich weiß, früher war alles besser –,

(Beifall und Heiterkeit BSW, Die Linke)

dass Ihre Erzählung von der Ausgrenzung der AfD 
mehr in das Reich Ihrer eigenen Erzählung passt 
und gehört, als tatsächlich den Fakten zu entspre-
chen.

(Beifall Die Linke)

Und erlauben Sie mir an dieser Stelle – ein biss-
chen Redezeit habe ich noch –, auf den Thürin-
ger Verfassungsgerichtshof 2020 und seinen Be-
schluss 106 zu verweisen; ich habe das bereits 
angedeutet. Und zwar lese ich das jetzt ab, weil 
ich zitiere, Randnummer 41: „Daher ist bei einer 
einfachgesetzlichen Ausgestaltung des Thüringer 
Verfassungs[schutz]gesetzes wie auch der parla-
mentarischen Handhabung dem Recht der Opposi-
tionsfraktionen auf Chancengleichheit nach Art. 59 
Abs. 2 ThürVerf vollumfänglich Rechnung zu tra-
gen, ohne dass die Verfassung indes ein bestimm-
tes Wahlverfahren oder eine bestimmte Größe der 
Kommission vorgibt. Vor diesem Hintergrund ent-
hält weder Art. 59 Abs. 2 noch Art. 97 Satz 3 Thür-
Verf eine Garantie, dass jede Fraktion Mitglieder in 
die Parlamentarische Kontrollkommission entsen-
den kann.“

Und genau das ist der Punkt: Es gibt keine Garan-
tie, dass jede Fraktion in diesen Gremien vertreten 
sein soll oder muss. Und aus diesem Grund halten 
wir diesen Gesetzentwurf in Verbindung mit unse-
rem Änderungsantrag für absolut praktikabel, abso-
lut gerechtfertigt. Denn es zählt einzig und allein, 
dass die Kommissionen entsprechend arbeitsfähig 
sein müssen. Und – ich sage es auch noch mal – 
die Mitglieder brauchen selbstverständlich das Ver-
trauen dieses Hohen Hauses, und das sehe ich 
nun mal nicht bei allen Vorschlägen so. Deshalb 
sind diese Änderungen folgerichtig und korrekt. Ich 
bedanke mich für Ihre Aufmerksamkeit.

(Beifall Die Linke)

Vizepräsidentin Güngör:
Danke schön. Gibt es weitere Wortmeldungen aus 
den Reihen der Abgeordneten? Bitte.
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Abgeordneter Möller, AfD:
Sehr geehrte Kolleginnen und Kollegen, liebe Gäs-
te! Ja, sehr geehrter Herr Handke, das ist ja schön, 
wie Sie hier …

(Zwischenruf Abg. Müller, Die Linke: Hande 
heißt der Mann!)

Bitte? Hande, Entschuldigung. Er redet zu selten.

(Zwischenruf Abg. Hande, Die Linke: Sie hö-
ren mir nur nicht zu!)

Das auch, ja, das stimmt. Aber dieses Mal habe 
ich Ihnen zugehört. Und Sie haben hier viel Theorie 
berichtet, insbesondere wie die Zeit war, als es die 
AfD noch nicht gab. Ja, nur die Zeiten sind halt 
ganz andere. Und dieser Gesetzentwurf ist gerade 
Folge dessen, dass die AfD da ist. Denn hier soll 
die Brandmauer höher gemauert werden. Nichts 
anderes findet hier statt.

(Beifall AfD)

Ich hatte das ja schon in der ersten Lesung dar-
gelegt, dass die Anpassungen an das Verfassungs-
schutzgesetz schon unter der rot-rot-grünen Koaliti-
on vor, ich glaube, zwei oder drei Jahren direkt das 
Ziel hatten, die neuen Mehrheitsverhältnisse oder 
die Besetzungspraxis an die neuen Mehrheitsver-
hältnisse anzupassen, sodass man da geschmeidig 
an der AfD vorbeikontrollieren kann, denn die soll 
ja draußen bleiben. Nichts anderes findet natürlich 
jetzt statt mit diesem skurrilen Wechsel zurück auf 
die einfache Mehrheit, aber eben wiederum mit der 
Fokussierung auf Opposition und Regierung. Das 
Problem ist, wir haben hier eben keine normale 
Opposition und Regierung. Wir haben eine Minder-
heitsregierung, die auf einen Teil der Opposition 
angewiesen ist, die sich ganz klar gebunden hat 
an einen ganz bestimmten Teil der Opposition. Und 
das sind Sie und wir nicht.

(Beifall AfD)

Damit wissen Sie auch, wer hier wirklich Opposition 
ist und wer hier eigentlich Zuträger der Regierung 
ist. Angesichts derart verschwimmender Verhältnis-
se, was eigentlich hier Opposition und was hier 
regierungstragend ist, verbietet sich so ein Gesetz-
entwurf im Grunde schon von vornherein.

Noch deutlicher, Herr Bühl, werden Sie in der Zei-
tung. Danke, dass Sie das gestern gesagt haben, 
dass es heute abgedruckt werden konnte und dass 
ich es auch noch lesen konnte. Herr Bühl sagte 
nämlich klipp und klar – und damit unterstreicht er 
noch mal ganz deutlich, in welche Richtung dieses 
Gesetz …

Vizepräsidentin Güngör:
Entschuldigung. Gestatten Sie eine Zwischenfrage 
des Abgeordneten Hande?

Abgeordneter Möller, AfD:
Ja, am Ende meiner Rede.

Herr Bühl sagte ziemlich deutlich und unterstreicht 
damit noch mal das Ziel dieses Gesetzentwurfs: 
„Für mich ist klar, die AfD kann nicht Teil einer Kom-
mission sein, in der sie sich im Endeffekt selbst 
überwachen würde. Das würde das ganze Gremi-
um konterkarieren. Das muss die AfD für sich ak-
zeptieren.“ Na ja, Herr Bühl, wir akzeptieren das 
natürlich nicht. Das hätte Sie wahrscheinlich auch 
gewundert, denn Sie erzählen gleich zweimal Un-
sinn. Das Erste: Natürlich überwachen wir uns nicht 
selber, sondern wir überwachen die, die uns über-
wachen. Das ist ein Unterschied. Das sollten Sie 
wissen.

(Beifall AfD)

Wir würden dann tatsächlich aus erster Hand mit-
bekommen, welche Machenschaften unternommen 
werden, um eine Opposition mit illegalen, nach mei-
ner Überzeugung sogar mit strafbaren Methoden zu 
kontrollieren, um ihr die Möglichkeiten zu nehmen, 
politisch zu handeln und sie möglichst sogar zu ver-
bieten.

(Beifall AfD)

Wir könnten natürlich auch darauf aufmerksam ma-
chen, wenn andere Kontrolleure das nicht sehen 
wollen. Wir würden also eine ganz andere Öffent-
lichkeitswirkung haben für ein bestimmtes Versa-
gen der Kontrolle.

(Zwischenruf Abg. Bühl, CDU: Sie wissen 
schon, dass diese Gremien geheim tagen!)

Na ja, Sie wissen schon, dass es einen öffentli-
chen PKK-Bericht gibt. Und in diesem öffentlichen 
PKK-Bericht haben bestimmte Sachen einfach drin-
zustehen. Das tun Sie bisher nicht, weil Sie näm-
lich den Mantel des Schweigens darüber kleiden. 
Das gehört einfach zur Wahrheit dazu. Diesen Zu-
stand, diesen rechtswidrigen Zustand, dieses Abse-
hen von Kontrolle, die aber dem Parlament übertra-
gen ist, das wollen Sie perpetuieren. Das ist nicht 
verfassungskonform, das ist auch nicht rechtskon-
form. Sie versuchen hier, legislatives Unrecht zu 
schaffen, um weiter gegen die Opposition vorgehen 
zu können,

(Beifall AfD)

und zwar die, die Sie nicht unterstützt, weil Sie 
nämlich ein Problem haben mit Opposition, die die 
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Regierung wirklich kritisiert, die sich nicht an Leit-
planken hält, was gesagt werden soll und was nicht 
gesagt werden darf. Das ist natürlich anders bei 
den Kollegen hier drüben, die genau in ihrem Milieu 
mittlerweile mitschwimmen. Und da unterscheiden 
wir uns eben.

Und zweitens: Das ist der typische Zirkelschluss, 
der schon für sich die ganze Systematik ad absur-
dum führt. Wer entscheidet denn nach diesem Kon-
zept, was Sie jetzt aufstellen, wer in der PKK den 
Verfassungsschutz kontrollieren darf?

(Zwischenruf Abg. Marx, SPD: Das Parla-
ment!)

(Zwischenrufe aus der Fraktion Die Linke: 
Das Parlament!)

Am Ende ist es der Verfassungsschutz. Nein, es 
ist der Verfassungsschutz. Denn der Verfassungs-
schutz sagt, ich beobachte die größte Oppositions-
partei, die größte Oppositionsfraktion, die größte 
Fraktion insgesamt hier im Land. Und dann darf 
die natürlich nach Ihrer Logik nicht mehr den Ver-
fassungsschutz kontrollieren. Das heißt, der Kon-
trollierte entscheidet, wer ihn kontrolliert.

(Beifall AfD)

Also, meine Damen und Herren, dass das mit 
einem vernünftigen, funktionierenden Rechtsstaat 
nicht übereinzubringen ist, das sollte jedem klar 
sein. Dazu braucht man kein Jurist sein, da braucht 
man nicht mal studiert zu haben. Ich könnte jetzt 
noch viel erzählen zur Praxis des Verfassungs-
schutzes, es ist aber heute schon viel dazu gesagt 
worden. Deswegen, Herr Hanke, Hande. Ich merke 
es mir nicht, tut mir leid, aber irgendwann habe ich 
es drauf. Bitte schön.

Abgeordneter Hande, Die Linke:
Na ja, Sie gehen ja jetzt eh nach Berlin. Aber den-
noch, schönen Dank für die Möglichkeit, dass ich 
eine Zwischenfrage stellen kann. Sie haben jetzt 
von Ausgrenzung gesprochen und in der ersten Le-
sung hatten Sie von systematischer Ausgrenzung 
der AfD gesprochen. Aber Sie hätten doch auch die 
Möglichkeit, für dieses Gremium, auch nach dieser 
Änderung, für beide Gremien entsprechend Kandi-
daten aufzustellen und zu kandidieren. Wenn, ich 
sage jetzt mal, die Entscheidung dieses Hohe Haus 
hier trifft, jeder Abgeordnete ist nur seinem Gewis-
sen verpflichtet, wo sehen Sie denn da im Fall ei-
nes Gewähltwerdens oder in Ihrem Falle vielleicht 
Nichtgewähltwerdens eine systematische Ausgren-
zung?

(Beifall Die Linke)

Abgeordneter Möller, AfD:
Ich wundere mich immer, wie selektiv Sie die Reali-
tät wahrnehmen.

(Heiterkeit Die Linke)

Wenn wir uns in unserer freien Entscheidung als 
Abgeordnete der AfD-Fraktion entscheiden, Ihre 
Kandidaten nicht in den Richterwahlausschuss zu 
wählen, was für ein Geschrei da losgeht. Das wäre 
ja Missbrauch, das ginge ja gar nicht. Aber hier 
geht es plötzlich. Also bitte schön, versuchen Sie 
doch mal die gleichen Standards anzuwenden bei 
der Besetzung von Gremien.

(Beifall AfD)

Und natürlich fällt es Ihnen relativ einfach, so zu ar-
gumentieren, weil das Verfassungsgericht natürlich 
sich hier auch nicht gerade mit Ruhm bekleckert 
hat, sondern seit Jahren der Frage ausweicht, wie 
eigentlich damit zu verfahren ist, wenn eine Parla-
mentsmehrheit versucht, die Rechte einer Minder-
heit vollkommen zu beschneiden, indem man ein-
fach jeden Kandidaten ablehnt. Dieser Frage weicht 
das Verfassungsgericht aus.

(Zwischenruf Abg. König-Preuss, Die Linke: 
Wir haben jeden einzelnen Kandidaten be-
gründet, jeden einzelnen!)

Meine Prognose oder meine Hypothese ist, das 
hängt auch mit der politischen Verortung dieser 
Verfassungsrichter zusammen und den Narrativen, 
die sich im Verfassungsgericht mittlerweile über die 
AfD auch verfangen haben.

(Unruhe CDU)

Das werde ich auch weiterhin so aussprechen, 
auch wenn mir dafür wieder der Delegitimierungs-
vorwurf um die Ohren gehauen wird, weil auch das 
Verfassungsgericht nicht frei von Kritik ist.

(Beifall AfD)

Ich würde mir tatsächlich wünschen, dass im Ver-
fassungsgericht endlich mal auch nicht nur die 
Theorie betrachtet wird, sondern die Praxis. Und 
in der Praxis ist es leider so, dass eine Partei oder 
die Vertreter einer Partei, die 39 Prozent bei der 
letzten Wahl erreicht haben, in diesem Parlament 
systematisch aus Kontrollgremien, aus staatlichen 
Gremien ausgegrenzt werden und man dafür sogar 
die Rechtslage anpasst. Dass das nicht mehr nur 
ein Geschmäckle hat, sondern nichts mehr mit neu-
tralem Rechtsstaat zu tun hat, das sollte eigentlich 
den Richtern des Verfassungsgerichts klar sein. Ih-
nen sollte es eigentlich auch klar sein. Sie ziehen 
keine Konsequenzen daraus. Ich hoffe, das Verfas-
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sungsgericht schafft das irgendwann mal. Danke 
schön.

(Beifall AfD)

Vizepräsidentin Güngör:
Bevor ich nach weiteren Wortmeldungen frage, 
würde ich darum bitten, engagierte Dialoge, auch 
wenn sie auf der Regierungsbank stattfinden, nach 
draußen zu verlegen. Gibt es weitere Wortmeldun-
gen? – Vielleicht muss ich auch warten, bis der 
miteinander geführte Dialog fertig ist.

(Heiterkeit im Hause)

Sehr geehrter Herr Ministerpräsident, ich will Sie 
gar nicht stören. Vielleicht stören wir Sie als Hin-
tergrundgeräusch. Es wäre lieb, wenn Sie Dialoge 
dann nach draußen verlagern könnten.

Ich habe eine weitere Wortmeldung gesehen von 
Frau Dorothea Marx. Bitte.

Abgeordnete Marx, SPD:
Frau Präsidentin, verehrte Kolleginnen und Kolle-
gen! Herr Hande hat eben in seiner Frage schon 
mal in die richtige Richtung gewiesen. Wir haben 
als Parlament das Recht zur Selbstorganisation 
und uns hier eben im Rahmen unserer Möglichkeit 
auch Verfahrensregeln zu geben. Und was wir hier 
machen, ist, dass wir Ihren Erpressungsversuchen

(Zwischenruf Abg. Möller, AfD: … Erpres-
sungsversuch?!)

– ja – damit begegnen, dass wir mit einer einfa-
chen Mehrheit künftig dieses Gremium besetzen. 
Und mehr passiert nicht. Und dann gibt es eine 
einfache Mehrheit zur Besetzung dieses Gremiums. 
Und es gilt die Verhältnismäßigkeit zwischen Oppo-
sition und Regierung. Und dann können Sie, wie 
jede andere Fraktion auch, hier Ihre Kandidaten ins 
Rennen schicken. Dann ist es in der Tat die Ent-
scheidung der frei gewählten Abgeordneten, wem 
sie das Vertrauen zur Kontrolle des Verfassungs-
schutzes übertragen wollen und wem nicht. Und 
genau das passiert. Daran ist nichts rechtswidrig, 
verfassungswidrig, gemein oder hinterhältig.

(Beifall CDU, BSW, SPD)

Vizepräsidentin Güngör:
Danke, Frau Abgeordnete Marx. Gibt es weitere 
Wortmeldungen seitens der Abgeordneten? Das 
kann ich nun nicht erkennen. Gibt es Wortmeldun-
gen seitens der Landesregierung? Auch das kann 
ich formal nicht erkennen. Dann kommen wir zu 
den Abstimmungen.

Zunächst stimmen wir über den Änderungsantrag 
ab. Wer dem Änderungsantrag seine Zustimmung 
erteilen möchte, den oder die bitte ich nun um das 
Handzeichen. Das sind die Fraktionen Die Linke, 
SPD, BSW und CDU. Wer stimmt dagegen? Das 
ist die Fraktion der AfD. Gibt es Enthaltungen? Das 
erkenne ich nicht.

Dann stimmen wir nun über den Gesetzentwurf 
in zweiter Beratung unter Berücksichtigung des Er-
gebnisses der Abstimmung über den Änderungsan-
trag ab. Wer dem Gesetzentwurf in der nun geän-
derten Version so zustimmen möchte, den oder die 
bitte ich um das Handzeichen. Das sind die Fraktio-
nen Die Linke, SPD, BSW und CDU. Wer möchte 
dagegen stimmen? Das ist die Fraktion der AfD. 
Gibt es Enthaltungen? Das erkenne ich nicht.

Dann kommen wir nun in die Schlussabstimmung. 
Wer in der Schlussabstimmung zustimmt, den oder 
die bitte ich, sich nun von den Plätzen zu erheben. 
Das sind die Abgeordneten der Fraktionen Die Lin-
ke, SPD, BSW und CDU. Wer dagegen stimmen 
möchte, den oder die bitte ich nun, sich von den 
Plätzen zu erheben. Das ist die Fraktion der AfD. 
Gibt es Enthaltungen? Die erkenne ich nicht im 
Raum. Dann gilt dieses Gesetz so als angenom-
men und ich schließe diesen TOP.

Ich rufe nun auf Tagesordnungspunkt 5 in seinen 
Teilen

a) Änderung der Geschäftsord-
nung des Thüringer Landtags
Antrag der Fraktionen der CDU, 
des BSW und der SPD
- Drucksache 8/567 - 
dazu: Änderungsantrag der Frak-

tionen der CDU, des BSW 
und der SPD
- Drucksache 8/621 - 

b) Änderung der Geschäftsord-
nung des Thüringer Landtags
Antrag der Fraktion Die Linke
- Drucksache 8/537 - 

Zunächst einige Hinweise: Bevor ich das Wort 
zur Begründung erteile und die Aussprache eröff-
ne, möchte ich darauf hinweisen, dass Ihnen ein 
Schreiben des Landesbeauftragten für Menschen 
mit Behinderungen vom 3. März 2025 als Kenntnis-
nahme 8/39 vorliegt, in dem weitere Änderungen an 
der Geschäftsordnung angeregt werden. Ich gehe 
davon aus, dass Sie diese Anregungen mit in Ihren 
Meinungsbildungs- und Entscheidungsfindungspro-
zess einbezogen haben.
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Gestatten Sie mir bitte zunächst weitere Vorbe-
merkungen: Dem Plenum des Landtags liegen 
umfangreiche Änderungsvorschläge vor. Ich grei-
fe exemplarisch nur die Regierungsbefragung und 
die Dringlichkeitsanfrage heraus. Wird eine Ände-
rung der Geschäftsordnung beschlossen, entfaltet 
diese unmittelbar nach der Beschlussfassung Wir-
kung. Selbstverständlich wird allerorten an der Um-
setzung der vorgeschlagenen Änderungen gearbei-
tet, sobald die entsprechenden Beschlüsse gefasst 
worden sind. Gleichzeitig gehe ich vom Vorliegen 
allseitigen Verständnisses dafür aus, dass für die 
eine oder andere Umsetzungsmaßnahme ein paar 
Tage Zeit benötigt werden. Ich sehe jetzt hier kei-
nen Widerspruch und gehe davon aus, dass wir 
das gemeinsam so festhalten können.

Ist die Begründung zum Antrag in TOP 5 a ge-
wünscht? Das sehe ich nicht. Ist die Begründung 
zum Antrag in TOP 5 b gewünscht? Auch das kann 
ich nicht erkennen. Dann eröffne ich nun die Aus-
sprache und erteile zunächst Herrn Abgeordneten 
Möller seitens der AfD das Wort.

Abgeordneter Möller, AfD:
Oh, 20 Minuten – das ist aber schön.

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Ja, wo 
fange ich an – eine ganze Menge Änderungen, die 
Sie vorschlagen, die meisten davon gehen nicht auf 
die Arbeitsgruppe in der letzten Legislaturperiode 
zur Fortentwicklung der Geschäftsordnung zurück. 
Die hat ja sehr intensiv getagt, und dass das kaum 
berücksichtigt worden ist, ist natürlich bedauerlich, 
weil sich natürlich erstens damals auch viele Leute 
gute Gedanken gemacht haben und weil zum Zwei-
ten die große Mehrheit der Änderungsvorschläge, 
die jetzt gemacht worden sind, überhaupt keine 
Vorbefassung erhalten haben, was wünschenswert 
gewesen wäre. Ich glaube sogar, Sie werden sich 
das noch wünschen.

Fangen wir mal an mit dem Antrag von CDU, BSW 
und SPD. Da haben wir gleich in der Nummer 1 
die Änderung der Sitzungsleitung in der ersten kon-
stituierenden Sitzung, die möchten Sie gern einem 
erfahrenen Abgeordneten übertragen. Dagegen ist 
eigentlich nichts einzuwenden. Einzuwenden ist al-
lerdings schon, dass Sie das aus Anlass der kon-
stituierenden Sitzung im September tun. Das ver-
stärkt sich noch, dieses ungute Gefühl, wenn man 
dann in den Buchstaben b reinrutscht. Da machen 
Sie nämlich Folgendes: Sie erwähnen ausdrücklich 
die Möglichkeit von sofortigen Geschäftsordnungs-
änderungen direkt am Anfang, also noch bevor 
der Präsident gewählt wird oder die Vizepräsiden-
ten. Ja – was machen Sie damit? Sie bestätigen 
die Rechtsauffassung vom Alterspräsidenten Treut-

ler, sonst bräuchten Sie es ja jetzt nicht in die Ge-
schäftsordnung reinschreiben.

(Beifall AfD)

Das ist schon interessant. Das hätten Sie sich also 
vielleicht doch ein bisschen besser überlegen müs-
sen, so ist halt doch klar, dass das, was Sie da 
gemacht haben, ein Stück weit schon ein Putsch 
war.

(Beifall AfD)

Dann kommen wir zu Nummer 3 Ihres Antrags. Der 
bezieht sich auf § 9 Abs. 2 Satz 2 – und da geht 
es um Wahlen und einen Verweis auf den § 51 
Abs. 1 Satz 2. Wenn ich mir jetzt den § 51 Abs. 1 
Satz 2 angucke, auch in Ihrer Fassung, erscheint 
mir das schlicht falsch, denn der regelt die Einbrin-
gung von Vorlagen. Also entweder haben Sie Ihr 
dunkles Wollen nicht ordentlich zum Ausdruck ge-
bracht oder einfach geschlampt. Sie sollten sich 
das noch mal angucken.

Dann haben wir die Nummer 9, da geht es um die 
Fixierung der Frist zur Anmeldung neuer Verhand-
lungsgegenstände. Was spricht dafür? Sie haben 
dazu, glaube ich, nichts vorgetragen. Ich kann auch 
nicht erkennen, warum man das machen sollte, aus 
meiner Sicht spricht nichts dafür.

Dann fehlt aber dafür vollständig eine Regelung, 
in welcher Reihenfolge die Aktuellen Stunden bei 
dem neuen Verfahren aufgerufen werden sollen. 
Wenn man das nach Eingang macht, wäre es so 
eine Art Windhundrennen. Das wird der Sache na-
türlich überhaupt nicht gerecht. Und bei fünf Frak-
tionen dauert so eine Sitzung erfahrungsgemäß bis 
18.00 Uhr, Regierungsbefragung kommt dann noch 
dazu, 1 Stunde 30 Minuten. Da stelle ich mir so ein 
bisschen die Frage: Wie lange soll denn der Mitt-
woch dauern? Das wird ziemlich ausufern. Haben 
Sie sich da mal Gedanken gemacht? Da wäre ich 
auch gespannt, wie Sie sich das vorgestellt haben. 
Aber wir hören da sicherlich viel davon, das muss 
ja heute noch nicht verabschiedet werden.

(Zwischenruf Abg. Schubert, Die Linke: Sie 
sind ja dann nicht mehr da, Herr Möller!)

Dann haben wir die Nummer 15 – Abstimmungen 
nach Namensaufruf. Da frage ich mich auch so 
ein bisschen: Warum macht man das? Glauben 
Sie ernsthaft, dass das kürzer geht oder weniger 
langweilig ist? Ich glaube, ehrlich gesagt, das wird 
sogar länger dauern, einen Vorteil kann ich durch 
diese Regelung auch nicht erkennen.

Dann haben wir mit etwas mehr Brisanz die Num-
mer 18 Ihres Geschäftsordnungsänderungsantrags. 
Da wollen Sie in § 51a für die Vorlagen Regelungen 
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schaffen, also was darf in Vorlagen drinstehen und 
was sollte nicht drinstehen. Unter anderem geht 
es dabei um die parlamentarische Würde, es geht 
um Aussagen, die gegen die Menschenwürde ver-
stoßen, diskriminierende, rassistische, beleidigen-
de Meinungsäußerung. Meine Damen und Herren, 
darüber streiten wir uns jetzt schon ziemlich stark, 
wie soll denn das dann werden? Beispielsweise 
wenn es um Anträge der Linken geht, die dann 
vielleicht einen Faschismusvorwurf enthalten – wer 
sagt denn dann, das geht so nicht? Oder wie ist es 
bei meiner Fraktion, wenn wir einen asylpolitischen 
Antrag formulieren und jemand im Ältestenrat sei-
tens der Linken sagt, das ist aber aus unserer Sicht 
rassistisch? Wer entscheidet dann, ob eine parla-
mentarische Initiative einer Fraktion in das Rund 
des Plenums gebracht und hier diskutiert werden 
kann? Das ist doch ein Beschäftigungsprogramm 
für das Verfassungsgericht, aber nicht wirklich eine 
sachgerechte Lösung, meine Damen und Herren.

(Beifall AfD)

Dann haben wir in der Nummer 24 Ihre Superidee 
vom prälegislativen Konsultationsverfahren. Das ist 
mal ein richtiger Brüller, muss ich sagen.

(Beifall BSW)

Den machen Sie ja letztlich eigentlich nur, weil Sie 
irgendwie eine Ausrede brauchen, dass Sie alles 
vorher mit der Linken durchkonsensualisieren müs-
sen.

(Beifall AfD)

Pro forma schicken Sie es halt an alle und lesen …

(Zwischenruf Abg. Bühl, CDU: Damit geste-
hen Sie sich ein, dass Sie gar nicht mitma-
chen wollen!)

Wir werden schon ordentlich mitmachen. Wir krie-
gen natürlich auch mit, dass Sie unsere Vorschläge 
gern aufgreifen, halt leider mit einer Verzögerung 
von einem halben Jahr,

(Beifall AfD)

was aber nicht Sinn und Zweck eines prälegislati-
ven Konsultationsverfahrens sein sollte. Wir wissen 
doch alle, worum es hier geht: Sie haben keine 
Mehrheit, Sie brauchen die Mehrheit von der Lin-
ken, das haben Sie so vereinbart, die SPD hat 
das auch entsprechend angebunden. Und weil Sie 
keine Mehrheit haben, regeln Sie die Geschäftsord-
nung des Landtags, also der Legislative, neu. Mei-
ne Damen und Herren, das ist nicht sachgerecht. 
Ob eine Regierung eine Mehrheit hat oder nicht, 
hat in der Geschäftsordnung eines Landtags über-
haupt nichts zu suchen, da gibt es überhaupt kei-
nen Grund.

(Beifall AfD)

Es gibt übrigens schon ein legislatives Konsultati-
onsverfahren, das sich sehr bewährt hat in Demo-
kratien, jedenfalls in parlamentarischen Demokrati-
en, das ist die Befassung von Gesetzen und Anträ-
gen der Landesregierung im Landtag. Dafür gibt 
es die erste Lesung, dann gibt es Ausschussbe-
fassung und zweite Lesung. Wenn man das ernst 
nimmt, wenn man es mit dem Parlamentarismus 
ernst meint, reicht das voll und ganz aus.

(Beifall AfD)

Dieses prälegislative Konsultationsverfahren ist das 
Papier nicht wert, auf dem es geschrieben ist.

(Beifall AfD)

Dann haben Sie in der Nummer 48 Dringlichkeits-
anfragen aufgenommen. Das ist keine schlechte 
Idee. Es ist allerdings dann eine schlechte Idee, 
wenn man damit die Mündlichen Anfragen ersetzen 
möchte, die durchaus ihren Wert haben.

Dann kommen wir zur Regierungsbefragung, die in 
Ihrem Regelungsentwurf natürlich auch lauter Defi-
zite hat. Also zum einen überlassen Sie ja nach 
diesem Vorschlag der Regierung, welches Regie-
rungsmitglied an der Befragung teilnimmt und damit 
höhlen Sie natürlich auch das Frage- und Antwort- 
und das Kontrollrecht der Opposition völlig aus. 
Denn wenn die Regierung bestimmt, wer da ist und 
wer antworten kann, dann bestimmen Sie letztlich 
auch, worauf es Antworten gibt. Das hat natürlich 
nichts mehr mit ordnungsgemäßer Kontrolle durch 
die Opposition zu tun –

(Beifall AfD)

also auch ein hochdefizitär gestaltetes Verfahren.

Dann: Wer bestimmt, ob eine Frage von aktuellem 
landespolitischen Interesse ist? Die Regierung? 
Der Präsident? Das Gremium des Präsidenten und 
der Vizepräsidenten, in dem wir nicht vertreten 
sind? Also, meine Damen und Herren, auch das 
zeigt doch, dass Sie jede Menge Einfallstore schaf-
fen, um unliebsame, kritische Fragen, die der Re-
gierungsminderheit schaden, damit gleich von vorn-
herein aus dem parlamentarischen Diskurs raushal-
ten zu können. Allein der Verdacht, dass Sie das 
damit erreichen wollen, sollte Sie zum Nachdenken 
bewegen, ob Sie diesen Entwurf der Geschäftsord-
nung so verabschieden wollen.

Was haben wir noch? Sie gehen an mehreren Stel-
len von der qualifizierten Mehrheit auf die einfache 
Mehrheit zurück. So eine qualifizierte Mehrheit hat 
natürlich ihren Sinn, wir haben es ja eben schon 
diskutiert. Grundsätzlich hat sie den Sinn, dass be-
sonders weitreichende Entscheidungen auch wirk-

722 Thüringer Landtag - 8. Wahlperiode - 11. Sitzung - 07.03.2025

(Abg. Möller)



lich einen großen gesellschaftlichen Konsens errei-
chen. Das wird insbesondere dann besonders be-
deutend, wenn eine Gesellschaft tief gespalten ist 
wie die in Thüringen. Und es ist im Übrigen auch 
so, dass ein demokratischer Rechtsstaat nicht nur 
durch Mitbestimmung durch die Mehrheit bestimmt 
wird, sondern letztlich auch durch einen entspre-
chenden Minderheitenschutz. Auch diesem Zweck 
dient eine Zweidrittelmehrheit. Sie schaffen sie ab. 
Das spricht auch für sich. Letztlich erreichen Sie 
mit diesem Neuzuschnitt der Geschäftsordnung das 
Ausblenden von signifikanten Mehrheiten in unse-
rer Gesellschaft, und zwar auch außerhalb des Par-
laments, deren Vertreter Sie hier einfach nicht mehr 
wahrnehmen müssen und hören müssen, sondern 
wo eher so nach dem Motto der Gnade verfahren 
wird: Okay, das ist ein landespolitisch aktuelles 
Thema, da werden wir sie berücksichtigen. Okay, 
dieses Gremium ist jetzt nicht ganz so wichtig, da 
können wir auch mal einen von denen reinwählen, 
aber wenn es um wichtige Sachen geht, dann wäh-
len wir sie eben nicht rein.

Diese Beliebigkeit, über die Sie entscheiden, das ist 
Willkür. Das hat eben nichts mehr mit einer neutra-
len und sachgerechten Geschäftsordnung zu tun.

(Beifall AfD)

(Zwischenruf Abg. Mühlmann, AfD: Und das 
BSW macht mit!)

Ja, das ist schade. Dann haben wir den Antrag 
der Linken – das ist jetzt ein bisschen kurios –, 
daran habe ich weniger auszusetzen als am Aus-
gangsantrag der Koalitionsfraktionen. Die Regelung 
zu den Parlamentarischen Gruppen, da muss ich 
sagen: Ja, kann man regeln, ist jetzt nicht falsch, 
aber so ein bisschen verkennen Sie dabei zum Bei-
spiel die Genese, wie eine Parlamentarische Grup-
pe entsteht. Parlamentarische Gruppen werden ja 
nicht reingewählt, sondern sie entstehen meistens 
dadurch, dass Kleinfraktionen am Ende Leute von 
der Stange gehen und dann hat man plötzlich eine 
Parlamentarische Gruppe.

(Zwischenruf Abg. Schubert, Die Linke: Es 
soll auch bei größeren Fraktionen gewesen 
sein, dass Leute von der Stange gehen, Herr 
Möller!)

Man müsste also eigentlich auch regeln, dass die-
jenigen, die keinen Anspruch auf bestimmte Posi-
tionen, wie zum Beispiel einen Vizepräsidenten ha-
ben, dann diesen Vizepräsidenten auch verlieren. 
Das regeln Sie leider nicht. Das fehlt also.

Dann haben wir mit der Nummer 3 einen kritikwür-
digen Punkt. Da versuchen Sie so ein bisschen, 
Gleichbehandlungsgründe zu kultivieren. Da geht 

es um Krankheiten und die Gleichstellung von bei-
spielsweise Schwangerschaften mit Krankheiten. 
Ich sehe dafür überhaupt keinen Bedarf, meine 
sehr geehrten Kolleginnen und Kollegen von den 
Linken. Diese Änderung ist überflüssig,

(Zwischenruf Abg. Bühl, CDU: Ein Vorschlag 
aus der Kommission der Abgeordneten!)

denn schon die bisherige Rechtslage hat klarge-
stellt, dass der Schwangerschaftszustand beispiels-
weise bei Frauen, der nicht als Krankheit bezeich-
net wird, als sonstiger wichtiger Grund natürlich 
auch ein Fernbleiben von der Sitzung entschuldigt. 
Dafür gibt es überhaupt keinen Bedarf.

(Zwischenruf Abg. Mitteldorf, Die Linke: 
Doch!)

Doch, sagen Sie. Na, Sie können es ja gleich erläu-
tern.

Gut, ich denke, das reicht vielleicht erst mal für das 
Erste. Ich brauche ja noch ein paar Minuten, um zu 
reagieren. Also dann wünsche ich uns eine schöne 
Debatte.

(Beifall AfD)

Vizepräsident Quasebarth:
Danke schön an den Abgeordneten Stefan Möller. 
Als Nächste habe ich Katja Mitteldorf für die Frakti-
on Die Linke auf der Rednerliste stehen. Bitte ans 
Rednerpult.

Abgeordnete Mitteldorf, Die Linke:
Vielen Dank, Herr Präsident. Sehr geehrte Kollegin-
nen und Kollegen, sehr geehrte Zuschauerinnen, 
vielleicht auch noch am Livestream! Wir unterhalten 
uns heute über die Geschäftsordnungsänderung 
bzw. sind ja mehrere Vorschläge hier eingebracht. 
Die Geschäftsordnung selbst ist am Ende das In-
strument, was wir uns als Landtag geben, um mit-
einander Verfahrensabläufe zu vereinbaren und für 
uns auf den geeinten Grundlagen Arbeitsfähigkeit 
herzustellen. Das ist also eine Geschäftsordnung, 
für alle, die von außen zusehen und sich jetzt viel-
leicht fragen, was wir hier besprechen.

Die Brombeerkoalition hat einen sehr umfangrei-
chen Antrag eingereicht. Auch wir haben einen Ge-
schäftsordnungsantrag eingereicht, auf den ich zu-
nächst eingehen möchte, um dann noch ein paar 
Worte zu verlieren zu den Vorschlägen der Brom-
beerkoalition.

Ich würde aber wirklich gern, weil Herr Möller zu-
letzt mich gebeten hat, ihm zu erklären, warum ich 
finde, dass das wichtig ist, zunächst mal mitteilen: 
Herr Möller, ich finde es ein bisschen putzig, dass 
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Sie hier vorn stehen, und es hatte für mich ein biss-
chen den Eindruck, als hätten Sie vergessen, dass 
Sie gleich noch eine Klausur kontrollieren müssen 
von jemandem, der bei Ihnen studiert, und weil 
Sie das aber mündlich begründen müssen, haben 
Sie sich jetzt hier irgendwelche Sachen zurechtge-
stammelt. Am Anfang habe ich gedacht, Sie haben 
gar nicht den richtigen Antrag vor sich liegen. Ich 
war erst ganz irritiert, was Sie aus dem Antrag der 
Brombeerkoalition zu lesen vermögen. Das fand ich 
insgesamt sehr spannend und würde sagen, wenn 
man so viel zu kritisieren hat, dann kann man ja, 
wie das in einem Parlament üblich ist, selbst ein-
fach Vorschläge einbringen und selbst auch Ände-
rungsanträge stellen. Das haben Sie natürlich wie-
der nicht gemacht. Sie machen es sich wie immer 
leicht, indem Sie sich hier hinstellen und sagen, alle 
anderen sind doof und alle anderen hauen natürlich 
nur auf Sie drauf. Das ist ja Ihre Erzählung.

Jetzt will ich Ihnen mal sagen, warum Punkt 3 – 
Kollege Bühl hat das ja auch schon reingerufen ins 
Rund – unseres Antrags selbstverständlich wichtig 
ist. Das eine ist – das hat Kollege Bühl schon an-
gedeutet – ein eindeutiges Ergebnis und eine Emp-
fehlung der Expertenkommission zur Überprüfung 
des Abgeordnetenrechts auf Reformbedarf. Da war 
ja auch Ihre Fraktion vertreten und – soweit ich das 
in Erinnerung habe – auch regelmäßig da. Der Kol-
lege Braga war sozusagen beratend für Ihre Frak-
tion in diesem Gremium. Und ein Ergebnis dieser 
Kommission war genau zu dem Punkt, wie man 
eigentlich dafür sorgen kann, dass es eine besse-
re Vereinbarkeit von Mandat und Familie gibt. Teil 
eines Regelungsbedürfnisses ist sehr wohl, festzu-
stellen, dass Mutterschutz im Kontext des Thürin-
ger Landtags bis dato überhaupt gar nicht geregelt 
war und dass das selbstverständlich eine Benach-
teiligung darstellt

(Beifall Die Linke)

und mit Sicherheit nicht dazu beiträgt, dass sich 
Mandat und Familie besser vereinbaren lassen. 
Wenn Sie es richtig lesen in unserem Antrag und 
wenn man nicht erst eine neue Erfindung machen 
will, kann man sich natürlich auf gesetzliche Grund-
lagen berufen, die es in diesem Staat schon gibt. 
Und da sind wir beim Mutterschutz angekommen, 
den wir vorschlagen, mit aufzunehmen in die Ge-
schäftsordnung, und uns gleichermaßen im Sinne 
des Mutterschutzes natürlich auch mit der Frage 
beschäftigen, inwiefern ein Beschäftigungsverbot 
vorliegt. Wenn Sie mal interessehalber – Sie haben 
natürlich recht, Schwangerschaft ist keine Krank-
heit, übrigens ist es auch kein Zustand, wie Sie ihn 
sozusagen gerade beschrieben haben. Sie können 
sich gern mal informieren. Wenn Frauen in öffent-

lichen Verwaltungen Tätigkeiten nachgehen, dann 
ist nicht selten, dass ein Beschäftigungsverbot für 
die Zeit der Schwangerschaft ausgesprochen wird. 
Und wir hier im Landtag haben bis dato nicht mal 
die Möglichkeit gehabt – ich beantworte Ihnen Ih-
re Frage gern am Ende meiner Rede –, uns auf 
Mutterschutz zu berufen, so es denn nötig wäre. 
Deswegen ist es eine konsequente Logik, dass wir 
das hier in der Geschäftsordnung aufnehmen.

Parlamentarische Gruppen: Ja, wenn Sie richtig le-
sen, dann sehen Sie auch, dass im Einleitungstext 
dazu steht: Es müssen natürlich die Voraussetzun-
gen da sein, um überhaupt eine Parlamentarische 
Gruppe zu gründen. Wer in der letzten Legislatur 
und auch in der Legislatur davor da war, der weiß, 
dass Absetzbewegungen hier in diesem Rund ir-
gendwie zu einer ganz merkwürdigen Normalität 
geworden sind. Das mag an verschiedenen Grün-
den liegen, die müssen wir auch nicht bewerten. 
Aber sie werden – und davon sind wir überzeugt 
– auch im bundespolitischen Kontext, auch in Zu-
kunft vermutlich immer häufiger vorkommen. Und 
wer sich in der letzten Legislatur das – ich glaube 
– halbjährige Diskutieren und Ringen um die Fra-
ge angesehen hat, welche Rechte die Parlamenta-
rischen Gruppen bekommen, die wir dann hatten 
– dann am Ende noch eine Parlamentarische Grup-
pe –, welche Rechte die im Vergleich zu allen ande-
ren Fraktionen bekommen und was mit finanziellen 
Sachen geregelt ist und so --- Wir haben ein halbes 
Jahr – wenn es reicht, vielleicht war es sogar län-
ger – darum gestritten und uns bemüht, Lösungen 
zu finden. Und ich finde es ein Versäumnis – das 
sage ich ganz ehrlich –, dass wir das in der letz-
ten Legislatur nicht gleich in die Geschäftsordnung 
aufgenommen haben, nachdem wir eine Einigung 
erzielt hatten, wie mit Parlamentarischen Gruppen 
umzugehen ist. Und für den möglichen Fall, dass 
wir wieder eine, mehrere oder sonstige Parlamen-
tarische Gruppen bei uns im Landtag finden – in 
dieser oder in den nächsten Legislaturperioden –, 
halten wir es für geboten, uns im Sinne der Effizi-
enzgewinnung quasi die Arbeit nicht immer wieder 
von Neuem zu machen, sondern bereits in unserer 
Geschäftsordnung rechtliche Grundlagen dafür zu 
haben.

Das sind jetzt die zwei Punkte, die Sie herausge-
griffen haben. Wir haben natürlich selbstverständ-
lich auch Punkte aufgenommen, die in gewisser 
Weise übrigens auch Opposition stärken – Ach-
tung, weil Sie ja in den Änderungsanträgen vor al-
lem die Schwächung der Opposition wahrnehmen. 
Uns ist es ein wichtiges Anliegen, dass wir das, 
was in verschiedenen Ausschüssen in gewisser 
Weise schon, ich sage mal, ein gewisses Gewohn-
heitsrecht – in Anführungsstrichen – war, jetzt auch 
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in der Geschäftsordnung festschreiben: dass bei 
Selbstbefassungsanträgen, die vorher das Quorum 
nicht erfüllt haben – weil es ja Fraktionen gibt, 
die das Quorum nicht allein erfüllen –, dieses Quo-
rum durch Beschluss der Tagesordnung erfüllt wer-
den kann, damit dann schon im Vorhinein klar ist, 
dass eine Beratung dieses Tagesordnungspunktes 
in dieser Sitzung stattfinden kann und nicht, wie 
sonst in der Geschäftsordnung stand, dass es dann 
in der nächsten Sitzung beraten wird. Das ist im 
Übrigen eine Stärkung von Opposition und deswe-
gen war dies für uns auch ein sehr wichtiger und 
besonderer Punkt, den wir an dieser Stelle aufneh-
men wollten.

Jetzt will ich auch noch ganz kurz zu dem Antrag 
der Brombeerkoalition sprechen, der sehr umfang-
reich ist. Ich glaube, das war mit Sicherheit auch 
sehr viel Arbeit, diesen Umfang in doch relativ kur-
zer Zeit hier auf den Tisch zu legen. Er enthält 
natürlich viele Punkte, die wir auch als sinnvoll 
erachten. Ich will auch da bei der Frage der Kon-
stituierung des Landtages anfangen. Wir haben 
selbstverständlich in dieser Legislaturperiode, im 
letzten Jahr sehr wohl spüren können, dass das 
Alter nicht grundsätzlich Garant dafür ist, dass ei-
ne Sitzungsleitung und eine Konstituierung eines 
Thüringer Landtags in der gewohnten Würde und 
mit Anerkennung der Abgeordnetenrechte aller Ab-
geordneten erfolgt.

(Beifall CDU, BSW, Die Linke, SPD)

Ergo ist es für uns auch nachvollziehbar und eine 
logische Konsequenz, dass man davon ausgehen 
kann, dass es wahrscheinlich der bessere Weg ist, 
wenn Abgeordnete schon eine gewisse Zeit Teil 
dieses Parlaments sind und sich demzufolge in par-
lamentarischen Abläufen, in Rechtsvorschriften und 
ähnlichen Dingen bereits gut auskennen, und sich 
auf genau diesen Punkt zu verständigen. Deswe-
gen finden wir das äußerst unterstützenswert.

Die Mündlichen Anfragen und die Aktuellen Stun-
den. Das ist auch, glaube ich, ein Thema, da wird 
vielleicht jede oder jeder hier im Parlament auch 
eine persönlich sehr andere Auffassung haben und 
vermutlich, wenn wir uns alle unsere persönlichen 
Meinungen dazu mitteilen, kämen wir vielleicht gar 
nicht auf einen Punkt. Ich kann es aber für mich 
mal sagen, ich bin absolut irgendwie gar kein 
Freund dieser Aktuellen Stunden, weil ich nach wie 
vor den Mehrwert darin nicht erkenne, dass wir ei-
nen ganzen Mittwoch lang gegenseitig ja nicht in 
die Debatte kommen – das ist ja irrelevant, also das 
findet ja gar nicht statt –, sondern wir uns alle zu 
einem Thema noch mal sagen, was wir im Zweifel 
voneinander auch schon wissen. Ich halte es für die 
Abarbeitung von Tagesordnungen und die Frage, 

ob wir es schaffen, Gesetze, Anträge und Ähnliches 
abzuarbeiten, zumindest für begrüßenswert, mal 
den Versuch zu wagen, diese Aktuellen Stunden in 
ihrem Ablauf und in ihrer Häufigkeit zu verändern. 
Ich kann mich, sage ich mal, auch nicht ganz mit 
meinem persönlichen Wunsch durchsetzen, zu sa-
gen, lasst uns das doch gleich lassen. Deswegen 
sind wir, glaube ich, ziemlich bereit, mal zu gucken, 
ob es auch funktioniert. Ich kann zumindest erken-
nen, dass es ermöglichen kann, dass wir anders 
effizient auch mit der Tagesordnung umgehen. Des-
wegen bin ich für den Vorschlag zumindest dank-
bar.

Und ganz ehrlich, ich finde es auch einen Effizienz-
gewinn, wenn wir die Mündlichen Anfragen nicht 
mehr stattfinden lassen. Wir müssen ja auch ehrlich 
mit uns selber sein. Wir haben die Fragestunden, 
da kann man mal gucken, wer tatsächlich hier im 
Rund sitzt und wer sich tatsächlich und ernsthaft 
dafür interessiert, was Abgeordnete auf ihre Münd-
lichen Anfragen – ja, der Kollege Schubert interes-
siert sich immer – für Antworten bekommen. Wir 
verlieren – in Anführungsstrichen – für die Abarbei-
tung der Tagesordnung in der Regel zwei Stunden.

Das heißt, ich finde es spannend, quasi auch ein 
bisschen nach dem Vorbild des Bundestags dann 
darüber zu reden, dass wir in eine Regierungsbe-
fragung eintreten. Übrigens, Herr Möller, die Sor-
ge teile ich nicht, dass irgendwie die Landesregie-
rung uns jetzt Dinge vorsetzt und wir können daran 
nichts ändern, weil, in dem Vorschlag der Brombee-
re ist ja auch eindeutig drin, dass im Ältestenrat 
erstens darüber informiert wird und zweitens wir 
selbstverständlich im Ältestenrat als gutes Gremi-
um unsere Interessen dann auch vertreten, sollte 
die Landesregierung der Meinung sein, dass sie 
uns nicht alle Ministerinnen und Minister in regel-
mäßigen Abständen vorbeischickt. Das können wir, 
glaube ich, ganz gut machen.

Ich will noch einen Punkt sagen, was nicht in 
unserem Antrag ist, aber für uns nach wie vor 
eine Wichtigkeit hat. Das ist, dass wir zwar als 
Plenum öffentlich tagen, aber dass es für meine 
Fraktion noch immer ein entscheidender Punkt ist, 
weiter darüber mit Ihnen zu debattieren, wie wir 
dazu kommen, dass die Ausschüsse, und zwar die 
Fachausschüsse, endlich öffentlich tagen.

(Beifall Die Linke)

Wir können nicht – und dabei bleibe ich – auf 
der einen Seite irgendwie Transparenz fordern und 
uns immer gegenseitig irgendwie sagen, die Bür-
gerinnen und Bürger kriegen gar nicht mit, was 
wir in den Ausschüssen machen, und andererseits 
aber die Öffentlichkeit der Ausschüsse sozusagen 
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verhindern. Deswegen will ich das an der Stelle 
noch mal voranstellen, dass die Öffentlichkeit der 
Ausschüsse – und die Problematik ist, dass wir 
dafür die Verfassung ändern müssen, schon auch 
klar – weiterhin Priorität haben muss in der Debat-
te für zukünftige Geschäftsordnungs- und Verfas-
sungsänderungen,

(Beifall Die Linke)

weil Bürgerinnen und Bürger das Recht haben, die 
Arbeit, die wir tatsächlich leisten – und die wird 
nämlich primär in den Ausschüssen gemacht, für 
alle, die das noch nicht wussten, nämlich gar nicht 
hier, sondern in den Ausschüssen – zu sehen, was, 
wie und in welcher Art und Weise wir dort tatsäch-
lich arbeiten. Deswegen noch mal die Werbetrom-
mel dafür.

Und ja, Herr Möller, jetzt habe ich noch 7 Sekunden 
und Sie dürfen mich trotzdem noch was fragen. – 
Jetzt habe ich noch 2.

Abgeordneter Möller, AfD:
Wenn die Abgeordnete nach der alten Rechtslage, 
soweit sie schwanger war, aus sonstigen Gründen 
von ihren Verpflichtungen als Abgeordnete entbun-
den wurde, und nun wird sie ebenfalls entbunden 
bei einer Schwangerschaft nur aus Gründen des 
Mutterschutzes, wo ist denn da die Besserstellung?

Abgeordnete Mitteldorf, Die Linke:
Die Besserstellung besteht vor allem darin – da 
müssen Sie schon beide Teile lesen, lieber Kolle-
ge –, dass Frauen, die im Mutterschutz sind und 
ein Beschäftigungsverbot haben, nach Antrag die 
Möglichkeit haben, an Ausschusssitzungen teilzu-
nehmen zum Beispiel. Das heißt, sie werden nicht 
an ihrer Arbeit gehindert, sie werden aber auch 
nicht gezwungen im Zweifel, in medizinischen Not-
fällen hier erscheinen zu müssen, weil ihnen sonst 
ihr Sitzungsgeld abgezogen wird. Vielen Dank.

(Beifall Die Linke, SPD)

Vizepräsident Quasebarth:
Ich danke der Abgeordneten Katja Mitteldorf und 
wünsche mir für die Fraktion der CDU Abgeordnete 
Ulrike Jary ans Rednerpult.

Abgeordnete Jary, CDU:
Sehr geehrter Herr Präsident, liebe Kolleginnen, lie-
be Kollegen, mit großer Freude meinerseits beraten 
wir nun diesen Tagesordnungspunkt am Ende die-
ser Plenarwoche. Das liegt nicht daran, dass da 
draußen die Sonne so sehr scheint und ich mich 

auf das Wochenende freue, sondern der Grund ist 
ein anderer. Wir beraten nämlich heute über nichts 
Geringeres als die umfangreichste Geschäftsord-
nungsänderung in der Geschichte des Thüringer 
Landtags.

(Beifall CDU, BSW)

Mit dem Antrag der Koalition wollen wir unsere 
Geschäftsordnung modernisieren und die Arbeit 
in diesem Haus vor allen Dingen effizienter ge-
stalten. Das haben wir auch schon gehört. Dafür 
wurden sämtliche bisherige Arbeitsprozesse und In-
strumente kritisch geprüft und hinterfragt. Wir wol-
len durch Vereinfachung und Verschlankung dazu 
beitragen, den Fokus auf die inhaltliche, fachliche 
Arbeit zu legen, und auch ein Stück weit wegkom-
men von der Selbstbeschäftigung.

Neu eingeführt – auch das haben wir gehört – 
wird das prälegislative Konsultationsverfahren in 
§ 54d. Damit wird das Parlament in seiner Gesamt-
heit durch die Landesregierung frühzeitig in die Er-
stellung von Gesetzentwürfen eingebunden. Diese 
Neuerung ist eine direkte Umsetzung des Regie-
rungsvertrags der Koalition. Wir haben uns in den 
Verhandlungen klar zu Folgendem bekannt: Dialog 
mit dem Parlament, Transparenz und Konsultation.

(Zwischenruf Abg. N. Hoffmann, AfD: Und 
Ausgrenzung!)

Wir setzen auf eine engere Anbindung des Parla-
ments in die Regierungsarbeit. Mit der Einführung 
dieses neuen prälegislativen Konsultationsverfah-
rens wollen wir sicherstellen, dass der Landtag – 
und da gehören Sie auch dazu, liebe AfD – schon 
vor der Kabinettbefassung über zentrale Vorhaben 
der Regierung informiert und konsultiert wird.

Was bedeutet das nun konkret? Einerseits errei-
chen wir eine bessere Einbindung der Interessen 
aller Wählerinnen und Wähler durch die Regierung. 
Andererseits beschleunigen wir so die Umsetzung 
von Regierungsvorhaben. Probleme können früh-
zeitig erkannt und somit auch ausgeräumt werden, 
bevor ein Gesetzentwurf das Parlament erreicht.

Ebenfalls neu ist die Regierungsbefragung nach 
dem Vorbild des Deutschen Bundestags in § 92. 
Mit dieser Neuerung setzen wir einen weiteren zen-
tralen Punkt unseres Regierungsvertrags um: Die 
Stärkung des Parlaments als zentralen Ort der poli-
tischen Debatte.

(Beifall CDU, BSW)

Zeit dafür soll durch den Wegfall der Mündlichen 
Anfragen entstehen. Wir sind davon überzeugt, 
dass eine Befragung der Regierung durch das ge-
samte Parlament die Debatte und die Arbeit des 
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Parlaments in ihrer Bedeutung betont. Die Mündli-
chen Anfragen hingegen waren ehrlicherweise eher 
langwierige Vorlesestunden. Stattfinden soll diese 
Regierungsbefragung am Plenarmittwoch nach den 
Aktuellen Stunden. Das ist dadurch zeitlich gut 
möglich, Herr Möller, weil wir mit der Änderung 
der Geschäftsordnung auch das Thema „Aktuelle 
Stunde“ angehen. Jede Fraktion kann zukünftig nur 
noch zwei Mal pro Halbjahr eine Aktuelle Stunde 
beantragen. Die Regierungsbefragung wird es dem 
Parlament ermöglichen, aktuell und direkt auf politi-
sche Entwicklungen zu reagieren. Um dem Bedürf-
nis des Abgeordneten nach einer schnellen Beant-
wortung einer überschaubaren Anzahl von Fragen 
weiterhin gerecht werden zu können, führen wir die 
Dringlichkeitsanfrage in § 91 ein. Im Umfang sind 
diese wie die bisherigen Mündlichen Anfragen ge-
fasst, nämlich drei Fragen. Diese sind durch die 
Landesregierung innerhalb von zehn Werktagen zu 
beantworten. Die Dringlichkeitsanfragen werden so-
mit im Wesentlichen wie diejenigen Mündlichen An-
fragen behandelt, die bisher nicht im Plenum beant-
wortet werden konnten. Durch diese Änderung ge-
winnen wir wichtige Plenarzeit für die Debatte von 
Sachthemen.

(Beifall CDU, BSW)

Das neue System hat aus unserer Sicht entschei-
dende Vorteile: Durch die monatliche Möglichkeit 
zur Dringlichkeitsanfrage, unabhängig von Plenar-
sitzungen, wird das Fragerecht der Abgeordneten 
sogar gestärkt. Jede und jeder Abgeordneter hat 
somit häufiger die Gelegenheit, von der Regierung 
kurzfristig Auskunft zu erlangen.

Mit der neuen Geschäftsordnung soll die Arbeit 
des Parlaments transparenter werden. Dazu gehört 
auch die Änderung im Verfahren der namentlichen 
Abstimmung. Und genau das ist der Grund, Herr 
Möller. Wir ersetzen die Abstimmung mit Stimmkar-
ten durch den Namensaufruf. Damit folgen wir dem 
Beispiel der überwiegenden Zahl der Landesparla-
mente. So ist für jeden Zuschauer sofort ersicht-
lich, wie der einzelne Abgeordnete gestimmt hat. 
Man muss nicht abwarten, bis das Protokoll vor-
liegt. Dies ist ein wichtiger Schritt zu mehr Trans-
parenz in unserem parlamentarischen Verfahren, 
denn Presse und Besucher hören von jedem von 
uns, wie er abstimmt.

Neben diesen Kernthemen enthält die Geschäfts-
ordnungsänderung weitere wichtige Neuerungen. 
Die elektronische Bereitstellung von Dokumenten 
erhält Vorrang vor der Papierform. Wir führen ei-
ne klare Regelung zur Konfrontationsobliegenheit 
bei parlamentarischen Anfragen ein. Der Europa-
ausschuss erhält gemäß der Verfassungsänderung 
vom Mai 2024 einen höheren Stellenwert. Die 

Sitzungsleitung der konstituierenden Sitzung über-
nimmt künftig das dienstälteste statt des lebensäl-
testen Mitglieds.

Mit all diesen Änderungen wollen wir nicht mehr 
so viele Tagesordnungspunkte vor uns herschie-
ben, wie es in der 7. Wahlperiode zuletzt der Fall 
war. Wir wollen die parlamentarische Arbeit effi-
zienter und zugleich transparenter gestalten. Mit 
der Geschäftsordnungsänderung wird unser Parla-
ment gestärkt und zukunftssicher aufgestellt. Wir 
verbessern unsere Fähigkeit zur politischen Debat-
te und zur wirksamen Kontrolle der Regierung. 
Gleichzeitig schaffen wir durch Vereinfachung und 
Verschlankung von Prozessen Raum für die inhalt-
liche Arbeit an den Themen, die die Menschen in 
Thüringen bewegen. Ich bitte Sie daher um Zustim-
mung zu diesem wichtigen Modernisierungsschritt 
für unser Parlament. Vielen herzlichen Dank.

(Beifall CDU, BSW, SPD)

Vizepräsident Quasebarth:
Ich danke ganz herzlich der Abgeordneten Jary für 
den Redebeitrag. Ich schaue mal auf meine Lis-
te. Da gibt es keine weiteren Redewünsche. Ich 
schaue mal ins Rund, ob das der Fall ist.

Der Abgeordnete Olaf Möller hat noch Zeit auf der 
Uhr.

(Zwischenruf Abg. Jankowski, AfD: Stefan 
Möller!)

(Zwischenruf Abg. Muhsal, AfD: Der war bei 
den Grünen, der Olaf Möller!)

Abgeordneter Möller, AfD:
Olaf Möller, den gibt es hier nicht mehr.

Frau Jary, es war mir ja klar, dass Sie versucht 
haben, das Ganze als den großen Wurf, sozusagen 
die neue Stele des Hammurabi, darzustellen, aber 
das ist es nicht. Sie werden damit nicht positiv in 
die Rechtsgeschichte eingehen, das muss ich Ih-
nen leider so sagen.

(Beifall AfD)

Ich hatte es vorhin schon gesagt, deswegen nur 
noch mal ganz allgemein: Viele von den Dingen, 
die Sie anstoßen, mögen natürlich die Zeit hier im 
Parlament teilweise verkürzen, aber Sie verkürzen 
eben auch die Möglichkeiten spontaner Interventio-
nen von Abgeordneten. Das müssen ja nicht immer 
AfDler sein.

(Zwischenruf Abg. Bühl, CDU: Bei was 
denn?)
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Na ja, schauen Sie sich beispielsweise die dring-
liche Anfrage an. Wenn die schriftlich beantwor-
tet wird beispielsweise, gibt es keine mündlichen 
Nachfragen.

(Zwischenruf Abg. Mitteldorf, Die Linke: Das 
können Sie ja bei der Regierungsbefragung 
machen, also!)

Ja, natürlich, wenn das von der entsprechenden 
landespolitischen Bedeutung her entsprechend ein-
geordnet wird, das ist ja schon mal das Erste, und 
wenn der jeweilige Minister da ist, das ist nämlich 
die zweite Voraussetzung.

(Unruhe CDU)

Sie bauen ja jede Menge Punkte ein, wo Sie letzt-
lich diese Rechte, die bisher bestanden haben, 
und zwar ohne irgendwelche Interventionsmöglich-
keiten, infrage stellen können. Und ich brauche we-
nig Fantasie, um mir vorzustellen, wie das dann in 
der Praxis und zu wessen Fraktion das in der Pra-
xis ausgehen wird. Ich fürchte, in Zukunft wird das 
auch diskutiert werden, allerdings – und insofern 
folge ich dem Weg von Olaf Möller – natürlich nicht 
durch mich. Für mich ist der Weg hier im Parlament 
dann doch so ziemlich am Ende. Es ist das letzte 
Mal, dass Ihnen die Ohren wegen mir bluten muss-
ten. Also ich würde jetzt lügen, wenn ich sage, ich 
habe es immer genossen hier zu sein.

(Zwischenruf Abg. Schubert, Die Linke: Wir 
auch!)

Schön, dass Sie das sagen, danke – wenigstens 
eine Gemeinsamkeit. Ich muss allerdings auch sa-
gen, die Stimmung ist in den letzten Wochen nach 
meiner Wahrnehmung besser geworden als in den 
letzten zehn Jahren davor. Daran sollten Sie weiter 
arbeiten, in diese Richtung.

Falls es der liebe Gott weiterhin gut mit der AfD 
meint wie bisher und schlecht mit Ihnen,

(Zwischenruf Abg. Zippel, CDU: Hat nichts 
mit Gott zu tun!)

dann komme ich vielleicht noch mal zurück. Dann 
setze ich mich allerdings auf diese Bank und bis 
dahin wünsche ich Ihnen alles Gute.

(Beifall AfD)

Vizepräsident Quasebarth:
Vielen Dank dem Abgeordneten Stefan Möller. Ent-
schuldigung noch mal für die Verwechslung des 
Vornamens. Stefan Möller muss es natürlich hei-
ßen.

Der Abgeordnete Stefan Wogawa hat noch einen 
Redewunsch anzumelden und dann bitte ich ihn 
hiermit ans Mikrofon.

Abgeordneter Dr. Wogawa, BSW:
Herr Präsident, meine sehr geehrten Damen und 
Herren, die Geschäftsordnung des Thüringer Land-
tags ist so etwas wie unsere gemeinsame Hausord-
nung. Nun liegt Ihnen ein Antrag der Koalitionsfrak-
tionen und ein Antrag der Fraktion Die Linke vor, 
um diese – bleiben wir bei dem Begriff – „Hausord-
nung“ der inhaltsreichsten und umfangreichsten Än-
derung seit Bestehen des Thüringer Landtags zu 
unterziehen. Ich möchte eins betonen: Mit diesen 
Änderungen wird die Geschäftsordnung moderner, 
transparenter, widerspruchsfreier und auch prakti-
kabler.

(Unruhe AfD)

Das ist ganz eindeutig.

Ich möchte zwei Dinge korrigieren, die der Kollege 
Möller angesprochen hat. Lieber Kollege Möller, tut 
mir leid bei Ihrer letzten Rede, ich muss trotzdem 
widersprechen. Bitte gehen Sie nicht davon aus, 
dass sich all das, was wir hier im Hohen Haus 
regeln, immer gegen die AfD richtet. Wir haben 
Sie gar nicht so oft im Blick, wie Sie glauben. Sie 
sind für unser Handeln gar nicht so wichtig, wie Sie 
glauben.

(Beifall CDU, BSW)

Und das Zweite: Glauben Sie doch nicht, dass Sie 
die Einzigen sind, die Regierungshandeln auch mal 
kritischer und robuster hinterfragen. Lieber Mario 
Voigt, du weißt, wir diskutieren doch auch Dinge. 
Es ist doch nicht so, dass hier bei uns alles durch-
gewunken ist, und wer das glaubt, der hat wirklich 
ein etwas seltsames Verständnis von Parlamentsar-
beit.

(Beifall CDU, BSW)

Ich möchte noch eins in Richtung der AfD-Fraktion 
sagen: Sie müssen sich wirklich mal überlegen, 
was Ihre Rolle hier im Parlament ist. Das hier ist 
rund, hier gibt es keine Schmollecke. Wenn sich 
die größte Oppositionsfraktion, die größte Fraktion 
hier im Haus permanent in ihre Schmollecke zu-
rückzieht, dann kann sie nicht wirklich sachgerecht 
an unserer parlamentarischen Arbeit teilnehmen. 
Das ist einfach ein Problem.

(Beifall CDU, BSW)

Vizepräsident Quasebarth:
Herr Abgeordneter Wogawa, erlauben Sie eine Zwi-
schenfrage von der Abgeordneten Muhsal?
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Abgeordneter Dr. Wogawa, BSW:
Bitte am Ende, Frau Kollegin.

Liebe Kollegen, diese Larmoyanz, die man dann 
immer hört, und Sie sind ständig betroffen von Din-
gen, Sie machen sich kleiner, als Sie sind. Das ist 
doch gar nicht notwendig. Wir können doch in den 
Dialog kommen, und das hat doch oft genug hier 
geklappt. Warum immer diese Opferrolle, meine 
Damen und Herren? Selbst die goldene Opferrolle 
ist keine Goldmedaille, sondern das ist wirklich kein 
gutes Zeichen.

(Beifall CDU, BSW)

Mehr wollte ich eigentlich gar nicht sagen, deswe-
gen würde ich jetzt die Frage der Kollegin beant-
worten.

Abgeordnete Muhsal, AfD:
Herr Wogawa, vielen Dank für die Möglichkeit einer 
Zwischensprache. Ich komme dafür auch extra aus 
meiner „Schmollecke“, wie Sie es ausgedrückt ha-
ben. Und zwar haben Sie gesagt, es handelt sich 
um die umfangreichste Änderung der Geschäfts-
ordnung des Thüringer Landtags. Ich habe bisher 
aus Ihren Fraktionen noch nicht gehört, dass ei-
ne Ausschussüberweisung an den Justizausschuss 
beantragt ist. Ich bzw. die Kollegen im Justizaus-
schuss wären durchaus bereit, intensiv mitzuarbei-
ten und über die entsprechenden Änderungen zu 
sprechen. Dementsprechend möchte ich gern wis-
sen, ob Sie bereit wären, sich dazu noch mal im 
Justizausschuss zusammenzufinden.

Abgeordneter Dr. Wogawa, BSW:
Ich habe mich gewundert, dass sich Ihre Fraktion 
als größte Oppositionsfraktion, anders als die zwei-
te Oppositionsfraktion hier im Haus, nicht mit einem 
eigenen Antrag hieran beteiligt hat.

(Zwischenruf Abg. Muhsal, AfD: Das ist doch 
ganz normal!)

Warum sollen wir jetzt am Ende noch mal damit 
anfangen? Sie hätten die Möglichkeit gehabt, was 
einzubringen, dann hätten wir heute mit darüber 
diskutiert. Ich gehe davon aus, dass das jetzt nicht 
noch mal notwendig ist. Vielen Dank.

(Beifall CDU, BSW)

(Zwischenruf Abg. Mühlmann, AfD: So viel 
zum Thema „Mitarbeit“!)

Vizepräsident Quasebarth:
Dann bedanke ich mich bei dem Abgeordneten Wo-
gawa. Ich schaue noch mal in die Runde, ob es 
noch – das ist nicht der Fall. Dann schaue ich jetzt 
mal Richtung Regierungsbank, ob es von dort aus 
den Wunsch der Kommentierung gibt. Das ist nicht 
der Fall. Ich habe jetzt keine Ausschussüberwei-
sungswünsche feststellen können – es gibt einen 
Wunsch.

Abgeordneter Cotta, AfD:
Wir wünschen die Überweisung an den Justizaus-
schuss. Und zur Schlussabstimmung beantrage ich 
schon aus Nostalgiegründen die namentliche Ab-
stimmung.

(Beifall AfD)

Vizepräsident Quasebarth:
Die Überweisung an den Ausschuss für Justiz, 
Migration und Verbraucherschutz und die nament-
liche Abstimmung zur Schlussabstimmung wurden 
beantragt. Dann stimmen wir zunächst die Überwei-
sung an den Ausschuss für Justiz, Migration und 
Verbraucherschutz ab zu Tagesordnungspunkt 5 a. 
Wenn Sie diesem Vorschlag der Überweisung an 
den Ausschuss für Justiz, Migration und Verbrau-
cherschutz zustimmen, dann bitte ich die Fraktio-
näre jetzt um ihr Handzeichen, bitte. Ich sehe die 
Stimmen der AfD. Dann bitte ich um die Gegen-
stimmen. Da sehe ich die Fraktionen der CDU, des 
BSW, der SPD und Die Linke. Ich bitte um die 
Enthaltungen. Das ist nicht der Fall. Dann ist die 
Ausschussüberweisung abgelehnt.

Dann können wir jetzt über den Antrag an sich ab-
stimmen, über den Änderungsantrag unter TOP 5. 
Wenn Sie dem Änderungsantrag TOP 5 zustim-
men, bitte ich jetzt um ein Zeichen für die Zustim-
mung.

Abgeordnete Mitteldorf, Die Linke:
Herr Präsident, 5 a und 5 b. Wir müssten, wenn wir 
jetzt über 5 a abgestimmt haben, nur 5 a sagen und 
dann 5 b.

Vizepräsident Quasebarth:
Können Sie es bitte noch mal wiederholen?

Abgeordnete Mitteldorf, Die Linke:
Wir haben ja gerade – so habe ich es zumindest 
verstanden – die Ausschussüberweisung für 5 a 
abgelehnt. Das heißt, wir müssten jetzt über 5 a 
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abstimmen und dann müssten wir das ja noch mal 
für 5 b machen, weil es zwei Anträge sind.

Vizepräsident Quasebarth:
Danke für die Korrektur. Dann lassen Sie uns 
jetzt die Ausschussüberweisung für 5 b abstimmen. 
Wenn Sie für die Ausschussüberweisung sind, bit-
te ich Sie jetzt um Ihr Handzeichen. Da sehe ich 
die Zustimmung der Fraktion der AfD. Dann bitte 
ich jetzt um die Gegenstimmen. Da sehe ich die 
Fraktionen der CDU, des BSW, der SPD und die 
Fraktion Die Linke. Gibt es Enthaltungen? Das ist 
nicht der Fall. Vielen Dank. Dann ist die Ausschuss-
überweisung abgelehnt.

Dann lassen Sie uns nun einzeln über die Tages-
ordnungspunkte 5 a und b abstimmen.

Zunächst über den TOP 5 a. Wenn Sie dem Ände-
rungsantrag zustimmen, bitte ich jetzt um Ihr Zei-
chen der …

(Zwischenruf aus dem Hause: Namentliche 
Abstimmung!)

Namentliche Abstimmung – erlauben Sie mir einen 
kleinen Augenblick der Rücksprache.

So, sehr geehrte Abgeordnete, ich bitte noch ein-
mal kurz um Ihre Aufmerksamkeit. Drücken Sie uns 
allen die Daumen, dass wir das sauber über die 
Bühne kriegen.

(Zwischenruf Abg. König-Preuss, Die Linke: 
Ich drücke Ihnen die Daumen!)

Ich will mein Bestes dazu geben. Zunächst einmal 
bitte ich Sie um Ihre Handzeichen, um über den 
Änderungsantrag Drucksache 8/621 abzustimmen. 
Das machen wir offen per Handzeichen. Wenn Sie 
zustimmen, dann bitte ich jetzt um Ihr Handzeichen 
für die Zustimmung. Da sehe ich die Handzeichen 
der Fraktionen Die Linke, der SPD, des BSW und 
der Fraktion der CDU. Gibt es Gegenstimmen? Die 
gibt es von der Fraktion der AfD. Gibt es Enthaltun-
gen? Das ist nicht der Fall. Vielen Dank. Damit ist 
der Änderungsantrag positiv beschieden.

Dann stimmen wir jetzt namentlich über die Druck-
sache 8/567 unter Berücksichtigung des Ergebnis-
ses der Abstimmung über den Änderungsantrag ab. 
Ich beginne in wenigen Sekunden die namentliche 
Abstimmung, sobald ich mich über das Prozedere 
noch einmal kurz rückinformiert habe.

Dann bitte ich die Abgeordneten, ihre Stimmkarten 
zu nehmen und entsprechend ihrem Abstimmungs-
wunsch mit der Abstimmung zu beginnen. Vielen 
Dank.

Hatten alle Abgeordneten die Gelegenheit, ihre 
Stimme abzugeben? Ich schaue mal ins Rund. 
Sehr geehrte Abgeordnete, ich bitte, sich noch mal 
ganz kurz zu fokussieren. Hatten alle Abgeordne-
ten die Gelegenheit, ihre Stimme abzugeben? Ich 
sehe zahlreiche positive Rückmeldungen. Unsere 
beiden Schriftführer hatten auch die Gelegenheit. 
Dann schließen wir hiermit die Abstimmung und ich 
bitte um Auszählung.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, sehr geehrte 
Abgeordnete, ich bitte um Ihre Aufmerksamkeit 
an diesem Freitagnachmittag, um Ihnen das Ab-
stimmungsergebnis mitzuteilen. 79 Stimmen wur-
den abgegeben. Davon Jastimmen 50, Neinstim-
men 29, Enthaltungen gab es also keine (nament-
liche Abstimmung siehe Anlage). Damit ist der An-
trag mit Mehrheit angenommen.

(Beifall CDU, BSW, Die Linke, SPD)

Damit kommen wir zur Abstimmung zu Tagesord-
nungspunkt 5 b in Drucksache 8/537. Da reicht 
wieder die Abstimmung per Handzeichen. Ich bitte 
Sie nunmehr, wenn Sie Tagesordnungspunkt 5 b 
zustimmen, um Ihr Handzeichen. Da sehe ich die 
Handzeichen der Fraktionen Die Linke, der SPD, 
des BSW und der CDU. Gibt es Gegenstimmen? 
Da sehe ich die Handzeichen der Fraktion der 
AfD. Gibt es Enthaltungen? Das ist nicht der Fall. 
Damit wurde auch diesem Änderungsantrag zuge-
stimmt und wir können den Tagesordnungspunkt 
schließen.

Sehr geehrte Abgeordnete, Sie ahnen es schon. 
Wir nähern uns der Schlusskurve. Ich schaue mal 
kurz auf die Uhr: 16.36 Uhr. Ich bedanke mich ganz 
herzlich für die aktive Mitarbeit in dieser Runde und 
wünsche dem Abgeordneten Möller alles Gute auf 
seinem weiteren Weg.

(Beifall AfD, BSW)

Ich möchte Ihnen mitteilen, dass die nächste plan-
mäßige Plenarsitzung am 2., 3. und 4. April 2025 
stattfindet. Hiermit schließe ich offiziell die Sitzung.

Ich habe noch die Mitteilung, dass in 5 Minuten 
die Sitzung des Ausschusses für Inneres, Kommu-
nales und Landesentwicklung stattfindet, und zwar 
im Raum F 104. Ich wünsche allen Ausschusssit-
zenden eine gute Ausschusssitzung und allen Übri-
gen ein schönes Wochenende und bis bald. Danke 
schön.

Ende 16.32 Uhr
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Anlage

Ergebnis der namentlichen Abstimmung in 
der 11. Plenarsitzung am 7. März 2025 zum 
Tagesordnungspunkt 5 a)

Änderung der Geschäftsordnung des Thüringer 
Landtags 
Antrag der Fraktionen der CDU, des BSW und der 
SPD
- Drucksache 8/567 -

1. Abicht, Jan (AfD) nein
2. Augsten, Dr. Frank (BSW) ja
3. Behrendt, Nina (BSW) ja
4. Benninghaus, Thomas (AfD) nein
5. Berger, Melanie (AfD) nein
6. Braga, Torben (AfD)
7. Bühl, Andreas (CDU) ja
8. Cotta, Jens (AfD) nein
9. Croll, Jane (CDU) ja

10. Czuppon, Torsten (AfD) nein
11. Dietrich, Dr. Jens (AfD) nein
12. Düben-Schaumann, Kerstin (AfD) nein
13. Erfurth, Marek (AfD) nein
14. Geibert, Lennart (CDU) ja
15. Gerbothe, Carolin (CDU) ja
16. Gerhardt, Peter (AfD) nein
17. Gottweiss, Thomas (CDU) ja
18. Große-Röthig, Ulrike (Die Linke) ja
19. Güngör, Lena Saniye (Die Linke)
20. Hande, Ronald (Die Linke) ja
21. Haseloff, Daniel (AfD) nein
22. Häußer, Denis (AfD) nein
23. Heber, Claudia (CDU) ja
24. Henkel, Martin (CDU)
25. Herzog, Matthias (BSW) ja
26. Hey, Matthias (SPD) ja
27. Höcke, Björn (AfD)
28. Hoffmann, Nadine (AfD) nein
29. Hoffmann, Thomas (AfD) nein
30. Hoffmeister, Dirk (BSW) ja
31. Hupach, Sigrid (BSW) ja
32. Hutschenreuther, Ralph (BSW) ja
33. Jankowski, Denny (AfD) nein
34. Jary, Ulrike (CDU) ja
35. Kalthoff, Moritz (SPD) ja
36. Kästner, Alexander (BSW) ja
37. Kießling, Olaf (AfD) nein
38. Kobelt, Roberto (BSW) ja
39. König, Dr. Thadäus (CDU) ja
40. König-Preuss, Katharina 

(Die Linke)
ja

41. Kowalleck, Maik (CDU) ja
42. Kramer, Marcel (AfD) nein
43. Krell, Uwe (AfD) nein
44. Kummer, Tilo (BSW) ja

45. Küntzel, Sven (BSW) ja
46. Laudenbach, Dieter (AfD) nein
47. Lauerwald, Dr. Wolfgang (AfD) nein
48. Liebscher, Lutz (SPD) ja
49. Luhn, Thomas (AfD) nein
50. Marx, Dorothea (SPD) ja
51. Maurer, Katja (Die Linke) ja
52. Meißner, Beate (CDU) ja
53. Merz, Janine (SPD) ja
54. Mitteldorf, Katja (Die Linke) ja
55. Möller, Stefan (AfD) nein
56. Mühlmann, Ringo (AfD) nein
57. Muhsal, Wiebke (AfD) nein
58. Müller, Anja (Die Linke) ja
59. Nauer, Brunhilde (AfD) nein
60. Prophet, Jörg (AfD) nein
61. Quasebarth, Steffen (BSW) ja
62. Ramelow, Bodo (Die Linke)
63. Rosin, Marion (CDU)
64. Rottstedt, Vivien (AfD) nein
65. Schaft, Christian (Die Linke) ja
66. Schard, Stefan (CDU) ja
67. Schlösser, Sascha (AfD) nein
68. Schubert, Andreas (DIE LINKE) ja
69. Schütz, Steffen (BSW) ja
70. Schweinsburg, Martina (CDU)
71. Stark, Linda (Die Linke) ja
72. Steinbrück, Stephan (AfD) nein
73. Tasch, Christina (CDU) ja
74. Thomas, Jens (Die Linke) ja
75. Thrum, Uwe (AfD)
76. Tiesler, Stephan (CDU) ja
77. Tischner, Christian (CDU) ja
78. Treutler, Jürgen (AfD) nein
79. Urbach, Jonas (CDU) ja
80. Urban, Dr. Cornelia (SPD) ja
81. Voigt, Mario (CDU) ja
82. Waßmann, Niklas (CDU) ja
83. Weißkopf, Dr. Wolfgang (CDU) ja
84. Wirsing, Anke (BSW)
85. Wogawa, Dr. Stefan (BSW) ja
86. Wolf, Katja (BSW) ja
87. Worm, Henry (CDU) ja
88. Zippel, Christoph (CDU) ja
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